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Vorwort 

Mit den Jahresbänden 1967 wird zum fünften Mal eine ausführlich kommen-
tierte Sammlung von Dokumenten aus den Beständen des Politischen Archivs 
des Auswärtigen Amts unmittelbar nach Ablauf der dreißigjährigen Akten-
sperrfrist veröffentlicht. Das bewährte Editionskonzept der seit Herbst 1993 be-
reits publizierten „Akten z u r Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutsch-
land" über die Jahre 1949/50 (ein Band), 1963 (drei Bände), 1964 (zwei Bände), 
1965 (drei Bände) und 1966 (zwei Bände) ist beibehalten worden. 
Das Erscheinen der vorliegenden Bände gibt Anlaß, allen an dem Werk Betei-
ligten zu danken. So gilt mein verbindlichster Dank dem Auswärtigen Amt, 
insbesondere dem Politischen Archiv sowie den Damen und Herren in den Re-
feraten, die beim Deklassifizierungsverfahren zur Offenlegung der Dokumente 
beigetragen haben. In gleicher Weise zu danken ist dem Bundeskanzleramt für 
die Erlaubnis, unverzichtbare Dolmetscheraufzeichnungen einbeziehen zu kön-
nen. Desgleichen danke ich dem Archiv für Christlich-Demokratische Politik in 
St. Augustin für die Genehmigung, einige Schriftstücke aus dem Nachlaß des 
ehemaligen Bundeskanzlers Kurt Georg Kiesinger publizieren zu können, und 
dem Willy-Brandt-Archiv im Archiv der sozialen Demokratie der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Bonn für die Erlaubnis, einige Schriftstücke aus dem Nachlaß 
des Bundesministers des Auswärtigen der Jahre 1966 bis 1969, Willy Brandt, 
abdrucken zu dürfen. 
Besonderer Dank gebührt ferner den Kollegen im Herausgebergremium, die sich 
ihrer viel Zeit in Anspruch nehmenden Aufgabe in bewährter Kollegialität ge-
widmet haben. Ferner sei die tadellose Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Persönlichkeiten und Gremien des Instituts für Zeitgeschichte dankbar hervor-
gehoben. Gedankt sei auch dem präzise arbeitenden Verlag R. Oldenbourg. 
Unter den in der Titelei genannten Bearbeitern ist der Anteil von Frau Dr. Ilse 
Dorothee Pautsch am Gelingen der Bände besonders groß. Die Vorarbeiten und 
die Dokumentensammlung lagen weitgehend in ihrer Hand. Sie war außerdem 
mit der Kommentierung der Monate März, Juli und August 1967 befaßt. Die 
Monate Februar, Juni und November 1967 wurden von Herrn Dr. Jürgen 
Klöckler, die Monate Januar, Mai und Dezember 1967 von Herrn Dr. Matthias 
Peter und die Monate April, September und Oktober 1967 von Herrn Dr. Ha-
rald Rosenbach, der auch das Sachregister anfertigte, kommentiert. Ihnen al-
len, insbesondere aber auch Herrn Dr. Rainer A. Blasius, der wie bei den vor-
hergehenden Jahresbänden für die wissenschaftliche Leitung verantwortlich 
war, sei für die erbrachte Leistung nachdrücklichst gedankt. 
Ebenso haben wesentlich zur pünktlichen Fertigstellung der Edition Frau Dr. 
Ute Jancke und Herr Dr. Sven Olaf Berggötz durch die Erstellung des Perso-
nenregisters und Herr Dr. Wolfgang Hölscher durch die kompetente Beratung 
bei der Herstellung des Umbruchs beigetragen. 

Die Editionen für 1968 und 1969 sowie für 1951 befinden sich in Arbeit. Sie 
sollen im vorgesehenen Rhythmus erscheinen. 

Bonn, den 1. Oktober 1997 Hans-Peter Schwarz 
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Vorbemerkungen zur Edition 

Die „Akten zur Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutschland 1967" 
(Kurztitel: AAPD 1967) umfassen drei Bände, die durchgängig paginiert sind. 
Den abgedruckten Dokumenten gehen im Band I neben Vorwort und Vorbe-
merkungen ein Dokumentenverzeichnis, ein Literaturverzeichnis sowie ein 
Abkürzungsverzeichnis voran. Am Ende von Band III finden sich ein Personen-
und ein Sachregister sowie ein Organisationsplan des Auswärtigen Amts vom 
April 1967. 

Dokumentenauswahl 

Grundlage für die Fondsedition der Akten zur Auswärtigen Politik der Bun-
desrepublik Deutschland im Jahre 1967 waren die Bestände des Politischen 
Archivs des Auswärtigen Amts (PA/AA). Besonderes Gewicht wurde auf die 
zentralen Bestände „Ministerbüro" und „Büro Staatssekretär" gelegt. Ange-
messene Berücksichtigung fanden aber auch die einzelnen Abteilungen und 
Referate des Auswärtigen Amts. Schriftstücke aus anderen Bundesministeri-
en, die in die Akten des Auswärtigen Amts Eingang gefunden haben, wurden 
nur zur Kommentierung herangezogen und lediglich in Fällen von besonderer 
außenpolitischer Bedeutung als Dokumente aufgenommen. Fast ausnahmslos 
haben dagegen die im Auswärtigen Amt vorhandenen Aufzeichnungen über 
Gespräche des Bundeskanzlers mit ausländischen Staatsmännern und Diplo-
maten Aufnahme gefunden. Als notwendige Ergänzung dienten die im Bun-
deskanzleramt überlieferten Gesprächsaufzeichnungen. 

Entsprechend ihrer Herkunft belegen die edierten Dokumente in erster Linie 
die außenpolitischen Aktivitäten des Bundesministers des Auswärtigen. Sie 
veranschaulichen aber auch die Außenpolitik des jeweiligen Bundeskanzlers. 
Die Rolle anderer Akteure, insbesondere im parlamentarischen und parteipo-
litischen Bereich, wird beispielhaft dokumentiert, sofern eine Wechselbezie-
hung zum Auswärtigen Amt gegeben war. 
Die ausgewählten Dokumente sind nicht zuletzt deshalb für ein historisches 
Verständnis der Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland von Bedeu-
tung, weil ausschließlich Schriftstücke veröffentlicht werden, die bisher der 
Forschung unzugänglich und größtenteils als Verschlußsachen der Geheimhal-
tung unterworfen waren. Dank einer entsprechenden Ermächtigung wurden 
den Bearbeitern die VS-Bestände des PA/AA ohne Einschränkung zugänglich 
gemacht und Anträge auf Herabstufung und Offenlegung von Schriftstücken 
beim Auswärtigen Amt ermöglicht. Das Bundeskanzleramt war zuständig für 
die Deklassifizierung von Verschlußsachen aus den eigenen Beständen. Kopien 
der offengelegten Schriftstücke, deren Zahl diejenige der in den AAPD 1967 
weit übersteigt, werden im PA/AA zugänglich gemacht (Bestand Β 150). 
Nur eine äußerst geringe Zahl der für die Edition vorgesehenen Aktenstücke 
wurde nicht zur Veröffentlichung freigegeben. Hierbei handelt es sich vor al-
lem um Dokumente, in denen personenbezogene Vorgänge im Vordergrund 
stehen oder die auch heute noch sicherheitsrelevante Angaben enthalten. Von 
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Vorbemerkungen 

einer Deklassifizierung ausgenommen war Schriftgut ausländischer Herkunft 
bzw. aus dem Bereich mulilateraler oder internationaler Organisationen wie 
etwa der NATO. Unberücksichtigt blieb ebenfalls nachrichtendienstliches Ma-
terial. 

Dokumentenfolge 
Die 449 edierten Dokumente sind in chronologischer Folge geordnet und mit 
laufenden Nummern versehen. Bei differierenden Datumsangaben auf einem 
Schriftstück, z.B. im Falle abweichender maschinenschriftlicher und hand-
schriftlicher Datierung, ist in der Regel das früheste Datum maßgebend. Meh-
rere Dokumente mit demselben Datum sind, soweit möglich, nach der Uhrzeit 
eingeordnet. Erfolgt eine Datierung lediglich aufgrund sekundärer Hinweise 
(z.B. aus Begleitschreiben, beigefügten Vermerken usw.), wird dies in einer 
Fußnote ausgewiesen. Ein Dokument, bei dem nur der Entstehungsmonat be-
kannt ist, wird am Ende des betreffenden Monats eingereiht. Bei Aufzeichnun-
gen über Gespräche oder Besprechungen ist das Datum des dokumentierten 
Vorgangs ausschlaggebend, nicht der Zeitpunkt der Niederschrift. 

Dokumentenkopf 
Jedes Dokument beginnt mit einem halbfett gedruckten, stets gleichgestalte-
ten Dokumentenkopf, in dem wesentliche formale Angaben zusammengefaßt 
werden. Auf Dokumentennummer und -Überschrift folgen in kleinerer Druck-
type ergänzende Angaben, so rechts außen die Datumsangabe. Links außen 
wird, sofern vorhanden, das Geschäftszeichen des edierten Schriftstücks ein-
schließlich des Geheimhaltungsgrads (zum Zeitpunkt der Entstehung) wieder-
gegeben. Das Geschäftszeichen, das aus der Kurzbezeichnung der ausfertigen-
den Arbeitseinheit besteht sowie aus weiteren Elementen wie dem gemäß Ak-
tenplan inhaltlich definierten Aktenzeichen, der Tagebuchnummer einschließ-
lich verkürzter Jahresangabe und gegebenenfalls dem Geheimhaltungsgrad, 
läßt Rückschlüsse auf den Geschäftsgang zu und eröffnet die Möglichkeit, zu-
gehöriges Aktenmaterial zu ermitteln. Dokumentennummer, verkürzte Über-
schrift und Datum finden sich auch im Kolumnentitel über dem Dokument. 
Aus den Angaben im Dokumentenkopf, vor allem aus der Überschrift, läßt sich 
die Art des jeweiligen Dokuments erschließen. Aufzeichnungen und Vermerke 
des internen Schriftverkehrs im Auswärtigen Amt sind eine in der Edition be-
sonders häufig vertretende Dokumentengruppe. Der Verfasser wird jeweils in 
der Überschrift benannt. Läßt sich ein solcher weder unmittelbar noch mittel-
bar nachweisen, wird die ausfertigende Arbeitseinheit (Abteilung oder Referat) 
angegeben. 
Eine weitere Gruppe von Dokumenten bildet der Schriftverkehr zwischen der 
Zentrale in Bonn und den Auslandsvertretungen. Diese erhielten ihre Infor-
mationen und Weisungen in der Regel mittels Drahterlaß, der fernschriftlich 
oder per Funk übermittelt wurde. Auch bei dieser Dokumentengruppe wird in 
der Überschrift der Verfasser genannt, ein Empfänger dagegen nur, wenn der 
Drahterlaß an eine einzelne Auslandsvertretung bzw. deren Leiter gerichtet 
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Vorbemerkungen 

war. Anderenfalls werden die Adressaten in einer Fußnote aufgeführt. Bei 
Runderlassen an sehr viele oder an alle diplomatischen Vertretungen wird der 
Empfängerkreis nicht näher spezifiziert, um die Anmerkungen nicht zu über-
frachten. Ebenso sind diejenigen Auslandsvertretungen nicht eigens aufge-
führt, die nur nachrichtlich von einem Erlaß in Kenntnis gesetzt wurden. Er-
gänzend zum Geschäftszeichen wird im unteren Teil des Dokumentenkopfes 
links die Nummer des Drahterlasses sowie der Grad der Dringlichkeit angege-
ben. Rechts davon befindet sich das Aufgabedatum und - sofern zu ermitteln -
die Uhrzeit der Aufgabe. Ein Ausstellungsdatum wird nur dann angegeben, 
wenn es vom Datum der Aufgabe abweicht. 
Der Dokumentenkopf bei einem im Auswärtigen Amt eingehenden Drahtbe-
richt ist in Analogie zum Drahterlaß gestaltet. Zusätzlich zu Datum und Uhr-
zeit der Aufgabe wird hier auch der Zeitpunkt der Ankunft festgehalten, je-
weils in Ortszeit. 
In weniger dringlichen Fällen verzichteten die Botschaften auf eine fernschrift-
liche Übermittlung und zogen die Form des mit Kurier übermittelten Schrift-
berichts vor. Beim Abdruck solcher Stücke wird im Dokumentenkopf neben der 
Überschrift mit Absender und Empfanger das Geschäftszeichen und das Da-
tum genannt. Eine Sonderform des Schriftberichts stellt das sogenannte Pri-
vatdienstschreiben dar, mit dem außerhalb des offiziellen Geschäftsgangs zu 
einem Sachverhalt Stellung bezogen werden kann; darauf wird in einer An-
merkung aufmerksam gemacht. 
Neben dem Schriftwechsel zwischen der Zentrale und den Auslandsvertretun-
gen gibt es andere Schreiben, erkennbar jeweils an der Nennung von Absender 
und Empfänger. Zu dieser Gruppe zählen etwa Schreiben der Bundesregie-
rung, vertreten durch den Bundeskanzler oder den Bundesminister des Aus-
wärtigen, an ausländische Regierungen, desgleichen auch Korrespondenz des 
Auswärtigen Amts mit anderen Ressorts oder mit Bundestagsabgeordneten. 
Breiten Raum nehmen Niederschriften über Gespräche bzw. Besprechungen 
ein. Sie werden als solche in der Überschrift gekennzeichnet. Hervorzuheben 
sind innerhalb dieser Dokumentengruppe Gesprächsaufzeichnungen der Dol-
metscher. Für deren chronologische Einordnung ist das Gesprächs- oder Be-
sprechungsdatum ausschlaggebend, während Verfasser und Datum der Nie-
derschrift - sofern ermittelbar — in einer Anmerkung ausgewiesen werden. 
Die wenigen Dokumente, die sich keiner der beschriebenen Gruppen zuordnen 
lassen, sind aufgrund individueller Überschriften zu identifizieren. 
Die Überschrift bei allen Dokumenten enthält die notwendigen Angaben zum 
Ausstellungs-, Absende- oder Empfangsort bzw. zum Ort des Gesprächs oder 
der Besprechung. Erfolgt keine besondere Ortsangabe, ist Bonn stillschwei-
gend zu ergänzen. Hält sich der Verfasser oder Absender eines Dokumentes 
nicht an seinem eigentlichen Dienstort auf, wird der Ortsangabe ein „z. Z." vor-
angesetzt. 
Bei den edierten Schriftstücken handelt es sich in der Regel jeweils um die er-
ste Ausfertigung oder - wie etwa bei den aufgrund festgelegter Verteiler ver-
vielfältigten Drahtberichten - um eines von mehreren gleichrangig nebenein-
ander zirkulierenden Exemplaren. Statt einer Erstausfertigung mußten hin 
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Vorbemerkungen 

und wieder ein „Durchschlag als Konzept", ein Durchdruck, eine Abschrift oder 
eine Ablichtung herangezogen werden. Ein entsprechender Hinweis findet sich 
in einer Fußnote. In wenigen Fällen sind Entwürfe abgedruckt und entspre-
chend in den Überschriften kenntlich gemacht. 

Dokumententext 
Unterhalb des Dokumentenkopfes folgt - in normaler Drucktype - der Text des 
jeweiligen Dokuments, einschließlich des Betreffs, der Anrede und der Unter-
schrift. Falls die Textvorlage eine inhaltlich substantielle Überschrift aufweist, 
wird diese mitabgedruckt. Die Dokumente werden in der Regel ungekürzt ver-
öffentlicht. In wenigen Ausnahmefällen sind geringfügige Auslassungen vor-
genommen worden; sie werden durch [...] gekennzeichnet und in einer Fußnote 
erläutert. Textergänzungen der Bearbeiter stehen ebenfalls in eckigen Klam-
mern. 
Offensichtliche Schreib- und Interpunktionsfehler werden stillschweigend 
korrigiert. Eigentümliche Schreibweisen bleiben nach Möglichkeit erhalten: 
manchmal erwies sich jedoch eine Vereinheitlichung bzw. Modernisierung als 
sinnvoll. Dies trifft teilweise auch auf fremdsprachige Orts- und Personenna-
men zu, deren Schreibweise nach den im Auswärtigen Amt gebräuchlichen Re-
geln wiedergegeben wird. 
Selten vorkommende und ungebräuchliche Abkürzungen in der Textvorlage 
werden aufgelöst. Typische Abkürzungen von Institutionen, Parteien etc. wer-
den allerdings übernommen. Hervorhebungen in der Textvorlage, also etwa 
maschinenschriftliche Unterstreichungen oder Sperrrungen werden - sofern 
sie nicht formaler Natur sind - kursiv wiedergegeben. Darüber hinaus dient 
der Kursivdruck dazu, bei Gesprächsaufzeichnungen die Sprecher voneinander 
abzuheben. Im äußeren Aufbau (Absätze, Zentrierungen usw.) folgt das Druck-
bild der Textvorlage, soweit dies unter Berücksichtigung der satztechnisch 
bedingten Gegebenheiten möglich ist. 
Mit Ausnahme der dem Namen hinzugefügten Dienstbezeichnung, die der 
Überschrift eines Dokuments zu entnehmen ist, wird eine Unterschriftsformel 
vollständig wiedergegeben. Ein handschriftlicher Namenszug ist nicht beson-
ders gekennzeichnet, eine Paraphe mit Unterschriftscharakter aufgelöst (mit 
Nachweis in einer Fußnote). Findet sich auf einem Schriftstück der Name zu-
sätzlich maschinenschriftlich vermerkt, bleibt dies unerwähnt. Ein maschinen-
schriftlicher Name, dem ein „gez." vorangestellt ist, wird entsprechend über-
nommen; fehlt in der Textvorlage der Zusatz „gez.", wird er in eckigen Klam-
mern ergänzt. 
Unter dem Dokumententext wird die jeweilige Fundstelle des Schriftstückes in 
halbfetter Schrifttype nachgewiesen. Bei Dokumenten aus dem PA/AA wird 
auf die Angabe des Archivs verzichtet und nur der jeweilige Bestand mit 
Bandnummer genannt. Dabei ist, soweit möglich, der aktuelle Stand der Ver-
zeichnungsarbeiten im Politischen Archiv berücksichtigt. Dokumente aus VS-
Beständen sind mit der Angabe „VS-Bd." versehen. Bei Dokumenten anderer 
Herkunft werden Archiv und Bestandsbezeichnung angegeben. Da alle edier-
ten Dokumente für die wissenschaftliche Benutzung bisher nicht oder nur in 
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Vorbemerkungen 

eingeschränktem Maße zur Verfügung standen, erübrigte sich eine systemati-
sche Suche nach Vor- und Teilveröffentlichungen. 

Kommentierung 

In Ergänzung zum Dokumentenkopf enthalten die Anmerkungen formale 
Hinweise und geben Auskunft über wesentliche Stationen im Geschäftsgang. 
Angaben technischer Art, wie Registraturvermerke oder standardisierte Ver-
teiler, werden nur bei besonderer Bedeutung erfaßt. Wesentlich ist dagegen die 
Frage, welche Beachtung das jeweils edierte Dokument auf den verschiedenen 
Ebenen des Auswärtigen Amts bzw. außerhalb dieser Behörde gefunden hat. 
Dies läßt sich an den Paraphen maßgeblicher Akteure sowie an den - überwie-
gend handschriftlichen - Weisungen, Bemerkungen oder auch Reaktionen in 
Form von Frage- oder Ausrufungszeichen ablesen, die auf dem Schriftstück 
selbst oder auf zugehörigen Begleitschreiben und -vermerken zu finden sind. 
Die diesbezüglichen Merkmale sowie damit in Verbindung stehende Hervorhe-
bungen (Unterstreichungen oder Anstreichungen am Rand) werden in Anmer-
kungen nachgewiesen. Auf den Nachweis sonstiger An- oder Unterstreichun-
gen wird verzichtet. Abkürzungen in handschriftlichen Passagen werden unter 
Kennzeichnung durch eckige Klammern aufgelöst. 

In den im engeren Sinn textkritischen Anmerkungen werden nachträgliche 
Korrekturen oder textliche Änderungen des Verfassers und einzelner Adressa-
ten festgehalten. Unwesentliche Textverbesserungen sind hiervon ausgenom-
men. Ferner wird auf einen systematischen Vergleich der Dokumente mit 
Entwürfen ebenso verzichtet wie auf den Nachweis der in der Praxis üblichen 
Einarbeitung von Textpassagen in eine spätere Aufzeichnung oder einen Drah-
terlaß. 
Die Kommentierung soll den historischen Zusammenhang der edierten Doku-
mente in ihrer zeitlichen und inhaltlichen Abfolge sichtbar machen, weitere 
Aktenstücke und anderweitiges Schriftgut nachweisen, die unmittelbar oder 
mittelbar angesprochen werden, sowie Ereignisse oder Sachverhalte näher er-
läutern, die dem heutigen Wissens- und Erfahrungshorizont ferner liegen und 
aus dem Textzusammenhang heraus nicht oder nicht hinlänglich zu verstehen 
sind. Dem erstgenannten Gesichtspunkt tragen jene rück- oder weiterverwei-
senden Anmerkungen Rechnung, die Bezüge zwischen einzelnen Dokumenten 
in den vorliegenden drei Bänden offenlegen und auf die AAPD 1963 bis 1966 
bzw. auf die in Vorbereitung befindlichen AAPD 1968 verweisen. Das Auffin-
den von Dokumenten zu einem bestimmten thematischen Schwerpunkt ist mit 
Hilfe des Sachregisters möglich. 

Besonderer Wert wird bei der Kommentierung darauf gelegt, die Dokumente 
durch Bezugsstücke aus den Akten der verschiedenen Arbeitseinheiten des 
Auswärtigen Amts bis hin zur Leitungsebene zu erläutern. Zitate oder inhaltli-
che Wiedergaben sollen die damaligen Entscheidungsprozesse erhellen. Da-
durch wird zugleich Vorarbeit geleistet für eine vertiefende Erschließung der 
Bestände des PA/AA. Um die Identifizierung von Drahtberichten bzw. Drahter-
lassen zu erleichtern, werden außer dem Verfasser und dem Datum die Draht-
berichtsnummer und, wo immer möglich, die Drahterlaßnummer angegeben. 
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Findet in einem Dokument veröffentlichtes Schriftgut Erwähnung - etwa Ab-
kommen, Gesetze, Reden oder Presseberichte - , so wird die Fundstelle in einer 
Anmerkung nach Möglichkeit genauer spezifiziert. Auszüge aus den Bezugs-
stücken oder inhaltliche Zusammenfassungen sollen zum Verständnis der Do-
kumente beitragen. Bei Anmerkungen oder Anmerkungsteilen, deren Zweck 
die knappe Erläuterung eines Sachverhalts oder Ereignisses ist, erfolgen keine 
systematischen Hinweise auf archivalische oder veröffentlichte Quellen. Se-
kundärliteratur wird generell nicht in die Kommentierung aufgenommen. 
Angaben wie Dienstbezeichnung, Dienststellung, Funktion, Dienstbehörde und 
Nationalität dienen der eindeutigen Identifizierung der in der Kommentierung 
vorkommenden Personen. Die genannten Merkmale werden dabei erforderli-
chenfalls in Kombination oder auch im Wechsel dem Namen hinzugefügt. Bei 
Bundesministern erfolgt ein Hinweis zum jeweiligen Ressort nur im Personen-
register. Eine im Dokumententext lediglich mit ihrer Funktion genannte Per-
son wird nach Möglichkeit in einer Anmerkung namentlich nachgewiesen. Da-
von ausgenommen sind der jeweilige Bundespräsident, der Bundeskanzler 
bzw. der Bundesminister des Auswärtigen. 
Die Bezeichnung einzelner Staaten wird so gewählt, daß Verwechslungen aus-
geschlossen sind. Als Kurzform für die Deutsche Demokratische Republik 
kommen in den Dokumenten die Begriffe SBZ oder DDR vor und werden so 
wiedergegeben. Der in der Forschung üblichen Praxis folgend, wird jedoch in 
der Kommentierung und in den Regesten der Begriff DDR verwendet. Das Ad-
jektiv „deutsch" findet nur bei gesamtdeutschen Belangen oder dann Verwen-
dung, wenn eine eindeutige Zuordnung gegeben ist. Der westliche Teil von 
Berlin wird als Berlin (West), der östliche Teil der Stadt als Ost-Berlin be-
zeichnet. Im übrigen orientiert sich die Edition bei der Benutzung geogra-
phisch-politischer Begriffe an der Sprache der Quellen. 
Der Vertrag vom 8. April 1965 über die Einsetzung eines gemeinsamen Rates 
und einer vereinigten Kommission der Europäischen Gemeinschaften trat am 
1. Juli 1967 in Kraft. Zur Kennzeichnung der Zusammenlegung von EWG, 
EURATOM und EGKS wird in der Kommentierung ab diesem Datum von 
„Europäische Gemeinschaften" bzw. „EG" gesprochen. 
Für häufig benutzte Publikationen wie Editionen, Geschichtskalender und 
Memoiren werden Kurztitel oder Kurzformen eingeführt, die sich über ein ent-
sprechendes Verzeichnis auflösen lassen. Der Platzersparnis dienen ebenfalls 
die Rückverweise auf bereits an anderer Stelle ausgeführte Anmerkungen. 
Wie bei der Wiedergabe der Dokumente finden auch in den Anmerkungen die 
im Auswärtigen Amt gebräuchlichen Regeln für die Transkription fremd-
sprachlicher Namen und Begriffe Anwendung. Bei Literaturangaben in russi-
scher Sprache wird die im wissenschaftlichen Bereich übliche Transliterierung 
durchgeführt. 

Verzeichnisse 

Das Dokumentenverzeichnis ist chronologisch angelegt. Es bietet zu jedem Do-
kument folgende Angaben: Die halbfett gedruckte Dokumentennummer, Da-
tum und Überschrift, die Fundseite sowie eine inhaltliche Übersicht in Form 
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eines Regests. Um die Einheitlichkeit der Regesten in ihrem notwendigerweise 
verkürzenden Charakter zu wahren, steht bei der Zusammenfassung des Do-
kumenteninhalts nicht die Aufzählung aller angesprochenen Themen im Vor-
dergrund, sondern die Aufmerksamkeit gilt wesentlichen Schwerpunkten oder 
neuartigen Gedanken. Die Regesten können und sollen lediglich einer ersten 
Orientierung dienen. Hinsichtlich ihrer formalen Gestaltung wird auf die vor-
angehenden Ausführungen zur Kommentierung verwiesen. 
Das Literaturverzeichnis enthält nur solche Publikationen, die häufig zur 
Kommentierung herangezogen und mit Kurztiteln oder Kurzformen versehen 
wurden. Diese sind alphabetisch geordnet und werden unter Angabe der not-
wendigen bibliographischen Daten aufgelöst. 
Das Abkürzungsverzeichnis führt — mit Ausnahme der erwähnten Kurzformen 
- die im Dokumententeil vorkommenden Abkürzungen auf, es sei denn, sie 
sind so gebräuchlich, daß sich eine Auflösung erübrigt. Nicht aufgenommen 
werden Abkürzungen, die in einer Fußnote erläutert sind. 

Register 

Im Personenregister werden in der Edition vorkommende Personen unter Nen-
nung derjenigen politischen, dienstlichen oder beruflichen Funktionen aufge-
führt, die im inhaltlichen Zusammenhang der Dokumente wesentlich sind. In 
der Regel wird nur die maßgebliche Funktion im Jahr 1967 angegeben. Zu den 
im Auswärtigen Amt gebräuchlichen deutschen Funktionsbezeichnungen für 
ausländische Diplomaten werden in Einzelfällen die entsprechenden Termini 
in der jeweiligen Landessprache in Klammern hinzugefügt. Steht ein Doku-
ment in seiner Gesamtheit in Beziehung zu einer Person, so wird im Register 
statt der betreffenden Seitenzahlen die halbfett gedruckte Dokumentennum-
mer ausgeworfen. 
Das Sachregister ermöglicht einen thematisch differenzierten Zugriff auf die 
Dokumente. Auch hier wird in den Fällen, in denen sich ein Schlagwort auf ein 
Dokument in seiner Gesamtheit bezieht, die halbfett gedruckte Dokumenten-
nummer anstelle von Seitenzahlen aufgeführt. 
Der Organisationsplan vom April 1967 zeigt die Struktur des Auswärtigen 
Amts und orientiert über die Leiter der jeweiligen Arbeitseinheiten. 

xrv 



Verzeichnisse 





Dokumentenverzeichnis 

1 02.01 Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 3 
Lindenberg 

Meyer-Lindenberg fuhrt aus, daß der EWG-Ministerrat am 6. De-
zember 1966 der Kommission ein Mandat für Sondierungsge-
spräche mit Israel über dessen Assoziierungsantrag vom 4. Ok-
tober 1966 erteilt habe. Die Bundesregierung halte eine Neu-
verhandlung des Handelsabkommens vom 4. Juni 1964 zwi-
schen der EWG und Israel für den schnellsten Weg zur Verbes-
serung der gegenseitigen Handelsbeziehungen, während eine 
Assoziierung „schwerwiegende Probleme" aufwerfe. Die präju-
dizielle Wirkung einer solchen Entscheidung im Hinblick auf 
die Assoziierung weiterer afrikanischer Staaten und damit auf 
den europäischen Charakter der EWG wäre beträchtlich. Fer-
ner sei die Regelung der Beziehungen zu den EFTA-Staaten 
vordringlich. Schließlich werde die Frage aufgeworfen, ob eine 
Befürwortung des israelischen Antrags durch die Bundesregie-
rung nicht deren Bemühungen um die Wiederaufnahme diplo-
matischer Beziehungen mit den arabischen Staaten erschwere. 
Meyer-Lindenberg regt an, der israelischen Regierung mitzu-
teilen, daß ihr Wunsch von der EWG geprüft und die Haltung 
der Bundesregierung zu gegebener Zeit vom Kabinett festge-
legt werde. 

2 03.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 8 

Ruete berichtet, daß dem ehemaligen Vertreter des Leiters der 
Handelsvertretung in Warschau, Blumenfeld, von polnischer 
Seite der Vorschlag zu politischen Sondierungsgesprächen in 
Bonn unterbreitet worden sei. Die Entsendung einer polni-
schen Delegation unter Beteiligung eines verantwortlichen Be-
amten des polnischen Außenministeriums stelle ein Novum dar 
und gehe weit über die gegenüber Abgeordneten des Bundesta-
ges im Sommer des Vorjahres geäußerte Möglichkeit der Auf-
nahme parlamentarischer Kontakte hinaus. Ruete schlägt vor, 
die Bereitschaft zu vertraulichen Gesprächen zu signalisieren 
und unverbindlich anzuregen, daß ein konkreter Terminvor-
schlag in Form eines vertraulichen Schreibens des Vertreters 
des polnischen Außenministeriums in der zu bildenden Dele-
gation erfolgen möge. 

3 03.01. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 10 

Sahm nimmt den Entwurf einer Instruktion für die Delegation 
der Bundesrepublik bei den Verhandlungen mit der Tschecho-
slowakei zum Anlaß festzustellen, daß seitens der Bundesregie-
rung erstmals die Gesprächsbereitschaft über eine Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen erklärt werde. Voraussetzung hier-
für sei jedoch, daß eine künftige Botschaft in Prag auch die In-
teressen von Berlin (West) de facto wahrnehmen und dem Al-
leinvertretungsanspruch Ausdruck verliehen werden könne. Er 
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weist darauf hin, daß eine offizielle Interpretation der beiden 
häufig und unterschiedlich benutzten Begriffe „Heimatrecht" 
und „Obhutspflicht" durch das Bundeskabinett erforderlich sei. 
Sahm äußert ferner die Meinung, daß sich die Bundesrepublik 
die Normalisierung des Verhältnisses zu Osteuropa etwas ko-
sten lassen müsse. Staaten, die der Politik der Bundesregie-
rung besonders aufgeschlossen gegenüberständen, sollte wirt-
schaftlich und finanziell entgegengekommen werden, um den-
jenigen osteuropäischen Staaten, die sich zurückhaltend zeig-
ten, einen Anreiz zur Änderung ihrer Haltung zu geben. 

4 03.01. Bundesminister Brandt, z.Z. Rom, an das Auswärtige S. 14 
Amt 
Brandt macht darauf aufmerksam, daß sich die Bundesrepu-
blik der Unterzeichnung eines zwischen den USA und der 
UdSSR auszuhandelnden Nichtverbreitungsabkommens kaum 
werde entziehen können. Sie müsse jedoch, gemeinsam mit an-
deren nicht-nuklearen Staaten „kraftvoll und beharrlich" ihre 
Interessen vertreten, insbesondere hinsichtlich der uneinge-
schränkten Beteiligung an der zivilen Atomforschung. Ferner 
vertritt Brandt die Ansicht, daß durch das angestrebte Abkom-
men der Weg nach Europa weder versperrt noch unnötig er-
schwert werden dürfe. Auch sollten bestehende Regelungen in-
nerhalb der NATO zur nuklearen Planung nicht berührt wer-
den; die Bundesrepublik erhebe hier Anspruch auf volle Betei-
ligung. Demgegenüber seien Projekte in Anlehnung an die MLF 
nicht mehr realistisch, da die Gefahr bestehe, „hinter einem 
Wurstzipfel herzuhopsen", der nicht zu erwischen sei. Vielmehr 
müsse überlegt werden, ob der Bundesrepublik nicht mehr Luft 
verschafft werden könne, wenn der 1954 ausgesprochene Ver-
zicht auf die Herstellung von Kernwaffen durch einen Verzicht 
auf Erwerb, Mitbesitz und Verfügungsgewalt ergänzt würde. 

5 04.01. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 19 
Lahr legt die Grundsätze der Bundesregierung für die Gewäh-
rung von Ausrüstungshilfe dar. Diese habe sich als wertvolles 
Instrument der Außenpolitik erwiesen, stoße nun aber auf Be-
denken im Bundestag und sei darüber hinaus von Kürzungen 
im Haushalt 1967 betroffen. Dabei könnte hier mit relativ ge-
ringen Mitteln große politische Wirkung erzielt werden, denn 
die Ausrüstungshilfe entspreche dem Wunsch der Entwick-
lungsländer nach politischer Konsolidierung und trage ihrem 
Prestigebedürfnis Rechnung. Als Gegenleistung dürfe die Bun-
desregierung Unterstützung in ihrer Deutschlandpolitik er-
warten. Es müsse auch bedacht werden, daß der Kreis der 
Empfanger auf wenige Staaten in den ruhigeren Teilen Afrikas 
begrenzt sei. Lahr stellt ferner fest, daß keine Angriffswaffen 
geliefert würden und beabsichtigt sei, von der Lieferung soge-
nannter Verteidigungswaffen gänzlich abzukommen. Um den 
im Haushalt für 1967 vorgesehenen Betrag durchzusetzen, regt 
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er an, daß begrifflich unterschieden werden solle zwischen Ver-
teidigungshilfe einschließlich Waffen einerseits, die den NATO-
Staaten vorbehalten bleibe, sowie andererseits Ausrüstungshil-
fe an Entwicklungsstaaten „praktisch ohne Waffen". 

6 04.01. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenköt ter S. 23 

Schnippenkötter resümiert den Stand der Dreier-Verhandlun-
gen nach der Gesprächsrunde vom 28. bis 30. November 1966. 
Während die Untersuchung über die sowjetische Bedrohung fer-
tiggestellt wurde, konnte in Einzelfragen wie etwa der anzu-
setzenden Dauer der militärischen Vorwarnzeit im Falle eines 
Angriffs des Warschauer Pakts gegen die NATO keine Eini-
gung erzielt werden. Gleichfalls nicht abgeschlossen sei eine 
Untersuchung des militärischen Potentials der NATO im Ab-
schnitt Europa-Mitte sowie eine vergleichende Studie über die 
Kampfkraft der deutschen, britischen und amerikanischen 
Streitkräfte. Unterschiedliche Ansichten beständen auch in der 
Frage, ob das Vorhandensein starker konventioneller Streit-
kräfte in Europa zweckmäßig sei; im Gegensatz zur deutschen 
und amerikanischen Auffassung vertrete die britische Regie-
rung die Auffassung, „daß eine konventionelle Verteidigung in 
Europa aussichtslos" sei. Noch nicht erörtert wurde, ob und un-
ter welchen Voraussetzungen eine Rückverlegung von ameri-
kanischen und britischen Truppen aus der Bundesrepublik mi-
litärisch vertretbar sei. 

7 04.01. Aufzeichnung des Botschaf ters Grewe, ζ. Z. Bühler S. 27 
Höhe 

Grewe bezeichnet den am 16. Dezember 1966 vom amerikani-
schen Außenminister Rusk übergebenen Formulierungsvor-
schlag für den Artikel I eines Nichtverbreitungsabkommens als 
unakzeptabel, da er eine befriedigende Lösung des Problems 
der nuklearen Teilhabe innerhalb der NATO im Sinne einer 
weitergehenden Einbeziehung der Nicht-Kernwaffenstaaten un-
möglich mache. Bei einer amerikanisch-sowjetischen Einigung 
auf der Grundlage des vorgelegten Textes würde die integrierte 
Militärstruktur der NATO auf dem jetzt erreichten und die Bun-
desregierung nicht befriedigenden Niveau verbleiben. Außer-
dem müßten sich die europäischen Partner auf die zunehmend 
fraglich gewordene amerikanische Nukleargarantie verlassen. 
Die NATO würde somit zu einem Instrument amerikanischer 
Kontrolle des militärischen Gleichgewichts in Europa auf der 
Basis des Status quo. Ziel der Bundesregierung müsse folglich 
die Sicherstellung eines tragbaren Textentwurfes sein. Dies be-
deute auch, daß ein Beitritt zum Abkommen nicht allen Staa-
ten offenstehen dürfe. Deutlicher als bisher sei herauszustel-
len, daß das amerikanische Vorgehen mit der „Idee der atlanti-
schen Partnerschaft" unvereinbar sei. 
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8 05.01. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 32 
italienischen Außenminister Fanfani in Rom 
Brandt erläutert, daß die Bundesregierung bei dem geplanten 
Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der EWG-Staa-
ten in Rom nicht nur die Ost-West-Beziehungen erörtern wolle. 
Auch die bei Staatspräsident de Gaulle bestehenden Zweifel in 
Europa-Fragen sollten zerstreut werden. Hinsichtlich eines Bei-
tritts Großbritanniens zur EWG führt er aus, daß vorurteilslos 
neue Ansatzpunkte erarbeitet werden müßten, um so vielleicht 
zu qualifizierten Konsultationen zu gelangen. Fanfani weist 
darauf hin, daß die Gipfelkonferenz „der Vorbereitung der Gei-
ster auf konstruktive und gelassene Englandverhandlungen" 
dienen solle. Die Minister stimmen darin überein, daß es hin-
sichtlich der für den 1. Juli 1968 vorgesehenen Liberalisierung 
des EWG-Binnenmarktes für Großbritannien keine zu langen 
Übergangszeiten geben dürfe. Brandt unterbreitet Vorschläge 
für eine gemeinsame europäische Forschungspolitik und Ver-
handlungen mit den USA über ein Kooperationsabkommen im 
Rahmen der OECD. Hinsichtlich eines Nichtverbreitungsab-
kommens dürfe weder das Interesse der Nichtnuklearstaaten 
an einer friedlichen Entwicklung der Kernenergie noch deren 
Beteiligung an der gemeinsamen Strategie der NATO und an 
deren Krisenmanagement beeinträchtigt werden. 

9 10.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Diehl S. 42 
Diehl stellt fest, daß Frankreich die Entwicklung und Herstel-
lung von Atomwaffen „im wesentlichen gemeistert" habe. Dabei 
habe es 1956/57 gewisse Ansatzpunkte für eine deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit im Nuklearbereich gegeben. Jedoch 
bestehe Staatspräsident de Gaulle nun darauf, daß die Bun-
desrepublik keine nationale Verfügungsgewalt und keinen Be-
sitz oder Mitbesitz von Atomwaffen anstrebe. Demgegenüber 
müsse deutlich gemacht werden, daß die Bundesrepublik gera-
de nach dem Scheitern des MLF-Projektes und der noch völlig 
ungewissen Option einer europäischen Atomstreitmacht schutz-
würdige nationale Interessen auf nuklearem Gebiet besitze, die 
eine begrenzte, aber ausbaufähige Kooperation mit Frankreich 
wünschenswert machten. Dabei könne die Bundesrepublik 
auch als Bindeglied zwischen dem .Außenseiter Frankreich" 
und den übrigen NATO-Staaten fungieren. Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit ergäben sich u.a. auf dem Gebiet der Rake-
tenabwehr, hinsichtlich der friedlichen Nutzung der Kernener-
gie, bei der Entwicklung von Reaktoren sowie in der Nuklear-
technologie. 

10 11.01. Vortragender Legationsrat I. Klasse Wickert, z.Z. Prag, S. 47 
an Staatssekretär Schütz 
Wickert berichtet von den Verhandlungen mit der Tschecho-
slowakei über den Abschluß eines Handelsabkommens und die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen. Der Abteilungsleiter 
im tschechoslowakischen Außenministerium, Rezek, habe die 
Auffassung bekräftigt, daß das Münchener Abkommen von 
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1938 von Anfang an null und nichtig gewesen sei. Bei einer 
Anerkennung dieser „objektiven Tatsache" würde die tschecho-
slowakische Regierung weder neue Forderungen erheben noch 
die Bundesrepublik „zur Kasse" bitten. Er, Wickert, habe ver-
deutlicht, daß sich die Bundesregierung von einer Diskussion 
über Gültigkeit oder Ungültigkeit „ungleicher Verträge" auch 
nichts verspreche, jedoch dem tschechoslowakischen Stand-
punkt hinsichtlich des Münchener Abkommens nicht leicht fol-
gen könne. Allerdings bestehe die Bereitschaft, anläßlich eines 
Botschafteraustauschs die „Verurteilung der Hitlerschen Ge-
waltpolitik, die zum Münchener Abkommen geführt habe", zu 
wiederholen. 

11 11.01. Drahterlaß des Staatssekretärs Schütz S. 50 
Der Staatssekretär resümiert ein Gespräch mit den Botschaf-
tern der Drei Mächte. Schütz berichtete McGhee, Roberts und 
François Seydoux, daß die Aussichten für eine Weiterarbeit der 
Passierscheinstelle für dringende Familienangelegenheiten 
nach Auslaufen der bestehenden Regelung Ende Januar 1967 
nicht sehr günstig seien. Auch wolle die DDR mit der Ankündi-
gung, die Mitarbeit im Alliierten Abrechnungsbüro für den 
Post- und Fernmeldeverkehr zu beenden, ihre Forderung nach 
Internationalisierung des innerdeutschen Postverkehrs unter-
mauern. Schütz schlug daher vor, daß die „Allied Working Par-
ty on International Accounting of Post and Telecommunicati-
ons" weiterhin Postgebühren abrechnen und die Postverwal-
tungen der beteiligten Staaten in einem Zirkular davon in 
Kenntnis setzen sollten. Er teilte weiter mit, daß die DDR ei-
nen Ausgleich in Höhe von mehreren hundert Millionen DM 
für die seit 1948 geleisteten Dienstleistungen im innerdeut-
schen Postverkehr fordere, jedoch nur ein Ausgleich für zu-
künftige Leistungen erwogen werden und hierüber eine Ab-
sprache auf technischer Ebene erfolgen könne. Es müsse über-
legt werden, ob auf die im November 1966 durch die DDR ein-
seitig festgelegte neue Gebührenordnung für die Benutzung 
der Wasserstraßen von Berlin (West) nicht mit einer entspre-
chenden Anordnung des Berliner Senats geantwortet werden 
müsse. 

12 12.01. Ministerialdirektor Ruete, z.Z. Bukarest, an das S. 56 
Auswärtige Amt 
Ruete berichtet über sein Gespräch mit dem rumänischen Au-
ßenminister. Manescu erklärte, daß hinsichtlich der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen weder Bedingungen gestellt, noch 
Schwierigkeiten gemacht würden. Auf der anderen Seite könn-
ten die von der Bundesrepublik vertretenen Positionen keines-
falls durch Rumänien „attestiert" werden. Der Botschafteraus-
tausch solle in Form eines Kommuniqués beschlossen werden, 
das nicht mit gewagten politischen Erklärungen zu belasten 
sei. Ferner könnten hinsichtlich der Vertretung der Interessen 
von Berlin (West) durch eine in Bukarest zu errichtende Bot-
schaft keine schriftlichen Zusicherungen gemacht werden; je-

XXI 



Dokumentenverzeichnis für Band I 

doch werde die rumänische Regierung zu mündlichen Abma-
chungen stehen. Was die Zusammenführung „rumänischer 
Staatsangehöriger" mit ihren in der Bundesrepublik lebenden 
Familien angehe, so sei Rumänien bereit, aus humanitären 
Gründen Ausreiseanträgen mehr Aufmerksamkeit zu schen-
ken. 

13 12.01. Vortragender Legationsrat I. Klasse Wickert, ζ. Z. Prag, S. 60 
an Staatssekretär Schütz 
Wickert faßt seine Gespräche mit dem Abteilungsleiter im 
tschechoslowakischen Außenministerium zusammen. Rezek be-
kräftigte, daß die tschechoslowakische Auffassung, die Bundes-
republik müsse die Ungültigkeit des Münchener Abkommens 
von 1938 ex tunc anerkennen, zwar eine Erwartung, aber keine 
Forderung darstelle. Zu dem seitens der Bundesregierung er-
wogenen Austausch bilateraler Gewaltverzichtserklärungen 
meinte er, daß die Tschechoslowakei „Mitglied der sozialisti-
schen Familie" sei und daher eine Friedenssicherung in euro-
päischem Rahmen vorziehe. Hinsichtlich der Einbeziehung von 
Berlin (West) in ein Handelsabkommen werde überlegt, ob die-
se Frage nicht durch die vorhergehende Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen und eine damit verknüpfte Vereinbarung 
über die Wahrnehmung der Interessen von Berlin (West) durch 
die Botschaft der Bundesrepublik in Prag gelöst werden könne. 
Rezek betonte, daß nach wie vor Interesse an der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zur Bundesrepublik bestehe. 

14 13.01. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 64 
Staatspräsident de Gaulle in Paris 
Der Bundeskanzler erklärt, daß er nicht als „Demandeur" kom-
me, sondern als jemand, der mit der Umsetzung des deutsch-
französischen Vertrages von 1963 nicht zufrieden sei und alles 
tun wolle, um nach Maßgabe der heutigen Umstände das Ver-
säumte nachzuholen. Daneben wünsche die Bundesregierung, 
die Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten zu normali-
sieren und auch das Verhältnis zur UdSSR zu verbessern. Viel-
leicht könne auch eine Entkrampfung gegenüber der DDR dazu 
beitragen, den „hermetischen Abschluß der Bevölkerung in der 
DDR" zu beenden. Mit dieser Politik wolle die Bundesrepublik 
„als Europäer mit Europäern" die Ost-West-Konfrontation über-
winden helfen. De Gaulle führt aus, daß die UdSSR mit der ei-
genen Entwicklung ringe, bei ihren Verbündeten die nationale 
Idee obsiege und das Verhältnis zur Volksrepublik China ge-
spannt sei. Deshalb sei es notwendig, eine echte politische Ent-
spannung zu betreiben. Kiesinger erwidert, daß im Gegenzug 
zu dieser an die Bundesregierung gerichteten Erwartung die 
Verbündeten der Wiedervereinigung Deutschlands nicht nur 
einen „Lippendienst" erweisen dürften. Was die Haltung ge-
genüber den USA betreffe, so lasse sich die Bundesregierung 
von der Erkenntnis leiten, daß jeder Staat eigene Interessen 
verfolge. Deswegen gebe es gute Gründe für einen Verbleib in 
der NATO-Integration, eben weil die Bundesrepublik nicht die-
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selbe Bewegungsfreiheit wie Frankreich besitze. Allerdings 
denke er nicht daran, Politik „in Hörigkeit von Amerika" zu be-
treiben. 

15 13.01. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem fran- S. 78 
zösischen Außenminister Couve de Murville in Paris 
Der Bundesminister berichtet, daß die Verhandlungen zwi-
schen der Bundesrepublik und Rumänien über die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen gut zu verlaufen schienen. Auch 
die Gespräche, die derzeit in Prag geführt würden, ließen dar-
auf hoffen, daß im Verhältnis zur Tschechoslowakei eine Nor-
malisierung bald möglich sei. Die UdSSR habe dagegen ledig-
lich in der Frage des Austausche von Gewaltverzichtserklärun-
gen Interesse an einem informellen Meinungsaustausch signa-
lisiert. Der französische Außenminister führt aus, daß der 
Wandel in den Ost-West-Beziehungen „sehr wichtig, vielleicht 
das Wichtigste" sei. Polen biete die größten Schwierigkeiten, da 
es noch stark „traumatisiert" sei, während die sowjetische Re-
gierung mit Rücksicht auf die unterschiedlichen Interessen ih-
rer Bündnispartner eine abwartende Haltung einnehme. Brandt 
bittet mit Blick auf eine mögliche Wiederaufnahme diplomati-
scher Beziehungen zu Jugoslawien um die Mithilfe der franzö-
sischen Regierung, damit den Staaten der blockfreien Welt 
verdeutlicht werde, daß die Politik der Bundesregierung ge-
genüber den osteuropäischen Staaten keine Änderung ihrer 
Haltung zur DDR bedeute. Dies betreffe auch die arabischen 
Staaten, mit denen eine „Parallelaktion" zur Wiederaufnahme 
diplomatischer Beziehungen laufe. 

16 13.01. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 90 
Staatspräsident de Gaulle in Paris 
Kiesinger führt aus, daß Vertreter der Industrie in der Bun-
desrepublik auf einen britischen Beitritt zur EWG und den Ab-
bau der Zollgrenzen zur EFTA drängten, da der Exportüber-
schuß der Wirtschaft fast ausschließlich im Handel mit den 
EFTA-Staaten erzielt werde. Die Position der Bundesregierung 
gegenüber Großbritannien sei in erster Linie wirtschaftlicher 
und nicht so sehr politischer Natur. Der Staatspräsident erwi-
dert, daß mit der Gemeinschaft der Sechs eine wirtschaftliche 
Solidarität, ja eine „echte Gemeinschaft" habe geschaffen wer-
den sollen. Daraus würde mit dem Beitritt Großbritanniens 
aber nur noch eine Freihandelszone, da die britische Regierung 
sich nicht den gleichen Regeln unterwerfen wolle. Dies gelte 
beispielsweise für die Währungspolitik, denn Großbritannien 
„habe keine Währung, sondern nur die Fiktion einer Wäh-
rung". Sollten die übrigen EWG-Staaten auf einem britischen 
Beitritt bestehen, werde Frankreich gegebenenfalls die Gemein-
schaft verlassen. Die Beitrittsfrage bleibe „zur Zeit am besten 
suspendiert". 
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17 13.01. Deutsch-französische Regierungsbesprechung in Paris S. 94 
Bundesminister Brandt erklärt, daß die Bundesregierung bei 
der Erörterung der europäischen politischen Zusammenarbeit 
auf der geplanten Konferenz der Staats- und Regierungschefs 
der EWG-Staaten in Rom jedem Weg, der Fortschritte verspre-
che, zustimmen könne. Ministerpräsident Pompidou betont, ein 
solches Treffen müsse zeigen, daß es von Nutzen gewesen sei; 
deshalb sollten insbesondere Themen des Gemeinsamen Mark-
tes und der internationalen Währungspolitik erörtert werden. 
Außenminister Couve de Murville ergänzt, daß die Zeit noch 
nicht reif sei, Formen der politischen Zusammenarbeit unter 
den Sechs zu diskutieren. Brandt regt an, in Rom über die wis-
senschaftlich-technologische Zusammenarbeit zu sprechen und 
„unter der Hand" einen Kompromiß hinsichtlich der Zusam-
mensetzung einer vereinigten Kommission der europäischen 
Gemeinschaften zu finden, um dann während der Konferenz 
den Abschluß der Fusion bekanntzugeben. Staatspräsident de 
Gaulle greift einen Vorschlag des Bundeskanzlers Kiesinger 
auf und erklärt sich bereit, der Fusion zuzustimmen, wenn der 
Präsident der EWG-Kommission, Hallstein, zum Jahresende 
abgelöst werde. Er stellt ferner die Mitwirkung Frankreichs in 
einer Kommission der Sechs über Technologie-Probleme in Aus-
sicht. Abschließend weist Kiesinger darauf hin, daß eine Erör-
terung der Ost-West-Beziehungen zwangsläufig auch die 
Deutschland-Frage aufwerfen werde, was er für gefahrlich halte. 

18 13.01. Runderlaß des Staatssekretärs Schütz S. 103 
Schütz bittet die Auslandsvertretungen in 70 blockfreien Staa-
ten, der jeweiligen Gastregierung die Absicht der Bundesregie-
rung zu erläutern, diplomatische Beziehungen mit osteuropäi-
schen Staaten aufzunehmen. Die damit angestrebte „Entspan-
nungswirkung" werde aber beeinträchtigt, wenn dritte Staaten 
den Botschafteraustausch zum Anlaß nähmen, ihrerseits enge-
re Kontakte zur DDR zu knüpfen. Demgegenüber müsse dar-
auf hingewiesen werden, daß jede Herstellung politischer Be-
ziehungen zur DDR nach wie vor „eine einseitige Option für 
den Osten" darstelle. Deshalb werde die Bundesregierung wei-
terhin ,jede Anerkennung des Ulbricht-Regimes als unfreund-
lichen Akt ansehen" und darauf so reagieren, daß die Interes-
sen des deutschen Volkes gewahrt blieben. 

19 14.01. D e u t s c h - f r a n z ö s i s c h e R e g i e r u n g s b e s p r e c h u n g in P a r i s S. 106 

Staatspräsident de Gaulle stellt als Bilanz der Gespräche fest, 
daß der deutsch-französische Vertrag von 1963 „lebe" und .jetzt 
wieder ins Licht getreten" sei. Sowohl hinsichtlich der Ein-
schätzung der Ost-West-Beziehungen als auch in der Haltung 
gegenüber den USA und in der Frage eines britischen Beitritts 
zur EWG gebe es keine fundamentalen Gegensätze. Bundes-
kanzler Kiesinger hebt hervor, daß das beiderseitige Interesse, 
„mehr und qualitativ anders als mit anderen" zusammenzuar-
beiten, eine Konstante im politischen Wandel bleibe. Und ob-
wohl es für Frankreich einfacher sei, der Formel „détente, en-
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tente, coopération" zu folgen, wisse die Bundesregierung, daß 
die Entspannung nach menschlichem Ermessen der einzige 
Weg zur Wiedervereinigung sei. Darüber hinaus sei Europa in 
erster Linie das Anliegen der Europäer. Bundesminister Brandt 
und Ministerpräsident Pompidou informieren über die getrof-
fenen Vereinbarungen für eine engere deutsch-französische 
wirtschaftliche und wissenschaftlich-technologische Zusam-
menarbeit. Ferner solle auf dem Gebiet der Verteidigung eine 
gemeinsame sicherheitspolitische Studie erarbeitet und die Ko-
operation in der Rüstungsproduktion gefördert werden. Schließ-
lich werde nicht zuletzt mit Blick auf die Entwicklung der 
EWG eine engere bilaterale Abstimmung vor allem in der 
Steuer- und Währungspolitik angestrebt. 

20 15.01. Ministerialdirektor Ruete, ζ. Z. Bukarest, an das S. 114 
Auswärtige Amt 
Ruete teilt mit, daß der Beschluß zur Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen mit Rumänien anläßlich des Besuchs des rumäni-
schen Außenministers Manescu Ende des Monats in Form ei-
nes Kommuniqués in Bonn bekanntgegeben werden solle. In 
der Frage der Vertretung von Berlin (West) durch die künftige 
Botschaft in Bukarest sei die rumänische Delegation nicht zu 
einer schriftlichen Fixierung bereit gewesen. Es sei jedoch ver-
sichert worden, daß rumänische Behörden Unterstützungsge-
suche, die von Bürgern aus Berlin (West) an die Botschaft her-
angetragen würden, aus humanitären Gründen berücksichti-
gen würden. Die bisher von der Handelsvertretung in Bukarest 
wahrgenommenen Befugnisse zur Vertretung der Wirtschafts-
interessen von Berlin (West) sollten auf die Wirtschaftsabtei-
lung der Botschaft übergehen. Ruete stellt fest, daß dieses 
Verhandlungsergebnis zwar keine „vollauf befriedigende Lö-
sung" darstelle, die rumänische Regierung jedoch ihren Rechts-
standpunkt in der Berlin-Frage nicht aufgeben könne. 

21 16.01. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 121 
amerikanischen Botschafter McGhee 
Kiesinger berichtet, er habe in den deutsch-französischen Re-
gierungsbesprechungen vom 13./14. J anua r 1967 die unter-
schiedliche Einschätzung der Beziehungen zu den USA durch 
die Bundesrepublik und Frankreich damit begründet, daß es 
nicht darum gehe, „den Vereinigten Staaten gegenüber gehor-
sam zu sein", sondern mit den USA eine den eigenen Interes-
sen entsprechende Politik zu betreiben. Staatspräsident de 
Gaulle habe dies anerkannt, insbesondere aber daran festge-
halten, daß die amerikanische Vietnam-Politik auf dem fal-
schen Weg sei. In dieser Frage könne die Bundesrepublik nicht 
dasselbe sagen wie Frankreich, und sei es nur, weil „Deutsch-
land ein geteiltes Land" sei. Ferner habe er de Gaulle erklärt, 
daß eine auch von der Bundesregierung verfolgte Politik der 
europäischen Entspannung nicht mit der Erwartung betrieben 
werden dürfe, daß sich auf diese Weise die Wiedervereinigung 
automatisch einstellen werde. Vielmehr müsse das Wiederver-
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einigungsproblem aktiv angegangen werden. McGhee erwidert, 
daß die USA von der Bundesregierung erwarteten, in allen Fra-
gen eigene Interesse zu verfolgen; es gebe keine Sonderbezie-
hungen zwischen Staaten, „die so weit gingen, daß man den 
Eigeninteressen zuwiderlaufende Dinge tue". Er versichert, 
daß der Abschluß eines Nichtverbreitungsabkommens eine eu-
ropäische Lösung nicht ausschließe. Die Bundesrepublik könne 
dann wie bisher auch Trägersysteme besitzen, allerdings keine 
atomaren Sprengköpfe, über deren Einsatz de Gaulle das letzte 
Wort haben müsse. 

22 17.01. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r i g e n t e n T r u c k e n b r o d t S. 129 

Truckenbrodt faßt ein Gespräch zwischen Bundesminister 
Brandt und dem Apostolischen Nuntius in Bonn zusammen. 
Bafile zeigte sich besorgt, daß eine Verabschiedung des geplan-
ten Schulgesetzes in Baden-Württemberg den Fortbestand der 
katholischen Konfessionsschulen im Regierungsbezirk Süd-
württemberg-Hohenzollern gefährden und damit eine „schwer-
wiegende und offenkundige Verletzung" des Konkordats von 
1933 zwischen dem Deutschen Reich und dem Heiligen Stuhl 
darstellen würde. Ein solcher Verstoß würde den Vatikan der 
Rechtfertigung berauben für die bislang praktizierte peinlich 
genaue Einhaltung des Konkordats hinsichtlich der Diözesan-
grenzen und -organisation in den seit 1945 unter polnischer 
Verwaltung stehenden ehemaligen Ostgebieten des Deutschen 
Reiches - mit möglichen Auswirkungen auf die geplante Er-
nennung eines polnischen Geistlichen zum residierenden Bi-
schof im vakanten Bistum Ermland. Brandt betonte, daß kein 
Zusammenhang hergestellt werden sollte zwischen dem Schul-
gesetz in Baden-Württemberg und dem unveränderten Fortbe-
stand der Diözesen in den ehemaligen Ostgebieten. Er sicherte 
jedoch zu, sich um eine Lösung innerhalb des verfassungs-
rechtlichen Rahmens bemühen zu wollen. 

23 17.01. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s H a r k o r t S. 133 

Harkort stellt fest, daß für den Devisenteil der Dreiergespräche 
zwischen der Bundesrepublik, Großbritannien und den USA 
die Stunde der Wahrheit gekommen zu sein scheine. Die 
Haushaltslage in der Bundesrepublik zwinge zu einer pessimi-
stischen Beurteilung der Möglichkeiten für eine Fortsetzung 
des Devisenausgleichs für die Stationierungskosten britischer 
und amerikanischer Truppen in der Bundesrepublik. So seien 
für 1967 und das folgende Jah r praktisch keine Zahlungen 
mehr möglich. Harkort macht darauf aufmerksam, daß mit ei-
ner sehr ernst zu nehmenden Verschlechterung der Beziehun-
gen zu den beiden Verbündeten gerechnet werden müsse, nicht 
zuletzt auch mit dem Abzug eines erheblichen Teils der briti-
schen Truppen, wenn diese „finanziellen Karten auf den Tisch" 
gelegt würden. Dennoch müßten die Partner über diese Situa-
tion informiert werden. Er schlägt daher vor, daß Mitte Febru-
ar 1967 die Leiter der deutschen, amerikanischen und briti-
schen Delegationen. Duckwitz, McCloy und Thomson, zu Ge-
sprächen zusammenkommen. Falls ein Devisenhilfeabkommen 
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gegenstandslos werden sollte, so könne ein allgemein gehalte-
nes Abkommen über rüstungswirtschaftliche Zusammenarbeit 
vorgeschlagen werden. 

24 18.01. Bo t scha f t e r Knapps t e in , Wash ing ton , a n da s S. 138 
Auswärtige Amt 
Knappstein berichtet von einer Unterredung über den Entwurf 
für ein Nichtverbreitungsabkommen. Der Leiter der amerika-
nischen Abrüstungsbehörde, Foster, teilte mit, daß der Vertrag 
lediglich die Weitergabe von nuklearen Sprengsätzen und die 
physische Kontrolle über Sprengsätze untersage, wobei der Be-
griff „control" verstanden werde als „decision to fire". Alle Vor-
stufen dieser Entscheidung, wie z.B. Konsultationen zu Ziel-
und Einsatzplanung und alle bestehenden bilateralen oder 
multilateralen Arrangements innerhalb der NATO, ja sogar 
das Montieren von nuklearen Sprengköpfen auf Trägersyste-
me, würden davon nicht berührt und somit von der UdSSR ge-
duldet. Es dürfe allerdings nicht erwartet werden, „daß die 
Sowjets dies öffentlich sagten". Weiterhin habe Foster zugesi-
chert, daß eine europäische politische Union auch unter dem 
geplanten Abkommen rechtmäßig über Kernwaffen verfügen 
könne. Es sei allerdings umso besser, je weniger darüber öffent-
lich gesagt werde. Ebenso werde die Beteiligung der Bundesre-
publik an der friedlichen Kernforschung und der Atomwirt-
schaft nicht eingeschränkt. Knappstein kommt zu dem Schluß, 
daß die amerikanisch-sowjetischen Gespräche zu einem großen 
Teil auf stillschweigenden Übereinkünften beruhten. 

25 19.01. Botschafter Grewe, z.Z. Rom, an das Auswärtige Amt S. 148 
Grewe berichtet von einem Gespräch mit dem Generalsekretär 
der NATO. Brosio drückte seine Hoffnung aus, daß die USA bei 
der Diskussion des Entwurfs eines Nichtverbreitungsabkom-
mens am 1. Februar 1967 im NATO-Rat keine verbindliche Fest-
legung der Bündnispartner erwarteten. Sollten einige NATO-
Mitgliedstaaten die amerikanischen Bestrebungen bremsen 
wollen, so könne über Verfahrensfragen Einfluß zur Geltung 
gebracht werden. Er denke hierbei vor allem an die Bundesre-
publik und Italien, da diese beiden „zivilen Atommächte" durch 
das Abkommen zum erstenmal grundsätzlich in eine andere 
Kategorie eingereiht würden als die traditionellen Kernwaffen-
staaten - vielleicht eine Konsequenz des verlorenen Zweiten 
Weltkrieges. Grewe resümiert, daß der NATO-Generalsekretär 
die amerikanische Politik hinsichtlich der Nichtverbreitung 
nach wie vor für verhängnisvoll hält und eine Erosion der Alli-
anz befürchtet. 

26 19.01. S t a a t s s e k r e t ä r L a h r a n Bo t scha f t e r von Wa l the r , S. 150 
Moskau 
Lahr teilt mit, daß der sowjetische Botschafter in Bonn am 18. Ja-
nuar 1967 wegen der Wiederaufnahme der bilateralen Wirt-
schaftsverhandlungen vorgesprochen habe. Die UdSSR erwarte 
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allerdings eine präzise Antwort auf ihre Forderungen nach 
vollständigem Wegfall der Einfuhr-Kontingentierung und nach 
Gewährung der gleichen Zollvorteile wie die der EWG-Mit-
gliedstaaten. Lahr antwortete daraufhin dem Botschafter, daß 
trotz der für die Bundesrepublik unzumutbar gewordenen 
passiven Bilanz des Handels mit der UdSSR Bereitschaft zu 
einer verstärkten Einfuhr sowjetischer Güter vorhanden sei; 
das Ziel müsse allerdings eine gegenseitige Ausweitung des 
Warenaustauschs sein. Der Abschluß eines neuen Abkommens 
sei zwar erwünscht, jedoch nur im Rahmen der am 6. Mai 1966 
bekanntgegebenen Liberalisierung des Osthandels. Den sowje-
tischen Wünschen hinsichtlich Kontingentierung und Zöllen 
könne nicht entsprochen werden. Da Zarapkin während des Ge-
sprächs bei seinen „hart vorgetragenen, offensichtlich völlig un-
realistischen" Forderungen geblieben sei, äußert Lahr abschlie-
ßend Zweifel, ob die sowjetische Regierung überhaupt zu einem 
neuen Abkommen zu gelangen wünsche. 

27 24.01. Gespräch des Staatssekretärs Lahr mit dem S. 153 
ungarischen Stellvertretenden Außenminister Szilágyi 
in Budapest 
Lahr bezeichnet seine Gespräche mit der ungarischen Regie-
rung als Sondierungen, die durchaus zu konkreten Verhand-
lungen führen könnten. Zunächst ausgeklammert bleiben soll-
ten diejenigen Fragen, bei denen es beträchtliche Meinungs-
verschiedenheiten gebe. So werde nicht verlangt, daß Ungarn 
mit einer Aufnahme diplomatischer Beziehungen die Deutsch-
landpolitik der Bundesregierung anerkenne. Auch hinsichtlich 
einer Einbeziehung von Berlin (West) sei keine gesonderte 
Klausel notwendig. Intern müsse jedoch in dieser Frage Klar-
heit bestehen. Szilágyi bezeichnet die offizielle Einbeziehung 
von Berlin (West) in die Aufgaben einer Botschaft der Bundes-
republik in Budapest als heikles Problem. Darüber hinaus äu-
ßert er sich enttäuscht über die unbefriedigende Entwicklung 
des Handels und über die „feindliche" Einstellung der Bundes-
republik, die sich in der Unterstützung von ungarischen Emi-
grantenorganisationen und Radiosendern wie der Deutschen 
Welle und Radio Free Europe zeige. 

28 24.01. Gespräch des Staatssekretärs Lahr mit dem S. 165 
ungarischen Außenhandelsminister Biro in Budapest 
Lahr und Biro vertreten unterschiedliche Auffassungen zur 
Entwicklung der Handelsbeziehungen zwischen der Bundesre-
publik und Ungarn. Während Lahr die Aufwärtsentwicklung 
im Gesamtvolumen sowie die Ausgeglichenheit von Import und 
Export betont, weist Biro darauf hin, daß sich der Handel mit 
der Bundesrepublik langsamer als erwartet entwickelt habe. 
Zudem habe Ungarn von den Beschlüssen der Bundesregie-
rung vom 6. Mai 1966 über eine Liberalisierung des Osthan-
dels weniger profitiert als andere Ostblock-Staaten. Besonders 
bedauert er die Beeinträchtigungen der ungarischen Ausfuh-
ren durch die EWG-Marktordnungen, vor allem diejenige für 
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Rindfleisch. Lahr macht darauf aufmerksam, daß Zollvergün-
stigungen, die die Bundesrepublik westlichen Handelspartnern 
gewähre, Resultat eines langen Prozesses seien. Er drückt die 
Hoffnung aus, daß sich eine Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen mit Ungarn positiv auf den Handel auswirken werde. 

29 24.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 170 

Ruete legt dar, daß die französische Regierung beabsichtige, 
ihre in der Bundesrepublik stationierten Luftstreitkräfte nach 
Frankreich zurückzuverlegen. Davon seien u. a. die Flugplätze 
in Lahr und Bremgarten betroffen. Bereits am 12. Oktober 
1966 habe die Bundesregierung die Übernahme dieser Einrich-
tungen der kanadischen Luftwaffe angeboten, die sich ihrer-
seits von ihren in Frankreich gelegenen Stützpunkten zurück-
ziehen müsse. Die kanadische Seite habe nun Informationen 
zum Stand der Gespräche mit Frankreich über die Übernahme 
der Flugplätze weitergegeben. Danach werde Bremgarten bis 
zum 1. Juni 1967 geräumt sein, Lahr jedoch erst bis zum 1. Ja-
nuar 1968. Bis dahin sollen die Anlagen in Lahr gemeinsam 
genutzt werden, da die französische Regierung Wert darauf le-
ge, daß alle kanadischen Einheiten bis zum 1. April 1967 Frank-
reich verlassen haben. 

30 25.01. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 174 
britischen Botschafter Roberts 
Roberts teilt mit, daß die Erläuterungen des Staatssekretärs 
Schütz am 23./24. Januar 1967 in London zu den finanziellen 
Schwierigkeiten der Bundesregierung, einen Ausgleich für die 
Kosten der Stationierung britischer Truppen in der Bundes-
republik zu leisten, große Bestürzung ausgelöst hätten. Er ha-
be Weisung, die Bundesregierung unmißverständlich auf den 
Ernst der Lage hinzuweisen. Brandt macht seinerseits darauf 
aufmerksam, daß das Bundeskabinett noch keinen Beschluß 
zum Devisenausgleich gefaßt habe. Roberts verweist darauf, 
daß bei einem ungünstigen Entscheid die britische Regierung 
keine Wahl habe, als eine beträchtliche Verminderung ihrer 
Streitkräfte in Deutschland vorzunehmen. Er bittet daher dar-
um, die Entscheidung des Bundeskabinetts solange zu ver-
schieben, bis die Leiter der deutschen, amerikanischen und 
britischen Delegationen bei den Devisenausgleichsverhandlun-
gen, Duckwitz, McCloy und Thomson, zu einem Gespräch zu-
sammengekommen seien. 

31 25.01. Ministerialdirektor Ruete an die Botschaft in S. 177 
Washington 
Ruete bittet um Mitteilung an das amerikanische Außenmini-
sterium, daß die Bundesregierung größtes Verständnis habe 
für die inoffiziellen Bemühungen, die Freilassung von vier in 
der DDR inhaftierten amerikanischen Staatsbürgern zu errei-
chen. Gleichwohl halte sie es für bedenklich, zu diesem Zweck 
Konzessionen an die „Aufwertungspolitik Pankows" zu ma-
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chen, weil es sich um eine „unverhüllte politische Erpressung" 
handele. So bedeuteten beispielsweise Erleichterungen bei der 
Gewährung von TTDs (Temporary Travel Documents) einen 
schwer zu revidierenden Fehler, da die DDR bei nächster Gele-
genheit erhöhte Forderungen präsentieren werde. Die USA 
sollten deshalb gebeten werden zu prüfen, ob die Freilassung 
der Häftlinge auf der Basis finanzieller und wirtschaftlicher 
Angebote zu erreichen sei. 

32 26.01. Aufzeichnung des Referenten B a h r S. 180 

Bahr notiert aus einem Gespräch mit dem Attaché an der 
amerikanischen Botschaft in Bonn, Cline, daß sich die ameri-
kanische Regierung beim bevorstehenden Besuch des Bun-
desministers Brandt in Washington damit zufrieden geben 
werde, wenn ihr die Erfüllung des laufenden Abkommens über 
den Devisenausgleich zugesichert werde. Es werde nicht er-
wartet, daß Brandt sich hinsichtlich zukünftiger Zahlungen 
festlege oder daß die Bundesrepublik „Waffen oder Material" 
kauft, das „sie nicht braucht oder will". Cline habe ohnehin die 
Probleme der Zahlungsbilanz als zweitrangig gegenüber den 
Fragen der Sicherheit und der fehlenden „Definition der deut-
schen Interessen" bezeichnet. Darüber hinaus habe er zugesi-
chert, daß die amerikanische Regierung noch keine Beschlüsse 
über einen Abzug oder eine Verringerung amerikanischer 
Streitkräfte in der Bundesrepublik gefaßt habe. Bahr äußert 
die Ansicht, daß die USA mit der Politik der Nichtverbreitung 
die Hoffnung verbänden, nukleare Sicherheit durch eine bilate-
rale Garantie zu erreichen. Dies sei leichter als die „Abrüstung 
von Blöcken". 

33 26.01 Aufzeichnung des Minister ialdirektors Meyer- S. 184 
Lindenberg 
Angesichts der unterschiedlichen deutschen und französischen 
Ansichten über den Zeitpunkt der Verabschiedung des Ver-
trags über die Fusion der europäischen Exekutiven und damit 
über die Dauer der verbleibenden Amtszeit des Präsidenten 
Hallstein macht Meyer-Lindenberg darauf aufmerksam, daß 
die Zeit gekommen sei, zu einigen personalpolitischen Fragen 
Stellung zu beziehen. So sollte sich die Bundesregierung dar-
über klarwerden, ob sie den möglicherweise von Frankreich 
und Italien als Nachfolger von Hallstein favorisierten italieni-
schen Vertreter in der EWG-Kommission, Colonna, akzeptieren 
wolle. Darüber hinaus müsse ein Entschluß gefaßt werden, wer 
die drei Kandidaten der Bundesregierung für die neue EWG-
Kommission sein sollen und wer ab 1. Januar 1968 als Vize-
präsident der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
in Frage komme, falls Hallstein auf dieses ihm zustehende Amt 
verzichten werde. Schließlich sei zu überlegen, ob es überhaupt 
für Hallstein ratsam sei, ein mögliches Angebot zur Leitung 
der Verhandlungen für die Fusion der Europäischen Gemein-
schaften zu übernehmen. 
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34 26.01. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s R u e t e S. 186 

Ruete legt dar, daß das von der amerikanischen Regierung 
vorgeschlagene Nichtverbreitungsabkommen seitens der Bun-
desrepublik Zugeständnisse verlange, ohne Gegenleistungen zu 
bieten. Es sei daher zu überlegen, ob diese Konzessionen nicht 
zum Gegenstand eines direkten Gesprächs mit der UdSSR ge-
macht werden könnten. In einem solchen Gedankenaustausch 
könnte die Bundesregierung den sowjetischen Gesprächspart-
nern zudem anbieten, in gewissem Umfang einem Abzug von 
Truppen der westlichen Verbündeten zuzustimmen. Auch das 
Thema Gewaltverzicht könnte einbezogen werden. Darüber 
hinaus bestünde die Gelegenheit, hinsichtlich der Einbezie-
hung von Berlin (West) in Abkommen mit Ostblock-Staaten -
die sich bislang bei der Verfolgung einer aktiven Ostpolitik als 
hinderlich erwiesen habe - zu einer Absprache zu kommen. 
Hier sei zu prüfen, ob nicht die Idee einer international garan-
tierten „Freistadt Berlin", die in einem besonderen Verhältnis 
zur Bundesrepublik stehe und durch diese außenpolitisch ver-
treten werde, zur Diskussion gestellt werden könne. Es sei da-
bei allerdings unerläßlich, sehr geheim und taktisch sehr vor-
sichtig vorzugehen, um nicht in der Berlin-Frage wichtige Po-
sitionen aufzugeben. 

35 26.01. Legationsrat I. Klasse Groll, Sofia, an das Auswärtige S. 189 
Amt 
Groll berichtet von einem Gespräch mit dem bulgarischen 
Stellvertretenden Außenhandelsminister. Penkov teilte mit, 
Außenhandelsminister Budinov werde die Bundesrepublik be-
suchen, wenn die Bundesregierung Bulgarien durch eine große 
Geste helfe, die für 1967 zu erwartende Zahlungsbilanzschwie-
rigkeiten zu überwinden. Penkov verwies auf die Deckungslük-
ke von 180 Mio. DM im Handel mit der Bundesrepublik, die 
durch Maßnahmen der EWG verursacht worden seien. Bulga-
rien sehe als geeignete Hilfen ein Moratorium in Höhe der 
Deckungslücke für 1967 und eine befristete Aussetzung der Ab-
schöpfungen für bestimmte Agrarprodukte an. Groll vertritt die 
Ansicht, daß einer Entscheidung der Bundesregierung für die-
se Hilfeleistung als logische Konsequenz die Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen folgen würde. Ein Scheitern des Be-
suchs von Budinov würde dagegen einen Erfolg für die DDR 
darstellen, die mit propagandistischen Mitteln versuche, eine 
Annäherung zwischen der Bundesrepublik und Bulgarien zu 
verhindern. 

36 27.01. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 192 
tunesischen Wirtschaftsminister Ben Salah 
Ben Salah teilt mit, die tunesische Regierung wäre sehr glück-
lich, wenn die Bundesrepublik möglichst bald wieder die di-
plomatischen Beziehungen aufnehmen würde, die im Mai 1965 
von einer Reihe arabischer Staaten abgebrochen wurden. Sie 
habe jedoch kein Verständnis dafür, daß dabei eventuell der 
Arabischen Liga eine vermittelnde Rolle zugedacht werde, ei-
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ner Organisation, die sich nach tunesischer Ansicht als „Ele-
ment der Störung" erwiesen habe. Auf wirtschaftlichem Gebiet 
sollte die Bundesregierung den tunesischen Antrag auf Assozi-
ierung mit der EWG unterstützen, denn hier fühle sich Tunesi-
en im Vergleich zu den Mitkandidaten Algerien und Marokko 
diskriminiert. Mit Blick auf die tunesische Position in der Nah-
ost-Krise von 1965 sichert Brandt Ben Salah zu, daß die Bun-
desregierung diejenigen Staaten nicht vergessen werde, „die 
Deutschland treu geblieben seien". Hinsichtlich wirtschaftlicher 
Hilfe verweist er auf die schlechte Lage des Bundeshaushalts 
für 1967; dies bedeute aber nicht, daß bestehende Verpflich-
tungen nicht eingehalten würden. 

37 27.01. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 197 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg macht darauf aufmerksam, daß das Ab-
kommen vom 19. Dezember 1966 über die friedliche Erfor-
schung und Nutzung des Weltraums, das eine offene Beitritts-
klausel enthält und nun bei den drei Depositarmächten zur 
Unterschrift aufliegt, mit hoher Wahrscheinlichkeit von der 
DDR in Moskau unterzeichnet werde. Er rät davon ab, so vor-
zugehen wie im Falle des Teststopp-Abkommens von 1963, das 
ebenfalls von der DDR unterzeichnet wurde, und alle in Be-
tracht kommenden Staaten aufzufordern, die Notifizierung 
über den Beitritt der DDR zurückzuweisen oder unbeantwortet 
zu lassen. Mittlerweile gebe es nämlich keine Sicherheit mehr, 
daß eine vergleichbare Anzahl von Staaten wie 1963 dem 
Wunsch der Bundesregierung entspräche; jede Abweichung 
aber würde vom Ostblock propagandistisch ausgenutzt werden. 
Daher sollten „ausdrückliche Zurückweisungserklärungen un-
ter Hinweis auf die fehlende Staatlichkeit der SBZ" nur von 
der Bundesregierung selbst und den drei Westmächten abge-
geben werden; alle anderen Staaten würden lediglich darum 
ersucht werden, die Unterrichtung über die Zeichnung durch 
die DDR nicht zu bestätigen. 

38 30.01. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 200 
Schnippenkötter analysiert, inwieweit der von amerikanischer 
Seite vorgelegte Entwurf eines Nichtverbreitungsabkommens 
den Vorstellungen der Bundesregierung entspricht. Er kommt 
zu dem Schluß, daß einigen Wünschen bereits dadurch nach-
gekommen werden könnte, indem eine großzügige Textinter-
pretation von amerikanischer bzw. von amerikanischer und 
sowjetischer Seite verbindlich zugesichert werde. Dies betreffe 
vor allem den Fortbestand der NATO-internen Konsultationen 
im Kernwaffenbereich, die Zusammenarbeit der Bundesrepu-
blik mit den USA - aber auch mit anderen Staaten - bei der 
zivilen Nutzung der Kernenergie sowie eine künftige Einigung 
Europas auf dem Gebiet der atomaren Bewaffnung. Darüber 
hinaus strebe die Bundesregierung aber auch Textänderungen 
an. Dabei handele es sich vor allem um eine Berücksichtigung 
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der besonderen Lage „ziviler Atommächte", die durch die vor-
gesehene Einbeziehung nuklearer Sprengvorrichtungen für 
friedliche Zwecke in die Verbotsliste erschwert werde. 

39 01.02. Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Haas S. 208 
Haas faßt die Gespräche des Bundesministers Brandt mit dem 
rumänischen Außenminister am 30./31. Januar 1967 über die 
Aufnahme von diplomatischen Beziehungen zusammen. Es sei 
Einverständnis darüber erzielt worden, daß die wirtschaftli-
chen Befugnisse der Handelsvertretungen im bisherigen Um-
fang auf die künftigen Botschaften übertragen werden sollten. 
Zudem werde die rumänische Regierung die Wahrung der In-
teressen von Berlin (West) aus humanitären Gründen durch 
die Botschaft der Bundesrepublik in Bukarest dulden. Auch in 
der Frage der Familienzusammenführung sei eine wohlwollen-
de Prüfung zugesagt worden. Angesichts der passiven rumäni-
schen Handelsbilanz mit der Bundesrepublik habe Manescu 
seiner Hoffnung auf weitere Steigerung und auf Ausgleich des 
Warenverkehrs Ausdruck gegeben. Ein Kulturabkommen zwi-
schen der Bundesrepublik und Rumänien sei nun ebenfalls an-
zustreben. 

40 01.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Diehl S. 212 
Diehl resümiert Eindrücke aus Gesprächen mit führenden 
amerikanischen Persönlichkeiten anläßlich von Besprechungen 
der Planungsstäbe in Washington. Er habe betont, daß ein 
Nichtverbreitungsabkommen die wesentlichen Interessen der 
nichtnuklearen Staaten zu berücksichtigen habe. Der Vertrags-
text weise eine Reihe von Mängeln auf. Zu seiner Überraschung 
hätten die Gesprächspartner der Auffassung zugestimmt, daß 
der Aufbau eines Raketenabwehrsystems durch die UdSSR 
und die USA Europa „nackt in der Kälte" lasse und einen 
Rücktrittsgrund im Sinne des Vertragstextes darstelle. In den 
USA habe die Ostpolitik der Bundesregierung einen starken 
Eindruck hinterlassen, aber es bestehe nach wie vor Erklä-
rungsbedarf. Zur weiteren Behandlung des Vietnam-Krieges 
habe Vizepräsident Humphrey erklärt, daß zuviel geredet wer-
de und nun die Arbeit auf „germanische Weise" zu erledigen 
sei. Der amerikanische Wunsch, die Bundesrepublik stärker in 
Vietnam zu engagieren, sei noch immer vorhanden. 

41 01.02. Botschafter Klaiber, Paris, an das Auswärtige Amt S. 219 
Klaiber berichtet über die Gespräche des polnischen Außen-
ministers in Frankreich. Rapacki sehe aufgrund der Ostpolitik 
der Bundesrepublik Polen in einer fortschreitenden Isolierung. 
Seine französischen Gesprächspartner hätten demgegenüber 
den Standpunkt vertreten, daß die Bundesregierung den Grund-
satz der Entspannung akzeptiert habe und allmählich aus der 
Reserve herauskomme. Zwar stimme die französische Regie-
rung der polnischen Auffassung nach einem Verzicht der Bun-
desrepublik auf Zugang zu Atomwaffen und nach Anerkennung 
der Oder-Neiße-Linie zu. Auf kein Verständnis stoße jedoch die 
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polnische Position gegenüber der DDR. Wenn Polen die Ent-
spannung wolle, werde es die Wiedervereinigung eines Tages 
hinnehmen müssen. 

42 01.02. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das Auswärtige S. 221 
Amt 
Grewe informiert über die Sitzung des Ständigen NATO-Rats, 
auf welcher der amerikanische Botschafter den aus Gesprä-
chen mit der UdSSR resultierenden Entwurf für ein Nichtver-
breitungsabkommen vorlegte. Cleveland führte dazu aus, daß 
es sich nicht um einen abschließend formulierten Text handele. 
Während sich der belgische, britische, dänische und norwegi-
sche Vertreter für eine vorbehaltlose Zustimmung ausspra-
chen, wurden die gravierendsten Bedenken von italienischer, 
griechischer und türkischer Seite geäußert. Der griechische 
Botschafter Palamas stellte das westliche Interesse an einem 
solchen Abkommen grundsätzlich in Frage. Der französische 
Botschafter de Leusse erklärte, seine Regierung beabsichtige 
nicht, das Abkommen zu unterzeichnen. Grewe teilt abschlie-
ßend mit, daß die Diskussion keineswegs als Zustimmung des 
NATO-Rats zu dem vorgelegten Entwurf oder als ein aus-
drückliches Mandat zur Vorlage dieses Textes bei der Konfe-
renz der 18-Mächte-Abrüstungskommission in Genf gewertet 
werden könne. 

43 02.02. Bundesminister Brandt an die Botschaft in Washington S. 225 
Brandt bittet darum, im amerikanischen Außenministerium 
darauf aufmerksam zu machen, daß ein Nichtverbreitungsab-
kommen ohne gleichwertige Anerkennung der EURATOM-
Kontrollen der europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie wesentliche Grundla-
gen entziehen würde. Da Frankreich eine gemeinschaftsfremde 
Kontrolle durch die IAEO ablehne, würde EURATOM in eine 
lose Forschungsorganisation verwandelt. Zwar erkenne die Bun-
desrepublik die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit zwischen 
EURATOM und IAEO an. Es dürfe jedoch nicht ein anerkannt 
wirksames regionales Kontrollsystem durch ein möglicherweise 
diskriminierendes ersetzt werden. Ferner würden auch bilate-
rale Abmachungen zwischen EURATOM und den USA gefähr-
det. 

44 03.02. Aufzeichnung des Botschafters von Walther, Moskau S. 228 
Walther informiert über ein Gespräch mit dem sowjetischen 
Stellvertretenden Außenminister. Semjonow sprach in Zu-
sammenhang mit dem Alleinvertretungsanspruch, der von der 
Bundesrepublik bei der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
mit Rumänien abermals unterstrichen worden sei, von Revan-
chismus. Bezüglich des Ostteils von Berlin erklärte er, daß dort 
die „volle Souveränität" der DDR gegeben sei, und vertrat die 
These des selbständigen Territoriums von Berlin (West) und 
der beiden deutschen Staaten. Daraufhin betonte Walther die 
moralischen Ansprüche auf „die alte Hauptstadt des Reiches". 
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Semjonow erwiderte, daß es einen Unterschied zwischen hi-
storisch begründeten Ansprüchen und den Realitäten gebe. Im 
folgenden erklärte er, daß die Politik der Bundesregierung 
darauf abgestimmt sei, in der Bevölkerung Revanchegefühle zu 
erzeugen, und führte das Erstarken der NPD dafür als Sym-
ptom an. 

45 06.02. Botschaftsrat Hoffmann, Saigon, an das Auswärtige S. 232 
Amt 
Hoffmann informiert über den Versuch der amerikanischen 
Botschaft, den von Phnom Penh vorübergehend nach Saigon ab-
geordneten Legationsrat Joetze für Vermittlungstätigkeiten im 
Vietnam-Krieg zu gewinnen. Auf den amerikanischen Wunsch, 
einen Kontakt zu Vertretern der „Front National de Libération 
du Viêt-nam Sud" in Phnom Penh herzustellen, sei Joetze nicht 
eingegangen; er werde auch zukünftig ausweichend reagieren. 

46 08.02. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 235 
Schütz berichtet über ein Gespräch mit dem sowjetischen Bot-
schafter. Zarapkin forderte eine realistische Politik in Form der 
Anerkennung der DDR als Voraussetzung für gute Beziehun-
gen zur UdSSR. Demgegenüber schlug der Staatssekretär vor, 
Fragen zu behandeln, die den beiderseitigen Rechtsstandpunkt 
unberührt ließen, und übergab in diesem Zusammenhang den 
Entwurf für Gewaltverzichtserklärungen. Darin hieß es, daß 
die Bundesregierung bei der Verfolgung ihrer deutschlandpoli-
tischen Ziele auf die Anwendung von Gewalt oder die Drohung 
mit Gewalt verzichte. Zarapkin erklärte, daß die mögliche An-
nahme dieser Formulierung nicht bedeute, daß die sowjetische 
Regierung damit die Deutschlandpolitik der Bundesregierung 
akzeptiere. Über den Entwurfstext zeigte sich Schütz verhand-
lungsbereit, falls die UdSSR in verbindliche Gespräche eintrete. 

47 08.02. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 237 
sowjetischen Botschafter Zarapkin 
Kiesinger erklärt, daß er die von den früheren Bundesregie-
rungen vertretene Formel „keine Entspannung ohne Wieder-
vereinigung" nicht länger aufrechterhalte. Angesichts der poli-
tischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Unterschiede 
in beiden Teilen Deutschlands erläutert der sowjetische Bot-
schafter, daß nicht „Feuer mit Wasser" vereint werden könne. 
Der Bundeskanzler weist dies mit dem Hinweis zurück, daß er 
nicht an ein anderes gesellschaftliches Bewußtsein der Bevöl-
kerung „drüben" glaube. Zudem bestehe bei einer zukünftigen 
Wiedervereinigung nicht die Absicht, das vorhandene Sozial-
und Wirtschaftssystem einfach auf die DDR zu übertragen, da 
Fakten geschaffen worden seien, die nicht einfach beseitigt 
werden könnten. Zarapkin beurteilt den Alleinvertretungsan-
spruch der Bundesrepublik als wesentliches Hindernis einer 
Annäherung und regt die Aufnahme normaler Beziehungen an. 
Daraufhin formuliert Kiesinger ein Gedankenspiel, wonach die 
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Bundesrepublik unter Wahrung ihres Rechtsstandpunktes Be-
ziehungen mit der im anderen Teil Deutschlands vorhandenen 
„politischen Organisation" unterhalten könne, ohne diese im 
Rechtssinn als souveränen Staat anzuerkennen. Demgegen-
über hebt Zarapkin hervor, daß die DDR alle Attribute eines 
souveränen Staates besitze. 

48 08.02. Bundesminister Brandt, z.Z. Washington, an S. 249 
Staatssekretär Schütz 
Brandt faßt seine Gespräche im amerikanischen Außenmini-
sterium zusammen. Er wies darauf hin, daß das Nichtverbrei-
tungsabkommen mit Fortschritten in allgemeinen Abrüstungs-
fragen zu verknüpfen sei und kein Hindernis für die europäi-
sche Einigung darstellen dürfe. Der Leiter der amerikanischen 
Abrüstungsbehörde, Foster, erklärte die Bereitschaft der USA, 
in einer Note gegenüber der Bundesrepublik zur Auslegung des 
Abkommens Stellung zu nehmen. Der amerikanische Außen-
minister Rusk bezeichnete die Kontrollfrage als ernstes Pro-
blem und machte deutlich, daß EURATOM-Kontrollen nicht 
abgeschafft, sondern durch IAEO-Kontrollen ergänzt werden 
sollten. Der Bundesminister betonte die Konsequenzen einer 
diskriminierenden Kontrollklausel für Forschung und Indu-
strie in der Bundesrepublik. Zur Lage innerhalb der NATO 
und deren integrierten Struktur kritisierte Rusk gewisse Ero-
sionserscheinungen in Großbritannien, Belgien und Luxem-
burg, die Rückwirkungen in den USA haben könnten. Brandt 
bat darum, nicht aus emotionalen Gründen oder ausschließlich 
aus Zahlungsbilanzgründen zu handeln. 

49 09.02. Bundesminister Brandt, z.Z. New York, an das S. 255 
Auswärtige Amt 
Brandt informiert über ein Gespräch mit dem amerikanischen 
Verteidigungsminister McNamara. Der Bundesminister beton-
te die grundsätzliche Bereitschaft zur Mitarbeit an einem 
Nichtverbreitungsabkommen mit dem Ziel, einen Schutz vor 
nuklearer Bedrohung und Erpressung sowie eine Garantie ge-
gen eine erneute Eskalation der Nuklearrüstung zu erhalten. 
Die nichtnuklearen Staaten sollten dadurch jedoch keinen Ein-
schränkungen in der zivilen nuklearen Forschung unterliegen. 
McNamara wies die Ansicht zurück, daß den nuklearen Mäch-
ten aus der Entwicklung und Produktion von Atomwaffen gro-
ße industrielle Vorteile erwüchsen. Die USA seien zudem wei-
terhin bereit, Erkenntnisse der militärischen Forschung, die im 
zivilen Bereich anwendbar seien, allen Staaten zur Verfügung 
zu stellen. 

50 11.02. Legationsrat I. Klasse Groll, Sofia, an das S. 257 
Auswärtige Amt 

Groll berichtet über ein Gespräch mit dem Abteilungsleiter im 
bulgarischen Außenhandelsministerium. Stefanow habe das 
Verhalten der Bundesregierung bei der offiziellen Bekanntgabe 
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der Aufnahme der diplomatischen Beziehungen mit Rumänien 
unter anderem wegen des Theaterdonners in der Presse kriti-
siert. Seit der Außenministerkonferenz des Warschauer Pakts 
vom 8. bis 10. Februar 1967 sei nunmehr der bulgarische Bewe-
gungsspielraum bedauerlicherweise eingeengt worden. Im Falle 
Bulgariens wünsche er sich die Ubergabe von Noten in aller 
Stille. Wegen des bulgarischen Handelsbilanzdefizits sei das 
Verhältnis beider Staaten zudem weniger durch politische als 
durch wirtschaftliche Schwierigkeiten belastet. Daher habe 
Stefanow um die Gewährung eines zinslosen Kredits gebeten. 

51 13.02. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 259 
Schütz stellt Erwägungen zur Wiederaufnahme diplomatischer 
Beziehungen mit Jugoslawien an. Der Staatssekretär kenn-
zeichnet das weitere Vorgehen der Bundesrepublik als nicht 
ohne Risiko. Zum einen bestehe keine Möglichkeit, Jugoslawi-
en wirtschaftliche oder finanzielle Leistungen als Ersatz für di-
plomatische Beziehungen anzubieten, und zum anderen könn-
ten einige Staaten der Dritten Welt zu „falschen Schlußfolge-
rungen in ihrem Verhalten gegenüber Ostberlin" kommen. Zu-
nächst müsse die Aufnahme von Beziehungen mit mindestens 
zwei weiteren osteuropäischen Staaten ohne Schaden in der 
Dritten Welt erfolgen. 

52 13.02. Aufzeichnung des Botschafters a.D. Duckwitz S. 262 
Duckwitz legt den Stand der Dreier-Verhandlungen mit den 
USA und Großbritannien bezüglich des Devisenausgleichs dar. 
Die USA seien an einer Fortsetzung der Verhandlungen mit 
dem Ziel interessiert, die künftige Stärke der amerikanischen 
und britischen Streitkräfte in der Bundesrepublik festzulegen. 
Sollte es jedoch zu einer Reduzierung der britischen Streitkräf-
te kommen, werde der dann zu erwartende innenpolitische 
Druck in den USA möglicherweise auch zur Verminderung der 
amerikanischen Streitkräfte in Europa führen. Duckwitz er-
läutert, daß der Devisenausgleich mit Großbritannien ange-
sichts der britischen Zahlungsbilanz der Schlüssel zur Lösung 
des Problems sei. Falls die Bundesrepublik nicht zum Aus-
gleich der Devisenkosten bereit sei, werde der britischen Regie-
rung keine andere Wahl bleiben, als die Streitkräfte zu ver-
mindern oder vollständig abzuziehen. 

53 14.02. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 265 
Lahr nimmt zu der von Israel geforderten Gewährung von Ren-
tenleistungen an gesundheitsgeschädigte NS-Opfer Stellung. 
Bereits in der Sitzung des Bundeskabinetts vom 4. Mai 1966 
habe er deutlich gemacht, daß die israelischen Anliegen völlig 
unbegründet seien. Das Bundeskabinett sei jedoch nicht bereit 
gewesen, sich dem Begehren grundsätzlich zu verschließen. 
Dies habe er dem israelischen Botschafter Ben Natan mitge-
teilt. In der nächsten Sitzung des Bundeskabinetts vom 11. Mai 
1966 habe Bundeskanzler Erhard überraschend erklärt, daß er 
immer für die Ablehnung der israelischen Forderung gewesen 
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sei. Der Staatssekretär bekräftigt den damals eingenommenen 
Standpunkt und regt an, in zukünftigen Gesprächen mit israe-
lischen Vertretern auf die Haushaltslage zu verweisen. 

54 14.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 267 

Ruete erörtert die Möglichkeiten einer Fühlungnahme mit 
Frankreich über den Beitritt der Bundesrepublik zu einem 
Nichtverbreitungsabkommen. Da Frankreich ein solches Ab-
kommen nicht unterschreiben werde, gelte es, auf diese Weise 
nachteilige Auswirkungen im Hinblick auf die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit in der Europa- und Ostpolitik zu ver-
meiden. Dazu solle der Botschafter in Paris mit Sondierungen 
beim französischen Außenminister Couve de Murville beauf-
tragt werden. Klaiber habe festzustellen, wie sich unterschied-
liche Optionen der Bundesrepublik hinsichtlich eines Nicht-
verbreitungsabkommens auf die deutsch-französischen Bezie-
hungen auswirken könnten. 

55 15.02. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 271 
Premierminister Wilson 
Wilson bekräftigt den Wunsch nach Aufnahme Großbritanni-
ens in die EWG. Eine Erweiterung der Gemeinschaft sei wirt-
schaftlich und politisch eine „Quelle großer Stärke". Kiesinger 
antwortet, daß er den Beitritt ebenfalls wünsche, und verweist 
auf die Absicht, die EWG zu einer vollen Wirtschaftsgemein-
schaft auszubauen. Er betont, daß Staatspräsident de Gaulle in 
dieser Frage nicht durch Druck, sondern nur durch Argumente 
zu überzeugen sei. Wilson erwidert, daß Großbritannien nichts 
verlangen werde, was die Weiterentwicklung des deutsch-
französischen Vertrags von 1963 belasten könnte. Im folgenden 
regt er an, möglichst bald mit den Beitrittsverhandlungen zu 
beginnen, da ansonsten die in Großbritannien vorhandene po-
sitive Strömung nicht andauern werde. 

56 15.02. Aufzeichnung des S taa t s sek re t ä r s L a h r S. 282 

Lahr spricht sich gegen die Wiederaufnahme von diplomati-
schen Beziehungen mit Jugoslawien aus. In der Dritten Welt 
werde verstanden, daß sich die Ostblock-Staaten hinsichtlich 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit der Bundesre-
publik in einer „grundsätzlich anderen Lage gegenüber Pan-
kow" befänden als sie selbst. Der Staatssekretär erklärt, daß 
jede abschreckende Wirkung der Hallstein-Doktrin verloren-
ginge, wenn die Bundesrepublik ausgerechnet mit Jugoslawien 
diplomatische Beziehungen aufnehme, das 1957 den „Sünden-
fall" begangen hat. Lahr empfiehlt, sich bei einem Botschafter-
austausch zunächst auf Bulgarien, Ungarn, die Tschechoslowa-
kei und Polen zu konzentrieren und den Zusammenbruch des 
Alleinvertretungsanspruchs nicht zu beschleunigen. 
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57 16.02. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 284 
Premierminister Wilson 
Wilson betont, daß der Abschluß eines Nichtverbreitungsab-
kommens für Großbritannien von besonderer Bedeutung sei. 
Der Bundeskanzler führt daraufhin aus, daß sich das Gefühl in 
der Bundesrepublik, „degradiert und endgültig zu einer Nation 
zehnter Klasse gestempelt" worden zu sein, nicht ausschließ-
lich auf ein Nichtvereitungsabkommen an sich beziehe, son-
dern auch auf die Art und Weise, wie dieses vorbereitet und 
wie das Problem an die Bundesregierung herangetragen wor-
den sei. Der britische Premierminister bezeichnet es als un-
glücklich, wenn den nichtnuklearen Staaten Nachteile im Be-
reich der zivilen Atomforschungen entstünden. Im folgenden 
erklärt Kiesinger, daß er sich als ehrlicher Makler für einen 
Beitritt Großbritanniens zur EWG bei der französischen Regie-
rung einsetzen werde. Diese Zusicherung bezeichnet Wilson als 
das wichtigste Ergebnis der Gespräche. Er erklärt, daß die all-
gemeine Stimmung in Großbritannien zugunsten eines Bei-
tritts auszunutzen sei. Falls keine Lösung in der Frage des 
Devisenausgleichs für die in der Bundesrepublik stationierten 
britischen Streitkräfte gefunden werde, kündigt Wilson ernst-
hafte Schritte an, die mit der „Gelassenheit eines chirurgischen 
Eingriffs" vorgenommen würden. 

58 16.02. Ministerialdirektor Thierfelder an die Botschaften in S. 292 
London und Paris 
Thierfelder erläutert die angestrebte Änderung des Verfahrens 
der Einbeziehung von Berlin (West) in die völkerrechtlichen 
Verträge der Bundesrepublik. Das von den Drei Mächten vor-
geschlagene Ausnahmeverfahren in bezug auf die osteuropäi-
schen Staaten, das eine Äußerung der Bundesrepublik hin-
sichtlich der stillschweigenden Verständigung über die Einbe-
ziehung von Berlin (West) vorsehe, sei wenig befriedigend. Ei-
ne unterschiedliche Behandlung der Staaten Osteuropas ge-
genüber den restlichen Staaten sei nicht praktikabel. Der Mi-
nisterialdirektor regt daher eine automatische Einbeziehung 
von Berlin (West) in alle völkerrechtlichen Verträge der Bun-
desrepublik an, ohne das Recht auf Zustimmung der Alliierten 
Kommandatura einschränken zu wollen. 

59 16.02. Generalkonsul Kempff, Helsinki, an das S. 296 
Auswärtige Amt 
Kempff berichtet über den vielbeachteten Besuch des Bun-
desministers für gesamtdeutsche Fragen in Finnland. Wehner 
habe in einem Gespräch mit Präsident Kekkonen auf die Fra-
ge, ob die Bundesregierung mit der neuen Ostpolitik einen Keil 
zwischen die Ostblock-Staaten treiben wolle, erklärt, daß dies 
angesichts der Größenordnung „selbstmörderisch" wäre. Ziel 
der Politik der Bundesregierung sei vielmehr, die Beziehungen 
zu allen Staaten Osteuropas zu verbessern. Kekkonen habe 
daraufhin bezweifelt, daß die Bundesregierung bei Fortsetzung 
ihrer Ostpolitik die Hallstein-Doktrin aufrechterhalten könne. 
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In anschließenden Interviews sei Wehner den Mutmaßungen 
entgegengetreten, als Feuerwehr gekommen zu sein, um der 
finnischen Regierung eine Anerkennung der DDR auszureden. 

60 17.02. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten S a h m S. 299 

Sahm resümiert den Stand der Arbeiten der Studiengruppe zur 
Untersuchung der zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-
Studie). Die USA und Großbritannien hätten am 15. Februar 
1967 eine Verbesserung der Konsultationen innerhalb des 
Bündnisses sowie eine beiderseitige Truppenreduzierung in 
NATO und Warschauer Pakt vorgeschlagen. NATO-General-
sekretär Brosio und der belgische Außenminister Harmel hät-
ten eine umfassende Bestandsaufnahme der Allianz angeregt. 
Der Entwurf einer von den Teilnehmern gebilligten Resolution 
lasse Raum für die Behandlung fast aller vorgeschlagenen 
Themen. Sahm regt an, daß Bundesminister Brandt gegenüber 
Harmel das besondere Interesse der Bundesrepublik an der 
künftigen Arbeit der Studiengruppe bekunden solle. 

61 18.02. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 302 

Schnippenkötter berichtet über die Beratungen des intermini-
steriellen Arbeitsstabes zur Frage eines Nichtverbreitungsab-
kommens. Zusammenfassend empfiehlt er, auf einen Wegfall 
des Kontrollartikels hinzuwirken. Ansonsten solle dieser mit 
Blick auf die Exportfahigkeit der Bundesrepublik zumindest 
weltweit akzeptabel gemacht werden. Ein „perfektionistisch-
dogmatisches" Kontrollverfahren in Form einer Überwachung 
durch Inspektoren sei zu vermeiden. Vielmehr müsse ein 
„evolutionär-pragmatisches" Vorgehen durch technische Über-
wachungsmaßnahmen gefunden werden. Von den USA sei fer-
ner eine vertragliche Zusicherung über die ausreichende Liefe-
rung von Kernbrennstoffen zu erwirken. Außerdem sei die 
Bundesrepublik an den für friedliche Zwecke zu nutzenden Er-
kenntnissen militärischer Forschung zu beteiligen. 

62 20.02. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 305 
belgischen Außenminister Harmel 
Kiesinger und Harmel erörtern den Ablauf der beabsichtigten 
Gipfelkonferenz der Staats- und Regierungschefs der EWG-
Mitgliedstaaten anläßlich des zehnten Jahrestages der Unter-
zeichnung der Römischen Verträge. Harmel unterbreitet den 
Vorschlag, die Außenminister zu beauftragen, mit den Kollegen 
der NATO-Mitgliedstaaten, die - etwa wie Großbritannien -
nicht der EWG angehörten, in Rom bestimmte Fragen gemein-
sam zu beraten. Ziel dieser Aussprache müsse es sein, daß alle 
Teilnehmer sich verpflichten, keine Entscheidungen ohne vor-
herige Konsultationen zu treffen. Die Fortentwicklung der Ko-
ordination der Außenpolitik könne im Mittelpunkt stehen. Der 
belgische Außenminister betont, daß er derartige Aussprachen 
für den Beginn einer weitergehenden politischen Zusammen-
arbeit in Europa erachte. Der Bundeskanzler erklärt die Be-
reitschaft der Bundesregierung, diesen Vorschlag mit der fran-
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zösischen Regierung zu erörtern. Eine Art „europäisches Hono-
ratiorentreffen" lehnt Kiesinger ab, und er äußert sich zurück-
haltend über eine Beteiligung von Staaten, die der EWG nicht 
angehören. Harmel entgegnet darauf, daß das zukünftige Eu-
ropa nicht ohne Großbritannien geschaffen werden könne, son-
dern auf einem „dreifüßigen Stativ" aus Frankreich, Großbri-
tannien und der Bundesrepublik stehen müsse. 

63 21.02. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 310 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg nimmt Stellung zur geplanten Wiederauf-
nahme der diplomatischen Beziehungen mit Jordanien. Die 
jordanische Regierung habe ihre sofortige Bereitschaft erklärt 
und gebeten, den genauen Zeitpunkt festzulegen. Von der Bun-
desregierung sei als Termin der 24. oder 27. Februar 1967 vor-
geschlagen worden. Der Ministerialdirektor regt an, Jordanien 
über eine in Aussicht genommene Hilfe für Palästina-Flücht-
linge zu informieren. Die Bekanntgabe dieser Maßnahme solle 
dazu beitragen, daß andere arabische Staaten eher geneigt sein 
werden, dem Beispiel Jordaniens zu folgen. 

64 21.02. Botschafter Klaiber, Paris, an das Auswärtige Amt S. 312 

Klaiber berichtet über den Besuch des ehemaligen Bundes-
kanzlers Adenauer beim französischen Staatspräsidenten am 
Vortag. Adenauer habe erklärt, daß die UdSSR mittels eines 
Nichtverbreitungsabkommens die europäische und insbesonde-
re die Industrie in der Bundesrepublik entmachten wolle. Ar-
beitslosigkeit und soziale Unruhen seien die möglichen Folgen, 
die schließlich zur „Unterwerfung Deutschlands unter den so-
wjetischen Willen" genutzt würden. De Gaulle habe erwidert, 
daß ein Nichtverbreitungsabkommen in der aktuellen Form ei-
ne „Zementierung der Vormachtstellung der beiden Atomgi-
ganten in der Welt" bedeute. 

65 22.02. Vermerk des Referenten Bahr S. 314 

Bahr erörtert die Deutschlandpolitik der Bundesregierung. Die 
DDR sei versucht, die Gefahr der Isolierung, die durch die ver-
änderte Haltung der Bundesregierung gegenüber den osteuro-
päischen Staaten ausgelöst worden sei, durch eine „überstei-
gerte Form des Separatismus" zu überspielen. Die DDR habe 
daher einen Wettlauf mit der Bundesrepublik angetreten, bei 
dem es um die gegenseitige Blockierung gehe. Folglich sei es 
entscheidend, mit der UdSSR in ein Gespräch zu kommen, um 
so die Position der Bundesrepublik in Osteuropa zu erweitern. 
Um gleichzeitig Einfluß auf die Politik der DDR zu nehmen, 
regt er intensive diplomatische Aktionen an. 

66 22.02. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 315 

Sahm wendet sich dagegen, auf das Zeigen von Emblemen und 
Flaggen der DDR bei internationalen Sportveranstaltungen 
lediglich mit einer Generalerklärung zu antworten. Solange ei-
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ne offensive Deutschlandpolitik nur verkündet, aber noch nicht 
ausgeführt werde, sei eine solche Erklärung geeignet, Fachver-
bände und Regierungen zu veranlassen, die darin „neu formu-
lierte Minimal-Position" zu beziehen. Außerdem weist er dar-
auf hin, daß sich eine derartige Erklärung nicht auf das Gebiet 
des Sports eingrenzen lasse, sondern auch Auswirkungen auf 
Messen, Ausstellungen und nichtstaatliche Organisationen ha-
ben werde. Damit würde einer „Status-Verbesserung der Zone 
Tür und Tor" geöffnet und der Eindruck erweckt, als ob das 
Steuer der Deutschlandpolitik abrupt herumgeworfen werde. 
Er regt daher an, von der Abgabe einer Generalerklärung zu-
nächst abzusehen. 

67 22.02. Botschafter Freiherr von Mirbach, Neu Delhi, an das S. 318 
Auswärtige Amt 
Mirbach gibt ein Gespräch mit dem Staatssekretär im indi-
schen Außenministerium wieder. J h a wies darauf hin, daß sich 
nach Informationen der indischen Botschaft in Teheran die von 
der Bundesrepublik an den Iran gelieferten 88 Kampfflugzeuge 
zur „immerwährenden Überholung" in Pakistan befanden. Dies 
widerspreche den seit Beginn des indisch-pakistanischen Kon-
flikts abgegebenen Erklärungen der Bundesregierung, keine 
Waffen an die beteiligten Staaten zu liefern. Der Botschafter 
bestätigte diese Position. 

68 23.02. H a u s b e s p r e c h u n g S. 320 

Bundesminister Brandt regt an, die Interpretation des Allein-
vertretungsanspruchs zu überdenken. Inzwischen habe sich bei 
der Bevölkerung im anderen Teil Deutschlands ein höherer 
Grad von Identifizierung mit dem Regime entwickelt, die sich 
nicht auf die Führung der SED, sondern auf die quasi-
staatliche Ordnung beziehe. Staatssekretär Schütz befürwortet 
die Abgabe einer Generalerklärung, daß durch die Verwendung 
von Symbolen und Emblemen der DDR bei internationalen 
Sportveranstaltungen die Rechtsauffassung der Bundesregie-
rung nicht beeinträchtigt werde. Dagegen betont Ministerialdi-
rektor Ruete, daß damit der „Raum vor der völkerrechtlichen 
Anerkennung der Zone" freigegeben würde. Ministerialdirektor 
Meyer-Lindenberg teilt diese Auffassung und führ t aus, daß im 
Falle der Duldung der „Zonenflagge im Bundesgebiet" der Ge-
setzgeber tätig werden müsse. Ministerialdirigent Sahm 
spricht sich für eine Generalerklärung ohne Sportteil aus. 
Brandt erklärt, daß darüber hinausgegangen werden müsse. Ab-
schließend bittet er um die Vorlage des Entwurfs einer Erklä-
rung. Diese solle Ausführungen zum Staatsbürgerschaftsgesetz 
der DDR vom 20. Februar 1967 sowie zum Wunsch der Bun-
desregierung nach menschlichen Begegnungen unbeschadet der 
bestehenden Herrschaftssysteme enthalten. 
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69 23.02. Botschafter Sattler, Rom (Vatikan), an das S. 325 
Auswärtige Amt 
Sattler informiert über ein Gespräch mit dem Abteilungsleiter 
im Päpstlichen Staatssekretariat hinsichtlich der Kirchenver-
waltung der ehemaligen Ostgebiete des Deutschen Reichs 
sowie des Schulgesetzes in Baden-Württemberg. Auf den Vor-
schlag der Einsetzung eines Apostolischen Administrators auf 
Zeit für das Bistum Ermland erwiderte Samorè, daß dies „lei-
der nicht genügend" sei. Der Botschafter teilte daraufhin mit, 
daß die Bundesregierung keinen Protest gegen die Ernennung 
weiterer Apostolischer Administratoren erwäge. Bezüglich des 
am 8. Februar 1967 im Landtag von Baden-Württemberg 
verabschiedeten Schulgesetzes erklärte Samorè, durch zusätz-
liche Verhandlungen, an denen der Botschafter beteiligt sein 
müsse, sowohl eine Erhöhung der Anzahl katholischer Privat-
schulen als auch eine weitere Verstärkung des christlichen 
Charakters der vorgesehenen Gemeinschaftsschulen erreichen 
zu wollen. 

70 23.02. Legationsrat I. Klasse Harder, Kairo, an das S. 331 
Auswärtige Amt 
Harder berichtet über Äußerungen des ägyptischen Rüstungs-
beauftragten. Khalil habe betont, daß noch immer der gute 
Wille der VAR hinsichtlich der Wiederaufnahme von diploma-
tischen Beziehungen mit der Bundesrepublik vorhanden sei. 
Jedoch sei der psychologische Zeitpunkt vor dem Botschafter-
austausch mit Rumänien günstiger gewesen. Zudem lasse die 
neue Ostpolitik der Bundesregierung das deutsch-arabische 
Verhältnis komplizierter erscheinen. Außerdem habe Khalil 
deutlich gemacht, daß sich die Bundesregierung in Zusam-
menhang mit der Normalisierung des Verhältnisses nicht zu 
sehr auf die Arabische Liga verlassen solle. Vielmehr seien 
rechtzeitige und sorgfaltige Vorarbeiten der Bundesregierung 
in den „Schwerpunktländern" der Liga zu leisten. 

71 24.02. Vortragender Legationsrat I. Klasse Brückner, S. 332 
Budapest, an das Auswärtige Amt 
Brückner informiert über eine Unterredung mit dem Abtei-
lungsleiter im ungarischen Außenministerium. Vadász habe 
erklärt, daß die am 4. Februar 1967 übergebenen schriftlichen 
Ausführungen der Bundesregierung bezüglich der Modalitäten 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen nicht exakt mit den 
von Staatssekretär Lahr im Januar 1967 in Budapest münd-
lich gegebenen Erläuterungen übereinstimmten. Ferner seien 
die Bemühungen hinsichtlich eines Botschafteraustausches mit 
Ungarn in der Bundesrepublik von einer Propagandakampa-
gne begleitet worden. Anschließend habe Vadász eine Auf-
zeichnung vom selben Tag übergeben, nach welcher der zu-
künftigen Botschaft der Bundesrepublik in Budapest das Recht 
auf Vertretung der Interessen von Berlin (West) nicht zuer-
kannt werden solle. Des weiteren werde festgestellt, daß die 
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Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit Ungarn der Ver-
besserung des Verhältnisses der beiden „souveränen deutschen 
Staaten" dienen solle. 

72 27.02. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 336 
amerikanischen Botschafter McGhee 
Brandt und McGhee erörtern den Ablauf eines Besuchs des 
Leiters der amerikanischen Abrüstungsbehörde, Foster, in der 
Bundesrepublik, um Probleme bezüglich eines Nichtverbrei-
tungsabkommens zu behandeln. Der amerikanische Botschaf-
ter spricht im folgenden verschiedene Kontrollverfahren im 
Rahmen eines Nichtverbreitungsabkommens an. Der Bundesmi-
nister führt aus, daß die Frage der Überwachung und der Kon-
trolle durch Inspektoren überschätzt werde und innerhalb we-
niger Jahre aufgrund des technischen Fortschritts neue Über-
wachungsmethoden mittels „black boxes" gefunden werden 
müssen. McGhee ist der Meinung, daß die Möglichkeiten für 
Industriespionage begrenzt seien. Brandt erklärt abschließend, 
daß ein Nichtverbreitungsabkommen innerhalb der Regie-
rungskoalition kein ernstes Problem darstelle, jedoch habe 
Bundeskanzler Kiesinger innerhalb seiner Partei gewisse 
Schwierigkeiten. 

73 28.02. Aufzeichnung des S taa t s sek re t ä r s Schütz S. 342 

Schütz unterbreitet Bundesminister Brandt Themenvorschläge 
für die nächste Sitzung des Kabinettsausschusses für inner-
deutsche Angelegenheiten. Er regt eine Überprüfung der 
„durchlöcherten" TTD-Regelung mit dem Ziel einer Aufhebung 
an. Dabei betont er, daß die Einführung der Temporary Travel 
Documents ursprünglich kein Bestandteil der Deutschlandpo-
litik, sondern 1961 eine Reaktion auf den Bau der Berliner 
Mauer gewesen sei. Er räumt aber ein, daß ein Einreiseverbot 
aus der DDR für Personen mit Spionage- und Agentenaufträ-
gen und für Teilnehmer an Veranstaltungen, die dem KPD-Ver-
bot zuwiderlaufen, aufrechterhalten bleiben solle. Hinsichtlich 
der Teilnahme von DDR-Bürgern an internationalen Veran-
staltungen legt Schütz den Entwurf einer Generalerklärung vor. 
Damit solle die Bundesrepublik ihre Handlungsfreiheit zu-
rückgewinnen und „aufhören, hinter der Entwicklung herzuren-
nen". Er empfiehlt, das Zeigen von Flaggen, Symbolen und Hym-
nen der DDR bei innerdeutschen Veranstaltungen zwar weiter-
hin abzulehnen, bei internationalen Begegnungen dagegen zu-
künftig hinzunehmen. 

74 28.02. Aufzeichnung des Botschafters a. D. Duckwitz S. 344 

Duckwitz berichtet über die Dreier-Verhandlungen zwischen 
der Bundesrepublik, den USA und Großbritannien am 27. Fe-
bruar 1967 in London. Der Kanzler des Herzogtums Lancaster, 
Thomson, erklärte, daß die britische Regierung in großem Um-
fang Truppen aus der Bundesrepublik abziehen werde, falls die 
Bundesregierung keinen Versuch unternehmen sollte, die De-
visenlücke zu schließen. Grundsätzlich sei die britische Regie-
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rung bereit, zivile öffentliche Beschaffungen der Bundesrepu-
blik in Großbritannien anzurechnen, jedoch müsse ein hoher 
militärischer Anteil in Form eines zugesagten oder vereinbar-
ten, langfristigen Beschaffungsprogramms angestrebt werden. 
Duckwitz erklärte, daß neue Berechnungen des Bundesmini-
steriums der Finanzen anstelle der bisher vorgesehenen 150 
Mio. DM einen Betrag von 250 Mio. DM für zivile Beschaffun-
gen in Großbritannien ergeben hätten. 

75 28.02. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das Auswärtige S. 350 
Amt 
Grewe berichtet über die Diskussion im Politischen Ausschuß 
des Ständigen NATO-Rats hinsichtlich einer Abänderung des 
Vergabeverfahrens von bisher vom Allied Travel Office (ATO) 
in Berlin (West) für Einwohner der DDR ausgestellten Tem-
porary Travel Documents (TTD). Der dänische Vertreter regte 
an, stat t der ATO nun der dänischen Regierung die letzte Ent-
scheidung bei der Vergabe von Einreisegenehmigungen zu er-
teilen. Er hob hervor, daß Dänemark eine „höchst liberale Visa-
Politik" betreibe. Die Entscheidung über die Vergabe solle je-
dem einzelnen NATO-Mitgliedstaat obliegen, auch für die Ein-
reiseerlaubnis von DDR-Bewohnern. Der niederländische Ver-
treter gab zu bedenken, ob strittige Fälle zukünftig nicht pri-
mär in der Bonner Vierer-Gruppe behandelt werden sollten. 
Abschließend erklärte Grewe, daß es für die NATO und die 
Bundesrepublik ermutigend sei, daß das TTD-System trotz des 
dänischen Vorstoßes als solches nicht in Frage gestellt werde. 

76 01.03. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r i g e n t e n F r a n k S. 353 

Frank faßt ein Gespräch des Staatssekretärs Lahr mit dem 
österreichischen Außenminister zusammen. Toncic-Sorinj bot 
an, die Bestrebungen der Bundesrepublik nach Beitritt zur 
Donau-Konvention diplomatisch zu unterstützen, jedoch müsse 
der Eindruck eines zu engen Zusammenwirkens zwischen der 
Bundesrepublik und Österreich vermieden werden. Mit Blick 
auf die noch offenen österreichischen Wünsche zum Kreuz-
nacher Abkommen von 1961 machte er darauf aufmerksam, 
daß es sich weniger um rechtliche als um politische Fragen 
handele und er unter dem Druck der Vertriebenenorganisatio-
nen stehe. Eine Anrufung des im Abkommen vorgesehenen 
Schiedsgerichts könnte für beide Seiten vielleicht unangenehm 
sein, weil dann „sehr weit zurückreichende Dinge" behandelt 
werden müßten. Mit Blick auf die Verhandlungen Österreichs 
mit der EWG betonte der Außenminister, daß die Schaffung 
eines „Gemeinschaftsorgans" nicht mit der österreichischen 
Souveränität vereinbar wäre. Gleichfalls müsse sich Österreich 
das Recht zu selbständigen Maßnahmen in bezug auf den Ost-
handel vorbehalten. 
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77 02.03. Vortragender Legationsrat I. Klasse Brückner, S. 356 
Budapest, an das Auswärtige Amt 
Brückner berichtet von einem Gespräch mit einem „Vertrau-
ensmann" des ungarischen Außenministeriums. So habe er er-
fahren, daß die ungarische Regierung an eine Aufnahme di-
plomatischer Beziehungen zur Bundesrepublik weiterhin keine 
Bedingungen knüpfe. Strittigster Punkt von Verhandlungen 
werde die Einbeziehung von Berlin (West) sein. Jede Zustän-
digkeit durch eine Botschaft der Bundesrepublik werde vor-
aussichtlich strikt abgelehnt werden, weil Berlin (West) nach 
ungarischer Auffassung kein Bestandteil der Bundesrepublik 
sei. Zwar sollte eine Fortsetzung der Gespräche nicht unnötig 
hinausgezögert werden, doch sei vor der vom 24. bis 26. April 
1967 in Karlsbad stattfindenden Konferenz der europäischen 
kommunistischen und Arbeiterparteien der Ostblock-Staaten 
keine Entscheidung zu erwarten. Abschließend weist Brückner 
auf das große ungarische Interesse an der Geheimhaltung von 
Verhandlungen hin. 

78 02.03. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 358 
Generalsekretär Brosio, NATO 
Kiesinger äußert die Befürchtung, daß die NATO - nachdem 
der Höhepunkt des Kalten Krieges überschritten sei - zu ei-
nem bloßen Gehäuse zu erstarren drohe, weil ihr der gemein-
same politische Inhalt fehle. Angesichts der Beziehungen be-
sonderer Art zwischen den Atommächten USA und UdSSR 
stelle sich die Frage, ob die amerikanischen Interessen noch 
identisch seien mit denen der europäischen NATO-Staaten. 
Daher sei die Gründung der Harmel-Studiengruppe, in der die 
zukünftigen Aufgaben der Allianz erörtert werden sollen, posi-
tiv zu bewerten. Brosio hebt hervor, daß es das Hauptziel der 
Harmel-Studie sei, das gemeinsame politische Ziel der Verbün-
deten klarzustellen. Allerdings bestehe die Gefahr, daß sich 
durch die Diskussionen die Spaltung in der NATO noch vertie-
fe. Das geplante Nichtverbreitungsabkommen bezeichnet er als 
überflüssig angesichts der bestehenden atlantischen Allianz 
und als ein Element der Schwächung. Da allerdings die USA 
die Initiative ergriffen hätten, könnten die NATO-Mitglied-
staaten jetzt nur noch solche Bestimmungen des Vertrages zu 
verhindern suchen, die sich gegen die vitalen Interessen Euro-
pas und des Bündnisses richteten. Kiesinger stimmt zu und 
weist auf die Zumutungen hin, die dieser Vertrag für die 
Nichtnuklearstaaten bedeute. 

79 02.03. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 367 
Lahr faßt das Ergebnis einer Sitzung des Bundesverteidi-
gungsrats zusammen. Es wurde die Auffassung vertreten, daß 
Großbritannien unter allen Umständen einen Teil der Rhein-
armee abziehen werde. So könne das Verhalten der Bundesre-
gierung in der Frage eines Devisenausgleichs nur noch auf 
Umfang, Rhythmus und Modalitäten dieser Rückverlegung 
Einfluß haben. Bundeskanzler Kiesinger bezeichnete es als 
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„verbrecherisch", für das Problem des Devisenausgleichs keine 
Lösung zu finden, wenn die Bundesregierung zu dem Schluß 
kommen sollte, daß ein Verbleiben britischer Einheiten für die 
Sicherheit notwendig sei. Davon müsse er sich aber noch über-
zeugen. Lahr stellt fest, daß es zwei Konzepte gebe, wie die 
Leistungen an Großbritannien erhöht werden könnten: Wäh-
rend das Auswärtige Amt eine Aufstockung des Verteidigungs-
haushaltes um 200 Mio. DM für Bestellungen in Großbritanni-
en oder als Vorauszahlung befürworte, verweise das Bundes-
ministerium der Verteidigung auf ein Munitionsgeschäft im 
Umfang von 100 Mio. DM. 

80 02.03. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten S. 369 
Graf von Hardenberg 
Hardenberg legt dar, daß in den seit August 1966 geführten 
Verhandlungen zwischen dem Ostausschuß der Deutschen 
Wirtschaft und der albanischen Handelskammer lediglich über 
die Laufzeit einer Handelsvereinbarung und die Warenlisten 
eine Einigung habe erzielt werden können. Schwierigkeiten be-
reite die albanische Weigerung, Berlin (West) in ein Abkom-
men oder einen begleitenden Briefwechsel einzubeziehen. Das 
primär politische Interesse der Bundesregierung an einem er-
sten Schritt in Richtung einer Aufnahme amtlicher Beziehun-
gen rechtfertige jedoch keinen Verzicht auf eine Berlin-Klausel. 
Daher solle den albanischen Verhandlungspartnern mitgeteilt 
werden, daß die Position des Ostausschusses zu einer Einbe-
ziehung von Berlin (West) nicht modifiziert werden könne. 
Hardenberg fügt hinzu, daß dies für die Zukunft die Möglich-
keit einer stärker privatrechtlichen Vereinbarung offenlasse, in 
der kein räumlicher Geltungsbereich genannt werden müsse. 
Eine solche Ubereinkunft, die nicht als Vorstufe für ein zwi-
schenstaatliches Handelsabkommen zu werten sei, bringe al-
lerdings keinen nennenswerten außenpolitischen Vorteil. 

81 02.03. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 372 
I. Klasse Gehlhoff 
Gehlhoff faßt die Ergebnisse seiner Gespräche in Algier zu-
sammen. Die algerische Regierung betrachte die Bundesre-
publik als einen ihrer wichtigsten Handelspartner und wolle 
daher aus politischen Gründen ein gutes Verhältnis unterhal-
ten. Sie sei auch an einer Wiederaufnahme diplomatischer Be-
ziehungen in absehbarer Zeit interessiert. Allerdings könne 
nicht ausgeschlossen werden, daß Algerien dem erheblichen 
Druck seitens der UdSSR und anderer Ostblock-Staaten nach-
geben und ein Generalkonsulat der DDR zulassen werde. Der 
Staatssekretär im algerischen Außenministerium, Rahal, habe 
Gehlhoff versichert, kein arabischer Staat könne erwarten, daß 
die Bundesrepublik die diplomatischen Beziehungen zu Israel 
wieder abbreche. Innenminister Medeghiri habe betont, daß 
Algerien im Gegensatz zu 1965 nicht mehr gewillt sei, seine In-
teressen zugunsten der „viel beredeten arabischen Solidarität" 
zurückzustellen. 
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82 03.03. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 375 
französischen Botschafter François Seydoux 
Kiesinger unterrichtet den französischen Botschafter vom In-
halt eines belgischen Aide-mémoire, bei der geplanten Konfe-
renz der Staats- und Regierungschefs der sechs EWG-Mit-
gliedstaaten anläßlich des zehnten Jahrestages der Unter-
zeichnung der Römischen Verträge zu vereinbaren, vor Ent-
scheidungen zu bestimmten politischen Themen die Partner-
staaten zu konsultieren. Dazu könne auch Großbritannien ein-
geladen werden, während über die europäischen Gemeinschaf-
ten weiterhin nur unter den Sechs gesprochen werden solle. 
Der Bundeskanzler meint, daß eine solche Erweiterung des 
Kreises zur Erörterung außenpolitischer Themen ein „trojani-
sches Pferd" sei. In dem Aide-mémoire werde außerdem die 
Erwartung ausgedrückt, daß die Bundesregierung hierzu bei 
der französischen und der italienischen Regierung die Initiati-
ve ergreife. Dadurch sei der belgische Vorschlag bei ihm sozu-
sagen „deponiert" worden. Seydoux bemerkt, daß auch über 
politische Themen nur unter den Sechs gesprochen werden 
könne und anderen Staaten erst eine Mitgliedschaft in der 
EWG die Möglichkeit zur Teilnahme eröffne. Kiesinger kündigt 
an, daß die Bundesregierung von sich aus nicht initiativ werde, 
da sie davon ausgehe, daß gewisse Bedenken in Paris bestün-
den. In Rom sollten nur die Sechs vertreten sein. Seydoux be-
merkt abschließend, vielleicht meine die belgische Regierung, 
gegenüber Großbritannien Reverenz erweisen zu müssen. Ab-
schließend betont Kiesinger, daß eine Wiedervereinigung nur 
möglich sein werde, wenn dies der Wille der Bevölkerung in 
beiden Teilen Deutschlands sei. Alleinvertretung bedeute nicht, 
daß die Bundesregierung „den Vormund für die Bevölkerung 
der Zone spielen" wolle. 

83 03.03. Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 381 
Auswärtige Amt 
Knappstein teilt mit, daß Präsident Johnson auf einer Presse-
konferenz am Vortag angekündigt habe, die USA wollten mit 
der sowjetischen Regierung Möglichkeiten einer Begrenzung 
des Wettrüstens bei offensiven und defensiven nuklearen Ra-
ketenwaffen erörtern. Dieser Meinungsaustausch werde unab-
hängig von der in Genf tagenden Konferenz der 18-Mächte-
Abrüstungskommission durch den amerikanischen Botschafter 
in Moskau, Thompson, geführt. Die positive Antwort von Kos-
sygin komme Johnson gelegen, da sie den Druck verringere, 
bald eine Entscheidung über die Errichtung eines Anti-Rake-
tensystems in den USA fällen zu müssen. Bemerkenswert im 
Vergleich zu amerikanischen Rüstungskontrollvorschlägen aus 
dem Jah r 1964 seien die Einbeziehung von Offensivwaffen und 
die Wahl von Moskau als Verhandlungsort. Die USA sollten 
möglichst bald um vollständige Unterrichtung und Konsultati-
on gebeten werden, damit sich die Gespräche nicht, wie beim 
Nichtverbreitungsabkommen, auf Bereiche ausdehnen würden, 
die die Bundesrepublik unmittelbar beträfen. 
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84 03.03. Botschafter a.D. Duckwitz, ζ. Ζ. London, an das S. 385 
Auswärtige Amt 
Duckwitz informiert über die Dreier-Verhandlungen in Lon-
don. Der Sonderbeauftragte des amerikanischen Präsidenten, 
McCloy, verwies auf die Notwendigkeit, die atlantische Allianz 
mit neuem Leben zu erfüllen. Mittlerweile greife eine Atmo-
sphäre des Mißtrauens und der nationalen Eigensucht um sich, 
und einzelne NATO-Staaten schienen sich mehr vom Westen 
als vom Osten bedroht zu fühlen. Wichtig sei vor allem, daß 
nicht aus allein finanziellen Gründen Maßnahmen getroffen 
würden, die die Sicherheit der Allianz gefährdeten. Der Kanz-
ler des Herzogums Lancaster, Thomson, wies demgegenüber 
darauf hin, daß die britischen Zahlungsbilanzprobleme so dring-
lich seien, daß eine Klärung strategischer Fragen nicht abge-
wartet werden könne. Duckwitz betonte, daß es gefährlich sei, 
langfristig wirksame Entscheidungen von großer Tragweite für 
die NATO unter dem Eindruck vorübergehender finanzieller 
Schwierigkeiten zu treffen. Wie McCloy vertrat er die Ansicht, 
daß vorrangig das strategische Konzept der NATO geklärt 
werden müsse. Der einzig angemessene Weg zur Verringerung 
der Verteidigungsausgaben sei eine ausgewogene Verminde-
rung von Streitkräften „auf beiden Seiten des Eisernen Vor-
hangs". 

85 03.03. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r i g e n t e n F r a n k S. 389 

Frank schildert die Auswirkungen, die eine Aufnahme des von 
den USA vorgeschlagenen Kontrollartikels (Artikel III) in ein 
Nichtverbreitungsabkommen auf die Europäische Atomgemein-
schaft haben würde. Diejenigen Mitgliedstaaten, die dem Ab-
kommen beiträten, müßten eine zusätzliche Überwachung ihrer 
zivil genutzten atomaren Anlagen durch die IAEO und somit 
doppelte Kontrollen akzeptieren. Sollten nicht alle EURATOM-
Staaten unterzeichnen, so hät te dies eine Zersplitterung des 
europäischen Kernenergiemarktes zur Folge und würde sowohl 
die Zusammenarbeit zwischen Vertragspartnern und Nichtver-
tragspartnern als auch die gemeinschaftseigene Forschungstä-
tigkeit von EURATOM behindern. Letztlich könnte dies zu ei-
ner Abwertung von EURATOM und damit zu einer Schwächung 
der europäischen Gemeinschaft führen. Ferner weist Frank auf 
Bestimmungen im EURATOM-Vertrag hin, die einer Unter-
zeichnung des Nichtverbreitungsabkommens durch die Mit-
gliedstaaten - zumindest ohne vorherige Prüfung des Vertrags-
textes durch die EURATOM-Kommission - entgegenstünden. 
Anzustreben sei folglich ein Wegfall oder eine Abschwächung 
des Artikels III sowie eine Anerkennung der EURATOM-
Kontrollen durch die IAEO. 

86 03.03. A u f z e i c h n u n g des V o r t r a g e n d e n L e g a t i o n s r a t s S. 393 
I. Klasse Jung 
Jung faßt den Verlauf einer deutschlandpolitischen Diskussion 
am 27. Februar 1967 unter Beteiligung des Referenten Bahr, 
des Ministerialdirektors Thierfelder und des Ministerialdiri-
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genten Frank zusammen. Ausgangspunkt der Erörterung war 
der Gedanke, die DDR im nichtpolitischen multilateralen Be-
reich als Völkerrechtssubjekt zu behandeln, ohne ihr gleichzei-
tig die Eigenschaften eines souveränen Staats zuzugestehen. 
Bahr schlug vor, die DDR als Staat durchgehen zu lassen -
wenn auch als einen ohne Legitimität. Die Anerkennung der 
DDR als Verhandlungspartner sei unumgänglich. Frank stellte 
die Frage, ob die Wiedervereinigungspolitik der Bundesregie-
rung dadurch gefährdet werden könne, daß der DDR eine be-
schränkte Geschäftsfähigkeit zugebilligt werde. Bahr führte 
dazu aus, daß der früheren Vorstellung einer „Wiedervereini-
gung durch Anschluß" das neue Prinzip der „Wiedervereini-
gung durch Umarmung" entgegengestellt werden müsse. In der 
Gesprächsrunde herrschte die Ansicht vor, daß die bisherige 
Deutschlandpolitik nicht mehr in die Landschaft passe. Ein 
neues deutschlandpolitisches Konzept solle vom Planungsstab 
für Bundesminister Brandt zur Vorbereitung eines Gesprächs 
mit Bundeskanzler Kiesinger erarbeitet werden. 

87 04.03. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 396 
amerikanischen Sonderbeauftragten McCloy in 
Stuttgart 
McCloy spricht Kiesinger auf dessen Äußerung vom 27. Febru-
ar 1967 über eine „atomare Komplizenschaft" zwischen den 
beiden großen Kernwaffenstaaten an, die Präsident Johnson 
verärgert habe. In der Frage eines Devisenausgleichs für die 
USA und Großbritannien seien die Dreier-Verhandlungen an 
einem kritischen Punkt angelangt. Die finanziellen Lasten der 
Stationierung müßten so verteilt werden, daß möglichst keine 
oder nur geringfügige Truppenverlegungen notwendig würden. 
Die USA stellten schon nicht mehr dieselben exakten Forde-
rungen wie noch im Herbst 1966. Auch Großbritannien wolle 
nicht mehr als 5000 Soldaten abziehen. Kiesinger äußert dage-
gen die Ansicht, daß die britische Regierung ihre in der Bun-
desrepublik stationierten Einheiten auf jeden Fall massiv zu 
verringern beabsichtige. Angesichts möglicher amerikanischer 
Truppenreduzierungen erläutert McCloy den Plan einer Rota-
tion. Danach solle die 24. Division bis auf eine Brigade und bis 
auf das Divisionshauptquartier in die USA zurückverlegt wer-
den. Dieser Verband solle dann so ausgewechselt werden, daß 
sich jede der drei Brigaden einmal im Jahr in der Bundesre-
publik aufhalten würde. 

88 06.03. Bundesminister Brandt an Bundeskanzler Kiesinger S. 412 
Brandt teilt Kiesinger Überlegungen zur künftigen Politik ge-
genüber Jugoslawien mit. Er kommt zu dem Schluß, daß zwar 
eine Wiederaufnahme der Beziehungen im Interesse der Euro-
pa- und Entspannungspolitik liege, jedoch vor einem solchen 
Schritt einige Voraussetzungen zu erfüllen seien. So müsse 
ausgeschlossen werden, daß diese Maßnahme nach den 1957 
hergestellten Beziehungen zwischen Jugoslawien und „Ost-
Berlin" nun durch Staaten der Dritten Welt fehlinterpretiert 
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werde und zu einer verstärkten internationalen Aufwertung 
der DDR führe. Brandt weist da raufh in , daß es auch nach dem 
Botschafteraustausch mit Rumänien nicht zu einem solchen 
Dammbruch gekommen sei. Eine mit den Verbündeten abge-
stimmte neue diplomatische Aktion könne dazu dienen, die 
Grundzüge der Entspannungspolitik darzulegen. Dabei müsse 
deutlich werden, daß eine „Friedenssicherung plus Organisie-
rung Europas" der entscheidende Orientierungspunkt sei. Die 
Nichtanerkennung der DDR dürfe nur Mittel zum Zweck, nicht 
Selbstzweck sein. Zunächst aber solle in Belgrad geklärt wer-
den, welche Maßnahmen vor einer Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen ergriffen werden könnten, um das Verhältnis zu 
Jugoslawien zu verbessern. 

89 06.03. G e s p r ä c h e des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s T h i e r f e l d e r in S. 415 
London 
Thierfelder legt dar, daß die Ostpolitik der Bundesrepublik 
durch das bisherige Verfahren der Einbeziehung von Berlin 
(West) in internationale Verträge in Schwierigkeiten gerate. 
Die Bundesregierung schlage nun eine öffentliche Erklärung 
der Drei Mächte vor, daß alle Abkommen der Bundesrepublik 
automatisch, also auch ohne eine entsprechende Klausel, in 
Berlin (West) Gültigkeit erlangten. Dies solle nicht den Status 
der Stadt und die dortigen Rechte der Alliierten berühren, son-
dern lediglich dazu dienen, Vertragsverhandlungen und -ab-
schlüsse zu entpolitisieren. Der britische Vorschlag vom 19. Ok-
tober 1966, der ein Ausnahmeverfahren für Verhandlungen mit 
kommunistischen Staaten vorsehe, sei wegen der vorgesehenen 
unterschiedlichen Behandlung von kommunistischen und nicht-
kommunistischen Staaten unzweckmäßig. Die britischen Ge-
sprächspartner erhoben weiterhin Bedenken dagegen, daß die 
alliierten Vorbehaltsrechte in Berlin (West) durch die von der 
Bundesrepublik vorgeschlagene Regelung beeinträchtigt wer-
den könnten. 

90 07.03. Gespräch des Botschafters von Walther mit dem S. 421 
sowjetischen Stellvertretenden Außenminister 
Semjonow in Moskau 
Semjonow spricht Bedenken an, die in der Bundesrepublik 
durch Politiker und Wissenschaftler gegen den von amerikani-
scher Seite vorgeschlagenen Kontrollartikel in einem Nichtver-
breitungsabkommen geäußert worden seien. Dabei handele es 
sich lediglich um eine neue Variante der alten Bestrebungen 
der Bundesrepublik, Zugang zu Kernwaffen zu erhalten. Walt-
her verweist demgegenüber auf die Bedeutung der zivilen 
Kernforschung für Export und Energieversorgung. Daher gebe 
es Vorbehalte gegen ein Kontrollsystem, das wie Industriespio-
nage erscheine. Es gehe allein um das „Wie" einer Überwa-
chung, die sich auf das nukleare Sprengmaterial beschränken 
sollte. Semjonow wendet sich gegen eine Überwachung durch 
EURATOM, da dies eine Eigenkontrolle darstelle. Er betont 
die politische Bedeutung eines Nichtverbreitungsabkommens 
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als ersten Schritt zu einer Abschaffung der Gefahren eines 
Atomkrieges und erhebt den Vorwurf, daß die Bundesregie-
rung hinter den Kulissen erhebliche Anstrengungen unter-
nehme, um den Abschluß des Abkommens zu verhindern. 

91 07.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 427 
Ruete stellt Überlegungen an, wie der erweiterte Nuklearver-
zicht, den die Bundesrepublik durch die Unterzeichnung eines 
Nichtverbreitungsabkommens leisten würde, für eine Ent-
spannungspolitik gegenüber der UdSSR nutzbar gemacht wer-
den könnte. Er kommt zu dem Schluß, daß dazu das direkte 
Gespräch gesucht werden müsse. So könnte den sowjetischen 
Bestrebungen entgegengewirkt werden, sich Zugeständnisse 
der Bundesregierung über die USA einräumen zu lassen, ohne 
selbst Gegenleistungen zu erbringen. Das Ziel müßten ver-
bindliche Festlegungen sein, daß die UdSSR einen Beitritt der 
Bundesrepublik zum Abkommen als Beitrag zur Entspannung 
und als eine Voraussetzung für eine Normalisierung der bilate-
ralen Beziehungen ansähen. Zudem solle die sowjetische Re-
gierung zusichern, daß sie die Bundesrepublik künftig nicht 
mit Atomwaffen bedrohen oder erpressen werde und daß 
sie keinen Einfluß nehmen werde auf die zivile Kernforschung 
in der Bundesrepublik. Ferner müsse der UdSSR die Möglich-
keit genommen werden, unter Berufung auf das Abkommen 
Einspruch gegen die angestrebte europäische Einigung zu er-
heben. 

92 09.03. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 432 
Leiter der amerikanischen Abrüstungsbehörde, Foster 
Kiesinger betont, daß aus Sicht der Bundesregierung noch um-
fassende Konsultationen über das Nichtverbreitungsabkom-
men notwendig seien, so beispielsweise zu den Folgen für die 
bilateralen Beziehungen zu den USA innerhalb der NATO so-
wie für die deutsche Frage. Zwar werde nicht mehr daran fest-
gehalten, daß die Wiedervereinigung einer Entspannung vor-
ausgehen müsse. Jedoch sei es auch nicht hinnehmbar, eine 
Lösung der deutschen Frage in die ferne Zukunft zu vertagen. 
Zudem müsse erörtert werden, wie die Bundesrepublik zu 
schützen sei, falls sie nach einer Unterzeichnung des Abkom-
mens von der UdSSR bedroht oder nuklear erpreßt werde. Fo-
ster weist da raufh in , daß es noch keinen fertig ausgehandelten 
Vertragstext gebe und daß die Konsultationen keinem festen 
Zeitplan unterlägen. Allerdings arbeite die Zeit nicht für den 
Westen. Der Vertragsentwurf solle möglichst bald der Konfe-
renz der 18-Mächte-Abrüstungskommission vorgelegt werden, 
denn die blockfreien Staaten befürchteten bereits jetzt eine 
Konspiration der westlichen Alliierten. Kiesinger äußert die 
Befürchtung, daß nach der Vorlage des Entwurfs wesentliche 
Entscheidungen nicht mehr rückgängig gemacht werden könn-
ten, und somit eine schlimme Lage für die Bundesrepublik ent-
stünde. 
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93 09.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 446 
Anläßlich der Weisung des Bundesministers Brandt, die Stän-
dige Vertretung bei der NATO in Paris solle sich für eine Ab-
schaffung der TTD-Regelung einsetzen, macht Ruete darauf 
aufmerksam, daß die Bestimmungen über die Vergabe von 
Temporary Travel Documents nur durch die Alliierten aufge-
hoben werden können und die Bundesregierung zudem ver-
pflichtet wäre, sich vor einem solchen politischen Vorstoß mit 
den Drei Mächten abzusprechen. Darüber hinaus gibt er zu be-
denken, daß die TTD-Bestimmungen eines der wenigen Gebie-
te seien, auf dem die Drei Mächte noch die Verantwortung für 
Deutschland als Ganzes wahrnähmen. Der Wegfall der TTDs 
könnte zu einer internationalen Aufwertung der DDR führen, 
nicht zuletzt deshalb, weil dann dort ausgegebene Reisedoku-
mente in den NATO-Staaten akzeptiert werden müßten. Wäh-
rend für die Bevölkerung in der DDR keine Erleichterungen zu 
erwarten seien, erhalte die Propagandatätigkeit „Ostberlins im 
westlichen Ausland freie Bahn". Werde dennoch eine Aufhe-
bung der TTD-Regelung befürwortet, so sollte diese nur im Rah-
men eines neuen deutschlandpolitischen Konzepts - verbunden 
mit Forderungen nach „Gegenleistungen der Zone" - vorge-
schlagen werden. 

94 10.03. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 448 
Leiter der amerikanischen Abrüstungsbehörde, Foster 
Foster sichert zu, daß die amerikanische Regierung erst nach 
Abschluß der Konsultationen mit den Alliierten über ein Nicht-
verbreitungsabkommen zu einer Vereinbarung mit der UdSSR 
kommen wolle. Allerdings empfehle er aus taktischen Grün-
den, möglichst bald andere Staaten an der Diskussion zu be-
teiligen. Manche Argumente ließen sich leichter durchsetzen, 
wenn sie nicht von der Bundesregierung, sondern von dritter 
Seite vorgebracht würden. Foster warnt davor, in die materiell 
wirksamen Abschnitte des Abkommens auch Absichtserklä-
rungen aufzunehmen; dies würde den Vertrag nur für weitere 
Wünsche und Anträge öffnen. Die Gestaltungsmöglichkeiten 
seien zudem bei der Präambel größer als bei den übrigen Ver-
tragsbestimmungen. Zur Frage der Sicherheitskontrollen be-
zeichnet er den deutschen Vorschlag einer automatischen Uber-
wachung als weiterer Sondierung wert. Botschafter Schnip-
penkötter erläutert, daß sich die Kontrolle auf Flußdiagramme 
und den Verbleib spaltbaren Materials beschränken solle, was 
bisher nicht hinlänglich berücksichtigt worden sei. 

95 10.03. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s R u e t e S. 457 

Zur Frage einer Unterstützung osteuropäischer Emigranten-
Organisationen in der Bundesrepublik erläutert Ruete, daß da-
für sowohl im Bundeshaushalt als auch in den Haushalten der 
Länder Mittel vorgesehen seien. Er führt aus, daß nach dem 
Zweiten Weltkrieg solche Gruppierungen allein aufgrund ihrer 
antikommunistischen Gesinnung gefördert worden seien. Diese 
Einstellung wirke noch nach, so daß ζ. B. im Jah r 1964 Bemü-
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hungen des Auswärtigen Amts gescheitert seien, Emigranten-
verbände nach Mißbrauch des Gastrechts öffentlich mahnen zu 
lassen. Als jüngstes Beispiel nennt Ruete kroatische Exil-
Organisationen, die durch ihre radikalen Programme und teil-
weise terroristischen Methoden auffielen. Ihre Aktivitäten hiel-
ten bei der jugoslawischen Regierung das Trauma einer kroa-
tisch-deutschen Verschwörung gegen den Vielvölkerstaat Ju-
goslawien lebendig. Ruete regt an, sich im Sinne einer glaub-
haften Ostpolitik gegen Aktivitäten zu verwahren, die sich ge-
gen die Integrität einzelner osteuropäischer Staaten richten. 

96 10.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Diehl S. 460 
Diehl entwirft ein außenpolitisches Aktionsprogramm. Ziel der 
Ostpolitik sei die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu al-
len Staaten des Warschauer Pakts und zu Jugoslawien. Die 
Kontakte zur Volksrepublik China müßten verstärkt werden, 
um die nach Abklingen des Vietnam-Krieges fallige Errichtung 
einer Handelsvertretung oder eine Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen vorzubereiten. In der Entwicklungshilfe sollten 
die Mittel weniger in multilaterale Projekte als in ein eigenes 
Programm für den Aufbau von Infrastruktur in der Dritten 
Welt fließen. Der Zusammenarbeit innerhalb Europas, beson-
ders mit Frankreich und Großbritannien, müsse wieder mehr 
Gewicht zukommen. Darüber dürfe allerdings nicht die Not-
wendigkeit nahezu ständiger Beratungen mit den USA ver-
nachlässigt werden. Als Beitrag zur Reform der NATO sei ein 
deutsches Verteidigungskonzept zu erarbeiten. Der „eigentliche 
Prüfstein der Großen Koalition" werde allerdings die Deutsch-
landpolitik sein. Um hier Fortschritte zu erreichen, müßte die 
Bundesregierung Alleinvertretung von Alleinpräsenz trennen 
und dem „Regime in der SBZ eine gewisse Geschäftsfähigkeit" 
zubilligen. Anzustreben seien die Einrichtung eines Amtes für 
innerdeutsche Beziehungen, die Mitwirkung der DDR in inter-
nationalen Verträgen und Organisationen sowie die „Mobil-
machung" der UNO für die deutsche Frage. 

97 13.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 463 
Ruete legt dar, daß während des Besuchs des sowjetischen 
Ministerpräsidenten Kossygin vom 6. bis 13. Februar 1967 in 
London der Abschluß eines bilateralen Vertrags über Freund-
schaft und friedliche Zusammenarbeit in Aussicht genommen 
worden sei. Die britische Regierung habe sich mit dem sowjeti-
schen Vorschlag einverstanden erklärt, ohne zuvor ihren Kon-
sultationsverpflichtungen gegenüber der NATO und ihren Ver-
bündeten nachgekommen zu sein. Bei der nachträglichen Erör-
terung des geplanten Freundschaftsvertrags am 7. März 1967 
im Ständigen NATO-Rat sei die Reaktion überwiegend kritisch 
gewesen; lediglich Kanada, Dänemark und Norwegen hät ten 
sich positiv geäußert. Großbritannien habe zwar zugesichert, 
die Wünsche seiner Verbündeten zu berücksichtigen, wolle je-
doch nicht den Wortlaut einzelner Vertragsbestimmungen zur 
Diskussion stellen. Ruete bezeichnet den sowjetischen Vor-
schlag als weiteren Versuch, die Bundesrepublik politisch zu 
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isolieren. Daher müsse die Bundesregierung bemüht sein, die 
weitere Entwicklung im Sinne einer „Unteilbarkeit der Entspan-
nung" zu beeinflussen. 

98 14.03. Aufzeichnung des Botschafters a. D. Duckwitz S. 467 
Aus einer Unterredung mit dem Kanzler des Herzogtums Lan-
caster, Thomson, teilt Duckwitz dessen Vorschlag mit, das im 
Oktober 1966 seitens der Bundesregierung unterbreitete An-
gebot zum Devisenausgleich erneut zur Grundlage von Ver-
handlungen zu machen. Die Differenz zwischen der damals zu-
gesagten Summe von 350 Mio. DM plus „x" und der ursprüngli-
chen britischen Forderung in Höhe von 860 Mio. DM solle un-
ter der Bundesrepublik, Großbritannien und den USA aufge-
teilt werden. Duckwitz äußerte sich dazu zurückhaltend. Er 
stellt jedoch die Überlegung an, die „zivilen Einkäufe der öf-
fentlichen Hand" in Großbritannien auf die noch zu leistenden 
Zahlungen der Bundesrepublik anzurechnen und den Rest 
durch Einsparungen, die der Abzug einer britischen Brigade 
aus der Bundesrepublik erbringen würde, auszugleichen. 

99 14.03. Botschafter von Walther, Moskau, an das Auswärtige S. 469 
Amt 
Walther berichtet von einer Wahlrede des Generalsekretärs 
der KPdSU am 10. März 1967, in der Breschnew ausführlich 
auf die Deutschland-Frage einging. Als Grund für diese Aus-
führungen müsse die neue Ostpolitik der Bundesregierung gel-
ten, die in der UdSSR zunehmend als Gefahrdung eingeschätzt 
werde. So habe Walther Informationen erhalten, daß die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen zu Rumänien als „beson-
dere Perfidie" empfunden werde, um gleichsam einen Keil zwi-
schen die Staaten des Warschauer Paktes zu treiben. Er weist 
darauf hin, daß bislang jede ostpolitische Initiative der Bun-
desregierung eine Versteifung sowjetischer Positionen zur Fol-
ge hatte. Vor diesem Hintergrund und angesichts der Haltung 
der amerikanischen Regierung, für die der Abschluß eines 
Nichtverbreitungs- und eines ABM-Abkommens Vorrang vor 
den Interessen der europäischen Verbündeten habe, rät er zu 
einem vorübergehenden Verzicht auf „spektakuläre" Maßnah-
men, wie eine Beantwortung der sowjetischen Erklärung vom 
28. J anua r 1967. 

100 15.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 472 
Ruete nimmt Stellung zum Vorschlag des Ministerialdirektors 
Harkort vom 14. März 1967, einen mittelfristigen Kredit an die 
tschechoslowakische Regierung zum Kauf von Großröhren im 
Wert von ca. 250 bis 300 Mio. DM bei der Firma Hoesch über 
eine Bundesbürgschaft abzusichern, auch wenn dies den 
Richtlinien vom März 1965 über die Vergabe von Krediten an 
Ostblock-Staaten zuwiderlaufe. Ruete gibt dagegen zu beden-
ken, daß das tschechoslowakische Interesse an engeren Bezie-
hungen zur Bundesrepublik vorwiegend ökonomische Gründe 
habe, während die Bundesregierung politische Ziele verfolge. 
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Würden also die tschechoslowakischen Wünsche vorab und oh-
ne Forderung nach Gegenleistungen befriedigt, verringere sich 
die tschechoslowakische Konzessionsbereitschaft im politischen 
Bereich. Auch angesichts der eher starren tschechoslowaki-
schen Haltung in der Deutschland-Frage wäre eine Entschei-
dung, wie sie Harkort befürwortet, unangemessen und würde 
ein falsches Signal gegenüber den anderen Ostblock-Staaten 
darstellen. An einer parallelen Regelung der wirtschaftlichen 
Fragen und der Aufnahme von Beziehungen zwischen Bundes-
republik und Tschechoslowakei müsse festgehalten werden. 

101 16.03. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 474 
Lahr nimmt Stellung zu der vom Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Wirtschaft, Neef, in einer Besprechung mit 
dem Bundeskanzler vertretenen Ansicht, daß der Wiederauf-
nahme von Verhandlungen über einen Beitritt Großbritanni-
ens zur EWG zunächst die Fusion der europäischen Gemein-
schaften vorausgehen müsse. Kiesinger habe dann wenig spä-
ter die Meinung geäußert, daß ihm dieser Gedanke einleuchte. 
Bei beiden Anlässen habe er, Lahr, versucht zu verdeutlichen, 
daß ein solches Votum praktisch ein „Nein" gegenüber den bri-
tischen Beitrittswünschen bedeute und als Abkehr von der bis-
herigen Haltung der Bundesregierung aufgefaßt werde. Die 
Fusion der Gemeinschaften und ein EWG-Beitritt Großbritan-
niens könnten, wie die Verhandlungen 1962/63 gezeigt hätten, 
sehr wohl parallel erörtert werden. 

102 16.03. Staatssekretär Lahr an Staatssekretär Carstens, S. 476 
Bundesministerium der Verteidigung 
Lahr teilt Carstens mit, daß die Bundesregierung die Verhand-
lungen mit der UdSSR über den Flugverkehr zwischen Moskau 
und Frankfurt/Main wieder in Gang bringen möchte. Diese sei-
en eingestellt worden, weil die Bundesregierung für Aeroflot 
eine Flugroute über Eger gewünscht habe, während die sowje-
tische Regierung auf einem Anflug über Berlin-Schönefeld be-
harre. Die daraufhin vom Auswärtigen Amt vorgeschlagene 
Streckenführung über Hamburg sei bei SACEUR auf Sicher-
heitsbedenken gestoßen. Lahr macht darauf aufmerksam, daß 
es sich um eine internationale Luftstraße handele, die auch 
von anderen Ostblock-Staaten beflogen werde. Fraglich sei da-
her, ob ihre Benutzung überhaupt eingeschränkt werden kön-
ne. Eine Wiederaufnahme der Gespräche sei dringlich, weil 
vermieden werden müsse, daß die Deutsche Lufthansa in dem 
schon seit Jahren herrschenden Konkurrenzkampf um den 
Luftverkehr nach Moskau zurückfalle. Lahr bittet um eine 
Stellungnahme, ob eine Änderung der Haltung von SACEUR 
möglich sei. 

103 16.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 477 
Ruete schildert den ungewöhnlichen Verlauf der Sitzung der 
Bonner Vierergruppe vom 15. März 1967. Offenbar in der An-
nahme, die Bundesregierung wolle ihre Position in wesentli-
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chen Punkten ohne vorherige Konsultation ändern, stellten die 
Vertreter der Drei Mächte eine Reihe von Fragen zu aktuellen 
deutschlandpolitischen Problemen. So baten sie um umgehen-
de Unterrichtung über die bereits im Bundeskabinett verab-
schiedeten Entwürfe von Notstandsgesetzen. Weiterhin äußer-
ten sie Bedenken gegen einen Wegfall der Widerrufsklausel im 
Interzonenhandel, da handelspolitische Maßnahmen im Fall 
von Berlin-Zugangskrisen ein Bestandteil der Eventualfallpla-
nung seien. Um Unterrichtung wurde auch zur geplanten Än-
derung der Aufenthaltsbestimmungen für Staatsangehörige 
aus Ostblock-Staaten in Berlin (West) und zur möglichen Zu-
lassung eines sowjetischen Handelskontors im Westteil der 
Stadt gebeten. Die Vertreter der drei Mächte wiesen darauf 
hin, daß es in der Frage des Handelskontors offensichtlich eine 
„totale Konfusion" zwischen der Bundesregierung und dem Se-
nat von Berlin gebe. 

104 16.03. Aufze ichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 481 

Ruete äußert sich zu Überlegungen, in Berlin (West) die Eröff-
nung einer sowjetischen Vertretung für Handelskontakte zu 
gestatten. In Gesprächen, die zwischen Staatssekretär Lahr 
und dem Berliner Senator König im November 1966 stattfan-
den, bestand Einvernehmen, daß lediglich kommerzielle Agen-
turen aus Ostblock-Staaten in Form von Dependancen zugelas-
sen werden dürften. Es müsse alles vermieden werden, was als 
Bestätigung der kommunistischen Auffassung von Berlin als 
separater politischer Einheit fehlgedeutet werden könnte. 
Jüngste Äußerungen von König über die Zulassung eines so-
wjetischen Handelskontors hätten jedoch eine Klarstellung der 
Haltung des Senats von Berlin notwendig gemacht. Diese habe 
ergeben, daß sich der grundsätzliche Standpunkt des Senats 
nicht verändert habe, und daß dort zur Zeit noch keine „prä-
zisen und praktikablen" Vorstellungen zu einer Intensivierung 
der Handelsbeziehungen mit Ostblock-Staaten vorlägen. 

105 17.03. Aufze ichnung des Ministerialdirektors Diehl S. 483 

Diehl faßt das Ergebnis von Diskussionen einer deutschland-
politischen Arbeitsgruppe im Auswärtigen Amt zusammen und 
entwirft eine Konzeption für das Verhalten gegenüber der 
DDR. Danach sollte zunächst der Kontakt auf allen Ebenen in-
tensiviert werden, und zwar durch die Errichtung eines „Amts 
für innerdeutsche Beziehungen" in Bonn und einer „Dienststel-
le Berlin". Anschließend solle die Bildung eines paritätisch be-
setzten „Deutschen Rates" vorgeschlagen werden, der Fragen 
der innerdeutschen Beziehungen erörtern solle. Zudem könnte 
die Bundesregierung den innerdeutschen Handel fördern und 
die Teilnahme der DDR an internationalen Abkommen, die der 
Abrüstung und Sicherheit dienen, sowie ihre Mitgliedschaft in 
allen technischen internationalen Organisationen unterstützen 
- stets unter dem Vorbehalt, daß die DDR ein Teil der deut-
schen Nation sei. Zu einem späteren Zeitpunkt seien dann im 
Rahmen der UNO Gespräche zwischen den Vier Mächten, der 
Bundesrepublik und der DDR zur Vorbereitung eines Friedens-
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Vertrags und eines europäischen Sicherheitssystems aufzu-
nehmen. Ausschlaggebend für die Durchführung dieser Kon-
zeption sei es, der DDR eine „gewisse, beschränkte Geschäfts-
fähigkeit" zuzubilligen und zwischen Alleinvertretung und Al-
leinpräsenz begrifflich und praktisch zu trennen. 

106 17.03. Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 489 
Auswärtige Amt 
Knappstein berichtet von einem Gespräch mit dem stellvertre-
tenden Leiter der amerikanischen Abrüstungsbehörde über den 
Kontrollartikel eines Nichtverbreitungsabkommens (Artikel III). 
Fisher betonte, es bestehe keine Aussicht, daß die UdSSR ihre 
Nuklearindustrie einer internationalen Überwachung unter-
werfen werde. Die USA seien dagegen bereit, einen solchen 
Schritt in Erwägung zu ziehen, wenn dies der Bundesregierung 
die Annahme des vorgeschlagenen Artikels erleichtern würde. 
Fisher bestätigte, daß gemischte deutsch-französische Kernfor-
schungsanlagen auf dem Boden der Bundesrepublik den für 
nichtnukleare Staaten vorgesehenen Kontrollen unterlägen. 
Den deutschen Vorschlag, daß diejenigen Staaten, die selbst 
keine Kontrollen zuließen, auch keine Inspektoren entsenden 
sollten, befürwortete Fisher grundsätzlich. Eine solche Anre-
gung sollte jedoch besser im Rahmen multilateraler Verhand-
lungen und von einem anderen Staat als der Bundesrepublik 
vorgebracht werden. Mehrfach wies er darauf hin, daß die 
IAEO keineswegs von der UdSSR beherrscht werde. 

107 21.03. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 492 
Ruete faßt amerikanische Informationen zu den angestrebten 
Verhandlungen zwischen USA und UdSSR über eine Rü-
stungsbegrenzung auf dem Gebiet offensiver und defensiver 
Nuklearraketen zusammen. Die amerikanische Regierung sei an 
solchen Gesprächen sehr interessiert, denn sie wolle das Wett-
rüsten auf dem Gebiet der antiballistischen Raketen (ABM), das 
sich nach der Aufstellung eines ABM-Systems rund um Mos-
kau zu entwickeln drohe, vermeiden. Die Installierung eines 
amerikanischen Abwehrsystems würde lediglich hohe Kosten 
verursachen, das Rüstungspatt unverändert lassen und zu ei-
ner Verschärfung der Spannungen im Ost-West-Verhältnis 
führen. Im Gegensatz zum Vorschlag vom 21. Januar 1964 
über ein Einfrieren strategischer Kernwaffenträger, der auf 
sowjetische Ablehnung stieß, wollten die USA jetzt auf Ortsin-
spektionen verzichten und sich in erster Linie auf Satelliten-
Aufklärung verlassen. Das geplante Abkommen solle sich zu-
dem auf die Zahl der Abschußrampen beschränken. Der für die 
USA maßgebende Gesichtspunkt sei die Aufrechterhaltung der 
bestehenden relativen Stabilität. 

108 21.03. Staatssekretärbesprechung S. 496 
Staatssekretär Schütz erklärt zu der beabsichtigten Neurege-
lung der Kirchenverwaltung für die Gebiete des Deutschen 
Reiches unter fremder Verwaltung, daß die Einsetzung von 
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vier Apostolischen Administratoren durch den Heiligen Stuhl 
die beste Lösung sei. Sie verhindere schwerwiegendere Ent-
scheidungen für den „deutschen Osten". Staatssekretär Nahm 
weist auf den Vorteil hin, daß dadurch das Reichskonkordat 
von 1933 unberührt bleibe. Allerdings würde die Stellung der 
Kapitularvikare beeinträchtigt. Staatssekretär Krautwig be-
stätigt, daß insbesondere das Amt des Kapitularvikars des 
ehemals zur Diözese Breslau gehörenden, aber nun in der DDR 
liegenden Kirchenbezirks Görlitz durch die Ernennung eines 
Apostolischen Administrators für Breslau zum Drehpunkt da-
für werden könne, ob im Falle einer Änderung der Regelung 
für die Ostgebiete ein „Dammbruch in der Zone" zu verhindern 
sei. Die Staatssekretäre kommen zu dem Ergebnis, daß der 
Einsetzung von Administratoren in den Verwaltungsbezirken 
Allenstein, Landsberg, Breslau und Oppeln zugestimmt wer-
den könne, wenn Görlitz hiervon ausgenommen werde und der 
zuständige Kapitularvikar im Amt bleibe. 

109 21.03. Botschafter a.D. Duckwitz, z.Z. Washington, S. 499 
an Bundesminister Brandt 

Duckwitz informiert über den Fortgang der Dreier-Ver-
handlungen. Zwischen den beteiligten Staaten zeichneten sich 
jeweils bilaterale Vereinbarungen ab, die jedoch nur gemein-
sam als Paket in Kraft treten sollten. Bei der amerikanisch-
deutschen Übereinkunft gaben sich die USA für das laufende 
Jahr mit einer Vereinbarung zwischen den beiden Zentralban-
ken zufrieden und befürworteten darüber hinaus die Einfüh-
rung eines Rotationssystems für eine amerikanische Division 
und einige Luftwaffeneinheiten. Im Mittelpunkt der Verhand-
lungen stand ein Entwurf für das deutsch-britische Überein-
kommen, in dem die britische Regierung die Zahlung von 50 
Mio. DM für 1967 und von 150 Mio. DM für das erste Quartal 
1968 akzeptierte. Die Summe für zivile Beschaffungen der öf-
fentlichen Hand in Großbritannien wurde auf 250 Mio. DM er-
höht. Im Gegenzug erklärte sich die britische Regierung bereit, 
den geplanten Truppenabzug zu vermindern und nicht vor dem 
1. Januar 1968 damit zu beginnen. Duckwitz empfiehlt die An-
nahme dieser Vereinbarung als Maximum des Erreichbaren. 

110 22.03. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 503 

In einem Gespräch mit dem sowjetischen Botschafter bestätig-
te Schütz, daß der geplante Austausch von Gewaltverzichtser-
klärungen weiterhin vertraulich behandelt werden solle. Za-
rapkin fragte unter Hinweis auf die Äußerung des Bundes-
kanzlers Kiesinger, daß er zu einer solchen Erklärung in jeder 
denkbaren Form bereit sei, ob die Bundesregierung auch ge-
genüber der DDR einen Verzicht auf Gewalt erklären würde. 
Schütz erläuterte daraufhin unterschiedliche rechtliche For-
men eines Gewaltverzichts. Mit der DDR werde die Bundesre-
gierung jedoch keine Gewaltverzichtserklärungen austauschen, 
obwohl Bereitschaft vorhanden sei, in die Erklärung gegenüber 
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der UdSSR einen Hinweis aufzunehmen, daß sich der Gewalt-
verzicht auch auf deren Verbündete erstrecke. Zu einer Aner-
kennung der DDR als Nebenwirkung werde es nicht kommen. 

111 29.03. Botschaftsrat I. Klasse Mangold, Genf (Internationale S. 507 
Organisationen), an das Auswärtige Amt 
Mangold informiert über die Sitzungsperiode der auf den 9. 
Mai 1967 vertagten Konferenz der 18-Mächte-Abrüstungskom-
mission. Thema der Verhandlungen war das angestrebte Nicht-
verbreitungsabkommen, zu dem aber kein Textentwurf vorge-
legt wurde. Die Gespräche des amerikanischen Delegationslei-
ters Foster mit einzelnen Regierungen von EURATOM-Staaten 
ergaben, daß sich die Bedenken gegen das Abkommen nicht so 
schnell überwinden ließen. Folglich müsse für die Zeit der Kon-
ferenzpause mit intensiven Konsultationen sowohl innerhalb 
der westlichen Allianz als auch zwischen USA und UdSSR ge-
rechnet werden. Die größten Chancen für eine Durchsetzung der 
Wünsche der Bundesrepublik gebe es im Bereich der Sicher-
heitskontrollen; die übrigen Anregungen der Bundesregierung 
wollten die USA zunächst nur in sehr geringem Umfang be-
rücksichtigen, da sie das „deutsche Etikett" trügen. Es könne 
mit der festen amerikanischen Absicht gerechnet werden, am 
9. Mai 1967 zusammen mit der UdSSR einen Vertragsentwurf 
vorzulegen. Die Position der Nichtkernwaffenmächte werde 
dadurch beeinträchtigt, daß es ihnen bisher nicht gelungen sei, 
sich auf eine gemeinsame Haltung zu verständigen. 

112 30.03. Gespräch des Staatssekretärs Schütz mit Staatssek- S. 511 
retär Katzenbach, amerikanisches Außenministerium 
Katzenbach spricht den amerikanischen Vorschlag an, für ei-
nen Teil der in der Bundesrepublik stationierten Truppen eine 
Rotation einzuführen. Dieses System zeichne sich durch seine 
von weltpolitischen Spannungen unabhängige Automatik aus 
und verspreche den USA eine erhebliche Devisenersparnis. 
Hinsichtlich des angestrebten Nichtverbreitungsabkommens 
betont Schütz, daß vor einem Vertragsschluß noch einige be-
sondere Probleme geklärt werden müßten, so ζ. B. die Zukunft 
der deutsch-französischen atomaren Forschungsprojekte. Er 
hoffe allerdings, daß das Abkommen bis Ende Mai Zustande-
kommen werde. Auf die Frage, wie er die Aussichten für einen 
Beitritt Indiens zu einem Nichtverbreitungsabkommen ein-
schätze, führt Katzenbach aus, daß Indien keinen Bedarf an 
Atomwaffen habe, da ihm die USA im Falle einer chinesischen 
Bedrohung helfen würden. Abschließend weist er darauf hin, 
daß noch offene Punkte im Ständigen NATO-Rat in der Zeit bis 
zum 19. April 1967 erörtert werden sollten. 

113 31.03. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 513 
Schütz gibt den Inhalt eines privaten Gesprächs mit dem Lei-
ter des Instituts für Internationale Politik und Wirtschaft in 
Prag vom Vorabend wieder. Snejdarek habe bedauert, daß 
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durch die starrere Haltung der UdSSR und der DDR die Nor-
malisierung zwischen dem „sozialistischen Lager" und der Bun-
desrepublik sowie die notwendige Annäherung zwischen den 
kommunistischen Regierungsparteien in den Ostblock-Staaten 
und den sozialdemokratischen Parteien in Westeuropa verzö-
gert werde. Es sei von entscheidender Bedeutung, auf Parteien-
ebene einen ständigen, qualitativ hochstehenden Kontakt zu 
pflegen, beispielsweise durch Besuche führender SPD-Politiker 
in Prag. Gleichfalls sei bedauerlich, daß die Stellung der DDR 
innerhalb des Warschauer Pakts durch die ersten Schritte der 
neuen Bundesregierung in der Ostpolitik stärker geworden sei. 
Aus sowjetischer Sicht könne „im Augenblick in Europa ohne 
Ulbricht oder gar gegen Ulbricht" nichts entschieden werden. 
Snejdarek äußerte sich positiv zu einer Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und Jugo-
slawien. Auch ein Botschafteraustausch mit der Tschechoslo-
wakei könne noch im Verlauf des Jahres möglich sein, doch 
müsse hier mit Geduld vorgegangen werden, weil „der Druck 
von Moskau und Ostberlin sehr stark" sei. 

114 31.03. Staatssekretär Schütz an Botschafter Grewe, S. 516 
Paris (NATO) 
Schütz verweist auf die amerikanische Zusicherung, daß erst 
nach einem befriedigenden Abschluß der Konsultationen das 
angestrebte Nichtverbreitungsabkommen abgeschlossen wer-
den solle. Die USA hätten sich allerdings nicht darauf festge-
legt, bis zum Abschluß dieser Gespräche mit der Vorlage eines 
amerikanisch-sowjetischen Vertragsentwurfs bei der Konferenz 
der 18-Mächte-Abrüstungskommission zu warten; darauf müs-
se jedoch die Bundesregierung bestehen. Die bilateralen Ge-
spräche und die Verhandlungen in der NATO würden folglich 
in der Zeit bis zum 19. April 1967 ihre „entscheidende Phase" 
durchlaufen. Auf der bevorstehenden Sitzung des Ständigen 
NATO-Rats am 4. April 1967 müsse deutlich werden, daß die 
Bundesregierung noch keinem Vertragsentwurf zugestimmt 
habe und an beschleunigten Beratungen interessiert sei. 

115 01.04. Vortragender Legationsrat I. Klasse Herrmann, Sofia, S. 521 
an das Auswärtige Amt 
Herrmann berichtet über ein Gespräch mit dem bulgarischen 
Außenminister. Baschew bezeichnete die Normalisierung des 
Verhältnisses zwischen der Bundesrepublik und Bulgarien 
zwar als wünschenswert, warnte aber vor überstürzten Ent-
scheidungen. Er räumte ein, daß auf bilateraler Ebene bis auf 
die unausgeglichene Handelsbilanz keine Probleme existierten. 
Einer Aufnahme diplomatischer Beziehungen stünden aber die 
deutschlandpolitischen Positionen der Bundesregierung entge-
gen. Auch sei es nicht realistisch, wenn die Bundesregierung 
hinsichtlich der Wahrnehmung der Interessen von Berlin (West) 
Bedingungen stelle. Herrmann lehnte eine „Verquickung wirt-
schaftlicher und politischer Fragen" ab und wies darauf hin, 
daß die bulgarische Haltung den angestrebten Botschafteraus-
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tausch auf Jahre hinaus verschieben würde. Unter Hinweis auf 
die mit Rumänien getroffene Regelung solle deutlich gemacht 
werden, daß eine pragmatische Lösung keine „Preisgabe des 
eigenen Standpunktes" sei. 

116 04.04. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 524 

Schnippenkötter legt den Entwurf einer Kabinettsvorlage zur 
Abschaffung der TTD-Regelung vor. Er erörtert die Argumente 
für und gegen eine solche Maßnahme. Ein möglicher Vorteil 
wäre, daß die Bundesrepublik ihre Bereitschaft zur Entspan-
nung zeigen und einen Vorwand beseitigen könnte, der von der 
DDR benutzt werde, um die Ausreise von Privatpersonen ins 
westliche Ausland zu unterbinden. Gegen die Abschaffung des 
TTD-Systems gibt Schnippenkötter jedoch zu bedenken, daß 
die Bundesrepublik dazu beitragen würde, die DDR als zweiten 
deutschen Staat in Erscheinung treten zu lassen. Vermutlich 
würde die DDR ihren Bürgern auch keine Reiseerleichterungen 
zugestehen, sondern vielmehr die „bisherige Erpressungspoli-
tik" bestätigt sehen. Schließlich würden die Grundlagen der 
Deutschlandpolitik gefährdet, da sich alle NATO-Partner durch 
das TTD-System zur Viermächte-Verantwortung für Deutsch-
land als Ganzes bekannt hätten. Schnippenkötter kommt zu 
dem Ergebnis, daß es keine überzeugenden Gründe zur Ab-
schaffung des TTD-Systems gäbe. Eine solche Maßnahme sei 
nur im Rahmen einer neuen Deutschlandpolitik zu erwägen 
und dann mit Gegenleistungen der DDR zu verknüpfen, um 
nicht die Glaubwürdigkeit der Bundesrepublik in der Deutsch-
land-Frage zu gefährden. 

117 04.04. Bundeskanzler Kiesinger an Präs iden t Johnson S. 530 

Kiesinger greift den Vorschlag von Johnson auf, einen intensi-
vierten und persönlichen Meinungsaustausch zu führen. Mit 
Blick auf die Dreier-Verhandlungen teilt er dessen Auffassung, 
daß Stärke und Gliederung der NATO-Streitkräfte von verteidi-
gungspolitischen und nicht von ökonomischen Gesichtspunkten 
abhängig gemacht werden sollten. Da die in der DDR statio-
nierten sowjetischen Streitkräfte in den letzten Jahren ständig 
verstärkt worden seien, dürften Truppenreduzierungen der 
NATO-Partner grundsätzlich nur bei einer entsprechenden 
Verminderung der sowjetischen Streitkräfte in der DDR durch-
geführt werden. Hinsichtlich des Nichtverbreitungsabkommens 
würdigt Kiesinger die amerikanische Zusicherung, mittels 
Konsultationen eine für die Bundesrepublik annehmbare Lö-
sungen zu finden. Die Bundesregierung werde sowohl „das ho-
he Ziel internationaler Entspannung und Friedenssicherung 
wie die Lebensinteressen" der Bundesrepublik berücksichtigen. 

118 05.04. Botschafter Herwarth von Bittenfeld, Rom, an das S. 534 
Auswärtige Amt 
Herwarth berichtet von Gesprächen des Bundesministers 
Brandt im Vorfeld der WEU-Ministerratstagung am 4./5. April 
1967 in Rom. Der Generalsekretär im französischen Außenmi-
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nisterium habe die Bereitschaft des Staatspräsidenten de Gaulle 
angedeutet, an der geplanten Konferenz der Regierungschefs 
der EWG-Staaten in Rom unter der Voraussetzung teilzuneh-
men, daß die Frage eines britischen Beitritts zur EWG nicht 
auf der Tagesordnung stehe. Alphand habe weiter den Vor-
schlag der Bundesregierung abgelehnt, den Präsidenten der 
EWG-Kommission noch bis zu zwölf Monaten nach der Verei-
nigung der Exekutiven der europäischen Gemeinschaften im 
Amt zu belassen. Statt dessen bestehe die französische Regie-
rung darauf, daß Hallstein am 31. Dezember 1967 zurücktrete. 
Der britische Außenminister Brown habe bereits für Mitte Mai 
1967 eine Grundsatzerklärung zum EWG-Beitritt angekündigt. 
Alphand habe sich schließlich skeptisch über die Pläne der 
Bundesregierung geäußert, die „an alle" gerichtete sowjetische 
Erklärung vom 28. Januar 1967 zu beantworten, da eine Fort-
setzung der Polemik zu nichts führe. 

119 05.04. Vortragender Legationsrat I. Klasse Forster, ζ. Z. Rom, S. 538 
an das Auswärtige Amt 
Forster berichtet vom Verlauf der WEU-Ministerratstagung 
am 4./5. April 1967 in Rom. Der Unterstaatssekretär im ita-
lienischen Außenministerium, Lupis, informierte über den Be-
such des Vorsitzenden des Obersten Sowjet. Podgornyj habe 
zwar den Willen zur Verbesserung der Beziehungen zu den 
westeuropäischen Staaten erkennen lassen, gleichzeitig aber 
auch einen starren Standpunkt gegenüber der Bundesrepublik 
eingenommen. Bundesminister Brandt erläuterte, daß die von 
der DDR mit Polen und der Tschechoslowakei abgeschlossenen 
Freundschaftsverträge eine Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik und den Ostblockstaaten 
erschwerten. Der britische Außenminister Brown berichtete 
über die Besuche des sowjetischen Ministerpräsidenten Kos-
sygin und des polnischen Außenministers Rapacki in London. 
Die UdSSR wolle einen Keil zwischen die westlichen Verbünde-
ten treiben. Dagegen sei bei Rapacki gegenüber früher eine 
spürbare Zurückhaltung hinsichtlich einer möglichen Teil-
nahme der USA an einer europäischen Sicherheitskonferenz zu 
beobachten gewesen. Dazu stellte Brandt fest, daß diese Frage 
vor Einberufung einer solchen Konferenz geklärt werden müß-
te. Es sei ebenso auszuschließen, daß die DDR „einer staatli-
chen Anerkennung näherkommen" könne. 

120 05.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 544 
amerikanischen Vizepräsidenten Humphrey 
Kiesinger weist darauf hin, daß er die Mißverständnisse im 
deutsch-amerikanischen Verhältnis beseitigen wolle. Es gehe 
bei der Wiederbelebung des deutsch-französischen Vertrags von 
1963 nicht darum, „von Amerika und dem atlantischen Bünd-
nis wegzukommen". Vielmehr solle Frankreichs Haltung ge-
genüber der NATO positiver gestaltet werden. Humphrey stellt 
fest, daß die NATO angesichts der veränderten Lage in Europa 
in eine neue Situation eingetreten sei. Zwar sei die UdSSR 
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vorsichtiger geworden, doch sei damit noch nicht der Zustand 
der Entspannung erreicht. Auch die NATO müsse ihrerseits 
eine neue Rolle übernehmen. Dazu sei ein stärkeres Europa nö-
tig. Hinsichtlich der Kennedy-Runde verweist Humphrey auf 
die amerikanischen innenpolitischen Implikationen. Das Einbe-
ziehen der Nahrungsmittelhilfe sei mit Blick auf den bevorste-
henden Mangel auf dem Nahrungsmittelsektor in der Welt eine 
Verpflichtung der Industriestaaten. Beim Abkommen über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen sieht der Vizepräsident das 
Hauptproblem in der sowjetischen Weigerung, die EURATOM-
Sicherheitskontrollen anzuerkennen. Damit die Bundesrepu-
blik nicht von Inspektoren aus der UdSSR „oder aus den Satel-
litenstaaten belästigt werde", müßten die Kontrollen von EU-
RATOM und IAEO harmonisiert werden. 

121 05.04. Gesandter Oncken, Paris (NATO), an das Auswärtige S. 555 
Amt 
Oncken faßt die Ergebnisse der Sitzung des Ständigen NATO-
Rats vom Vortag zusammen. Der Leiter der amerikanischen 
Abrüstungsbehörde erläuterte den revidierten amerikanischen 
Entwurf eines Nichtverbreitungsabkommens. Foster führte 
aus, daß die Aufnahme einer Verpflichtung der Nuklearstaaten 
zur Beendigung des Wettrüstens in die Präambel am sowjeti-
schen Widerstand scheitere. Der im Vertrag nicht vorgesehene 
Schutz vor nuklearer Erpressung sei Angelegenheit der UNO. 
Hier könne allenfalls an einen Kompromiß auf Grundlage der 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen „Wohlverhaltens-
klausel" gedacht werden. Foster widersprach dem von Bot-
schafter Grewe vorgebrachten Einwand, daß NATO-Partner, 
die nicht an der Konferenz der 18-Mächte-Abrüstungskom-
mission in Genf teilnähmen, bei der Vertragsformulierung be-
nachteiligt würden. Oncken hebt abschließend hervor, daß sich 
die amerikanische Kritik wegen der Verzögerungen beim ange-
strebten Vertragsabschluß in erster Linie gegen die Bundesre-
publik gerichtet habe. Da sich die USA offensichtlich der Un-
terstützung der anderen Ratsmitglieder bedienen wollten, um 
die Bundesrepublik zum Nachgeben zu veranlassen, rät Oncken 
von einer weiteren Erörterung im Ständigen NATO-Rat ab und 
empfiehlt statt dessen bilaterale Konsultationen. 

122 06.04. Botschafter von Walther, Moskau, an das S. 559 
Auswärtige Amt 
Walther teilt Einzelheiten aus einem Gespräch mit dem der-
zeitigen und mit dem ehemaligen amerikanischen Botschafter 
in Moskau, Thompson und Bohlen, mit. Hinsichtlich des Zu-
standekommens eines Nichtverbreitungsabkommens zeigten 
sich beide Diplomaten angesichts der italienischen Haltung 
pessimistisch. Walther sah dagegen in der gegenwärtigen Ver-
weigerung der UdSSR lediglich die „alte russische Taktik", bis 
zum letzten Moment „völlige Unnachgiebigkeit" zu zeigen. Boh-
len hielt an seiner schon auf der Konferenz von Ja i ta 1945 ge-
zeigten Uberzeugung fest, daß sich die USA und die UdSSR 
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einigen müßten, um auf der Welt „eine Gleichgewichtslage zu 
schaffen". Er gab darüber hinaus zu erkennen, daß die Ableh-
nung des Status quo in Europa durch die Bundesrepublik einer 
solchen Einigung entgegenstehe; ebenso stelle die ablehnende 
Haltung der Bundesregierung in der Frage der Nichtverbrei-
tung ein „Gefahrenmoment für die amerikanisch-sowjetischen 
Beziehungen" dar. 

123 12.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 562 
Präsident Tombalbaye 
Kiesinger stellt die Fortsetzung der Wirtschaftshilfe für den 
Tschad trotz der schwierigen Finanzlage in Aussicht. Tombal-
baye bezeichnet es als langfristiges Ziel, daß Afrika und Euro-
pa als „kolossale Macht ein drittes Element in der Welt" dar-
stellen sollten. Allerdings sei eine Intensivierung der Bezie-
hungen zur Bundesrepublik effektiver und damit „noch wün-
schenswerter" als die Zusammenarbeit mit der EWG. Dazu 
könnten vermehrte Reisen deutscher Geschäftsleute in den 
Tschad beitragen. Der Präsident bittet schließlich um Mithilfe 
beim Aufbau eines neuen Rundfunksenders in Fort Lamy und 
um die Genehmigung von Fleischexporten in die Bundesre-
publik. Kiesinger sichert die Prüfung dieser Anliegen zu und 
erklärt, die Zusammenarbeit mit Frankreich auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe auch im Hinblick auf Afrika „in Zukunft 
noch enger" gestalten zu wollen. 

124 12.04. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 566 
britischen Außenminister Brown in London 
Brandt empfiehlt, unmittelbar nach dem britischerseits ange-
strebten EWG-Beitrittsantrag die Verhandlungen aufzuneh-
men. Dies sei aus terminlichen Gründen jedoch nicht möglich, 
wenn der Antrag bereits im Mai gestellt würde. Der Versuch, 
mit der DDR Probleme von praktischer Bedeutung für die Be-
völkerung anzugehen, sei ergebnislos geblieben. Die DDR gebe 
sich nun „starrer und feindseliger als je". Dennoch bleibe die 
innerdeutsche Entspannung ein notwendiger Beitrag zur euro-
päischen Entspannung. Während unter der Regierung Erhard 
die Wiedervereinigung das zentrale Ziel der Außenpolitik ge-
wesen sei, mache sich die jetzige Bundesregierung die Bewah-
rung des Friedens zum Hauptziel, durch das die deutsche Ein-
heit erreicht werden solle. Brown versichert, daß die Wieder-
vereinigung zu den „absoluten Prioritäten" der britischen Poli-
tik gehöre. Zur Frage der Nichtverbreitung betont Brandt die 
psychologische Bedeutung einer Regelung, nach der die westli-
chen Nuklearstaaten ihre zivilen Kernananlagen internationa-
len Sicherheitskontrollen unterwerfen würden. Zudem müsse 
eine Verbindung von EURATOM- und LAEO-Kontrollen gefun-
den werden. 
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125 12.04. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse S. 575 
Jung 
Jung erörtert die Positionsvorteile der Bundesrepublik gegen-
über der DDR. Dazu zählt er das Zögern der Dritten Welt vor 
einer weiteren Aufwertung der DDR, das TTD-System sowie 
die Zurückhaltung der Alliierten beim Ausbau der politischen 
und wirtschaftlichen Kontakte. Ein „unkontrollierter Abbau" 
dieser Trümpfe würde die DDR ihrem außenpolitischen Nah-
ziel näherbringen und die Glaubwürdigkeit der Deutschland-
politik der Bundesrepublik beeinträchtigen. Jung schränkt je-
doch ein, daß die voraussichtliche weitere Konsolidierung der 
DDR und die von der Bundesregierung eingeschlagene Ent-
spannungspolitik zu gewissen Rücksichtnahmen zwängen. Es 
sei mit Rückwirkungen auf die Haltung des Auslands bis hin 
zur Anerkennung der DDR zu rechnen. Daher empfiehlt Jung 
Gegenleistungen des Ostens einzuhandeln wie die Bestätigung 
der Zugehörigkeit von Berlin (West) zur Bundesrepublik und 
die Garantie eines freien Zugangs zur Stadt. Die Bundesregie-
rung solle jedoch gegenüber der DDR erst dann Konzessionen 
machen, wenn der Staatsratsvorsitzende Ulbricht einen Ent-
spannungsbeweis bezüglich Berlins erbracht habe. 

126 13.04. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 580 
britischen Außenminister Brown in London 
Brown sichert zu, daß Großbritannien vorerst keine Kredite 
mit einer Laufzeit von mehr als fünf Jahren an die DDR verge-
ben werde. Für zwei bis fünfjährige Kredite schlägt er einen In-
formationsaustausch vor. Zum Devisenausgleich fordert Brown 
eine grundsätzliche Regelung für die kommenden Jahre, zumal 
die britische Regierung nicht jedes J ah r erneut „durch die er-
bärmliche Prozedur" gehen wolle, die zur jetzigen Vereinba-
rung geführt habe. Für die erste WEU-Ratssitzung nach Ab-
schluß der Dreier-Verhandlungen kündigt er eine Erklärung 
mit dem Ziel an, von der Verpflichtung entbunden zu werden, 
eine festgelegte Anzahl von Truppen auf dem europäischen 
Kontinent unterhalten zu müssen. Brandt wendet ein, daß der 
beabsichtigte Abzug einer britischen Brigade ebenso wie auch 
der amerikanische Rotationsplan „schwerwiegende Probleme" 
aufwerfe, die Folgen für die NATO und das Ost-West-Ver-
hältnis nach sich ziehen würden. Zur technologischen Koopera-
tion mit Großbritannien schlägt Brandt einen Besuch des 
Staatssekretärs Lahr im Mai in London vor. Hinsichtlich der 
Lage in Rhodesien bittet Brown mit dafür Sorge zu tragen, daß 
die von der UNO beschlossenen Boykottmaßnahmen von Un-
ternehmen aus der Bundesrepublik eingehalten werden. 

127 13.04. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 586 
Schütz notiert die Ergebnisse von Gesprächen mit dem jugo-
slawischen Sonderbotschafter Belovski und mit dem tschecho-
slowakischen Stellvertretenden Außenminister Klicka anläß-
lich der Jubiläumstagung der Europäischen Wirtschaftskom-
mission am 11. April 1967 in Genf. Belovski machte deutlich, 
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daß sich die positive jugoslawische Einstellung gegenüber der 
neuen Bundesregierung ändern könnte, wenn nicht baldige 
Fortschritte hinsichtlich der Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen zu verzeichnen seien. Klicka wies da raufh in , daß ,jede 
Aktion gegen Ostberlin" den Normalisierungsprozeß mit den 
osteuropäischen Staaten erschwere. Zwar habe die tschecho-
slowakische Regierung dafür Verständnis, daß die Bundesre-
publik die DDR nicht anerkennen wolle, aber eine „offenbare 
Isolierungspolitik könne auch von Prag nicht hingenommen" 
werden. Klicka lehnte schließlich die Entsendung einer Dele-
gation zur Weiterführung der offiziellen Kontakte ab. Statt 
dessen bat er darum, als „Übergangslösung" einen Handelsver-
trag mit der Tschechoslowakei in Erwägung zu ziehen. 

128 13.04. Drahterlaß des Ministerialdirigenten Frank S. 589 

Frank informiert über die Sitzung des EWG- und EURATOM-
Ministerrats am 10711. April 1967 in Brüssel. Die von Bun-
desminister Brandt abgegebene Erklärung über die Entwick-
lung der Europäischen Gemeinschaften fand allgemeine Zu-
stimmung. Dabei hoben der belgische und der niederländische 
Außenminister, Harmel und Luns, vor allem die Aussagen von 
Brandt über die Beziehungen der EWG zu Drittstaaten, die 
Notwendigkeit einer zügigen Fusion der Exekutiven und einer 
Verschmelzung der europäischen Gemeinschaften hervor. Der 
französische Ständige Vertreter Boegner teilte diese Ausfüh-
rungen, äußerte sich jedoch nicht zu den Außenbeziehungen. 
Hinsichtlich des spanischen Antrags auf Assoziierung mit der 
EWG bezeichnete es Staatssekretär Lahr als eine „europäische 
Aufgabe", die demokratischen Kreise in Spanien durch eine 
entgegenkommende Politik der EWG zu stärken. Da keine Ei-
nigung über ein gemeinsames Vorgehen erzielt werden konnte, 
wurden die Ständigen Vertreter beauftragt, Vorschläge für ein 
Assoziierungsabkommen auszuarbeiten und dem Rat vorzule-
gen. Ein gleiches Verfahren wurde für die Abkommen mit den 
Maghreb-Staaten vereinbart. 

129 13.04. Vortragender Legationsrat I. Klasse Jung an die S. 592 
Botschaft in Ottawa 
Jung informiert über eine Korrespondenz mit der Ständigen 
Vertretung bei der NATO in Paris. Am 5. April 1967 berichtete 
Botschafter Grewe über die kanadische Absicht, in Kanada le-
bende „ehemalige SBZ-Bürger" vor einer Einreise in die DDR 
wegen möglicher Repressalien aufgrund des Staatsbürger-
schaftsgesetzes vom 20. Februar 1967 zu warnen. Am 7. April 
1967 wurde der Ständigen Vertretung die Weisung erteilt, die 
kanadische Vertretung zu bitten, auf einen Aufschub dieser 
Warnung zumindest solange hinzuwirken, bis die Prüfung des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes durch die Bundesregierung abge-
schlossen sei. Zur weiteren Information wurde der Wortlaut ei-
nes Musterantwortschreibens des Bundesministeriums für ge-
samtdeutsche Fragen übermittelt. Darin wurde die Vermutung 
geäußert, daß „ehemalige SBZ-Flüchtlinge" bei einem Besuch 
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in der DDR „nicht stärker gefährdet sein werden als bisher". 
Daraufhin teilte die Ständige Vertretung am 12. April 1967 
mit, daß die kanadische Delegation dem Wunsch entsprechen 
und die Stellungnahme der Bundesregierung zunächst abwar-
ten wolle. 

130 14.04. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 595 

Sahm nimmt Stellung zu der Frage des Stimmrechts von Ber-
lin (West) im Bundesrat. Aus dem Schriftwechsel des Bundes-
ministers Brandt mit Bundesratspräsident Lemke gehe hervor, 
daß das Berliner Stimmrecht „bis zur Grenze der alliierten 
Vorbehalte auszuschöpfen" sei. Nur bei abschließenden Entschei-
dungen zu Gesetzen sollten die Berliner Stimmen nicht mitge-
zählt werden. Da sich das Auswärtige Amt bisher immer mit 
den Westmächten abgestimmt und der amerikanische Gesand-
te Hillenbrand davor gewarnt habe, daß jede Erweiterung des 
Stimmrechts für Abgeordnete aus Berlin (West) ohne Zustim-
mung der Alliierten „eine ernste Verstimmung auslösen" kön-
ne, rät Sahm jedoch zu Konsultationen. 

131 14.04. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter, S. 597 
ζ. Z. Washington 
Zur Vorbereitung der Sitzung des Bundesverteidigungsrats am 
18. April 1967 faßt Schnippenkötter die Ergebnisse seiner Ver-
handlungen mit dem Leiter der amerikanischen Abrüstungs-
behörde, Foster, vom 10. bis 14. April 1967 in Washington zu-
sammen. Einige Wünsche der Bundesregierung zur Abrüstung 
und Entspannung konnten erfüllt werden, indem der Nuklear-
verzicht der Nichtkernwaffenstaaten in einen sachlichen und 
zeitlichen Zusammenhang mit der Abrüstung gestellt wurde. 
Bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie und bei den Si-
cherheitskontrollen orientiert sich der neue amerikanische 
Entwurf für Artikel III eines Nichtverbreitungsabkommens zwar 
weitgehend an dem Vorschlag der Bundesregierung, bleibt aber 
insofern noch diskriminierend, als er einseitig die Kernwaffen-
staaten von Kontrollen auf ihrem Territorium freistellt. 
Schnippenkötter weist abschließend darauf hin, daß die USA 
am 20. April 1967 die Zustimmung des Ständigen NATO-Rats 
erbitten wolle, um dann bei der Konferenz der 18-Mächte-
Abrüstungskommission in Genf den Entwurf des Vertrags vor-
zulegen. 

132 14.04. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 606 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet über die Sitzung des Ständigen NATO-Rats. 
Der französische Botschafter de Leusse lehnte einen gemein-
samen Beschluß des NATO-Rats über das Nichtverbreitungs-
abkommen ab, da die französische Regierung weder den Ver-
tragstext noch die amerikanische Verhandlungsinitiative billi-
gen könne. Die Frage der Nichtverbreitung müsse von den Re-
gierungen in eigener Verantwortung entschieden werden. Der 
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amerikanische Vertreter „polemisierte lebhaft" gegen diese Hal-
tung, da sie den „Rat als politisches Organ überhaupt bedeu-
tungslos" mache. In der anschließenden Diskussion wurde ver-
sucht, den kleinsten gemeinsamen Nenner zu finden, auf den 
sich die NATO bis zum angestrebten Ende der Konsultationen 
am 20. April 1967 einigen könnte. Dabei bezeichnete Cleveland 
die Anerkennung der Wünschbarkeit eines Nichtverbreitungs-
abkommens, das Einverständnis zur Vorlage eines amerikani-
schen Entwurfs und die Nichtfestlegung der Mitgliedstaaten 
auf den Vertragstext als Mindestinhalt einer solchen Formel. 

133 15.04. Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Ungerer S. 608 
Ungerer faßt für die Sitzung des Bundesverteidigungsrats am 
18. April 1967 den Stand der EURATOM-Verhandlungen über 
ein Nichtverbreitungsabkommen zusammen. Die Kommission 
habe dem Rat am 10. Februar 1967 mitgeteilt, daß der ameri-
kanische Entwurf des Artikels III eines Nichtverbreitungsab-
kommens vom 31. J anua r 1967 den im EURATOM-Vertrag von 
1957 festgelegten Grundsatz der Gleichheit der Mitgliedstaa-
ten verletze. Bisher habe sich die Bundesrepublik nicht mit 
dem Vorschlag durchsetzen können, daß die Mitgliedstaaten 
eine einheitliche Haltung zum amerikanischen Entwurf ein-
nehmen sollten. Vielmehr habe sich gezeigt, daß die Mehrheit 
im Ausschuß der Ständigen Vertreter die Antwort der Kom-
mission „in eigenem Namen und unter ausschließlich eigener 
Verantwortung" billige. Ungerer konstatiert abschließend, daß 
die Diskussion zumindest indirekt, nämlich über die Gespräche 
der Kommission und einzelner Mitgliedstaaten mit den USA, 
zur Neuformulierung des Artikels III und damit zur teilweisen 
Berücksichtigung der Bedenken der Bundesrepublik geführt 
hätten. 

134 18.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 612 
israelischen Botschafter Ben Natan 
Ben Natan führt aus, daß die Bundesrepublik viel dazu beitra-
gen könne, eine Assoziierung Israels mit der EWG zu be-
schleunigen. Hinsichtlich der für 1967 zu erwartenden Wirt-
schaftshilfe drückt er die Hoffnung auf denselben Betrag aus, 
den die Bundesrepublik bereits im vergangenen J a h r bezahlt 
habe, als die Verhandlungen langwierig und zum Teil nicht 
angenehm verlaufen seien. Insgesamt seien die bilateralen 
Beziehungen aber auf einem guten Weg. Kiesinger erinnert 
daran, daß die Nahostpolitik der Bundesregierung immer auch 
unter dem Einfluß des Verhältnisses der arabischen Staaten 
zur DDR stünde. Hinsichtlich einer Assoziierung Israels mit 
der EWG verweist er auf die „bestimmten Vorstellungen" Frank-
reichs über die Begrenzung der Gemeinschaft. Zum Nichtver-
breitungsabkommen erklärt Ben Natan, daß Israel zu keiner 
Zeit von den USA Kontrollbestimmungen verlangt habe. Die 
israelische Regierung strebe vielmehr ein allgemeines Abkom-
men der drei Westmächte und der UdSSR an, grundsätzlich 
keine Waffen mehr in den Nahen Osten zu liefern. 
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135 18.04. Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 617 
Auswärtige Amt 
Knappstein faßt den Stand der deutsch-amerikanischen Kon-
sultationen über ein Nichtverbreitungsabkommen zusammen. 
Er vermutet, daß das von Präsident Johnson veranlaßte „über-
raschende Einlenken" bei der Formulierung strittiger Punkte 
auf den Wunsch zurückzuführen ist, einen offenen Gegensatz 
zur Bundesrepublik und die damit verbundenen Folgen für die 
NATO zu vermeiden. Der Bundesrepublik komme nun eine 
Schlüsselposition zu, in der sie ihre berechtigten Interessen 
wahren solle, ohne dabei als „Störenfried" dargestellt werden 
zu können. Die Bundesregierung müsse sich darüber klar wer-
den, welche Forderungen sie noch aufrechterhalten wolle. Zu 
den offenen Verfahrensfragen empfiehlt der Botschafter die 
Formulierung eines Vorbehalts, der aber nicht die amerika-
nisch-sowjetischen Gespräche behindern solle. Schließlich gelte 
es, die Haltung zum Nichtverbreitungsabkommen im Zusam-
menhang mit der Entspannungs- und Ostpolitik zu sehen und 
dabei nicht zuletzt auch die amerikanische Unterstützung der 
Deutschlandpolitik zu sichern. 

136 21.04. Gespräch des Bundesministers Brandt mit S. 620 
Generalsekretär Hassouna, Arabische Liga 
Hassouna bittet um eine Erklärung der Bundesregierung zum 
Selbstbestimmungs- und Heimatrecht der Palästinenser. Er 
lehnt die Verteilung der Flüchtlingshilfe durch die UNRWA ab 
und fordert statt dessen entweder Zahlungen an die Arabische 
Liga oder an die Aufnahmestaaten. Zur Frage einer Assoziie-
rung Israels mit der EWG erklärt Hassouna, daß dadurch 
„große Schwierigkeiten" im Verhältnis zwischen den arabi-
schen Staaten und der EWG entstehen könnten. Entscheidend 
sei, daß die Bundesrepublik keine führende Rolle bei der Ver-
mittlung zwischen Israel und der EWG übernehme. Brandt 
erklärt, daß er die Verteilung von Flüchtlingshilfe über die 
UNRWA für den besseren Weg halte, aber dennoch das Pro-
blem der Bundesregierung vortragen wolle. Es sei auch zu prü-
fen, ob angesichts der bevorstehenden Konferenz der Arabi-
schen Liga am 9. Mai 1967 eine öffentliche Erklärung über die 
Gespräche mit Hassouna abgegeben werden könne. Dazu stellt 
der Generalsekretär nachdrücklich fest, daß dies notwendig 
sei, zumal der „heruntergelassene Vorhang" zwischen der Bun-
desrepublik und den arabischen Staaten „ohne die Liga niemals 
wieder aufgezogen werden" könne. 

137 21.04. B u n d e s m i n i s t e r B r a n d t a n d e n a m e r i k a n i s c h e n S. 627 
Außenminister Rusk 
Brandt bezeichnet den Verlauf der Konsultationen vom 10. bis 
14. April 1967 in Washington als erfolgreich. Er dankt für die 
Bereitschaft, auch langfristig für das deutsche Reaktorpro-
gramm angereichertes Uran oder Plutonium zur Verfügung zu 
stellen. Durch die amerikanische Zusicherung, ihre zivilen 
Nuklearanlagen internationalen Sicherheitskontrollen zu un-
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terwerfen, seien die deutschen Bedenken wegen einer mögli-
chen Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit ausgeräumt 
worden. Eine baldige Vereinbarung zwischen EURATOM und 
IAEO solle nun von allen Beteiligten nachdrücklich gefordert 
werden. Brandt würdigt abschließend die amerikanische Zu-
stimmung zu einer Neuformulierung des Artikels III des Ent-
wurfs für ein Nichtverbreitungsabkommen, wonach sich die 
Dreijahresfrist lediglich auf einen Abschluß des Abkommens 
zwischen IAEO und EURATOM beziehe. 

138 24.04. B u n d e s k a n z l e r K ie s inge r a n B u n d e s m i n i s t e r B r a n d t S. 629 

Kiesinger weist darauf hin, daß die vom Auswärtigen Amt in 
Vorbereitung der Gespräche anläßlich der offiziellen Trauerfei-
erlichkeiten für den verstorbenen ehemaligen Bundeskanzler 
Adenauer angefertigten Aufzeichnungen in wichtigen Punkten 
von seinen eigenen Vorstellungen abweichen. Zur Gesprächs-
mappe für die Unterredungen mit Präsident Johnson bemän-
gelt er den fehlenden Hinweis auf die bislang von deutscher 
Seite geforderte Befristung des Nichtverbreitungsabkommens 
auf zehn Jahre. Bei der Unterlage für das Gespräch mit 
Staatspräsident de Gaulle wendet er sich gegen den Vorschlag, 
noch vor der Sommerpause offizielle Verhandlungen mit Groß-
britannien aufzunehmen. Kiesinger rät zu größerer Zurückhal-
tung, da der französischen Regierung zuerst Gelegenheit gege-
ben werden müsse, sich dazu zu äußern. Zur Vorlage für die 
Unterredung mit Premierminister Wilson spricht sich der 
Bundeskanzler hinsichtlich der deutsch-britischen technologi-
schen Zusammenarbeit dafür aus, auf französische Interessen 
Rücksicht zu nehmen. Es dürfe nicht noch einmal „der Ein-
druck einer das deutsch-französische Verhältnis abwertenden 
zwielichtigen Politik entstehen". 

139 24.04. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 631 
amerikanischen Außenminister Rusk 
Rusk äußert den Wunsch, Mißverständnisse zu beseitigen, die 
in der letzten Zeit aufgekommen seien. Gerüchte, nach denen 
die USA die Denuklearisierung der Bundesrepublik betrieben, 
seien ebenso „verrückt" wie der Gedanke einer amerikanisch-
sowjetischen Vereinbarung über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen „hinter dem Rücken der Europäer". Zum Hinweis von 
Brandt über eine zeitliche Begrenzung des Nichtverbreitungs-
abkommens erklärt Rusk, daß dem Vertrag bei der Ratifizie-
rung vielleicht eine Präambel vorangestellt werden könne. Bei 
den Verhandlungen der Konferenz der 18-Mächte-Abrüstungs-
kommission in Genf gebe es bisher keine Einigung mit der 
UdSSR. Vielmehr seien noch ernsthafte Probleme zu erwarten. 
Zum Vietnamkrieg stellt Rusk fest, daß sich die Gegenseite 
trotz großer Verluste verschlossen zeige und keine Bereitschaft 
zu Konzessionen andeute. Es müsse etwas geschehen, „denn so 
wie es jetzt sei, könne es nicht unbegrenzt weitergehen". 
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140 24.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 634 
Ministerpräsident Moro 
Moro erwartet von der bevorstehenden Konferenz der Staats-
und Regierungschefs der EWG am 29./30. Mai 1967 in Rom den 
Auftakt zu einer „vertrauensvolleren Wiederaufnahme des eu-
ropäischen Dialogs". Er sieht bei der französischen Regierung 
eine gelassene und aufgeschlossene Bereitschaft, auch Themen 
wie einen möglichen britischen EWG-Beitritt zu besprechen. 
Zur Nichtverbreitung von Kernwaffen bemerkt er, daß der 
amerikanische Abkommensentwurf vom 14. April 1967 Anlaß 
zu Zweifeln und Besorgnissen biete. Kiesinger teilt diese Ein-
schätzung und weist auf einige Fragen hin, die trotz eines 
nicht unerheblichen amerikanischen Entgegenkommens offen 
geblieben seien. Dazu zähle die ungenügende Berücksichtigung 
einer europäischen Einigung, denn ein vereintes Europa brau-
che eine moderne Verteidigungsorganisation. Zudem sei es für 
die Bundesrepublik schwierig, gegenüber der UdSSR, die eine 
so „unnachgiebige Härte in den großen nationalen Fragen 
Deutschlands zeige", Verpflichtungen einzugehen. Kiesinger 
resümiert, daß die Erwartungen beider Staaten hinsichtlich 
eines Nichtverbreitungsabkommens - abgesehen von spezifisch 
deutschen Fragen - fast identisch seien. 

141 24.04. Aufze ichnung des Bundesminis ters Brandt S. 642 

Brandt skizziert die Ergebnisse einer inoffiziellen Unterredung 
mit dem dänischen Ministerpräsidenten am 23. April 1967 in 
Kopenhagen. Krag erläuterte das dänische Interesse an einer 
Auflockerung des TTD-Systems. Brandt stellte entsprechende 
Beratungen der Bonner Vierergruppe in Aussicht. Zur Frage 
eines EWG-Beitritts kündigte Krag an, daß Dänemark den An-
trag gleichzeitig mit Großbritannien stellen wolle. Er zeigte 
sich jedoch besorgt darüber, daß das britische Gesuch bevor-
zugt behandelt werden könnte. Brandt sicherte abschließend 
zu, sich um die Möglichkeit einer Sitzung des Kontaktaus-
schusses der dänischen Minderheit in Süd-Schleswig zu küm-
mern, da dieser bereits seit längerer Zeit nicht mehr getagt 
habe. 

142 25.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 644 
Staatspräsident de Gaulle in Köln 
Kiesinger erläutert, daß sich bei den deutsch-amerikanischen 
Beziehungen eine „seltsame Lage" entwickelt habe, die dazu 
Anlaß gebe, mit den USA offen zu sprechen. Die amerikanische 
Regierung plane einseitig umfangreiche Truppenreduzierun-
gen, ohne den Versuch zu unternehmen, auch einen Abbau der 
sowjetischen Truppen in der DDR zu erreichen. Da der Zu-
stand der NATO nicht mehr befriedigend sei, müsse die Sub-
stanz des Bündnisses überprüft und die gemeinsame Interes-
senlage festgestellt werden. De Gaulle bemerkt dazu, daß sich 
die Bundesrepublik gegenüber den USA aufgrund der nachlas-
senden sowjetischen Bedrohung, der Verständigung mit Frank-
reich und wegen der allgemeinen Stellung in der Welt sogar in 

LXXII 



April 

der besseren Position befinde. Eine gemeinsame Haltung ge-
genüber den USA könne die Bundesrepublik mit Frankreich 
zusammenbringen. Zur Nichtverbreitung von Kernwaffen stellt 
Kiesinger fest, daß die Bundesregierung das Abkommen nach 
dem gegenwärtigen Stand der Dinge nicht unterzeichnen kön-
ne, weil sie keine „ewige politische Bindung" gegenüber der 
UdSSR eingehen wolle. Ein befristeter Vertrag böte zudem den 
Vorteil, daß während dessen Laufzeit die Abrüstung vorange-
trieben werden könnte. 

143 25.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 647 
Premierminister Wilson 
Zur Frage eines britischen EWG-Beitritts erklärt Wilson, daß 
eine Mitgliedschaft wirtschaftlich zwar einen hohen Preis for-
dere, langfristig aber dennoch einen Gewinn für Großbritanni-
en darstelle. Auch der europäischen Einheit könne so ein neuer 
Aufschwung verliehen werden. Für den Fall, daß der in Kürze 
zu erwartende Beitrit tsantrag abgelehnt würde, warnt Wilson 
vor einer ernsten Situation, aus der „neue Gruppierungen" ent-
stünden. Nur ein wirtschaftlich starkes Europa könnte auch 
den politischen Zusammenhalt festigen. Kiesinger stellt zur 
Nichtverbreitung von Kernwaffen fest, daß die Bundesrepublik 
die Befristung eines entsprechenden Abkommens auf zehn 
Jahre anstrengen werde. 

144 25.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 653 
Ruete nimmt Stellung zu der von Staatssekretär Schütz am 
8. April 1967 gebilligten Reinschrift einer Kabinettsvorlage des 
Auswärtigen Amts. Er gibt zu bedenken, daß die darin vorge-
schlagene Abschaffung der TTD-Regelung nicht die Anregung 
von Abteilung II berücksichtigte, dafür bei der DDR Gegenlei-
stungen einzufordern. Konzessionen könnten beispielsweise in 
Form von Reiseerleichterungen bestehen. Die Verwirklichung 
dieses Vorschlags würde „vor den Augen der Öffentlichkeit" die 
Bemühungen der Bundesregierung um größere Freizügigkeit 
für DDR-Bürger demonstrieren und den Eindruck vermeiden, 
als ob die Bundesregierung „dem Druck des Ostens in der TTD-
Frage" ausweiche. Schließlich könnte ein immer noch mögli-
cher einseitiger Verzicht auf die TTD-Regelung dann als Vor-
leistung und Entspannungsgeste dargestellt werden. 

145 25.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 655 
Ruete legt einen Sprechzettel für die Sitzung des Bundeskabi-
netts am 26. April 1967 zum Stand der Dreier-Verhandlungen 
und zum amerikanischen Rotationsplan vor. Es sei ein wichti-
ger deutscher Verhandlungserfolg, daß der Devisenausgleich 
mit den USA erstmals nicht mehr ausschließlich durch die Be-
schaffung militärischer Güter erfüllt werden müßte. Auch bei 
den Verhandlungen mit Großbritannien seien die angekündig-
ten drastischen Verminderungen der Rheinarmee mit dem Ab-
zug von nur einer Brigade und von zwei Luftwaffenstaffeln ab-
gewendet worden. Der von den USA vorgelegte Rotationsplan 
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sehe den Abzug von zwei Brigaden und sechs Jagdbomberstaf-
feln vor, die innerhalb von 30 bzw. 10 Tagen wieder in die 
Bundesrepublik zurückverlegt werden könnten. Sowohl die ab-
gezogenen britischen Truppen wie auch die amerikanischen 
Einheiten blieben der NATO assigniert. Das Bundesministeri-
um der Verteidigung sehe in dem Rotationsplan kein schwer-
wiegendes oder unannehmbares Sicherheitsrisiko. Trotz der 
verbleibenden politischen Bedenken empfiehlt Ruete die An-
nahme des Rotationsplans, um die sehr günstige Devisenrege-
lung nicht zu gefährden und die ständigen deutsch-ame-
rikanischen Friktionen in der Truppenfrage beizulegen. 

146 26.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 659 
ehemaligen Ministerpräsidenten Ben Gurion 
Ben Gurion würdigt die Leistung des am 19. April 1967 ver-
storbenen Konrad Adenauer beim „materiellen Aufbau und der 
moralischen Wiederaufrichtung" von Israel und bei der Gestal-
tung des deutsch-israelischen Verhältnisses. Kiesinger betont, 
daß die Bundesrepublik trotz ernster Schwierigkeiten versu-
chen werde, den Betrag der Anleihe im Rahmen des diesjähri-
gen Wirtschaftshilfeabkommens auf dem bisherigen Stand zu 
halten. Zur angestrebten Assoziierung Israels mit der EWG 
erklärt er, die Bundesrepublik wolle sich keinesfalls - wie es 
vielleicht den Anschein habe - „hinter dem Rücken anderer 
verstecken". Jedoch lasse der von der EWG-Kommission zu er-
wartende Bericht voraussichtlich keine günstigen Schlußfolge-
rungen zu. Abschließend gibt Ben Gurion seine Einschätzung 
über die weltpolitische Lage und die Bedeutung der deutsch-
französischen Beziehungen für die Idee eines geeinten Europa 
wieder. 

147 26.04. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 663 
Präsident Johnson 
Kiesinger verweist auf die Zweifel, die in der Bundesrepublik 
angesichts der amerikanischen Europapolitik bestünden. So 
stelle sich die Frage, warum die USA die Zahl der in der Bun-
desrepublik stationierten Jagdbomber um die Hälfte verrin-
gern wolle, ohne mit der UdSSR über vergleichbare Maßnah-
men zu verhandeln. Auch hinsichtlich der Nichtverbreitung 
könnten die USA ihren Einfluß auf die UdSSR ausüben, „um 
die Kriegsgefahr zu verringern". Die Bundesrepublik trete für 
eine Befristung des Vertrags auf zehn Jahre ein. Zudem strebe 
sie nach echter Konsultation und nach staatlicher Wiederver-
einigung, die von den Verbündeten unterstützt werde. Johnson 
bemerkt dazu, daß auch in der amerikanischen Öffentlichkeit 
Zweifel über die Haltung der Bundesrepublik aufgekommen 
seien. Es werde danach gefragt, ob die USA weiterhin für 
500000 amerikanische Soldaten in Europa jährlich 1 Milliarde 
Dollar ausgeben sollten. Eine Befristung des Nichtverbrei-
tungsabkommens sei angesichts der sowjetischen Widerstände 
nicht durchsetzbar. Johnson ermuntert Kiesinger zur offenen 
Aussprache, die zu jeder Zeit stattfinden könne. Das bilaterale 
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Verhältnis dürfe nicht getrübt werden. Es werde „allen Ko-
lumnisten, Kommunisten und Primadonnen der Welt nicht ge-
lingen, ihn mit dem deutschen Volk zu entzweien". 

148 26.04. Aufzeichnung des Legationsrats S. 673 
Graf York von Wartenburg 
York von Wartenburg notiert die Ergebnisse eines Gesprächs 
des Bundesministers Brandt mit dem israelischen Außenmini-
ster am 24. April 1967. Eban äußerte die Hoffnung, daß sich 
die Bundesregierung vor allem gegenüber Frankreich für eine 
Assoziierung Israels mit der EWG einsetzen werde. Die israeli-
sche Regierung messe einer solchen Unterstützung ebenso gro-
ßes Gewicht bei wie seinerzeit dem Abschluß des Abkommens 
vom 10. September 1952 über die Wiedergutmachung oder dem 
Botschafteraustausch vom 12. Mai 1965. Brandt sicherte eine 
kooperative Haltung zu. Allgemein strebe die Bundesregierung 
in der EWG eine vernünftige Regelung der Wirtschaftsbezie-
hungen zum gesamten Mittelmeerraum an. Er bestätigte, daß 
das deutsch-israelische Verhältnis kein Verhandlungsobjekt 
bei den Gesprächen mit den arabischen Staaten über eine Wie-
deraufnahme der diplomatischen Beziehungen sein könne. 

149 26.04. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 676 
Lahr nimmt Stellung zu einer Aufzeichnung der Politischen 
Abteilung II über die Frage einer Anerkennung der Oder-
Neiße-Linie im Falle einer Wiedervereinigung. Er teilt die 
darin vertretene Auffassung, daß die sowjetische Garantie ge-
genüber den angeblichen revanchistischen Absichten der Bun-
desrepublik Deutschland das wesentliche Kettenglied sei, das 
Polen an die UdSSR binde. Eine bedingte Anerkennung der 
Oder-Neiße-Linie würde daher das Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik und Polen aus seiner Erstarrung lösen. Auch 
die sowjetische Regierung käme dann nicht umhin, über die 
gegenwärtig starre Haltung in der Deutschland-Frage nachzu-
denken. Trotz der zu erwartenden innenpolitischen Schwierig-
keiten empfiehlt Lahr einen entsprechenden Vorstoß. Denn die 
Bundesregierung müsse bei einer Aufrechterhaltung der Ziele 
Wiedervereinigung und Wiederherstellung der Grenzen von 
1937 damit rechnen, beides zu verlieren. 

150 26.04. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 678 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg stellt eine Verbesserung der deutsch-fran-
zösischen Beziehungen seit dem Regierungswechsel in der Bun-
desrepublik fest. Die französische Bereitschaft zu einer Inten-
sivierung der Beziehungen sei zum einen darauf zurückzufüh-
ren, daß die neue Bundesregierung über eine breite parlamen-
tarische Mehrheit verfüge, und zum anderen darauf, daß sie 
gegenüber den amerikanischen Wünschen eine feste Haltung 
eingenommen habe. Auch die Einbeziehung der Deutschland-
Frage in eine gesamteuropäische Friedensordnung entspreche 
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dem Grundgedanken der französischen Ostpolitik. Bei den Be-
mühungen um die politische Zusammenarbeit in Europa sieht 
Meyer-Lindenberg allerdings Schwierigkeiten wegen der fran-
zösischen Haltung gegenüber einem britischen EWG-Beitritt. 

151 28.04. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Thieme, S. 680 
Bundesministerium für Wirtschaft, z.Z. London 
Thieme berichtet über die Abschlußsitzung der Dreier-
Verhandlungen am 27./28. April 1967 in London. Der von den 
Regierungen bereits gebilligte Entwurf eines deutsch-britischen 
Abkommens über Devisenausgleich und Truppenverminderung 
gelte für den Zeitraum vom 1. April 1967 bis zum 31. März 
1968. Danach werde die britische Regierung eine Heeresbriga-
de und ein Hubschraubergeschwader nach Großbritannien 
verlegen. Der im deutsch-amerikanischen Abkommensentwurf 
ausgeführte Rotationsplan sehe den Abzug von bis zu 35000 
amerikanischen Soldaten aus der Bundesrepublik vor, die je-
doch der NATO unterstellt bleiben und im regelmäßigen Rota-
tionsverfahren mit anderen Einheiten in der Bundesrepublik 
ausgetauscht würden. Die finanziellen deutsch-amerikanischen 
Absprachen für die Periode vom 1. Juli 1967 bis zum 30. Juni 
1968 beträfen militärische Beschaffungen in den USA und eine 
Vereinbarung zwischen den Notenbanken beider Staaten. Nach 
Ansicht des Bundesministeriums der Verteidigung seien die 
Truppenreduzierungen vertretbar geworden, nachdem sowohl 
Großbritannien als auch die USA einige Modifizierungen vor-
genommen hätten. Allerdings habe die Aufnahme eines Hin-
weises in das Begleitschreiben der drei Delegationsleiter an ih-
re Regierungen über die Notwendigkeit zukünftiger Aus-
gleichszahlungen nicht verhindert werden können. 

152 02.05. Hauserlaß des Bundesministers Brandt S. 686 
Brandt informiert, daß das neu eingerichtete Amt des Parla-
mentarischen Staatssekretärs mit dem SPD-Abgeordneten 
Jahn besetzt worden sei. Zu dessen Aufgabenbereich zähle die 
Pflege der Verbindungen des Auswärtigen Amts zu Bundestag 
und Bundesrat, deren Ausschüssen und zu den Parteien. Dar-
über hinaus könne der Bundesminister ihm weitere Aufgaben 
aufgrund besonderer Weisung übertragen. Zu diesem Zweck sei 
der Parlamentarische Staatssekretär über Angelegenheiten 
von politischer oder sonstiger grundsätzlicher Bedeutung lau-
fend zu unterrichten. Ferner sei er befugt, Auskünfte und Ak-
tenvorlagen zu verlangen. Er führe die Amtsbezeichnung „Der 
Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers des Aus-
wärtigen". 

153 02.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 688 
Ruete faßt die Ergebnisse der Konsulationsgespräche mit Ja-
pan am 24. April 1967 zur Frage eines Nichtverbreitungsab-
kommens zusammen. Die japanische Regierung trete ebenfalls 
dafür ein, daß die Nuklearstaaten die gleichen Verpflichtungen 
zur nuklearen Abrüstung übernehmen sollten wie die Nicht-
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nuklearstaaten. Die japanische Delegation habe auch ihren 
Wunsch zum Ausdruck gebracht, daß eine friedliche Nutzung 
der Kernenergie gewährleistet sein und die Möglichkeit zur 
Durchführung von Nuklearexplosionen zu diesem Zweck offen-
gehalten werden müsse. Bezüglich der Sicherheitskontrollen 
stehe Japan regionalen Kontrollsystemen wegen der eigenen 
IAEO-Unterstellung wenig aufgeschlossen gegenüber. Schließ-
lich sei deutlich geworden, daß die Festschreibung einer unbe-
fristeten Geltungsdauer in einem nicht unter gleich starken Ver-
tragspartnern geschlossenen Abkommen als eine „amoralità 
juridique" aufgefaßt werde. 

154 02.05. A u f z e i c h n u n g des B o t s c h a f t e r s S c h n i p p e n k ö t t e r S. 691 

Schnippenkötter beschäftigt sich mit den Einwänden der 
UdSSR gegen den Vorschlag der Bundesregierung über den 
Austausch von bilateralen Gewaltverzichtserklärungen und 
setzt sich mit dem „Karlsbader Aktionsprogramm" vom 26. April 
1967 auseinander, in dem die Ostblock-Staaten den Abschluß 
eines Gewaltverzichtsvertrages aller europäischen Staaten vor-
schlugen. Weil in einem solchen Vertrag die DDR als gleichbe-
rechtigter Vertragspartner einbezogen würde, sollte der We-
sten ihn ablehnen. Darüber hinaus würde diese Entwicklung 
den Bemühungen der Bundesregierung, das Deutschland-Pro-
blem gerade mit dem Mittel des bilateralen Gewaltverzichts zu 
lösen, entgegenwirken. Im Hinblick auf die Einbeziehung der 
in der Bundesrepublik stationierten fremden Truppen sei es 
wünschenswert, wenn auch die Drei Mächte eigene Angebote 
an die UdSSR richteten. Dem sowjetischen Botschafter Zarap-
kin solle deshalb vermittelt werden, daß es der Bundesregie-
rung darauf ankomme, den anderen Teil Deutschlands „so 
wenig, wie mit dem Zweck des Gewaltverzichts verträglich, zu 
diskriminieren". Gleichzeitig sollten Bundeskanzler Kiesinger 
und Bundesminister Brandt öffentlich für den Austausch von 
Erklärungen zwischen den Mitgliedstaaten der beiden Bünd-
nisse eintreten, so daß ein „Netz von Gewaltverzichten" deren 
jeweilige Gebiete, d.h. auch die DDR, überziehe. 

155 02.05. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 695 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet über die Diskussion im Ständigen NATO-Rat 
anläßlich des Abschlusses der Dreier-Verhandlungen. Seitens 
der übrigen NATO-Mitgliedstaaten sei vor allem bedauert wor-
den, daß das Prinzip der Rückverlegung amerikanischer und 
britischer Truppen praktisch bereits angenommen sei. Sie hät-
ten deshalb nicht ausgeschlossen, daß ähnliche Erklärungen 
wie die der Bundesrepublik, Großbritanniens und der USA mit 
der gleichen politisch-militärischen Zielsetzung abgegeben wür-
den. Ferner sei darauf hingewiesen worden, daß das Ergebnis 
der Dreier-Verhandlungen gerade jene Regierungen dem Druck 
der Öffentlichkeit aussetze, die ihre Streitkräfte auf dem bis-
herigen Stand halten wollten. Er, Grewe, habe demgegenüber 
ausgeführt, daß die beabsichtigte Rückverlegung von Truppen 
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keine Ideallösung darstelle, sondern vielmehr Resultat einer 
realistischen Einschätzung har ter Tatsachen sei. Er würde es 
für verhängnisvoll halten, wenn die britischen und amerikani-
schen Maßnahmen zu einem „Schneeballsystem" bei den übri-
gen Verbündeten führten. 

156 03.05. A u f z e i c h n u n g des B o t s c h a f t e r s E m m e l S. 699 

Emmel berichtet über die Besprechungen der Gemischten 
Kommission der Bundesrepublik und Jugoslawiens vom 24. bis 
29. April 1967 in Belgrad. Das angestrebte Ziel, einige Kon-
zessionen zu gewähren, andererseits aber „Kapital" für zu füh-
rende Wirtschaftsverhandlungen in der Hand zu behalten, sei 
in vollem Umfang erreicht worden. Gleichzeitig seien mit der 
Übergabe eines jugoslawischen Entwurfs für ein langfristiges 
Handelsabkommen, der eine Berlin-Klausel enthalte, die Vor-
aussetzungen für die Aufnahme von Wirtschaftsverhandlungen 
noch in diesem Jahr geschaffen worden. Der Botschafter tr i t t 
dafür ein, möglichst bald mit den seit 1964 ausstehenden Ver-
handlungen zur Regelung der Beschäftigung jugoslawischer 
Gastarbeiter in der Bundesrepublik zu beginnen. Sonst werde 
die derzeitige positive Einstellung Jugoslawiens gegenüber der 
Bundesrepublik schlagartig einen neuen Tiefpunkt erreichen 
und auch durch die künftigen Wirtschaftsverhandlungen nicht 
wieder hergestellt werden. 

157 03.05. A u f z e i c h n u n g des R e f e r a t s I I A 7 S. 704 

Referat II A 7 nimmt zu der neuen Ministerweisung an die 
NATO-Militärbehörden Stellung, die am 9. Mai 1967 vom Aus-
schuß für Verteidigungsplanung (DPC) beraten werden solle. 
Die Revision des seit 1956/57 geltenden Konzepts der „massive 
retaliation" sei notwendig geworden, weil es kaum noch stra-
tegische Vorteile biete. Es lasse letztlich nur die Wahl zwischen 
Kapitulation und Selbstzerstörung, erlaube aber keinen diffe-
renzierten Einsatz von Atomwaffen. Dabei sei ein nuklearer 
Überraschungsangriff die am wenigsten wahrscheinliche, ein 
kleinerer Angriff mit begrenzten Zielen die wahrscheinlichste 
Form eines Angriffs. Schließlich sei zu bedenken, daß der Ein-
satz strategischer oder taktischer Nuklearwaffen zur Verwü-
stung von Deutschland führen würde. Es liege daher im Inter-
esse der Bundesrepublik, auch eine konventionelle Option in 
die NATO-Strategie einzubeziehen und damit die Glaubwür-
digkeit der Abschreckung wiederherzustellen. Die Bundesre-
gierung wolle erreichen, daß sie die Möglichkeit eines Ein-
spruchsrechts auf politischer Ebene gegen den Einsatz von 
Nuklearwaffen auf dem Gebiet der Bundesrepublik erhalte. 
Die Umstellung auf eine Strategie der „flexible response" beru-
he auf einem Konzept der Krisenbeherrschung. Sie sei an-
nehmbar, weil sie ein ausgewogenes System konventioneller 
und nuklearer Verteidigung erlaube. Allerdings müsse dem 
Bestreben der USA entgegengetreten werden, die nukleare 
Komponente noch weiter in den Hintergrund treten zu lassen, 
zumal die französische Atomstreitmacht den amerikanischen 
Nuklearschirm nicht ersetzen könne. 
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158 03.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Diehl S. 710 
Diehl führ t aus, daß die Einrichtung von Raketenabwehrsy-
stemen unwirtschaftlich und militärisch fragwürdig sei. Könn-
ten die Raketen zur Fernabwehr von Langstreckenraketen in 
großer Höhe leicht durch Täuschungsflugkörper abgelenkt 
werden, so berge die Alternative, eine Nahabwehr auf der letz-
ten Strecke der Flugbahn, die Gefahr starker Strahlungs- und 
Fall-out-Schäden. Der Aufbau eines Raketenabwehrsystems 
müsse zudem durch umfangreiche Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung flankiert werden. Zu bedenken sei eben-
falls, daß das militärische Kräfteverhältnis nicht grundlegend 
verändert würde und das Gleichgewicht des Schreckens beste-
hen bleibe. Dagegen sei vorstellbar, daß die Bedeutung der 
Nuklearmächte der „zweiten Kategorie", also Großbritanniens, 
Frankreichs und der Volksrepublik China, abnehme, da ein 
Abwehrsystem gegenüber einem schwachen Gegner auch mit 
einfach konstruierten Flugkörpern durchaus wirkungsvoll sein 
könne. Angesichts der Enge des Raumes in Europa, dessen 
dichter Besiedelung und der schwer tragbaren finanziellen La-
sten sei es unwahrscheinlich, daß die europäischen Mitglied-
staaten der NATO ein eigenes Raketenabwehrsystem aufzu-
bauen versuchten. Diehl empfiehlt stattdessen, dem zivilen 
Bevölkerungsschutz den Vorrang zu geben. 

159 06.05. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 714 
Kaiser Haile Selassie I. 
Haile Selassie I. erläutert den geplanten Bau eines „Mehr-
zweckprojekts" in Äthiopien. Gedacht sei an eine Fabrik, deren 
primäre Aufgabe die Produktion landwirtschaftlichen Geräts 
sei, die aber gleichzeitig auch Munition herstellen könne. Er 
erinnere daran, daß Somalia von der UdSSR „ungeheure Waf-
fenmengen" erhalten habe. Der äthiopische Kaiser spricht den 
Wunsch aus, daß sich die Bundesrepublik etwa in Form einer 
Anleihe an der Finanzierung der „Mehrzweckfabrik" beteiligen 
werde. Der Bundeskanzler erinnert an die Schwierigkeiten, 
denen die Bundesrepublik nach Bekanntwerden der Waffenlie-
ferungen an Israel ausgesetzt gewesen sei, und verweist dar-
über hinaus auf die schlechte Finanzlage. Gleichwohl werde er 
sich ernsthaft für das Vorhaben einsetzen. Eine deutsch-äthio-
pische Sachverständigenkommission solle das Projekt prüfen. 
Die Bundesrepublik wisse, daß Äthiopien einen Hort der Frei-
heit und Menschenwürde in Afrika darstelle. 

160 07.05. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 717 
türkischen Außenminister Çaglayangil 
Çaglayangil teilt über den Besuch seines polnischen Amtskol-
legen in der Türkei mit, daß die polnische Regierung von der 
neuen Bundesregierung enttäuscht sei. Rapacki habe hervor-
gehoben, daß vor allem die Frage der Oder-Neiße-Linie für Po-
len von vitaler Bedeutung sei und es darüber tatsächlich ein-
mal zum Krieg kommen könne. Er, Çaglayangil, habe erwidert, 
daß er zwar den polnischen Wunsch nach Klärung der Grenz-
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frage verstehe; allerdings sei dann die polnische Haltung in der 
Frage der Teilung Deutschlands unverständlich. Darauf habe 
Rapacki geantwortet, er könne sich vorstellen, daß einmal ein 
Tag kommen werde, an dem sich Polen an allem, was außer-
halb seiner Grenzen vorgehe, desinteressiert zeige. Zur Situa-
tion in Zypern führte Brandt aus, daß die Bundesregierung ei-
ne friedliche Lösung auf dem Verhandlungswege wünsche, zu-
vor jedoch die weitere Entwicklung in Griechenland abwarten 
müsse. Çaglayangil erwiderte, niemand könne erwarten, daß 
die Zurückhaltung der Türkei noch lange anhalten werde. Die 
türkische Bevölkerung in Zypern werde „auf die gemeinste 
Weise behandelt". 

161 09.05. Ministerialdirektor Ruete an die Handelsvertretung S. 721 
in Sofia 
Ruete bittet die Handelsvertretung, gegenüber dem bulgari-
schen Außenminister Baschew erneut den Wunsch der Bun-
desregierung nach einer Normalisierung des bilateralen Ver-
hältnisses zum Ausdruck zu bringen. Ein Botschafteraustausch 
werde nicht von Vorbedingungen abhängig gemacht. Allerdings 
müßten unter Wahrung der beiderseitigen Standpunkte prag-
matische Regelungen etwa in der Frage des Rechtsschutzes für 
Deutsche mit Wohnsitz in Berlin (West) gefunden werden. 
Dann ließen sich auch innenpolitische Hemmnisse in der Bun-
desrepublik gegenüber einem Ausgleich des Handels mit Bul-
garien überwinden und die wirtschaftlichen Beziehungen in-
tensivieren. Die Bundesregierung sei zu baldigen Verhandlun-
gen über die Aufnahme diplomatischer Beziehungen bereit. 

162 10.05. Botschafter Sattler, Rom (Vatikan), an das S. 723 
Auswärtige Amt 
Sattler berichtet, er habe Papst Paul VI. darüber in Kenntnis 
gesetzt, daß das Bundeskabinett noch keinen Beschluß über 
die vom Heiligen Stuhl geplante Neuregelung der Kirchenver-
waltung in den Ostgebieten des Deutschen Reichs unter frem-
der Verwaltung gefaßt habe. Allerdings bestehe Interesse dar-
an, daß im Falle der Ernennung von vier Apostolischen Admi-
nistratoren die Stellung der Kapitularvikare für Breslau, 
Ermland und Schneidemühl unverändert bleibe. Der Papst ha-
be darauf hingewiesen, daß die anstehenden Veränderungen 
aus pastoralen Gründen notwendig seien und es sich dabei um 
eine rein kirchliche Maßnahme handele, die das Konkordat 
zwischen dem Deutschen Reich und dem Heiligen Stuhl von 
1933 nicht berühre. Ferner habe Paul VI. darauf aufmerksam 
gemacht, daß gegen den Verbleib der Kapitularvikare im Amt 
kirchenrechtliche Einwände bestünden. Dessenungeachtet wer-
de der Heilige Stuhl die gegenwärtigen Verhältnisse in diesen 
Gebieten als Provisorium betrachten; ein späterer Friedensver-
trag werde nicht präjudiziert. 

LXXX 



Mai 

163 11.05. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse S. 725 
Scheske 

Scheske berichtet vom Besuch zweier Angehöriger der sowjeti-
schen Botschaft im Referat II A 7. Damit hätten sie deutlich 
machen wollen, daß die Botschaft auch auf Gebieten, auf denen 
bisher kein Kontakt bestanden habe, mit dem Auswärtigen 
Amt ins Gespräch kommen wolle. Ihnen sei erläutert worden, 
daß die Bundesregierung den im Rahmen der Dreier-Ver-
handlungen am 27./28. April 1967 in London beschlossenen 
Truppenrückverlegungen in der Hoffnung zugestimmt habe, 
daß die UdSSR nun ihrerseits Streitkräfte aus der DDR abzie-
hen werde. Die sowjetischen Diplomaten hätten diese Sicht-
weise als „mechanistisch und unpolitisch" bezeichnet. Auf ihre 
Frage, ob das neue Konzept einer „flexible response" eine Nie-
derlage für Bundesminister Schröder bedeute, sei geantwortet 
worden, daß diese Strategie schon seit Jahren de facto ange-
nommen sei. Ihnen sei ferner erklärt worden, daß die Bundes-
wehr auf eine Ausrüstung mit nuklearen Trägerwaffen nicht 
verzichten könne. 

164 11.05. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Graf von S. 729 
Hardenberg 

Hardenberg informiert darüber, daß der marokkanische Au-
ßenminister Laraki in Gesprächen mit Staatssekretär Lahr 
und Bundestagspräsident Gerstenmaier erneut um eine um-
fangreiche Ausrüstungshilfe gebeten habe. Es sei zu prüfen, ob 
der bereits 1966 vorgelegte, seinerzeit aber abgelehnte Antrag 
der Bundesregierung den zuständigen Ausschüssen des Bun-
destags nochmals zugeleitet werden sollte. Dafür spreche, daß 
die von der marokkanischen Regierung übergebene Materialli-
ste keine Waffen enthalte und der Bundesverteidigungsrat 
1966 dem Anliegen bereits zugestimmt habe. Allerdings müsse 
in Gesprächen mit einzelnen Ausschußmitgliedern deutlich 
gemacht werden, daß die Zahlung der mit einer Laufzeit von 
drei Jahren vorgesehenen 8 Mio. DM erst 1968 einsetzen und 
sich jeweils innerhalb des Gesamtansatzes im Bundeshaushalt 
für Ausrüstungshilfe bewegen würde. 

165 11.05. Botschafter von Rom, Bamako, an das Auswärtige Amt S. 732 

Rom übermittelt Informationen aus einem Gespräch mit dem 
malischen Präsidenten. Modibo Keito bezeichnete den Be-
schluß, den der malische Ministerrat in seiner Abwesenheit 
über die Errichtung einer Handelsvertretung in Ostberlin ge-
faßt habe, als „rechtsgültig, aber völlig inopportun". Es treffe 
jedoch nicht zu, daß Mali der DDR den Vorrang vor der Bun-
desrepublik gebe. Allerdings habe sich die DDR zur Übernah-
me der gesamten Unterhaltskosten der Vertretung bereiter-
klärt. Demgegenüber sei der Vorschlag Malis, die im August 
1966 vorgenommene Schließung der malischen Botschaft in 
Bonn durch eine entsprechende Regelung zur Entlastung der 
anfallenden Devisenkosten zu verhindern, von der Bundesre-
gierung abgelehnt worden. Der Botschafter äußerte die Be-
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sorgnis über die möglichen Konsequenzen dieser Entscheidung 
sowohl für die bilateralen Beziehungen als auch für das Ver-
hältnis Malis zur EWG. 

166 11.05. Parlamentarischer Staatssekretär Freiherr S. 735 
von und zu Guttenberg, ζ. Z. Washington, 
an Bundeskanzler Kiesinger 
Guttenberg berichtet, daß er der amerikanischen Regierung die 
Bedenken der Bundesregierung gegen ein unbefristetes Nicht-
verbreitungsabkommen erläutert habe. Außenminister Rusk 
habe dazu ausgeführt, daß seitens der USA über die zeitliche 
Verknüpfung eines Nichtverbreitungsabkommens mit der Lauf-
zeit des NATO-Vertrages von 1949 bzw. über eine Beendigung 
des Abkommens im Falle eines europäischen Zusammenschlus-
ses nachgedacht werde. Dagegen werde eine zeitliche Befri-
stung oder eine zeitlich begrenzte Beitrittsmöglichkeit vor al-
lem auf sowjetischer Seite auf Schwierigkeiten stoßen. Rusk 
habe angedeutet, daß sich die USA noch mit anderen Lösungen 
für die Frage der nuklearen Nichtverbreitung befaßten, falls 
ein Abkommen nicht zustande komme. Guttenberg bemerkt ab-
schließend, daß Präsident Johnson unter gewissen Bedingun-
gen bereit sei, ein Scheitern der Verhandlungen in Kauf zu 
nehmen. In diesem Falle müsse die Bundesregierung zu vermei-
den suchen, daß ihr dafür die Verantwortung zugewiesen werde. 

167 12.05. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Frank S. 737 

Frank begründet die Weisung an Botschafter Pauls, Tel Aviv, 
nicht an der erstmals in Jerusalem stattfindenden Militärpa-
rade am 15. Mai 1967 anläßlich des israelischen Nationalfeier-
tags teilzunehmen. Mit dieser Parade wolle Israel dokumentie-
ren, daß die Stadt uneingeschränkter Teil des israelischen 
Staatsgebietes sei. Die Bundesregierung habe sich bisher an 
den von der UNO-Generalversammlung beschlossenen Grund-
satz über den internationalen Status von Jerusalem gehalten 
und dadurch verhindert, in der Palästina-Frage auf die eine 
oder andere Seite gezogen zu werden. Auch wegen der Bemü-
hungen der DDR um Anerkennung durch die arabischen Staa-
ten sei eine einseitige Parteinahme unangebracht. Nach der 
Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen mit Jorda-
nien sollte die Bundesrepublik Rücksicht auf die außenpoliti-
sche Stellung von König Hussein nehmen. Frank stellt ab-
schließend fest, daß die israelische Regierung keine Sympathie 
und Unterstützung erwarten dürfe, wenn sie durch nicht mit 
den „westlichen Freunden" abgestimmte Schritte die arabi-
schen Staaten provoziere. 

168 12.05. Staatssekretär Schütz, z.Z. Tokio, an die Botschaft S. 740 
in Washington 
Schütz bittet darum, im amerikanischen Außenministerium 
die Bedenken der Bundesregierung dagegen vorzutragen, daß 
die USA und die UdSSR auf der Konferenz der 18-Mächte-Ab-
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rüstungskommission einen gemeinsamen Entwurf für ein 
Nichtverbreitungsabkommen ohne Artikel III vorlegen wollten. 
Stattdessen sollte in Genf ein vollständiger Entwurf unterbrei-
tet werden, der den vertraglichen Verpflichtungen und Interes-
sen von EURATOM Rechnung trage. Falls sich die UdSSR ei-
ner konstruktiven Mitarbeit versage, müsse in einem dann ge-
trennt vorzulegenden amerikanischen Entwurf eine Formulie-
rung gefunden werden, nach der Staaten, die auf ihrem Terri-
torium keine Kontrollen zuließen, selbst auch nicht an der 
Kontrolle fremder Territorien teilhaben dürften. 

169 16.05. Botschaftsrat I. Klasse Lahn, Kairo, an das S. 743 
Auswärtige Amt 
Lahn berichtet über die enttäuschte Reaktion in der VAR auf 
den Verlauf der Gespräche des Generalsekretärs der Arabi-
schen Liga vom 18. bis 21. April 1967 in Bonn. Eine einstimmi-
ge Entscheidung der Arabischen Liga über eine Wiederauf-
nahme der diplomatischen Beziehungen werde schwerlich zu 
erreichen sein, da die Bundesregierung einem von den arabi-
schen Staaten gewünschten sichtbaren Wandel der Israel-
Politik aus übergeordneten, nicht nur außenpolitischen Grün-
den nicht zustimmen könne. Darüber hinaus werde für die 
VAR der wirtschaftliche Anreiz zu einer Normalisierung des 
bilateralen Verhältnisses immer schwächer. Schließlich be-
rechtige die offene Übernahme der kommunistischen Thesen in 
der Deutschlandpolitik zu der Annahme, daß die ägyptische 
Regierung einen Botschafteraustausch mit der Bundesrepublik 
nur unter der Voraussetzung der Akkreditierung eines Bot-
schafters der DDR in Kairo zulassen werde. 

170 17.05. Ministerialdirigent Graf von Hardenberg an S. 746 
Staatssekretär Lahr, z.Z. Tokio 
Hardenberg informiert über den Abschluß der Kennedy-Runde. 
Auf dem gewerblichen Sektor würden mit Ausnahme Großbri-
tanniens und Japans die Zollsenkungen der EWG und der üb-
rigen Teilnehmer etwa gleich groß sein. Für Chemie-Erzeug-
nisse habe eine Einigung erzielt werden können, die neben ei-
nem ersten Zollabbau in einem zweiten Schritt auch die Ab-
schaffung des „ A m e r i c a n Selling Price" umfasse. Mit Blick auf 
das geplante Getreideabkommen hätten sich die Teilnehmer-
staaten auf eine Nahrungsmittelhilfe für Staaten der Dritten 
Welt einigen können, deren Kosten für die Bundesrepublik et-
wa 100 Mio. DM jährlich betragen würden. Auf dem Agrarsek-
tor seien dagegen zwar nur bescheidene Ergebnisse, insbeson-
dere eine Regelung für die Einfuhr dänischen Lebendviehs und 
argentinischen Gefrierfleisches in die EWG, erzielt worden. 
Damit sei aber ein Anfang zum Abbau des Agrarprotektionis-
mus gemacht worden. 
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171 17.05. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 749 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet, daß der amerikanische Botschafter bei der 
NATO, Cleveland, in der Sitzung des Ständigen NATO-Rats 
über die Absicht der USA informiert habe, der Konferenz der 
18-Mächte-Abrüstungskommission einen gemeinsamen ameri-
kanisch-sowjetischen Entwurf für ein Nichtverbreitungsab-
kommen gegebenenfalls zunächst ohne die strittigen Artikel III 
und Artikel IV, Absatz 2 zu unterbreiten. Dazu habe er, Grewe, 
erklärt, daß die Bundesregierung ihre Bedenken gegenüber ei-
nem solchen Vorgehen aufrechterhalte. Während der italieni-
sche Botschafter bei der NATO, Alessandrini, für einen völli-
gen Wegfall des Artikels III plädiert habe, seien die Vertreter 
Großbritanniens, Kanadas und der Niederlande dafür eingetre-
ten, wenigstens die zwischen den USA und der UdSSR un-
strittigen Textteile dieses Kontrollartikels aufzunehmen. Ales-
sandrini und sein belgischer Kollege de Staercke hätten sich 
darüber hinaus dafür ausgesprochen, den Revisionsartikel IV 
im Entwurf auszusparen. 

172 18.05. Botschafter Balken, Oslo, an Bundesminister Brandt S. 751 
Balken teilt mit, der norwegische Verteidigungsminister Tide-
mand habe ihn darauf hingewiesen, daß die Entsendung von 
Bundeswehrpersonal zum NATO-Oberkommando Europa Nord 
in Norwegen nach wie vor „ein heißes Eisen" sei. Das Drängen 
der Bundesregierung nach einer Verstärkung des deutschen 
Stellenanteils erschwere es innenpolitisch, still und unauffällig 
auf eine Normalisierung der militärischen Zusammenarbeit 
hinzuarbeiten. In Norwegen bestehe der Eindruck, die Bundes-
republik strebe letztlich doch danach, die Verfügungsgewalt 
über Nuklearwaffen zu erhalten. Eine Weigerung der Bundes-
regierung, dem Nichtverbreitungsabkommen beizutreten, wür-
de das deutsch-norwegische Verhältnis schwer belasten. 

173 19.05. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 754 
Schütz berichtet über ein Gespräch mit einem Mitglied der 
Konsultativkonferenz der Volksrepublik China in Hongkong. 
Fe Yi-Ming führte aus, daß die Kluft in den Beziehungen zwi-
schen der Volksrepublik China und der UdSSR unüberbrück-
bar geworden sei. Die Volksrepublik China habe das Bemühen 
der neuen Bundesregierung um Frieden und Entspannung in 
Europa mit Interesse zur Kenntnis genommen. Dagegen sei es 
ihr immer schwerer gefallen, Solidarität mit der DDR zu üben, 
da die heftigsten Angriffe auf die chinesische Regierung aus 
Ostberlin gekommen seien. Auf den umfangreichen bilateralen 
Handel angesprochen, meinte der Staatssekretär, daß die Bun-
desrepublik an Wirtschaftsbeziehungen mit der Volksrepublik 
China interessiert sei. Sein Hinweis, daß die Bundesrepublik 
die Verbindungen und das Gespräch nicht abreißen lassen 
wolle, sei mit Interesse aufgenommen worden. 
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174 19.05. A u f z e i c h n u n g d e s M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s R u e t e S. 756 

Ruete nimmt Stellung zum Wunsch der tschechoslowakischen 
Regierung, als Übergangslösung zur Herstellung amtlicher 
Beziehungen zunächst ein Handelsabkommen abzuschließen. 
Dies bestätige den bereits früher gewonnenen Eindruck, daß 
die Tschechoslowakei um der wirtschaftlichen Vorteile eines 
Waren- und Zahlungsabkommen willen eine Berlin-Regelung 
zu akzeptieren bereit sei, dies jedoch für den Austausch von 
Handelsvertretungen nicht zugestehen wolle. Dagegen verfolge 
die Bundesregierung die Absicht, parallel zu einem Handels-
abkommen den Austausch amtlicher Vertretungen zu regeln. 
Da mit einer baldigen Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
nicht gerechnet werden könne, sei eine solche Übergangslösung 
erwägenswert. Ein Handelsabkommen allein sei aber keine Al-
ternative, da es die amtlichen Beziehungen weiterhin ungere-
gelt lasse. Ruete schlägt vor, der Tschechoslowakei mitzuteilen, 
daß die Bundesregierung zum Abschluß eines Handelsabkom-
mens bereit sei, jedoch gleichzeitig die Frage der amtlichen 
Vertretungen klären wolle. 

175 19.05. Vortragender Legationsrat I. Klasse Blomeyer- S. 760 
Bartenstein an Ministerialrat Grundschöttel, 
Bundeskanzleramt 
Blomeyer-Bartenstein informiert darüber, daß der Kontakt 
zwischen den in der Bundesrepublik residierenden katholi-
schen Bischöfen und ihren Generalvikaren in der DDR immer 
mehr erschwert werde. So wolle die DDR für die zu Bistümern 
in der Bundesrepublik gehörenden Diözesanteile eine mög-
lichst große Selbständigkeit erreichen. Innerhalb der katholi-
schen Kirche werde der Wunsch geäußert, als Antwort auf sol-
che „Abschnürungsmaßnahmen" die Einsetzung von Apostoli-
schen Administratoren in diesen Gebieten anzustreben. Dieses 
Anliegen sei aber sowohl bei den Bischöfen als auch beim Hei-
ligen Stuhl auf große Zurückhaltung gestoßen. Statt dessen 
erwäge der Heilige Stuhl, die Generalvikare in Schwerin, Mag-
deburg, Erfurt und Meiningen zu erzbischöflichen bzw. bischöf-
lichen Kommissaren zu ernennen - mit allen Vollmachten eines 
Generalvikars und mit einem „Mandatum speciale" des Pap-
stes ausgestattet. Blomeyer-Bartenstein bemerkt hierzu, daß 
seitens des Auswärtigen Amts keine Bedenken bestünden. 

176 19.05. Botschaftsrat Koehler, Islamabad, an das S. 763 
Auswärtige Amt 
Koehler berichtet über den Besuch des Bundestagspräsidenten 
vom 13. bis 19. Mai 1967 in Pakistan. Gerstenmaier habe die 
Prüfung eines Beitrags der Bundesregierung zur Schließung 
der Finanzierungslücke für das Projekt des Indus-Staudamms 
zugesagt. Im Gespräch mit dem pakistanischen Präsidenten 
habe er erklärt, daß er zwar das Bemühen Pakistans um gute 
Beziehungen zur UdSSR und zur Volksrepublik China verste-
he, jedoch vor der Gefahr einer Abhängigkeit von übermächti-
gen kommunistischen Nachbarn warne. Ayub Khan habe erwi-
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dert, daß die Volksrepublik China keine Aggressionspolitik ge-
genüber ihren Nachbarn verfolge. Dagegen seien ständig wach-
sende Bemühungen Indiens zu verzeichnen, sein Militärpoten-
tial zu steigern. Zur Abschreckung sei Pakistan deshalb ge-
zwungen, sich die notwendigen Waffen dort zu besorgen, wo 
man sie anbiete. Zur Deutschland-Frage habe der Präsident 
ausgeführt, daß er gegenüber der UdSSR bis in die jüngste 
Vergangenheit den Alleinvertretungsanspruch der Bundesre-
publik bekräftigt habe. 

177 20.05. Botschafter Schiitter, Athen, an das Auswärtige Amt S. 766 
Schiitter äußert sich kritisch dazu, daß die amerikanische Ver-
teidigungshilfe wegen des Militärputsches am 20./21. April 
1967 eingestellt worden sei. Dadurch werde die Position der 
zivilen Mitglieder der griechischen Regierung, die eine Rück-
kehr zur parlamentarischen Demokratie anstrebten, ge-
schwächt. Angesichts der realen Machtverhältnisse sei es eine 
Illusion, die Jun ta unter ein „kaudinisches Joch" beugen zu 
wollen. Der sowohl von König Konstantin als auch von einer 
Mehrheit der Regierung getragene Wunsch nach einer Rück-
kehr zur Demokratie sei nur dann erfolgreich, wenn die radika-
len Kräfte nicht durch äußeren Druck in die Richtung eines 
Nationalbolschewismus getrieben würden. 

178 22.05. Aufzeichnung des Bundesministers Brandt S. 769 
Brandt berichtet über ein Treffen mit einem ihm persönlich 
bekannten tschechoslowakischen Gesprächspartner. Dieser 
teilte mit, daß er von einflußreichen Persönlichkeiten der 
tschechoslowakischen Partei- und Staatsführung gebeten wor-
den sei, bei der Bundesregierung die Bereitschaft zu Gesprä-
chen über die Möglichkeiten künftiger Zusammenarbeit ohne 
Vorbedingungen zu sondieren. Dabei sollten die DDR und das 
Münchener Abkommen von 1938 als Themen ausgeklammert 
werden, nicht jedoch Berlin, für das eine beiderseits akzeptable 
Form gefunden werden könne. Für die Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen sei es wahrscheinlich noch zu früh. Brandt 
schlug daraufhin vor, den Referenten Bahr und Legationsrat I. 
Klasse Wilke nach Prag zu entsenden. 

179 22.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 771 
Ruete informiert über die Absicht der belgischen Regierung, 
eine Reorganisation ihrer Streitkräfte in der Bundesrepublik 
durchzuführen. Dazu habe der belgische Verteidigungsminister 
am 18. Mai 1967 in Bonn Bundesminister Schröder erläutert, 
daß einzelne Einheiten zwar reduziert, die Mittel im belgischen 
Verteidigungshaushalt in den kommenden Jahren aber erhöht 
würden. Poswick habe in diesem Zusammenhang betont, daß 
die belgische Regierung trotz der Belastungen für die Zah-
lungsbilanz keinen Ausgleich für die Devisenkosten der in der 
Bundesrepublik stationierten Truppen verlangen werde. Je-
doch sei eine gewisse Kompensation in der Form von Beschaf-
fungskäufen für die Bundeswehr in Belgien wünschenswert. 
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180 23.05. Botschafter Sattler, Rom (Vatikan), an das S. 773 
Auswärtige Amt 
Sattler berichtet, daß eine gemeinsame Presseerklärung der 
Bundesregierung und des Heiligen Stuhls zur Ernennung von 
vier Apostolischen Administratoren für die Ostgebiete des Deut-
schen Reichs unter fremder Verwaltung nicht zustande komme. 
Der Abteilungsleiter im Päpstlichen Staatssekretariat, Samorè, 
habe darauf verwiesen, daß die Neuregelung der Kirchenver-
waltung in diesen Gebieten näherer Erläuterungen bedürfe, 
um die Entscheidung später sowohl gegenüber der Bundesre-
publik als auch gegenüber Polen verteidigen zu können. Dabei 
sei herauszustellen, daß die Ernennung der Administratoren 
von seelsorgerischen Erwägungen geleitet werde und einen 
späteren Friedensvertrag nicht präjudiziere. Auf die Bitte des 
Botschafters, wenigstens die Formulierung „Ostgebiete Deutsch-
lands" bzw. „deutsche Ostgebiete" aufzunehmen, habe Samorè 
erklärt, daß der Heilige Stuhl bislang immer nur von Gebieten 
gesprochen habe, „die durch das Potsdamer Abkommen 1945 
der polnischen Verwaltung unterstellt wurden". 

181 24.05. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 776 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet über die Sitzung des Ständigen NATO-Rats 
zur Nahost-Krise. UNO-Generalsekretär U Thant sei wegen 
seines vorschnellen Handelns beim Rückzug der UNEF-
Truppen aus der VAR kritisiert worden; gleichwohl sei festge-
stellt worden, daß die UNO das geeignete Gremium zur Beile-
gung der Krise bleibe. Die Diskussion habe deutlich gemacht, 
daß die Sympathien zwar auf Seiten Israels lägen; jedoch lie-
ßen die Erklärungen der Vertreter Griechenlands, Italiens und 
der Türkei deren Bemühen erkennen, den Draht zur arabi-
schen Seite nicht abreißen zu lassen. Die Mehrheit der NATO-
Mitgliedstaaten sei sich offenbar bewußt, daß auch bei einem 
friedlichen Ausgang der Krise mit einer Schwächung der west-
lichen Position im Nahen Osten zu rechnen sei. 

182 24.05. Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 778 
Auswärtige Amt 
Knappstein äußert sich zum Vorschlag der amerikanischen 
Botschaft, regelmäßige bilaterale Konsultationen über Fragen 
der Ostpolitik durchzuführen. Wegen des komplizierten Vorgan-
ges politischer Entscheidungsfindung in den USA, deren Rück-
wirkungen auf die europäischen Verbündeten nicht immer voll 
einkalkuliert würden, sei jede Vertiefung des laufenden Mei-
nungsaustausches wünschenswert. Beispielsweise wären Kon-
sultationen der Abteilungsleiter beider Außenministerien nütz-
lich. Wichtig sei, daß nicht ein bloßer Informationsaustausch, 
sondern eine qualitative Konsultation zustandekomme. Die Bun-
desregierung bedürfe zur Durchsetzung ihrer neuen Ostpolitik 
vor allem gegenüber der UdSSR auch der aktiven Unterstüt-
zung der USA. Um zu vermeiden, daß durch ein einseitiges 
Vorgehen der Bundesregierung die USA ihr Interesse als eine 
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der vier für Deutschland verantwortlichen Mächte vernachläs-
sigt sehen könnte, sei es ratsam, nur in engster Fühlungnahme 
mit dem amerikanischen Partner vorzugehen. 

183 24.05. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 783 
Auswärtige Amt 
Grewe teilt mit, daß der amerikanische Botschafter bei der 
NATO den Ständigen NATO-Rat über den Inhalt eines in Genf 
übergebenen neuen sowjetischen Entwurfs für ein Nichtver-
breitungsabkommen unterrichtet habe. Cleveland habe ausge-
führt , daß die ablehnende Haltung der sowjetischen Regierung 
gegen die amerikanischen Vorschläge zum Kontrollartikel III 
und zum Revisionsartikel IV, Absatz 2 vorauszusehen gewesen 
sei. Hinter der Wiederaufnahme des „Kossygin-Vorschlags" 
vom Februar 1966, wonach die Nuklearmächte sich jeder An-
wendung von bzw. Drohung mit Atomwaffen gegenüber Nicht-
nuklearmächten enthalten müßten, stünden wahrscheinlich 
taktische Erwägungen. So sei die UdSSR gezwungen gewesen, 
auf Formulierungen der USA zu antworten und dabei die Wün-
sche der eigenen Verbündeten zu berücksichtigen. Abschließend 
habe Cleveland erklärt, daß die USA nicht mit einer baldigen 
Einigung über den Wortlaut des Artikels III rechneten. 

184 26.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 785 
Ruete informiert, daß die Studiengruppe zur Überprüfung der 
künftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-Studie) ihre Arbeit 
aufgenommen habe. In der Untergruppe 1 über die politischen 
Ziele der NATO, für die der Abteilungsleiter im britischen Au-
ßenministerium, Watson, und Staatssekretär Schütz als Bericht-
erstat ter benannt worden seien, habe Übereinstimmung dar-
über bestanden, daß die Entspannung im Ost-West-Verhältnis 
nur ein Weg bzw. ein Instrument sei, um das eigentliche Ziel 
einer europäischen Friedensordnung zu erreichen. Trotz der 
Versuche von Ostblock-Staaten, das Bündnis zu spalten, sei die 
Entspannung „unteilbar". Allerdings sei darauf hingewiesen 
worden, daß dies bilaterale Ost-West-Kontakte nicht auschlie-
ßen dürfe. Die Untergruppe 3 habe sich die Aufgabe gestellt, 
Elemente einer Verteidigungs- und Rüstungskontrollpolitik 
herausarbeiten, welche die Freiheit des Westens weiterhin 
verbürge, zugleich aber einen Beitrag zur Schaffung einer dau-
erhaften europäischen Friedensordnung leiste. Ruete berichtet 
abschließend, daß Frankreich zwar bisher ohne Vorbehalte bei 
der Harmel-Studie mitgearbeitet habe, jedoch Schwierigkeiten 
zu erwarten seien, sobald die Untergruppe 1 mit der Ausarbei-
tung verbindlicher Grundsätze für die Ost-West-Politik beginne. 

185 26.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 789 
Ruete stellt fest, daß es der DDR gelungen sei, jene osteuropäi-
schen Staaten, die noch Anfang des Jahres zu Verhandlungen 
mit der Bundesregierung über die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen bereit gewesen seien, von solchen Gesprächen ab-
zuhalten. Gleichzeitig deuteten diese aber vertraulich an, an 
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einer diskreten Fortführung der Kontakte interessiert zu sein. 
Um die eingetretene „Flaute" zu überwinden, schlägt Ruete 
vor, daß die Bundesregierung öffentlich ihren Entspannungs-
willen weiter bekräftige. Ferner sei eine Ausweitung der per-
sönlichen Kontakte nützlich, etwa durch Besuche osteuropäi-
scher Journalisten oder Reisen von amtlichen Vertretern und 
Bundestagsabgeordneten nach Osteuropa. Der Wirtschaft als 
Instrument der Ostpolitik komme besondere Bedeutung zu. 
Auch Gesten wie die Zahlung von Entschädigungsleistungen 
an ungarische Staatsangehörige dienten der Verbesserung des 
Verhältnisses. Abschließend bemerkt Ruete, daß sich langfri-
stig das Interesse der Tschechoslowakei, Ungarns und Bulgari-
ens an Beziehungen zur Bundesrepublik durchsetzen werde. 

186 26.05. Runderlaß des Staatssekretärs Schütz S. 794 
Schütz erläutert die Haltung der Bundesregierung zur Nahost-
Krise. Es sei anzunehmen, daß der ägyptische Präsident Nasser 
die Konzentration ägyptischer Truppen auf der Sinai-Halbinsel 
und die am 23. Mai 1967 verfügte Sperrung des Golfs von Aka-
ba mit der sowjetischen Regierung abgesprochen habe. Aller-
dings sei die UdSSR nicht an einer direkten Konfrontation mit 
den USA interessiert. Auch sei ein für Israel existentiell be-
drohliches ägyptisches Vorgehen wegen des dann zu befürch-
tenden energischen amerikanischen Gegenschlags zu bezwei-
feln. Ein Zusammenbruch Jordaniens würde andere gemäßigte 
arabische Staaten gefährden und insgesamt zu einer schweren 
Niederlage für den Westen führen. Nur eine energische westli-
che Aktion zur Freihaltung des Golfs von Akaba könne nach 
Ansicht der Bundesregierung die VAR zum Einlenken bewe-
gen, die „Strangulierung" Jordaniens verhindern und Israel 
von einer militärischen Aktion abhalten. Die Bundesregierung 
sei skeptisch, ob die UdSSR den französischen Vorschlag zur 
Durchführung einer Vier-Mächte-Konferenz annehmen werde. 
Der Westen solle sich nicht der Gefahr aussetzen, daß durch 
hinhaltende sowjetische Manöver Gegenmaßnahmen erschwert 
würden. 

187 28.05. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 797 
Schah Reza Pahlewi 
Der Schah erläutert ausführlich die politische und wirtschaftli-
che Situation des Iran. Er betont, daß der Iran trotz der Politik 
der westlichen Staaten gegenüber der VAR und im Konflikt 
zwischen Pakistan und Indien das Vertrauen in das Bündnis 
mit dem Westen nicht verloren habe, zukünftig aber eine un-
abhängige Politik anstrebe. Dies bedeute, daß er militärisch für 
alle Eventualfälle gerüstet sein wolle. Der Schah äußert die 
Hoffnung, hierfür wie auch für die umfangreichen Sozial- und 
Wirtschaftsreformen Unterstützung von der Bundesrepublik 
zu erhalten. Anschließend weist er auf die bedeutende Rolle 
der Ölversorgung im Zusammenhang mit der Weltpolitik hin. 
Im Falle einer erneuten Sperrung der Ölzufuhr könne Europa 
wegen des Schneeballeffekts auch keinen Ersatz aus neuen 
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Förderstaaten wie Libyen und Algerien erwarten. Dagegen blei-
be der Iran eine „offene" Versorgungsquelle. Eine wirtschaftli-
che und militärische Unterstützung des Iran hätten die westli-
chen Freunde nicht zu bedauern. Kiesinger verweist auf die 
wirtschaftliche Krise der Bundesrepublik, stellt jedoch eine Fort-
setzung der Hilfe für den Iran in Aussicht, sobald die finanziel-
len Schwierigkeiten überwunden seien. 

188 29.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 809 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg berichtet, daß der israelische Botschafter 
am Vortag Bundesminister Brandt erklärt habe, für Israel 
stelle die vom ägyptischen Präsidenten Nasser verfügte Sper-
rung des Golfs von Akaba den Casus belli dar. Die u. a. von den 
USA bereits 1957 abgegebene Garantie des freien Zugangs zum 
Golf müsse nun eingelöst werden. Dagegen erwarte Ben Natan 
von der UNO keine Lösung der Krise. Die UdSSR wolle offen-
bar wie früher in Berlin einen Spannungsherd schaffen und sei 
auf dem besten Weg, „Schiedsrichter im Nahen Osten" zu wer-
den. Einen Krieg zur Durchsetzung ihrer Ziele strebe sie aber 
vermutlich nicht an. Der Botschafter habe schließlich den 
Wunsch geäußert, die Bundesregierung möge Israel mit Gas-
masken für die Zivilbevölkerung unterstützen und prüfen, ob 
darüber hinaus etwaiges „verdächtiges Material" über dritte 
Staaten wie z.B. Frankreich geschickt werden könne. Meyer-
Lindenberg fahrt fort, daß sich Bundeskanzler Kiesinger bei 
einer anschließenden Besprechung im Bundeskanzleramt für 
die Lieferung von Gasmasken an Israel direkt durch die Lie-
ferfirmen ausgesprochen habe. Dagegen habe Bundesminister 
Schröder Zweifel an der Opportunität und Durchführbarkeit 
des Vorhabens geäußert. 

189 29.05. Gespräch des Staatssekretärs Schütz mit dem S. 813 
sowjetischen Botschafter Zarapkin 
Zarapkin erklärt zur „Notlandung" eines sowjetischen Militär-
flugzeuges am 25. Mai 1967 in der Nähe von Augsburg, daß 
sich die Botschaft umgehend im Auswärtigen Amt darum be-
müht habe, ein Gespräch mit dem Piloten zu arrangieren und 
Vorkehrungen für die Übergabe des Düsenjägers an sowjeti-
sche Behörden zu treffen. Trotz gegenteiliger Zusagen von Mi-
nisterialdirektor Ruete seien aber das Flugzeug wie auch der 
Flugzeugführer Jepatko amerikanischen Stellen übergeben 
worden. Schütz erwidert, daß die Bundesregierung für den 
Zwischenfall nicht verantwortlich sei. Das Auswärtige Amt sei 
gleichwohl bereit, sich für die Übergabe der MIG 17 einzuset-
zen. Es halte eine Begegnung von Jepatko mit Botschaftsange-
hörigen für wünschenswert; jedoch habe der Wunsch des Pilo-
ten, nicht mit sowjetischen Vertretern sprechen zu wollen und 
in amerikanischen Gewahrsam zu kommen, respektiert werden 
müssen. Im übrigen habe die Bundesregierung den Eindruck, 
daß es sich gar nicht um eine Notlandung, sondern um eine 
Landung aus freien Stücken gehandelt habe. 
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190 29.05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 817 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg faßt ein Gespräch des Staatssekretärs Schütz 
mit dem israelischen Botschafter zusammen. Ben Natan teilte 
mit, daß der Chef des Bundeskanzleramts, Knieper, eine Ent-
scheidung darüber zugesagt habe, ob die Lieferung von Gas-
masken an Israel durch das Bundesministerium der Verteidi-
gung oder das Bundesministerium des Innern vorgenommen 
werde; Israel erhoffe sich 20000 bis 30000 Stück. Schütz 
machte auf die Erklärung des Auswärtigen Amts aufmerksam, 
daß das Prinzip der Freiheit der Meere gewahrt bleiben solle. 
Der Botschafter wies darauf hin, daß das Bundesministerium 
für Wirtschaft die Verschiffung von 30 000 Zündern nach Israel 
für die später an die Bundeswehr zu liefernden Granaten bis 
auf weiteres untersagt habe, obwohl dafür bereits Anfang des 
Jahres eine Ausfuhrlizenz erteilt worden sei. Schütz sagte eine 
Prüfung der Angelegenheit zu. Abschließend wies er noch ein-
mal auf den Grundsatz der Bundesregierung hin, sich nicht in 
regionale Konflikte einzumischen. 

191 29.05. Botschaftsrat Loeck, Belgrad, an das Auswärtige Amt S. 820 
Loeck berichtet, daß sich in den jugoslawischen Äußerungen 
über die Ausgestaltung des Verhältnisses zur Bundesrepublik 
ein neuer Akzent bemerkbar mache. Während bisher das In-
teresse an der Aufnahme diplomatischer Beziehungen im Vor-
dergrund gestanden habe, so werde nun von Regierungsvertre-
tern wie von der Presse die Frage nach Verhandlungen über 
ein Gastarbeiterabkommen und nach Entschädigung für NS-
Opfer gestellt. Allerdings könne daraus kein grundsätzlicher 
Wandel der jugoslawischen Deutschlandpolitik abgeleitet wer-
den. Vielmehr befürchte Jugoslawien angesichts der Ostpolitik 
der neuen Bundesregierung, den fahrenden Zug als letzter be-
steigen und materielle Einbußen hinnehmen zu müssen. Loeck 
empfiehlt, nach dem Besuch des Staatsratsvorsitzenden der 
DDR, Ulbricht, vom 22. Mai bis 4. Juni 1967 in Belgrad zu-
nächst durch den Ausbau der „faktischen Beziehungen" mit 
Jugoslawien das politische Klima zu verbessern. 

192 30.05. Botschafter Pauls, Tel Aviv, an das Auswärtige Amt S. 826 
Pauls informiert, daß nach Auskunft des Leiters der Atta-
chéabteilung des israelischen Generalstabs eine militärische 
Auseinandersetzung zwischen Israel und den beteiligten arabi-
schen Staaten unvermeidlich sei. Jeder weitere Tag des Zuwar-
tens werde die israelische Armee mehr Blut kosten. Bei einem 
ersten Schlag durch die israelische Luftwaffe in den frühen 
Morgenstunden mit der Sonne im Rücken könne sich die Ar-
mee für die Vernichtung der ägyptischen Streitkräfte verbür-
gen. Die Entscheidung der israelischen Regierung, die Ent-
wicklung weiter abzuwarten, sei sowohl in Offizierskreisen als 
auch unter Reservisten nicht populär. Der Botschafter bewer-
tet den „ganz ungewöhnlichen Freimut" dieser Stellungnahme 
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dahingehend, daß die Gefahr eines Putsches der israelischen 
Armee gegenwärtig zwar gering sei, jedoch nicht ausgeschlos-
sen werden könne. 

193 30.05. Generalkonsul Kempff, Helsinki, an das S. 827 
Auswärtige Amt 
Kempff berichtet über den Besuch des Außenministers der 
DDR in Helsinki. Winzer habe geradezu „in beknieender Form" 
die Notwendigkeit einer diplomatischen Anerkennung der DDR 
zu vermitteln versucht, damit jedoch keinerlei Eindruck ge-
macht. Der finnische Außenminister Karjalainen habe erklärt, 
daß die Neutralitätspolitik Finnlands sowie die im Pariser 
Friedensvertrag von 1947 festgelegten Verpflichtungen es nicht 
erlaubten, in dieser Frage Stellung zu beziehen. Neben dem 
materiellen Mißerfolg sei aber noch ein atmosphärischer zu 
verzeichnen, denn die „Zonenmenschen" seien den finnischen 
Gastgebern mit ihrer Aufdringlichkeit auf die Nerven gegan-
gen. 

194 30.05. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 830 
Ministerpräsident Moro in Rom 
Die Gesprächspartner stimmen darin überein, daß die Konfe-
renz der Staats- und Regierungschefs der EWG-Staaten am 
29./30. Mai 1967 nützlich gewesen und das Optimum des Er-
reichbaren erzielt worden sei. Kiesinger erklärt, daß die Bun-
desregierung auf dem Weg zur europäischen Einigung zu jeder 
nur möglichen Zusammenarbeit mit der italienischen Regierung 
bereit sei. Er betont, daß die seit Anfang des Jahres angestreb-
te Wiederbelebung des deutsch-französischen Vertrags von 1963 
sich gegen keinen anderen Staat richte und den Weg zur euro-
päischen Einheit nicht stören solle. Vielmehr halte er die 
Knüpfung von Parallelkontakten für wünschenswert; den Ge-
danken einer Exklusivität der Zuammenarbeit mit Frankreich 
müsse er entkräften. Zum geplanten Nichtverbreitungsab-
kommen erläutert der Bundeskanzler, daß nicht beabsichtigt 
sei, den bereits 1954 erklärten Verzicht auf die Herstellung von 
Nuklearwaffen zu widerrufen oder sich auch nur die Tür für 
einen späteren Zugang offenzuhalten. Für die Bundesrepublik 
handele es sich hier um eine Frage der nationalen Würde und 
des nationalen Ranges. Moro führt aus, daß sich das Nichtver-
breitungsabkommen nicht zum Schaden für die Solidität des 
atlantischen Bündnisses auswirken dürfe. Auch für Italien 
handele es sich um das Problem der „natürlichen Gleichheit 
der Nationen". 

195 30 05. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 837 
Ruete stellt fest, daß sich die Beziehungen zwischen der Bun-
desrepublik und der UdSSR in einem Stadium der Stagnation 
befanden. Daher schlägt er vor, dem sowjetischen Botschafter 
Zarapkin die neue Ostpolitik der Bundesregierung noch einmal 
darzulegen. Falls Bundesminister Brandt dabei ein sowjeti-
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sches Interesse an der Intensivierung des Dialogs feststellen 
könne, solle er ein Gespräch mit seinem Amtskollegen Gromy-
ko in Moskau oder an einem dritten Ort anregen. 

196 30.05. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Berger S. 839 

Berger nimmt Stellung zu einer Kabinettsvorlage des Bun-
desministeriums für Wirtschaft (BMWi) mit dem Vorschlag, 
den seit 1961 für den Interzonenhandel geltenden Widerrufs-
vorbehalt für Warenbegleitscheine abzuschaffen. Zur Begrün-
dung werde darauf verwiesen, daß durch die Beibehaltung die-
ser Klausel Anlagegeschäfte mit der DDR zunehmend an west-
liche Konkurrenten verlorengingen. Dagegen liege aus Sicht 
des Auswärtigen Amts der Verdacht nahe, daß die DDR die 
Klausel nur vorschiebe, um ihr politisches Interesse zu ver-
schleiern, Anlagen möglichst nicht im Interzonenhandel, son-
dern aus dem Ausland zu beziehen. Berger weist ferner darauf 
hin, daß den Drei Mächten im Falle einer Aufhebung der Wi-
derrufsklausel Konsultationen zugesagt worden seien. Er regt 
an, der Vorlage nur mit der Maßgabe zuzustimmen, daß die 
Gespräche mit den Verbündeten vorher zum Abschluß ge-
bracht worden seien. 

197 31.05. Staatssekretär Lahr, ζ. Z. Rom, an das Auswärtige Amt S. 842 

Lahr berichtet über die Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der EWG-Staaten am 29./30. Mai 1967 in Rom. Staats-
präsident de Gaulle führte aus, daß ein organisatorischer Aus-
bau der Gemeinschaften notwendig und eine Verstärkung der 
politischen Kontakte der Sechs wünschenswert sei. Zu den 
Möglichkeiten einer Öffnung gegenüber dritten Staaten solle 
zunächst geprüft werden, ob die vor kurzem gestellten Bei-
trittsanträge Großbritanniens, Irlands und Dänemarks den 
Charakter der Gemeinschaft veränderten. Bundeskanzler Kie-
singer wies darauf hin, daß die augenblickliche gefahrliche welt-
politische Situation ein Mindestmaß an solidarischem Verhal-
ten erfordere. Deshalb sollten weitere Treffen der Sechs auf 
Regierungsebene folgen. Der niederländische Ministerpräsi-
dent de Jong erklärte, daß die Sechs nicht das ganze Europa 
darstellten und deshalb eine Wiederaufnahme politischer Kon-
sultationen ohne Großbritannien wenig sinnvoll wäre. Kiesin-
ger betonte, daß die Bundesregierung einen britischen Beitritt 
befürworte, hierüber jedoch unter den Sechs zunächst grund-
sätzliche Übereinstimmung bestehen müsse. Die Staats- und Re-
gierungschefs beschlossen, den Fusionsvertrag zum 1. Juli 1967 
in Kraft treten zu lassen und den britischen Beitrittsantrag 
gemäß Artikel 237 des EWG-Vertrages von 1957 zu behandeln. 

198 31.05. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 849 
Auswärtige Amt 

Grewe teilt mit, daß die bisherige Diskussion im Ständigen 
NATO-Rat über die Nahost-Krise eine Schwäche und Uneinig-
keit offenbart habe, die in krassem Gegensatz zu den Dekla-
mationen im Rahmen der Studie über die zukünftigen Aufga-
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ben der Allianz (Harmel-Studie) stehe. Während vom Vertreter 
der USA die Notwendigkeit einer Lösung im UNO-Rahmen be-
tont worden sei, habe sich der britische Botschafter bei der 
NATO auf ein Bekenntnis zur Freiheit der Schiffahrt im Golf 
von Akaba beschränkt. Der französische Vertreter wiederum 
habe erklärt, daß Frankreich weder Partei ergreifen noch sich 
engagieren werde. Grewe gibt abschließend der Hoffnung Aus-
druck, daß sich der NATO-Rat im Falle einer das Bündnisge-
biet direkt betreffenden Krise aktiver zeigen werde. Er habe 
seine Kollegen bereits darauf hingewiesen, daß jetzt ein „test 
case" für Krisenkonsultationen vorliege. 

199 01.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 850 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg äußert sich zur Frage eines Beitrages der 
Bundesregierung zum UNO-Treuhandschaftsfonds für Opfer der 
südafrikanischen Apartheidpolitik. Er stellt fest, daß die Bun-
desrepublik neben Luxemburg der einzige EWG-Mitgliedstaat 
sei, der noch nicht einmal einen symbolischen Beitrag in Aus-
sicht gestellt habe. Dagegen habe die DDR eine freiwillige 
Zahlung in Höhe von 5000 Dollar angekündigt. Meyer-Linden-
berg schlägt vor, eine Entscheidung im Bundeskabinett herbei-
zuführen mit dem Ziel, 40 000 Dollar für den UNO-Treuhand-
schaftsfonds bereitzustellen. 

200 02.06. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 854 
Lahr regt an, Israel wieder eine Wirtschaftshilfe von 160 Mio. 
DM zu den gleichen Bedingungen wie 1966 anzubieten. Wegen 
der gegenwärtigen Krise im Nahen Osten solle der israelischen 
Regierung jedoch vorerst nur die Bereitschaft der Bundesregie-
rung vertraulich angekündigt und die Unterzeichnung auf ei-
nen späteren Zeitpunkt verschoben werden. Ferner sei zu er-
klären, daß die Höhe des Betrags kein Präjudiz für zukünftige 
Zahlungen darstelle. Andernfalls bestehe die Gefahr, daß die 
Wirtschaftshilfe für Israel den Charakter einer „Rente" anneh-
me und die Bundesregierung künftig jede Bewegungsfreiheit 
verlieren werde. 

201 02.06. Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 856 
Auswärtige Amt 
Knappstein übermittelt Informationen zu den Kontakten zwi-
schen den USA und der UdSSR während der Nahost-Krise. Die 
sowjetische Regierung habe in einer Note der amerikanischen 
Regierung vorgeschlagen, daß beide ihren jeweiligen Einfluß 
auf Israel bzw. die VAR mit dem Ziel geltend machen sollten, 
die gegenwärtige Situation zu entspannen. Darauf hät ten die 
USA geantwortet, daß einem freien Zugang zum Golf von Aka-
ba besondere Bedeutung zukomme und die UdSSR als eine der 
wichtigsten Seemächte ihre diesbezügliche Haltung noch nicht 
öffentlich dargelegt habe. Nach Ansicht des amerikanischen 
Außenministeriums sei die sowjetische Regierung an einer 
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friedlichen Lösung der Krise nicht wirklich interessiert. Der 
Verdacht sei nicht auszuschließen, daß die UdSSR im Nahen 
Osten und in der Dritten Welt langfristig eine „Schiedsrichter-
rolle" anstrebe. 

202 05.06. Memorandum f ü r das türkische Außenminis te r ium S. 859 

Als Erwiderung auf Äußerungen des polnischen Außenmini-
sters in Ankara werden Grundzüge der Ostpolitik dargelegt. 
Die Bundesregierung habe wiederholt auf die Anwendung von 
Gewalt zur Regelung offener Fragen verzichtet und die DDR 
ausdrücklich in den Vorschlag über den Austausch von Ge-
waltverzichtserklärungen einbezogen. Die polnische Regierung 
argumentiere widersprüchlich, wenn sie einerseits diese Äuße-
rungen als unglaubwürdig hinstelle, andererseits aber einen 
Verzicht der Bundesregierung auf die Gebiete östlich von Oder 
und Neiße fordere. Wenn Rapacki feststelle, daß das Bestehen 
zweier deutscher Staaten eine „anomale Realität" sei, so er-
kenne er gerade damit das Prinzip der Nationalstaatlichkeit 
an. Deshalb sei seine These nicht haltbar, daß die Existenz der 
DDR gleichzeitig eine von der Bundesrepublik zu akzeptieren-
de Realität darstelle. Solange die Menschen in der DDR ihren 
politischen Willen nicht frei artikulieren könnten, werde die 
Bundesregierung „das Regime, das diesem Teil Deutschlands 
aufgepropft worden" sei, nicht anerkennen. Sie strebe jedoch 
ein geregeltes Nebeneinander der unterschiedlichen politischen 
Ordnungen beider Teile Deutschlands an. 

203 06.06. Aufzeichnung des Minister ialdir igenten Truckenbrodt S. 864 

Truckenbrodt informiert, daß die Vertreter der Drei Mächte in 
einer Besprechung über die von der Bundesregierung ge-
wünschte Änderung des Verfahrens zur Einbeziehung von 
Berlin (West) in völkerrechtliche Verträge der Bundesrepublik 
erklärt hätten, noch nicht zu konkreten Verhandlungen hier-
über ermächtigt zu sein. Der Ministerialdirigent regt an, die 
Botschafter Frankreichs, Großbritanniens und der USA um 
entsprechende Weisungen der Regierungen zu bitten, damit sie 
konstruktiv an der Ausarbeitung einer neuen Regelung mit-
wirken könnten. 

204 07.06. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 865 

Der Staatssekretär resümiert eine Unterredung mit den Bot-
schaftern der Drei Mächte, McGhee, Roberts und François 
Seydoux. Schütz berichtete, daß zwar noch keine Kabinettsent-
scheidung über die Beantwortung des Schreibens des Vorsit-
zenden des Ministerrates der DDR, Stoph, vom 10. Mai 1967 
vorliege; in jedem Fall werde aber die Bundesregierung ihre 
Bereitschaft mitteilen, auf einer „geeigneten Ebene" Gespräche 
über innerdeutsche Fragen zu führen. Es sei ebenfalls noch 
nicht entschieden, ob und wie auf ein Schreiben des Ver-
kehrsministers der DDR, Kramer, reagiert werde, in dem Kon-
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takte auf Ministerebene zur Beseitigung der Erschwernisse im 
gegenwärtig ohne Vertragsbasis abgewickelten innerdeutschen 
Eisenbahngüterverkehr angeregt würden. 

205 07.06. Botschafter Knoke, Den Haag, an das Auswärtige Amt S. 867 
Der Botschafter teilt mit, daß in der niederländischen Regie-
rung der Eindruck bestehe, auf der Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs der EWG-Mitgliedstaaten am 29./30. Mai 1967 
in Rom fast allein als „Antagonist" Frankreichs aufgetreten zu 
sein. Sie sei deshalb besorgt und überlege, ob es nicht besser 
sei, sich künftig still zu verhalten. Dann könne aber auch nicht 
mehr erwartet werden, daß die Niederlande weiter für die An-
liegen der Bundesrepublik eintrete. Knoke meint abschließend, 
solche Äußerungen spiegelten die Sorge darüber wider, daß ei-
ne volle europäische Integration scheitern und stattdessen eine 
von de Gaulle initiierte Renationalisierung der westeuropäi-
schen Staaten folgen könnte. Ein „deutsch-nationales Gesicht 
Deutschlands" drei Jahrzehnte nach der „Hitler-Hypothek des 
Zweiten Weltkriegs" würde die weitere Zusammenarbeit mit 
den Niederlanden erheblich erschweren. 

206 08.06. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 870 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet, daß der amerikanische Vertreter in der Ar-
beitsgruppe für Verteidigungsfragen (DPWG) die Frage aufge-
worfen habe, welche vergleichbaren Maßnahmen die übrigen 
NATO-Partner ergreifen würden, wenn die USA im Spannungs-
fall der Alarmstufe „militärische Bereitschaft" ihrerseits Trup-
penverbände nach Europa zurückverlegten. Die amerikanische 
Regierung wolle vermeiden, dann allein als diejenige dazuste-
hen, die eine Eskalation in Gang setze. Stanley habe auf Rück-
frage bestätigt, daß ein direkter Zusammenhang zwischen den 
Maßnahmen der anderen Alliierten und einer amerikanischen 
Truppenverlegung bestehe. So werde insbesondere von der Bun-
desregierung erwartet, daß sie bei Verkündung der Alarmstufe 
„militärische Bereitschaft" z.B. Reservisten zur Territorialver-
teidigung einziehe. Grewe meint, daß eine solche Mitwirkung 
der Bundesregierung nur die Entscheidung zur Rückverlegung 
amerikanischer Einheiten in die Bundesrepublik verzögern 
würde. 

207 08.06. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO) an S. 872 
das Auswärtige Amt 
Braun teilt mit, daß der ägyptische Vertreter bei der UNO in 
New York, El Kony, im Sicherheitsrat überraschend die Bereit-
schaft seiner Regierung erklärt habe, einem Waffenstillstand 
mit Israel zuzustimmen. Vertreter der mit der VAR verbündeten 
arabischen Staaten, die von dieser Entscheidung vorab nicht 
unterrichtet gewesen seien, hät ten sich verbittert gezeigt und 
Präsident Nasser als den „Zertrümmerer des arabischen Na-
tionalstolzes" bezeichnet. Der israelische Außenminister Eban 
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habe angekündigt, daß ein Rückzug israelischer Truppen nur 
im Rahmen einer Friedensordnung erfolgen werde. Er habe 
ferner erklärt, daß sich Israel von direkten Verhandlungen der 
Kriegsparteien mehr verspreche als von einer Vermittlung 
durch die UNO. Der Botschafter meint abschließend, die Reak-
tionen der arabischen Staaten hätten gezeigt, daß sie sich von 
der UdSSR nicht nur im Stich gelassen, sondern durch deren 
Propaganda vor Kriegsbeginn auch in die Irre geführt fühlten. 
Dagegen werde von den arabischen Vertretern bei der UNO die 
neutrale Haltung der Bundesregierung während der Krise an-
erkannt. 

208 08.06 Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 875 
Auswärtige Amt 
Knappstein übermittelt Einschätzungen des außenpolitischen 
Beraters Walt Rostow. Es sei eine der erstaunlichsten Lehren 
der gegenwärtigen Nahost-Krise, daß weder die USA noch die 
UdSSR eine wirkliche Kontrolle über ihre „Schützlinge" hätten 
ausüben können. Um solche eigenmächtigen Handlungen künf-
tig zu verhindern, sei eine engere Abstimmung mit der sowjeti-
schen Regierung notwendig. Eine tragfähige Friedensregelung 
müsse erreichen, daß die Existenz Israels gesichert und von 
den arabischen Staaten anerkannt werde. Gleichzeitig sei eine 
neue Maschinerie zur Friedenserhaltung und zur wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit im Nahen Osten notwendig. Hierfür sei 
eine Mitwirkung der sowjetischen Regierung unerläßlich, ohne 
daß ihr damit aber schon die Tür zum Nahen Osten geöffnet 
werde. Der Botschafter hebt die amerikanische Bereitschaft 
hervor, zu einer „peaceful competition" mit der UdSSR zurück-
zukehren, so daß auch in letzter Zeit in den Hintergrund getre-
tene Projekte wie das Nichtverbreitungsabkommen belebt wer-
den könnten. Daraus ergäben sich neue Möglichkeiten für die 
Entspannungspolitik der Bundesregierung. 

209 09.06. Botschafter Sachs, Brüssel (EWG/EAG), an das S. 878 
Auswärtige Amt 
Sachs informiert über ein Arbeitsessen der Leiter der Ständi-
gen Vertretungen bei EWG und EURATOM in Brüssel vom 
Vortag. Zur Frage der weiteren Behandlung des britischen Bei-
trittsantrages erklärte der französische Botschafter, daß zuerst 
eine allgemeine Aussprache unter den Außenministern der Mit-
gliedstaaten stattfinden sollte. Auf der Grundlage dieser Ge-
spräche müsse sodann ein Bericht erarbeitet werden, der zur 
eingehenderen Sachdiskussion der einzelnen, mit dem Beitritt 
zusammenhängenden Komplexe dienen könnte. Boegner regte 
zudem an, eine Stellungnahme erst nach Neubildung der Kom-
mission am 1. Juli 1967 einzuholen. Die übrigen Botschafter wie-
sen darauf hin, daß es schwierig sein werde, ohne jede Füh-
lungnahme mit Großbritannien zu arbeiten, da unter Umstän-
den konkrete Angaben über die britischen Vorstellungen benö-
tigt würden. 
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210 09.06. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 880 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet von einer Sitzung des Ständigen NATO-Rats 
über die Rolle des Bündnisses bei der Wiederherstellung des 
Friedens im Nahen Osten. Der NATO-Generalsekretär erklär-
te, daß angesichts der Bedeutung von Stabilität und Frieden 
im Mittelmeerraum, des Schutzes der Südost-Flanke der 
NATO, der freien Durchfahrt durch den Suez-Kanal und der 
ungestörten Erdölversorgung sich das Bündnis nicht passiv 
und uninteressiert verhalten dürfe. Grewe informiert, daß die 
Äußerungen von Brosio in unterschiedlicher Art und Weise Zu-
stimmung fanden. Insbesondere von amerikanischer Seite gebe 
es die Tendenz, die Konsultationen innerhalb der NATO zu 
aktivieren. 

211 09.06. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO), S. 882 
an das Auswärtige Amt 
Braun informiert über eine Sitzung des UNO-Sicherheitsrats, 
die auf Antrag Syriens angesichts des israelischen Angriffs 
einberufen wurde. Der Sicherheitsrat habe einstimmig eine 
Resolution verabschiedet, in der zu einem sofortigen Waffen-
stillstand aufgerufen wurde. Die sowjetischen Vertreter seien 
sich erst im Verlauf der Sitzung bewußt geworden, daß die 
Kampfhandlungen, die trotz wiederholter Annahme des Waf-
fenstillstandsappells sowohl durch Israel als auch durch Syrien 
fortgesetzt worden seien, die Stabilität der syrischen Regierung 
gefährdeten. Der sowjetische Botschafter Fjodorenko habe er-
klärt, daß Israel „eine ähnliche Politik wie Hitler" treibe. Im 
Gegenzug habe die israelische Delegation auf die Zusammen-
arbeit zwischen der UdSSR und dem Deutschen Reich in den 
Jahren 1939 bis 1941 verwiesen. 

212 09.06. Legationsrat I. Klasse Mez, Khartum, an das S. 884 
Auswärtige Amt 
Mez informiert über die Haltung des Sudans in der Nahost-
Krise. Der Abbruch der Beziehungen zu Großbritannien und 
den USA habe ein Vakuum geschaffen, in das die DDR, die 
UdSSR und die Volksrepublik China einzudringen versuchten. 
Daher regt er an, dem sudanesischen Oppositionsführer und 
früheren Ministerpräsidenten el Mahdi so rasch wie möglich 
verbindliche Zusagen über Wirtschaftshilfe zu geben. Da mit 
einer erneuten Übernahme der Regierung durch el Mahdi ge-
rechnet werden könne, werde sich dies im Falle einer Wieder-
aufnahme der diplomatischen Beziehungen positiv auswirken. 
Der Sudan müsse sich wegen der eingestellten amerikanischen 
Wirtschaftshilfe „notgedrungen andere Quellen" erschließen. 

213 12.06. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Böker S. 887 
Böker nimmt zu einer von Südafrika gewünschten rüstungs-
wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Bereich der Luftverteidi-
gung Stellung. Anläßlich eines als privat deklarierten Besuchs 
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des südafrikanischen Verteidigungsministers Botha bei Bun-
desminister Schröder sei das Projekt einer Luftabwehrrakete 
besprochen worden. Darüber habe das Auswärtige Amt jedoch 
erst durch eine südafrikanische Note erfahren. Böker gibt zu 
bedenken, daß sich durch ein derartiges Vorhaben die Stellung 
der Bundesrepublik in Afrika - und damit in der UNO - sehr 
verschlechtern würde. Er empfiehlt, dem Bundesministerium 
der Verteidigung die Bedenken des Auswärtigen Amts mitzu-
teilen, damit die Bundesregierung nicht in eine „politisch un-
mögliche Lage" gebracht werde. 

214 12.06. Botschafter Pauls, Tel Aviv, an Bundesminister Brandt S. 888 
Pauls informiert über ein Gespräch mit einem israelischen Ge-
neralstabsoffizier. Die von der Bundesrepublik gelieferten Pan-
zer des Typs M 48 hätten sich hervorragend bewährt. Außer-
dem habe der Offizier erwähnt, daß das Bundesministerium 
der Verteidigung modernstes sowjetisches Kriegsmaterial zum 
Zweck des technischen Vergleichs und der Ausbildung von Is-
rael erwerben könne. 

215 13.06. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 889 
Schnippenkötter nimmt Stellung zu dem Schreiben des Bun-
desministers Schröder vom 30. Dezember 1966 über einen Aus-
tausch von Manöverbeobachtern mit der UdSSR. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung habe zwischenzeitlich einer sol-
chen Maßnahme zugestimmt, so daß die Position von Schröder, 
ein Austausch werde „psychologisch negative Folgen für die 
Bundeswehr" haben, als überholt gelten dürfe. In der Frage der 
Akkreditierung von Militarattachés habe das Bundesministe-
rium der Verteidigung am 22. Juni 1966 mitgeteilt, daß die 
noch vorhandenen Bedenken im Falle übergeordneter politi-
scher Gesichtspunkte zurückgestellt würden. Der Botschafter 
hält daher eine Beantwortung des Schreibens von Schröder für 
nicht erforderlich. 

216 13.06. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 891 
I. Klasse Jung 
Jung faßt eine Hausbesprechung unter Vorsitz des Bundesmi-
nisters Brandt vom 3. Mai 1967 über Temporary Travel Docu-
ments zusammen. Ministerialdirektor Ruete sprach sich gegen 
die Abschaffung des TTD-Systems aus, da sonst der Eindruck 
entstehen könne, daß die Grundlagen der Deutschlandpolitik 
aufgegeben würden. Bundesminister Brandt erklärte, er neige 
einer Abschaffung zu; sie passe in eine selbstbewußte Politik 
hinein. Darauf entgegnete Ministerialdirigent Sahm, daß mit 
dem „Ausschwärmen von SBZ-Propagandisten" in verbündete 
und befreundete Staaten zu rechnen sei und sich die Stellung 
der Bundesrepublik innerhalb der NATO ändern werde. Dage-
gen machte Brandt darauf aufmerksam, daß die Hälfte der 
Aktivitäten der Auslandsvertretungen der Bundesrepublik auf 
„Demarchen wegen Zonen-Emblemen" entfielen. 
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217 13.06. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO), S. 894 
an das Auswärtige Amt 
Braun gibt ein differenziertes Bild aus den Sitzungen des 
UNO-Sicherheitsrats über die Lage im Nahen Osten. Die USA, 
Großbritannien, Frankreich sowie die UdSSR wollten nach Be-
endigung der Krise die neu entstandenen Probleme wie Grenz-
fragen, Jerusalem, Rüstungsbegrenzung und Flüchtlinge in der 
UNO behandeln. Hingegen sei auf Seiten Israels und der arabi-
schen Staaten eine deutliche Abneigung gegen dieses Verfah-
ren zu verspüren. Das Verhalten der Bundesrepublik werde 
von den meisten Delegationen als neutral erachtet und gebe 
keinen Anlaß zur Kritik. Allerdings habe die sowjetische Dele-
gation damit begonnen, gegenüber den arabischen Staaten die 
Bundesrepublik der „Komplizenschaft" mit den USA zu be-
zichtigen. Die Glaubwürdigkeit der UdSSR sei jedoch derart 
erschüttert, daß solche Verleumdungen vorläufig wenig Wir-
kung zeigten. Braun regt an, ein möglichst großzügig angeleg-
tes Hilfsprojekt für den Nahen Osten vor dem Bundestag an-
zukündigen. 

218 14.06. Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Wilke S. 898 
Wilke gibt die Gespräche des Referenten Bahr am 12./13. Juni 
1967 in Prag über die Gestaltung des bilateralen Verhältnisses 
wieder. Der tschechoslowakische Botschafter a.D. Sedivy er-
klärte, daß zunächst nur die Möglichkeit einer Normalisierung 
auf wirtschaftlichem Gebiet bestehe. Der Alleinvertretungsan-
spruch der Bundesrepublik könne nicht akzeptiert werden, weil 
die Tschechoslowakei mit der DDR verbündet sei. Bahr beton-
te, daß bei der Aufnahme von diplomatischen Beziehungen die 
Frage der Berlin-Klausel einfacher zu regeln sei als bei einem 
Austausch von Handelsvertretungen. Darauf erwiderte Sedivy, 
daß weder von einer Berlin-Klausel noch von einer Währungs-
gebietsklausel die Rede sein dürfe. Eine Einbeziehung von 
Berlin (West) müsse durch eine gesonderte Erklärung erreicht 
werden. Bahr fragte, wie eine Anerkennung des Münchener 
Abkommens von 1938 als ex tunc ungültig wirken würde. Die 
Frage wurde von tschechoslowakischer Seite ausweichend be-
antwortet. Ein solcher Schritt der Bundesrepublik würde zwar 
„stimulierend" wirken, jedoch wäre damit weder der Alleinver-
tretungsanspruch aus der Welt geschafft, noch der Status quo 
in Europa voll anerkannt. Bahr warnte davor, daß günstige 
Gelegenheiten, wie sie in der Ostpolitik der neuen Bundesre-
gierung begründet seien, vorübergehen könnten. 

219 14.06. Staatssekretär Schütz, z.Z. Luxemburg, an das S. 902 
Auswärtige Amt 
Schütz informiert über das Gespräch des Bundesministers 
Brandt mit den Außenministern der Drei Mächte am 13. Juni 
1967 anläßlich der NATO-Ministerratstagung in Luxemburg. 
Brandt erklärte, daß die DDR eine Isolierungspolitik gegen-
über der Bundesrepublik verfolge. Der Bundesregierung sei an 
innerdeutschen Kontakten gelegen; sie sei bereit, Regelungen 
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zu akzeptieren, ohne daß eine Seite von der anderen die „politi-
sche Kapitulation" verlange. Es sei gutzuheißen, wenn auch die 
drei Mächte dies als einen innerdeutschen Vorgang darstellten, 
der ein Beitrag zur Entspannung sei. Allerdings dürfe daraus 
nicht der Schluß gezogen werden, daß es einen zweiten deut-
schen Staat gebe. Der amerikanische Außenminister Rusk be-
urteilte die Politik der Bundesregierung als konstruktiv. Auch 
der britische und der französische Außenminister, Brown und 
Couve de Murville, ermutigten die Bundesregierung ausdrück-
lich, ihre Ostpolitik fortzusetzen. 

220 14.06. Botschafter Grewe, ζ. Z. Luxemburg, an das S. 905 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet über die NATO-Ministerratstagung am 13./14. 
Juni 1967 in Luxemburg, auf der alle vordringlichen Fragen 
der internationalen Politik erörtert wurden: Naher Osten, Ost-
West-Beziehungen, die Zukunft der Allianz, Europa und Viet-
nam. Die Außenminister betonten übereinstimmend, daß eine 
stabile Friedensregelung im Nahen Osten gefunden werden 
müsse. Hinsichtlich einer diesbezüglichen Zusammenarbeit der 
USA mit der UdSSR äußerte sich der amerikanische Außen-
minister skeptisch. Rusk regte gemeinsam mit seinen briti-
schen und kanadischen Amtskollegen, Brown und Martin, an, 
Israel angesichts der militärischen Erfolge zur Mäßigung in 
den Waffenstillstandsverhandlungen zu raten. 

221 15.06. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 911 
iranischen Botschafter Malek 
Malek beschwert sich darüber, wie das Auswärtige Amt auf die 
iranischen Warnungen vor und während des Besuchs von 
Schah Mohammed Reza Pahlevi vom 27. Mai bis 4. Juni 1967 
in der Bundesrepublik reagiert habe. Angesichts der Demon-
strationen drängt er auf eine persönliche Stellungnahme des 
Bundeskanzlers und auf ein entschiedenes Vorgehen gegen die 
an den Ausschreitungen Beteiligten. Kiesinger zeigt sich insbe-
sondere über die Vorfalle in Berlin (West) sehr verärgert. Er 
erklärt, daß alles getan werde, um die Verantwortlichen - ein 
„Bodensatz übler Elemente" - zu belangen. 

222 15.06. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 918 
indischen Botschafter Baneiji 
Banerji erklärt, daß Indien weiterhin auf ausländische Hilfe-
leistungen angewiesen sei. Die aufgrund einer zweijährigen 
Dürre benötigten Lebensrnittel-Importe könnten nur bei einer 
Erhöhung der finanziellen Zuwendungen bezahlt werden. Um 
dies zu gewährleisten, habe sich die Weltbank an das Indien-
Konsortium, in dem die Bundesrepublik über eine einflußrei-
che Position verfüge, gewandt. Daher regt der indische Botschaf-
ter Maßnahmen der Bundesregierung zur Erleichterung der 
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RückZahlungsbedingungen früherer Kredite oder die Bereit-
stellung neuer Gelder an. Kiesinger verweist auf die schwierige 
Haushaltslage der Bundesrepublik. 

223 15.06. Vortragender Legationsrat I. Klasse Herrmann, Sofia, S. 921 
an das Auswärtige Amt 
Herrmann bittet darum, eine vom Auswärtigen Amt erhaltene 
Weisung für ein Gespräch mit dem bulgarischen Außenmini-
ster über die Aufnahme von diplomatischen Beziehungen bis 
auf weiteres zurückstellen zu dürfen. Er rechne mit einer aus-
weichenden Reaktion von Bashew. Die bulgarische Regierung 
sei seit dem Abschluß des Freundschaftsvertrags vom 12. Mai 
1967 mit der UdSSR bemüht, die bisherige „Gefolgschaft ge-
genüber Moskau" nach Möglichkeit noch zu überbieten. Sollte 
der Bundesregierung jedoch ein Botschafteraustausch mit ei-
nem weiteren Ostblock-Staat gelingen, sei eine veränderte Si-
tuation gegeben. 

224 16.06. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 923 
sowjetischen Botschafter Zarapkin 
Mit Blick auf eine Verbesserung der Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik und der UdSSR erläutert Brandt vierzehn 
Themen, die Gegenstand von Regierungsgesprächen sein könn-
ten. Zarapkin erwidert, daß die sowjetische Regierung die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen der Bundesrepublik zu den 
osteuropäischen Staaten gutheiße. Jedoch dürfe damit nicht 
der Gedanke verbunden sei, die DDR einzukreisen und zu iso-
lieren; vielmehr sei eine Normalisierung des Verhältnisses zwi-
schen der Bundesrepublik und der DDR erforderlich. Er macht 
ferner darauf aufmerksam, daß Grundzüge einer „Verhärtung" 
in den Beziehungen zwischen der UdSSR und der Bundesre-
publik eingetreten seien. Brandt betont, daß kein Gesprächs-
partner von dem anderen erwarten könne, daß alle Forderun-
gen noch vor Aufnahme von Verhandlungen in „unterwürfiger 
Weise" angenommen würden. Er regt an, nach Ansatzpunkten 
für eine Verbesserung der Beziehungen zu suchen. 

225 19.06. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 929 
amerikanischen Botschafter McGhee 
Kiesinger erklärt, daß sich die Haltung der westeuropäischen 
Regierungen allmählich auf den Abschluß eines zeitlich befri-
steten Nichtverbreitungsabkommens zubewege, und macht 
deutlich, daß er selbst eine Befristung für wesentlich halte. 
McGhee entgegnet, aus einer Befristung ließe sich der Schluß 
ziehen, daß gewisse Staaten zu einem späteren Zeitpunkt in 
den Besitz von Atomwaffen gelangen wollten. Die Frage eines 
Nichtverbreitungsabkommens werde beim geplanten Besuch 
des Bundeskanzlers in Washington das einzige Thema sein, bei 
dem auf eine Entscheidung gedrängt werde. McGhee bestätigt, 
daß sich die Bundesregierung in der Nahost-Krise neutral ver-
halten habe, und erklärt die Versorgung mit Erdöl, die auf-
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grund der Sperrung des Suez-Kanals erschwert worden sei, als 
vordringlich. Abschließend betont Kiesinger, er wolle in Wa-
shington insbesondere deutlich machen, daß die Bundesrepu-
blik nicht von den USA „wegdrifte". 

226 20.06. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 934 
Schütz nimmt Stellung zu den Verhandlungen der Konferenz 
der 18-Mächte-Abrüstungskommission in Genf. Mit Blick auf 
den gemeinsamen amerikanisch-sowjetischen Entwurf für eine 
Nichtverbreitungsabkommen regt er öffentliche Zurückhal-
tung, gepaart mit diskreten diplomatischen Bemühungen, an. 
Die Einbeziehung der EURATOM-Kontrolle in die Kontrollen 
eines Nichtverbreitungsabkommens mittels Verifikation durch 
die IAEO sei eine der wesentlichen westlichen Positionen. In 
diesem Punkt dürften die USA in den Verhandlungen nicht 
nachgeben, außer für den Fall, daß die UdSSR doch noch Si-
cherheitskontrollen im eigenen zivilen Bereich zuließe. Ferner 
sei die unbefristete Geltungsdauer eines Abkommens umstrit-
ten. Schütz rät, mit den USA über das Zeitelement auf hoher 
politischer Ebene zu verhandeln und in Genf diesbezüglich 
selbst nicht hervorzutreten. 

227 20.06. Bundesminister Schiller, ζ. Z. Washington, an das S. 936 
Auswärtige Amt 
Schiller berichtet von Gesprächen mit dem Unterstaatssekre-
tär im amerikanischen Außenministerium, Eugene Rostow, 
und dem Sonderbeauftragten des amerikanischen Präsidenten 
für den Nahen Osten, Bundy, über das Erdölembargo arabi-
scher Staaten gegenüber den USA und Großbritannien. Er ha-
be insbesondere die Sorge der Bundesregierung zum Ausdruck 
gebracht, daß möglicherweise die Versorgung nicht gesichert 
sei. Zugleich habe er sich gegen eine Erklärung der OECD über 
einen drohenden Notstand ausgesprochen, die nur zu einem 
„Run auf das ΟΓ und zu Forderungen nach Regelungen zugun-
sten anderer Energiequellen - etwa der Kohle - führen werde. 
Zudem habe er darauf hingewisen, daß eine Frontbildung ge-
gen die arabischen Staaten zu einer Ausweitung des Erdölem-
bargos auf Kontinentaleuropa führen könnte. 

228 21.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 938 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg notiert, daß der jordanische Botschafter in 
London anläßlich eines Besuchs in der Bundesrepublik am 15. Ju-
ni 1967 im Auswärtigen Amt eine Soforthilfe der Bundesregie-
rung für arabische Flüchtlinge angeregt habe. J u m a erklärte, 
daß die Abreise des designierten jordanischen Botschafters aus 
Bonn nicht auf Veranlassung der VAR geschehen sei, sondern 
weil Sharif zu „Propagandaarbeiten" in Amman benötigt wer-
de. Jordanien werde wegen der von Israel besetzten Territorien 
„lieber mit dem Teufel paktieren", als diese Gebiete aufzuge-
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ben. Ferner sei die Position des ägyptischen Präsidenten ange-
schlagen; der Sturz von Nasser sei nur noch eine Frage der 
Zeit. 

229 21.06. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 941 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet von einer Debatte im Ständigen NATO-Rat 
über die Situation im Nahen Osten. NATO-Generalsekretär 
Brosio bezeichnete die sowjetischen Waffenlieferungen an die 
VAR und Algerien sowie die Frage der Kontinuität von Erdöl-
lieferungen als vordringliche Probleme. Der amerikanische 
Botschafter Cleveland betonte, daß die UdSSR versuche, durch 
Militärhilfe ihre politische Position in den arabischen Staaten 
auszubauen. Die UdSSR werde nach den arabischen Fehl-
leistungen die Zustimmung zur Entsendung weiterer sowjeti-
scher Berater fordern. Brosio erklärte, daß der Politische Aus-
schuß das Problem der Waffenlieferungen und des Gleichge-
wichts der Kräfte im Nahen Osten prüfen werde. 

230 21.06. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO), S. 945 
an das Auswärtige Amt 
Braun resümiert ein Gespräch mit dem rumänischen Minister-
präsidenten am Rande der UNO-Generalversammlung. Maurer 
beurteilte die Ostpolitik der Bundesregierung als geeignet, die 
Teilung Europas langsam zu beseitigen und erklärte seinen 
Willen, den „Eisernen Vorhang beiseite zu ziehen". Er äußerte 
abschließend seine Sorge über das rumänische Handelsbilanz-
defizit. 

231 22.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Harkort S. 946 
Harkort stellt fest, daß die Bundesregierung die Beteiligung 
von Industrieunternehmen aus der Bundesrepublik an der Leip-
ziger Frühjahrsmesse erstmals gefördert habe. Sie habe die 
NATO-Mitgliedstaaten von der Änderung ihrer bisherigen Po-
sition unterrichtet. Dies werde auch in der NATO Folgen ha-
ben. Harkort regt daher eine Neudefinition des Begriffs der of-
fiziellen Teilnahme an. 

232 23.06. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 950 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg skizziert die Grundzüge der Nahost-Politik, 
die auf dem Prinzip der Nichteinmischung beruhe. Ziele seien 
die Wiederaufnahme diplomatischer Beziehungen zu den ara-
bischen Staaten, die Verhinderung der völkerrechtlichen Aner-
kennung der DDR und die Wahrung wirtschaftlicher Interes-
sen. Meyer-Lindenberg regt an, in Gesprächen mit verbünde-
ten, befreundeten und den am Konflikt beteiligten Regierungen 
zu erklären, daß eine Friedensregelung eine Anerkennung Is-
raels durch die arabischen Staaten, die freie Schiffahrt für Is-
rael im Golf von Akaba und im Suez-Kanal, die Lösung des 
arabischen Flüchtlingsproblems, den Verzicht auf Annexionen 
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und eine einvernehmliche Regelung für die Stadt Jerusalem 
umfassen solle. Gleichzeitig seien die humanitären Hilfsaktio-
nen in den von den Kriegsereignissen betroffenen Staaten fort-
zusetzen. 

233 23.06. S t a a t s s e k r e t ä r S c h ü t z a n B o t s c h a f t e r K n a p p s t e i n , S. 953 
W a s h i n g t o n 

Schütz bittet, an hoher Stelle die Besorgnis der Bundesregie-
rung auszudrücken, daß das in den westlichen Konsultationen 
gefundene Ergebnis zum Kontrollartikel eines Nichtverbrei-
tungsabkommens gefährdet sein könnte. Dieser im amerika-
nisch-sowjetischen Entwurf vom 11. Juni 1967 ausgesparte Arti-
kel enthalte für die Bundesrepublik eines der wichtigsten Kri-
terien zugunsten der Annehmbarkeit des Abkommens: die „Veri-
fikationslösung", also die Überprüfung der als gleichwertig an-
erkannten EURATOM-Kontrollen durch die IAEO. Knappstein 
solle zudem in Erfahrung bringen, weshalb der bislang in Arti-
kel III festgeschriebene Schutz des internationalen Austau-
sches von Kernmaterial, Ausrüstungen und Informationen auf-
gegeben worden sei. 

234 27.06. G e s p r ä c h des B u n d e s k a n z l e r s K ies inge r m i t S. 955 
M i n i s t e r p r ä s i d e n t L y n c h 

Lynch betont, daß eine überwältigende Mehrheit der Bevölke-
rung und des Parlaments in Irland das Gesuch vom 10. Mai 
1967 um Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften befür-
worte. Wegen der ausgeprägten wirtschaftlichen Beziehungen 
zu Großbritannien sei ein Beitritt jedoch nur gemeinsam mög-
lich. Kiesinger erklärt, beide Gesuche zu unterstützen. Lynch 
weist darauf hin, daß zunächst drei Fragen zu lösen seien: Zum 
einen müsse die Notwendigkeit einer Erweiterung der Gemein-
schaft erörtert werden, zum andern solle die Anpassung der 
Landwirtschaftspolitik Großbritanniens an diejenige der EWG 
geklärt werden, schließlich sei über die Rolle des britischen 
Pfundes als Leitwährung nachzudenken. Irland selbst habe 
keine politischen Vorbehalte, benötige aber eine Übergangsfrist 
für die eigene Industrie. Kiesinger versichert, daß die Bundes-
regierung versuchen wolle, die französische Regierung für eine 
Aufnahme Großbritanniens zu gewinnen. 

235 27.06. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s R u e t e S. 961 

Ruete faßt den Verlauf einer Besprechung mit Vertretern der 
Drei Mächte vom 22. Juni 1967 zusammen. Es sei die Möglich-
keit einer Mitbenutzung des Luftkorridors von Berlin (West) 
nach Frankfurt/Main durch die sowjetische Fluggesellschaft 
Aeroflot bei der Errichtung eines Linienflugverkehrs zwischen 
der Bundesrepublik und der UdSSR erörtert worden. Von Sei-
ten der Drei Mächte sei auf die Gefahr eines verkehrswidrigen 
Verhaltens der Aeroflot in dieser Luftstraße und auf die da-
durch bedingten Auseinandersetzungen in der Luftsicherheits-
zentrale der Vier Mächte hingewiesen worden. Zudem hätten 
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sie Bedenken wegen der Sicherheit von Berlin (West) geäußert. 
Von deutscher Seite sei betont worden, daß die Sicherheit der 
Stadt Vorrang vor dem Aufbau einer Flugverbindung zwischen 
Frankfurt/Main und Moskau habe. Die Deutsche Lufthansa 
könne jedoch nicht auf Dauer von dem Verkehr nach Moskau 
und weiter nach Ostasien ausgeschlossen werden. 

236 27.06. Bundesminister Brandt an die Botschaft in London S. 963 
Brandt bittet, dem britischen Außenminister Brown mitzutei-
len, daß sich auf der Tagung des EWG-Ministerrats vom Vor-
tag alle Teilnehmer bis auf Frankreich für die Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen mit Großbritannien ausgesprochen 
hätten. Uber den Zeitpunkt der Anhörung einer britischen De-
legation sei keine Übereinstimmung erzielt worden. Brandt 
legt Brown nahe, auf der Tagung des WEU-Ministerrats am 
4./5. Juli 1967 in Den Haag unter dem Tagesordnungspunkt 
„Gedankenaustausch über die wirtschaftliche Lage in Europa" 
den britischen Standpunkt vorzutragen. 

237 27.06. Botschaftsrat I. Klasse Lahn, Kairo, an das S. 965 
Auswärtige Amt 
Lahn berichtet über den Stand des Raketen- und Flugzeugbaus 
in der VAR. Die von ausländischen Technikern in den letzten 
Jahren mit großem finanziellem Aufwand entwickelten Rake-
ten seien während der militärischen Auseinandersetzungen 
mit Israel aufgrund von Mängeln am Steuerungssystem nicht 
einsatzfahig gewesen. Da die ausländischen Experten die VAR 
in Kürze verließen, könne das Programm als beendet betrach-
tet werden. Hingegen seien im Bereich des Flugzeugbaus noch 
etwa 250 zumeist deutsche Techniker im Triebwerk- und Zel-
lenbau beschäftigt. 

238 28.06. Aufzeichnung des Referenten Bahr S. 966 
Bahr notiert, daß gegenüber der UdSSR die Möglichkeit beste-
he, auf eine Abzweigung der geplanten sowjetisch-italienischen 
Erdgasleitung in Richtung Süddeutschland und Berlin (West) 
hinzuwirken beziehungsweise die Verlängerung der in Frank-
furt/Oder endenden Erdölleitung „Linie der Freundschaft" an-
zuregen. Ein solches Projekt könne den Entspannungswillen 
der Bundesrepublik unter Beweis stellen, einen für den Bun-
deshaushalt kostenneutralen wirtschaftlichen Aufschwung be-
wirken und dem sowjetischen Interesse nach verstärkten Lie-
ferungen von Rohstoffen Rechnung tragen. Eine daraus resul-
tierende Abhängigkeit in der Energieversorgung hält er ange-
sichts der sehr geringen Mengen im Vergleich zum Gesamtbe-
darf für unwahrscheinlich. Bahr regt daher Sondierungen auf 
staatlicher Ebene mit der UdSSR an. Er betont, daß ein derar-
tiges Projekt dazu beitragen könne, die Barrieren gegen die 
Ostpolitik der Bundesregierung abzubauen. 
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239 29.06. A u f z e i c h n u n g des V o r t r a g e n d e n L e g a t i o n s r a t s S. 969 
I. K l a s s e L a n k e s 

Lankes nimmt Stellung zu der Möglichkeit eines Austausche 
von Gewaltverzichtserklärungen mit der Tschechoslowakei. Die 
Angelegenheit sei im Januar 1967 auf Wunsch der tschecho-
slowakischen Regierung zurückgestellt worden. Wenn nun die 
Bundesregierung vorschlagen würde, in den abzugebenden Er-
klärungen von den zwischen beiden Staaten bestehenden Gren-
zen auszugehen, könnte der tschechoslowakischen Seite viel-
leicht ein neuer Anreiz zu Verhandlungen gegeben werden. Die 
Grenzfrage würde damit offiziell und verbindlich ohne Erwäh-
nung des Münchener Abkommens von 1938 angesprochen wer-
den. 

240 30.06. G e s p r ä c h des B u n d e s k a n z l e r s K ies inge r m i t d e m S. 971 
b r i t i s c h e n B o t s c h a f t e r Robe r t s 

In der Frage der durch die Stationierung der Rheinarmee ver-
ursachten Devisenabflüsse erklärt Roberts, daß erneute Ge-
spräche nicht vor Herbst 1967 aufgenommen werden sollten. 
Kiesinger entgegnet unter Hinweis auf die anstehende mittel-
fristige Finanzplanung, daß der Devisenausgleich im Zusam-
menhang mit der Konjunktur gesehen werden müsse. Bezüg-
lich eines britischen Beitritts zu den Europäischen Gemein-
schaften hebt er die unverändert positive Haltung der Bundes-
regierung hervor; sie versuche, zwischen den Mitgliedstaaten 
zu vermitteln und zu beschwichtigen. Mit Blick auf die franzö-
sische Haltung lehnt er Kraftakte als sinnlos und schädlich ab. 
Notwendig sei die Stärkung Europas. Der erste Schritt hierzu 
könne jedoch nicht darin bestehen, die Verbindungen zu den 
USA zu lösen, deren Schutz noch unentbehrlich sei. 

241 30.06. G e s p r ä c h des B u n d e s k a n z l e r s K ies inge r m i t d e m S. 976 
f r a n z ö s i s c h e n B o t s c h a f t e r F r a n ç o i s Seydoux 

Kiesinger erklärt, daß während des Nahost-Konflikts die Sym-
pathien in der Bundesrepublik eindeutig bei Israel gelegen 
hätten. Diese Reaktion belege, daß es keine Spur von Antise-
mitismus mehr gebe. Ferner sei die öffentliche Meinung für ei-
ne Stärkung Europas. Seydoux erkennt darin ein gemeinsames 
Ziel und verweist darauf, daß Staatspräsident de Gaulle die 
Möglichkeit eines unabhängigen Europas schon heute als ge-
geben ansehe. Der Bundeskanzler gibt zu bedenken, daß eine 
Abwendung von den USA, wie sie de Gaulle vertrete, gefahrlich 
sei. Die Bundesrepublik benötige die Anwesenheit und den 
Schutz amerikanischer Streitkräfte. Er empfiehlt, mit einer In-
tensivierung der Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepu-
blik, Frankreich und Italien zu beginnen, um nicht immer nur 
zuzuwarten, „bis ein institutionalisiertes politisches Europa 
stehe". 
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242 30.06. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 980 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet von einer Sondersitzung des Ständigen NATO-
Rats vom Vortag zur Lage im Nahen Osten. Als Grundlage ei-
nes Friedens seien folgende Prinzipien genannt worden: Aner-
kennung der staatlichen Existenz Israels, Erhaltung der Inte-
grität aller Staaten in der Region, Lösung des Flüchtlingspro-
blems, Garantie der freien Schiffahrt, Beendigung des Wettrü-
stens und Regelung für den Status der Stadt Jerusalem. Die 
Verwirklichung dieser Grundsätze sei jedoch allenfalls im We-
ge eines langwierigen und schwierigen Prozesses möglich. Die 
UdSSR ergänze erneut die Waffenbestände der arabischen Staa-
ten. Ministerialdirigent Böker habe darauf hingewiesen, daß die 
UdSSR versuche, den Nahost-Konflikt für ihre deutschlandpo-
litischen Ziele auszunutzen. Es bestehe eine gewisse Gefahr, 
daß die VAR, Syrien und der Irak die DDR anerkennen könn-
ten. Daher habe er um solidarisches Verhalten der NATO-
Mitgliedstaaten gebeten. 

243 03.07. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 984 
österreichischen Vizekanzler Bock 
Bock führt aus, daß er mit Brandt als dem amtierenden Vorsit-
zenden des Ministerrats der Europäischen Gemeinschaften 
über eine Fortführung der Verhandlungen für eine Assoziie-
rung Österreichs sprechen wolle. Zwar habe sich die UdSSR 
bislang unter Hinweis auf den österreichischen Staatsvertrag 
von 1955 ablehnend geäußert, doch sei die Neutralität kein Be-
standteil dieses Vertrages. Österreich werde „trotz russischer 
Bedenken" nicht vor einem Arrangement mit der EG zurück-
schrecken, und es würde ein Zurückweichen der Gemeinschaft 
als „Eingriff in seine Souveränität" betrachten. Die italienische 
Erklärung, sich aufgrund der jüngsten Anschläge in Südtirol 
einer Assoziierung Österreichs widersetzen zu wollen, habe 
„schockiert". Brandt sichert daraufhin zu, den österreichischen 
Antrag bei den EG-Verhandlungen unterstützen und schon am 
folgenden Tag mit dem italienischen Außenminister Fanfani 
darüber sprechen zu wollen. 

244 03.07. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 989 

Aus einem Gespräch mit dem israelischen Botschafter Ben Na-
tan notiert Schütz die Bitte, den Antrag Israels auf Assoziie-
rung mit der EG bei den bevorstehenden Verhandlungen in 
Brüssel zu unterstützen und die seit Juni 1967 bestehenden 
Restriktionen bei Waffenlieferungen in den Nahen Osten rück-
gängig zu machen. 

245 04.07. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Harkort S. 990 

Harkort legt dar, er habe am Vortag weisungsgemäß dem is-
raelischen Botschafter mitgeteilt, daß die Bundesregierung be-
reit sei, das Kapitalhilfeabkommen für 1967 zu unterzeichnen. 
Gegen diesen Schritt spreche jedoch, daß die UNO offensicht-
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lieh beabsichtige, eine Resolution zur Nahost-Krise zu verab-
schieden, in der der Rückzug der israelischen Truppen gefor-
dert werde. Da Israel voraussichtlich nicht Folge leisten und 
somit in Gegensatz zur großen Mehrheit der Staaten geraten 
werde, sei die Unterzeichnung des Abkommens nicht unbe-
denklich, da es als eine eindeutige Parteinahme gewertet wer-
den könne. Harkort weist auf die Gefahr arabischer Boykott-
maßnahmen gegen die Bundesrepublik hin. Der Abschluß eines 
neuen Geheimabkommens mit Israel sei daher auf einer Direk-
torenbesprechung im Auswärtigen Amt erwogen, jedoch wieder 
verworfen worden. Harkort regt vielmehr an, Bundesminister 
Brandt solle Ben Natan um Verständnis dafür bitten, daß die 
Unterzeichnung vorläufig verschoben werden müsse. 

246 05.07. Gesandter Oncken, Paris (NATO), an das S. 993 
Auswärtige Amt 
Oncken berichtet von der Sitzung des Ständigen NATO-Rats 
am 5. Juli 1967. Mit Blick auf die Kontrollbestimmungen des ge-
planten Nichtverbreitungsabkommens wurde die Gleichwertig-
keit einer Überwachung von Atomanlagen durch EURATOM 
mit Kontrollen durch die IAEO erörtert. Der amerikanische 
NATO-Botschafter vertrat die Meinung, daß sich die Haltung 
Frankreichs grundlegend geändert habe. Cleveland berief sich 
dabei auf Äußerungen von französischer Seite, daß keine Vor-
behalte gegen die Anwendung von IAEO-Kontrollen bei der 
Durchführung eines Nichtverbreitungsabkommens bestünden. 
Der Botschafter betonte, daß es schwierig sein werde, gegen-
über den blockfreien Staaten eine Berücksichtigung von Kon-
trollen durch EURATOM im Abkommen durchzusetzen, wenn 
von französischer Seite kein Interesse mehr bestehe. Oncken 
teilt weiter mit, der französische Gesandte bei der NATO, 
Schricke, habe dagegen glaubhaft versichert, daß die Position 
der französischen Regierung unverändert geblieben sei. Sie wer-
de möglicherweise einem Verifikationsabkommen zwischen IAEO 
und EURATOM zustimmen, falls Frankreich selbst davon nicht 
betroffen werde. Cleveland wolle lediglich „einen Keil" zwischen 
Frankreich und die übrigen EURATOM-Staaten treiben. 

247 06.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit Präsident S. 996 
Houphouet-Boigny 
Houphouet-Boigny äußert Verständnis für die deutschlandpo-
litischen Probleme der Bundesrepublik und sagt zu, in der 
UNO die Forderung nach einer Wiedervereinigung Deutsch-
lands zu unterstützen. Im weiteren Verlauf der Unterredung 
regt er an, die Präsenz der Bundesrepublik an der Elfenbein-
küste „ständig sichtbar" zu machen, etwa dadurch, daß sich 
Firmen direkt vor Ort um Aufträge bemühen. Kiesinger, der 
einen Uberblick über die Ostpolitik der Bundesregierung gibt, 
bezeichnet diesen Vorschlag als interessant. Als besonderes 
handelspolitisches Problem spricht Houphouet-Boigny den un-
befriedigenden Absatz von Bananen aus der Republik Elfen-
beinküste in der Bundesrepublik an. 
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248 06.07. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats I. Klasse S. 1001 
Blomeyer-Bartenstein 
Blomeyer-Bartenstein äußert sich zur Übernahme konsulari-
scher Tätigkeiten in den von Israel im Nahost-Krieg besetzten 
Gebieten durch die Botschaft in Tel Aviv. Er empfiehlt, bei der 
israelischen Regierung einen Vorbehalt hinsichtlich der Zuge-
hörigkeit dieser Gebiete zu Israel einzulegen. Vor dem Nahost-
Krieg sei beispielsweise die konsularische Betreuung deutscher 
Staatsangehöriger in der Altstadt von Jerusalem und im Ost-
teil der Stadt durch die Botschaft in Amman erfolgt. Diese Auf-
gabe müsse nun die Vertretung in Tel Aviv übernehmen. Dies 
könne von den arabischen Staaten und von der UNO als Aner-
kennung der israelischen Oberhoheit in der Altstadt und in 
Ost-Jerusalem gewertet werden. Darüber hinaus habe Israel 
mittlerweile die Neustadt von Jerusalem mit der Altstadt so-
wie mit Ost-Jerusalem formell administrativ vereinigt. Dieser 
Schritt sei am 5. Juli 1967 durch die UNO verurteilt worden. 
Angesichts dieser Entwicklung erscheint Blomeyer-Bartenstein 
der im Auswärtigen Amt gefaßte Beschluß, lediglich einen form-
losen mündlichen Vorbehalt einzulegen, nicht mehr ausrei-
chend. Daher fügt er den Entwurf eines Aide-mémoires bei. 

249 06.07. Gesandter Oncken, Paris (NATO), an das S. 1004 
Auswärtige Amt 
Oncken berichtet von den Bemühungen, zu einer Vereinbarung 
zwischen dem Oberbefehlshaber der NATO-Streitkräfte in Euro-
pa, Lemnitzer, und dem französischen Generalstabschef Ailleret 
über das Zusammenwirken von Frankreich und der NATO im 
Krisen- und Verteidigungsfall zu gelangen. Bislang habe sich die 
Formulierung einer von Lemnitzer an Ailleret zu richtenden 
schriftlichen Billigung der Befehlsgewalt von Ailleret über die 
französischen Truppen in der Bundesrepublik als schwierig er-
wiesen, weil sie nicht als nachträgliche Zustimmung zum fran-
zösischen Ausscheiden aus der NATO-Integration erscheinen 
dürfe. Seitens der Bundesrepublik werde eine Kompromißfor-
mel befürwortet, die Ailleret in einem Schreiben vom 10. Mai 
1967 an Lemnitzer vorgeschlagen habe. 

250 07.07. Aufzeichnung des Botschafters z .b.V. B a h r S. 1006 

Bahr unterbreitet Empfehlungen für die Gesprächsführung 
beim Besuch des Staatspräsidenten de Gaulle am 12./13. Juli 
1967 in Bonn. Die Vorstellungen der Bundesregierung bezüg-
lich eines Sicherheitssystems für Europa könnten zu einem 
wichtigen Thema werden. In diesem Zusammenhang sollte auch 
der Stufenplan „Gewaltverzicht - Sicherheitssystem - Frie-
densordnung" erläutert werden. Zu erwägen sei, ob Frankreich 
im Rahmen der Entspannungsbemühungen gegenüber Polen 
etwa die Verläßlichkeit der Bundesrepublik garantieren wolle. 
Weiterhin könne angesprochen werden, ob Frankreich als Ga-
rantiemacht bereitstünde, falls der Gewaltverzicht gegenüber 
der Tschechoslowakei in besonders feierlicher Form nach dem 
„Vorbild Locarno" vertraglich geregelt werden sollte. Bahr macht 
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zudem darauf aufmerksam, daß in der Frage eines Nichtver-
breitungsabkommens auf einer Klärung der französischen Hal-
tung zu einer Verifikationslösung zwischen EURATOM und 
IAEO bestanden werden müsse. Wenn Frankreich sich selbst 
bei einer Regelung ausnehme, könne nicht mehr von EURATOM 
gesprochen und wohl auch keine für die UdSSR akzeptable Lö-
sung erzielt werden. 

251 07.07. Aufzeichnung des Legationssekretärs von Haeften S. 1009 
Haeften resümiert den Stand der Diskussion über den Fanfani-
Plan. Zu der vom italienischen Außenminister im September 
1966 in der NATO vorgeschlagenen Untersuchung über eine 
internationale Zusammenarbeit, um den technologischen Rück-
stand Europas gegenüber den USA aufzuholen, verabschiedete 
der NATO-Ministerrat am 13./14. Juni 1967 einen Bericht und 
einen Resolutionsentwurf, die im wesentlichen den Vorstellun-
gen der Bundesregierung entsprachen. Sie enthielten ζ. B. den 
Hinweis, daß die technologische Zusammenarbeit in Europa in 
erster Linie in den Europäischen Gemeinschaften, die „atlan-
tische Zusammenarbeit" dagegen in der OECD stattfinden soll-
te. Jedoch hät te deutlicher zum Ausdruck gebracht werden 
müssen, daß sich die Tätigkeit der NATO auf wehrtechnische 
Forschungen beschränken solle. 

252 07.07. Gesandter Oncken, Paris (NATO), an das S. 1011 
Auswärtige Amt 
Oncken berichtet über die erste Reaktion des britischen Vorsit-
zenden der Arbeitsgruppe für Verteidigungsplanung der NATO 
auf Pressemeldungen, daß infolge von Kürzungen im Bundes-
haushalt Truppenverringerungen notwendig werden könnten. 
Hockaday regte an, der NATO einen entsprechenden Vorschlag 
zu unterbreiten. Das Vorhaben der Bundesregierung könne 
dann im Ausschuß für Verteidigungsplanung der NATO erör-
tert werden, wo es vermutlich - angesichts der „großzügig" be-
handelten amerikanischen, belgischen und britischen Wünsche 
nach Rückverlegung von Truppen aus der Bundesrepublik -
nur auf geringe Kritik stoßen werde. Hockaday riet, das Argu-
ment zu verwenden, daß die Truppenreduktionen mit einer 
Verbesserung der Kampfkraft der Bundeswehr einhergingen. 
Er verwies auf die amerikanische Position, daß die Personal-
stärken der Bundeswehr-Verbände und die Kriegsbevorratung 
zu niedrig seien. 

253 11.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1013 
sowjetischen Botschafter Zarapkin 
In dieser Unterredung werden strittige Fragen nicht erörtert. 
Kiesinger erläutert die Politik der Bundesregierung gegenüber 
der UdSSR. Unter Ausklammerung der zur Zeit nicht lösbaren 
Deutschland-Frage strebe sie eine Verbesserung der Beziehun-
gen an. Auf den von Zarapkin angesprochenen Vorschlag eines 
kollektiven Sicherheitssystems für Europa erklärt Kiesinger, 

CXI 



Dokumentenverzeichnis für Band II 

es sei kein normaler Zustand, daß sich in Europa seit zwanzig 
Jahren amerikanische und sowjetische Truppen gegenüber-
stünden. Allerdings könne auf die Anwesenheit amerikanischer 
Soldaten erst nach der Schaffung eines wirklich zuverlässigen 
Sicherheitssystems verzichtet werden. Zarapkin vertritt die 
Ansicht, daß sich Äußerungen von Politikern aus der Bundesre-
publik - beispielsweise über eine Auflösung der Verteidigungs-
bündnisse, zu kernwaffenfreien Zonen oder Truppenreduktionen 
- mit einem Teil der Karlsbader Vorschläge vom 26. April 1967 
zur Sicherheit in Europa deckten. Kiesinger zeigt sich über-
zeugt, daß kollektive Sicherheit in Europa idealerweise durch 
Abrüstung erreicht werden sollte. Dies würde auch die Mittel 
freimachen, um Hunderten von Millionen notleidender Men-
schen in der Dritten Welt durch „gemeinsame Taten des Frie-
dens" zu helfen. Zarapkin betont dagegen, daß zur Zeit eine 
vollständige Abrüstung nicht möglich sei. 

254 11.07. Bundeskanzler Kiesinger an Präsident Johnson S. 1017 
Kiesinger informiert Johnson über die Beschlüsse des Bundes-
kabinetts vom 6. Juli 1967 zur mittelfristigen Finanzplanung 
bis 1971. Sie sähen zwar Kürzungen bei den eingeplanten Zu-
wachsraten im Verteidigungshaushalt vor, zögen jedoch nicht 
automatisch eine Verminderung der Personalstärke der Bun-
deswehr nach sich. Eine solche Entscheidung sei schon deshalb 
nicht getroffen worden, weil die Verbündeten selbstverständ-
lich vorab dazu konsultiert worden wären. Diesbezügliche Pres-
semeldungen hät ten folglich einen ebenso geringen Wahr-
heitsgehalt wie „wilde Gerüchte", daß die Haushaltsbeschlüsse 
Anzeichen einer politischen Neuorientierung der Bundesregie-
rung seien. Kiesinger betont, daß er vor allem die Verteidi-
gungsstärke des Heeres erhalten wolle und daß schon ab 1969 
wieder eine Steigerung der Ausgaben für die Bundeswehr vor-
gesehen sei. 

255 11.07. A u f z e i c h n u n g d e s M i n i s t e r i a l d i r i g e n t e n S a h m S. 1019 

Sahm faßt ein Gespräch mit dem niederländischen Gesandten 
zusammen. Jorissen äußerte die Befürchtung, daß die aus fi-
nanziellen Erwägungen möglicherweise notwendige Verkleine-
rung der Bundeswehr einen „übermächtigen" Druck auf die 
niederländische Regierung zur Folge haben könnte, die Dienst-
zeit in den Streitkräften herabzusetzen und Einsparungen im 
Verteidigungshaushalt vorzunehmen. Weiterhin bedauerte er, 
daß die Bundesregierung ihre Verbündeten nicht vor der Be-
schlußfassung konsultiert habe. Sahm erläuterte daraufhin, 
daß es sich bei der Entscheidung vom 6. Juli 1967 lediglich um 
Vorab-Beschlüsse über einen haushaltsmäßigen Rahmen han-
dele. 

256 11.07. V e r h a n d l u n g s i n s t r u k t i o n f ü r B o t s c h a f t e r z . b .V . B a h r S. 1020 

Bahr erhält Weisungen für die bevorstehenden Verhandlungen 
mit der tschechoslowakischen Regierung über den Abschluß von 
Abkommen zum Waren- und Zahlungsverkehr sowie über den 
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Austausch von Handelsvertretungen. Er solle klarstellen, daß 
die Bundesrepublik unverändert die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen anstrebe. Hinsichtlich einer Einbeziehung von 
Berlin (West) in die Abkommen müsse er versuchen, eine Fest-
schreibung der „bisherigen Praxis" im bilateralen Handel zu 
erreichen. Hierfür wäre die verbindliche tschechoslowakische 
Zusicherung unerläßlich, daß Berlin (West) zumindest de facto 
in das Warenverkehrsprotokoll von 1961 eingebunden war. Die 
in Prag zu errichtende Handelsvertretung sollte über konsula-
rische Befugnisse - wie etwa das Recht zur Ausstellung von 
Pässen und Sichtvermerken - verfügen. Sie solle zudem Zu-
gang zum tschechoslowakischen Außenministerium erhalten 
und auch in kulturpolitischen Angelegenheiten tätig werden 
können. Hinsichtlich der Rechtswirksamkeit des Münchener 
Abkommens von 1938 solle auf den bekannten Standpunkt der 
Bundesregierung verwiesen werden, daß das Abkommen nicht 
mehr gültig sei. 

257 11.07. Ministerialdirektor Meyer-Lindenberg an die Botschaft S. 1025 
in Paris 
Meyer-Lindenberg übermittelt eine Weisung für ein weiteres 
Gespräch des Botschaftsrats I. Klasse Fechter mit dem ägypti-
schen Botschaftsrat Charaf. Fechter solle erklären, daß Be-
hauptungen, die Bundesregierung habe während der Nahost-
Krise 500 Freiwillige über Luxemburg nach Israel entsandt 
und außerdem dem stellvertretenden israelischen Verteidi-
gungsminister Peres Kredite zum Kauf französischen Rü-
stungsmaterials zugesagt, „absolut unwahr" seien. Sie träfen 
ebensowenig zu wie die bereits im Mai und Juni 1967 von ägyp-
tischer Seite verbreiteten Meldungen, die Bundesrepublik liefere 
Waffen an Israel. Die angebliche Abreise der Freiwilligen vom 
Flughafen Luxemburg aus sei sogar vom luxemburgischen Ver-
kehrsminister Boucher in einer schriftlichen Erklärung de-
mentiert worden. Abschließend äußert Meyer-Lindenberg die 
Ansicht, daß diese Gerüchte zum großen Teil von der DDR und 
der UdSSR ausgingen. 

258 11.07. S t a a t s s e k r e t ä r S c h ü t z a n die S t ä n d i g e V e r t r e t u n g bei S. 1028 
de r N A T O in P a r i s 

Schütz übermittelt ein Schreiben an den NATO-Generalse-
kretär. Darin informiert er Brosio über den Beschluß des Bun-
deskabinetts vom 6. Juli 1967 zur mittelfristigen Finanzplanung 
bis 1971. Die aufgrund der Konjunkturschwäche unumgänglich 
gewordenen Streichungen im Bundeshaushalt machten Kür-
zungen gegenüber den Anforderungen des Bundesministeriums 
der Verteidigung erforderlich. Damit bleibe der Verteidigungs-
etat „hinter der bisherigen Planung erheblich" zurück. Schütz 
betont, daß sich die Bundesregierung der Risiken dieser Ent-
scheidung bewußt sei. 
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259 11.07. Botschafter von Wal ther , Moskau, an S. 1031 
Bundesminister Brandt 
Walther berichtet aus einer Unterredung mit einem sowjeti-
schen „Verbindungsmann" über die vierzehn Gesprächspunkte, 
die von Bundesminister Brandt am 16. Juni 1967 dem sowjeti-
schen Botschafter Zarapkin übergeben wurden. Die Tatsache, 
daß der Gesprächspartner sofort die Anerkennung der DDR 
durch die Bundesregierung als Voraussetzung nicht nur für ei-
ne Verbesserung der bilateralen Beziehungen, sondern auch 
für erfolgreiche Gespräche über andere Fragen forderte, lasse 
auf eine Verhärtung in der sowjetischen Haltung schließen. 
Auch Erläuterungen von Walther, daß durch ein Gewaltver-
zichtsabkommen die von der UdSSR geforderte Anerkennung 
der Realitäten in Deutschland in der Praxis „effektuiert" würde 
und daß eine Bestätigung der Nachkriegsgrenzen aufgrund der 
Beschlüsse von Potsdam von 1945 zu einer reinen Prozedurfra-
ge geworden sei, konnten dem Gespräch keine positive Wen-
dung geben. 

260 11.07. Ministerialdirigent Sahm an die Ständige Vertretung S. 1033 
bei der NATO in Paris 
Sahm legt dar, wie auf eine weitere Erörterung von Schadens-
ersatzforderungen der übrigen NATO-Partner gegenüber Frank-
reich zu reagieren sei. Die Ansprüche seien in dem französi-
schen Ausscheiden aus der militärischen NATO-Integration 
begründet. Zu berücksichtigen sei, daß die Bundesregierung 
weiterhin an einer engen und dauerhaften Zusammenarbeit mit 
Frankreich Interesse habe. Daher sei es nicht zweckmäßig, der 
französischen Regierung eine vorbereitete, rechtlich und rech-
nerisch belegte Forderung zuzustellen; vielmehr müsse diese 
dazu veranlaßt werden bekanntzugeben, in welchem Umfang 
sie zu einem finanziellen Ausgleich bereit sei. Sahm regt an, die 
Vierzehn sollten für weitere Gespräche eine Verhandlungsde-
legation beauftragen. 

261 12.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 1035 
Staatspräsident de Gaulle 
De Gaulle erläutert die Haltung der französischen Regierung 
in der Nahost-Krise, die in der Kritik am israelischen Angriff 
vom 5. Juni 1967 von der öffentlichen Meinung in Frankreich 
abweiche. Weiterhin wünsche Frankreich, den Gemeinsamen 
Markt unverändert zu erhalten. Ein britischer Beitritt zur EG 
würde alles „umkrempeln", denn Großbritannien sei anders als 
die übrigen sechs Mitgliedstaaten. Gegenüber der Bundesre-
publik sei Frankreich zu einem besonderen und priviligierten 
Kontakt bereit, der enger sein solle als zu irgend einem ande-
ren Staat. Kiesinger betont dagegen das Interesse der deut-
schen Industrie an einer Aufnahme Großbritanniens in die 
Gemeinschaft. Die EG müsse größer und stärker werden, wenn 
sie politisches Gewicht haben solle. Zur Verbesserung der bila-
teralen Zusammenarbeit schlägt er die Berufung eines Koordi-
nators und die Bildung einer deutsch-französischen Industrie-
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kommission vor. Als wichtiges Gebiet der Kooperation sieht er 
die Politik gegenüber Osteuropa. Hier weist Kiesinger auf die 
von ihm neu gesetzten Akzente hin, so auf die gegenüber Polen 
herausgestellte „versöhnende Formel", daß der in einem Frie-
densvertrag festzulegende Verlauf der deutsch-polnischen Grçn.-
ze für beide Seiten annehmbar sein müsse. De Gaulle gibt zu 
bedenken, daß eines Tages Deutschland selbst eine Entschei-
dung in der Grenzfrage treffen müsse, die dann einen „unge-
heuren Effekt" in den Ostblock-Staaten haben würde. 

262 12.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 1047 
Ministerpräsident Pompidou 
Pompidou faßt Eindrücke seines Besuchs vom 3. bis 8. Juli 1967 
in der UdSSR zusammen. Dort gelte zur Zeit die wirtschaftli-
che Entwicklung als vorrangige Aufgabe. Auffallig sei die Zu-
nahme des individuellen Konsums, die sich in der steigenden 
Zahl der privaten Kraftwagen zeige. Dies halte er für wichtig, 
da das sowjetische politische System durch Individualismus 
„leicht ein bißchen erschüttert" werden könne. Aus Gesprächen 
mit Ministerpräsident Kossygin und dem Generalsekretär des 
ZK der KPdSU, Breschnew, habe er den Eindruck gewonnen, 
daß die sowjetische Regierung angesichts der innenpolitischen 
Aufgaben an einer Beilegung internationaler Konflikte, wie im 
Nahen Osten und in Vietnam, interessiert sei. Das Deutschland-
Problem wolle sie zur Zeit „im Eisschrank lassen". So sei nicht 
mit einer Krise aufgrund der „Annäherungsbemühungen" der 
Bundesrepublik gegenüber den Ostblock-Staaten zu rechnen. 
Kiesinger pflichtet bei, daß auch er im Verhältnis zur UdSSR 
keine erheblichen Entwicklungen erwarte. Die Ostpolitik wer-
de mit viel Geduld fortgeführt. In der Frage einer Anerkennung 
der DDR müsse die Bundesregierung jedoch har t bleiben, wenn 
sie zur Lösung menschlicher Probleme beitragen wolle. 

263 13.07. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 1052 
Staatspräsident de Gaulle 
De Gaulle legt dar, daß der Weg zur deutschen Wiedervereini-
gung nur über ein Arrangement mit dem Osten führe; „dabei 
könne Deutschland mit Frankreich und nur mit Frankreich 
rechnen". Die Verständigung zwischen Ost und West sei not-
wendig, um Europa vor politischer und wirtschaftlicher Domi-
nanz durch die USA zu bewahren, unter der es aus französi-
scher Perspektive keine „raison de vivre" mehr gebe. Dem ziehe 
Frankreich in aller Aufrichtigkeit eine Wiedervereinigung 
Deutschlands vor. Kiesinger verweist darauf, daß die UdSSR 
allein durch ihre Größe und ihre Atomwaffen Westeuropa ge-
fügig machen könne. Deshalb müßten bis zu einer Lösung der 
europäischen Frage die USA in Europa militärisch präsent 
bleiben. De Gaulle betont dagegen, daß zur Zeit die Volksre-
publik China das größte Problem für die UdSSR darstelle, die 
sich folglich mit dem Westen arrangieren müsse. Europa dürfe 
nicht dem „Atlantismus" anheimfallen. Dies aber werde bei ei-
ner Aufnahme Großbritanniens in die EG geschehen, die sich 
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dann von einer Gemeinschaft zu einer Freihandelszone wan-
deln werde. Auch lehne er eine politische Struktur Europas ab, 
in der Frankreich seine nationale Persönlichkeit verlöre. Kie-
singer räumt ein, daß er ursprünglich eine europäische Inte-
gration befürwortet habe, damals allerdings „noch ziemlich un-
erfahren" gewesen sei. De Gaulle habe ihn überzeugt, daß die 
Verantwortung für die Nationen nicht durch eine übernationa-
le Bürokratie ersetzt werden könne. Auch ohne Supranationa-
lität sei eine europäische politische Union zu erzielen. 

264 13.07. D e u t s c h - f r a n z ö s i s c h e R e g i e r u n g s b e s p r e c h u n g S. 1063 

Bundeskanzler Kiesinger und Staatspräsident de Gaulle fassen 
die Ergebnisse der vorangegangenen Gespräche zusammen. 
Hervorgehoben wird die Notwendigkeit zur Verbesserung der 
Kooperation, vor allem auf den Gebieten Wirtschaft und Tech-
nologie. Für diese Bereiche werde die Einrichtung bilateraler 
Kommissionen erwogen. Bestätigt wird der Vorschlag, in jedem 
der beiden Staaten einen Beauftragten zur Koordinierung der 
Zusammenarbeit zu ernennen. Bundesminister Schiller und 
der französische Wirtschaftsminister Debré teilen aus ihren 
Gesprächen mit, daß die beiden Regierungen hinsichtlich der 
internationalen Finanzpolitik übereinstimmten. Mit Blick auf 
Stimm- und Ziehungsrechte im Internationalen Währungsfonds 
bestehe Einvernehmen, daß die sechs EG-Staaten eine „Sperr-
minorität" erhalten sollten. Debré berichtet aus seiner Unter-
redung mit Bundesminister Strauß, daß auch in Steuerfragen 
die Ansichten harmonierten. Bundesminister Schröder führt 
aus, daß er mit seinem französischen Amtskollegen Messmer 
darüber gesprochen habe, wie die vereinbarten gemeinsamen 
Studien über die Sicherheit Europas in den siebziger Jahren 
organisiert werden sollen. 

265 13.07. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s R u e t e S. 1074 

Ruete legt eine Zusammenfassung von drei Schriftstücken vor, 
die einem Ingenieur aus der Bundesrepublik im Juni 1967 in 
Kasachstan von einer Angehörigen der rußlanddeutschen Min-
derheit übergeben wurden. Bei den zweifellos authentischen Do-
kumenten handele es sich erstens um Aufzeichnungen über 
Gespräche, die eine Wolgadeutsche Delegation 1965 mit Vertre-
tern des Zentralkomitees der KPdSU und mit dem damaligen 
Vorsitzenden des Präsidiums des Obersten Sowjet, Mikojan, 
führte, zweitens um ein vermutlich Anfang 1966 abgesandtes 
Schreiben an Mikojan. In den Schriftstücken werde die Wie-
derherstellung der Wolgadeutschen Republik und die völlige 
Rehabilitierung der rußlanddeutschen Volksgruppe gefordert, 
die immer noch ein Opfer der „antileninistischen Völkermordu-
kase" von 1941, 1948 und 1955 sei. Seitens der KPdSU sei le-
diglich eine bessere politische Vertretung sowie mehr Eigen-
ständigkeit im Bereich Bildung und Medien zugesichert worden. 
Ruete kommt zu dem Schluß, daß angesichts der prekären La-
ge der Rußlanddeutschen jeder Schritt der Bundesregierung 
gegenüber der UdSSR unterbleiben solle. 
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266 13.07. Gesandter Oncken, Paris (NATO), an das S. 1078 
Auswärtige Amt 
Oncken berichtet von einer informellen Sitzung der Ständigen 
Vertreter bei der NATO über den Stand der Studie über die 
zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-Studie). Der däni-
sche NATO-Botschafter Hjorth-Nielsen bezeichnete die Organi-
sation des Projekts als „chaotisch" und beklagte die fehlende 
Koordinierung der vier Untergruppen, von denen drei mit ihrer 
Arbeit nicht recht vorankämen und eine überhaupt überflüssig 
zu sein scheine. Der kanadische Botschafter stimmte zu und 
schlug vor, die Zahl der Untergruppen auf zwei zu reduzieren. 
Ritchie erläuterte dann die kanadische Auffassung von den zu-
künftigen Aufgaben der NATO. Dazu gehöre, daß sie eine Ga-
rantie gegen wiederaufkommenden Nationalismus und einen 
Sicherheitsrahmen für eine Wiedervereinigung Deutschlands 
biete. Die NATO solle ihre militärische Stärke beibehalten und 
sich gleichzeitig „nach Osten hin" öffnen. Während von franzö-
sischer Seite ein großer Teil der Studie als thematisch „irre-
levant" bezeichnet wurde, rieten die Vertreter anderer Staaten 
- darunter der USA, Großbritanniens und der Türkei - von 
voreiliger Kritik ab. 

267 17.07. G e s p r ä c h des B u n d e s k a n z l e r s K ie s inge r m i t d e m S. 1080 
amerikanischen Botschafter McGhee 
Kiesinger bezeichnet Verlautbarungen in der Presse, daß die 
Bundeswehr um 60 000 Mann verringert werden müsse, als „ba-
ren Unsinn". Er betont, daß die für die Streitkräfte zur Verfü-
gung stehenden Mittel sogar jährlich wachsen werden. Bereits 
am 12./13. Juli 1967 habe er den französischen Staatspräsiden-
ten darauf hingewiesen, daß dessen Haltung gegenüber den 
USA der deutsch-französischen Kooperation möglicherweise 
„schweren Schaden" zufügen werde. Er könne sich nämlich auf 
Dauer nicht für die Zusammenarbeit mit Frankreich ausspre-
chen, wenn de Gaulle weiterhin so „gegen Amerika rede". Die 
ablehnende Haltung des Staatspräsidenten zu einem briti-
schen EG-Beitritt sei unerbittlich gewesen. Auf die Frage von 
McGhee, was unter der deutsch-französischen Studie über die 
Sicherheit Europas in den siebziger Jahren zu verstehen sei 
und ob dieses Vorhaben etwa „über die NATO hinausgehe", 
antwortet Kiesinger, daß zunächst geplant worden sei, Mög-
lichkeiten für eine bilaterale Zusammenarbeit auf den Rü-
stungssektor zu erörtern. Inzwischen sei der Themenkreis er-
weitert worden. Das Projekt sei jedoch noch recht vage, und es 
gebe keinen Grund für irgendwelche Besorgnisse in den USA. 

268 17.07. Aufzeichung des Ministerialdirektors Diehl S. 1087 
Diehl stellt fest, daß auf der Besprechung der amerikanischen, 
britischen und deutschen Planungsstäbe vom 10. bis 12. Juli 
1967 in London als erstes Thema ein britischer Plan für „Euro-
päische Sicherheit und Wiedervereinigung" erörtert worden sei. 
Kernpunkt dieses Vorschlags waren zum einen Gespräche zwi-
schen der Bundesrepublik und der DDR über eine Humanisie-
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rung des bilateralen Verhältnisses, zum anderen zwischen 
NATO und Warschauer Pakt über europäische Sicherheit. Nur 
wenn in beiden Verhandlungsrunden befriedigende Ergebnisse 
erzielt würden, sollten die dort ausgehandelten Vereinbarun-
gen in Kraft treten. Trotz des Einwandes, daß solche Gesprä-
che mit der UdSSR „zwangsläufig in einen ,Propagandazirkus' 
ausarten müßten", überwog die Ansicht, wenigstens eine Vor-
konferenz, über weniger kontroverse Punkte aus dem Bereich 
der europäischen Sicherheit anzustreben. Die von der sowjeti-
schen Regierung im Rahmen einer Sicherheitskonferenz ver-
folgten Ziele, wie etwa die Anerkennung von DDR und Oder-
Neiße-Linie oder die Auflösung der NATO, seien allerdings ab-
zulehnen. Es bestand Einvernehmen, daß zunächst die „Marsch-
route der Allianz" festgelegt werden müsse. Der Gedanke, die 
Diskussionen in der Harmel-Gruppe in diesem Sinne zu füh-
ren, wurde jedoch verworfen. 

269 17.07. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Diehl S. 1090 
Diehl legt dar, daß sich bei der Besprechung der amerikani-
schen, britischen und deutschen Planungsstäbe vom 10. bis 12. 
Juli 1967 in London die amerikanischen Teilnehmer beunru-
higt gezeigt hätten: Erklärungen der Bundesregierung erweck-
ten den Eindruck, als werde nicht mehr der Integration im 
westlichen Bündnis der Vorrang vor einer Wiedervereinigung 
gegeben. Die Bundesregierung sei offensichtlich wieder in die 
Illusion der fünfziger Jahre verfallen, eine große klärende Ent-
scheidung durch einen Ausgleich mit der UdSSR erreichen zu 
können. Diehl selbst erläuterte, welche Bedeutung in der Bun-
desrepublik der europäischen Einigung und der NATO als Vor-
aussetzungen für eine Verständigung mit der UdSSR beige-
messen werde. Die Bundesregierung sei allerdings der Über-
zeugung, daß sich eine Wiedervereinigung Deutschlands nur 
im Rahmen einer geänderten „politischen Großwetterlage" voll-
ziehen könne. Daraufhin wurde von amerikanischer Seite die 
Politik der USA gegenüber der UdSSR erläutert, die durch eine 
„gewisse kooperative Bipolarität" gekennzeichnet sei. Es be-
stand Übereinstimmung, daß das europäisch-amerikanische 
Verhältnis noch keine echte Partnerschaft sei; die USA dürften 
von Europa nicht nur ein Mittragen der Lasten verlangen, son-
dern müßten es auch stärker an Entscheidungen beteiligen. 
Voraussetzung dafür sei allerdings, daß Europa „mit einer 
Stimme spreche". 

270 17.07. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 1093 
Freiherr von Dungern 
Dungern erörtert die Bedeutung der Atomwaffen für die Ver-
teidigung der Bundesrepublik. Weder die amerikanischen In-
terkontinalraketen noch die etwa 7000 Raketen mittlerer Reich-
weite in Westeuropa stellten eine wirkungsvolle Abschreckung 
gegen einen konventionellen Angriff des Warschauer Paktes dar: 
Während der Einsatz der Erstgenannten unglaubwürdig sei, 
könnten die Mittelstreckenraketen auf sowjetischer Seite sogar 
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die Hoffnung wecken, einen Krieg auf Europa begrenzen zu 
können. Dieses Dilemma könne überwunden werden, wenn auch 
ein konventioneller Angriff mit der Zündung von zehn bis zwan-
zig Kernwaffen mit einer Sprengwirkung von maximal 3 Kilo-
tonnen beantwortet würde. Ihr Einsatz, der lediglich eine be-
grenzte atomare Verseuchung verursachen würde, wäre auch 
in einem dicht besiedelten Gebiet glaubhaft und würde der 
UdSSR klarmachen, daß nunmehr die Schwelle zum Atomkrieg 
überschritten sei. Dungern empfiehlt daher die Stationierung 
solcher „Kleinst-A-Waffen". Weiterhin befürwortet er die Ein-
führung der verbesserten Pershing-Langstreckenrakete. An ih-
rem Einsatz sollte die Bundesregierung nach dem „Zwei-Schlüs-
sel-System" mitbeteiligt werden. So ließe sich ein gewisser Ein-
fluß auf die amerikanische Nuklearstrategie nehmen. 

271 17.07. Minister ialdirektor Ruete an die Ständige Ver t re tung S. 1101 
bei der NATO in Paris 
Ruete nimmt Stellung zu dem geplanten Schriftwechsel zwi-
schen dem Oberbefehlshaber der NATO-Streitkräfte in Europa, 
Lemnitzer, und dem französischen Generalstabschef Ailleret 
über das künftige Zusammenwirken zwischen Frankreich und 
der NATO im Krisen- und Verteidigungsfall. Die Bundesregie-
rung befürworte weiterhin die von französischer Seite vorge-
schlagenen Formulierungen. Allerdings sei es bislang nicht ge-
lungen, ein Einvernehmen mit den USA zu erzielen. Ruete rät 
davon ab, den Inhalt der französischen Fassung über eine 
Pressemitteilung vorab publik zu machen und damit die Hoff-
nung zu verbinden, die französische Regierung könne sich 
dann nicht mehr von diesem Entwurf distanzieren. 

272 18.07. Bundesminister Brandt an Bundeskanzler Kiesinger S. 1102 
(Entwurf) 
Brandt äußert sich besorgt darüber, daß der Beschluß des Bun-
deskabinetts vom 6. Juli 1967 über die mittelfristige Finanz-
planung bis 1971 und insbesondere seine Auswirkungen auf den 
Verteidigungshaushalt in eine öffentliche Diskussion über neue 
Verteidigungskonzeptionen auszuarten drohe. Einer solchen 
Entwicklung müsse die Bundesregierung entgegenwirken, da-
mit nicht der abträgliche Eindruck entstehe, als ob die Bun-
desrepublik sich nicht loyal an die erst Ende 1967 zu treffenden 
Entscheidungen zur NATO-Streitkräfteplanung halten werde. 

273 18.07. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 1104 
Auswärtige Amt 
Grewe teilt mit, daß die Entwicklung der deutsch-französi-
schen Beziehungen und insbesondere die geplanten gemeinsa-
men Studien über die Sicherheit Europas in den siebziger Jah-
ren bei einigen NATO-Staaten eine bemerkenswerte Nach-
denklichkeit ausgelöst hätten. Ursache sei eine zunehmende 
Skepsis gegenüber Staatspräsident de Gaulle und gegenüber 
der französischen Bereitschaft, auch nach 1969 in der NATO 
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zu verbleiben. Es werde befürchtet, daß de Gaulle die Bundes-
republik in das „Fahrwasser seines Zusammenspiels mit Mos-
kau" hineinziehe. Grewe teilt mit, er habe zu solchen Bedenken 
ausgeführt, daß eine verstärkte deutsch-französische Zusam-
menarbeit auf verteidigungspolitischem Gebiet gerade ange-
sichts der inhaltlich unergiebigen französischen Beteiligung an 
den NATO-Gremien auch im Interesse der Allianz liege. Die 
Einflußmöglichkeiten der Bundesregierung auf Frankreich 
würden allerdings überschätzt; das einzige Druckmittel - die 
Androhung einer Kündigung des deutsch-französischen Ver-
trags von 1963 - verbiete sich nicht zuletzt angesichts der 
amerikanischen und britischen Politik gegenüber der UdSSR. 

274 20.07. Gespräch des Bundesministers Brandt mit S. 1107 
Generalsekretär Brosio, NATO 
Brosio bittet um eine Stellungnahme zu den vorgesehenen 
deutsch-französischen Studien über die Sicherheit Europas in 
den siebziger Jahren. In der NATO breite sich Besorgnis über 
den zukünftigen Kurs der französischen Politik aus. Angesichts 
jüngster sicherheitspolitischer Äußerungen von Brandt in der 
Öffentlichkeit warnt Brosio davor, dem sowjetischen Vorschlag 
eines multilateralen Garantie-Paktes als zukünftiges Sicher-
heitssystem in Europa, der offenbar für Frankreich attraktiv 
sei, zu weit zu folgen. Dies gefährde die Einheit des atlanti-
schen Bündnisses. Unter Hinweis auf Ausführungen des Prä-
sidenten Johnson im Oktober 1966 zur Entspannungspolitik be-
merkt Brandt, daß innerhalb der Allianz offensichtlich mit 
zweierlei Maß gemessen werde. Die Bundesrepublik könne nicht 
allein die NATO-Solidarität verteidigen, während sich alle an-
deren Bündnispartner bemühten, „auf bilateralem Wege ihre 
Schäfchen ins Trockene zu bringen". Er halte es zudem für ge-
fährlich, der sowjetischen Regierung die Schlagworte „europäi-
sche Sicherheit" und „Friedensordnung" zu überlassen; diese Be-
griffe müsse der Westen mit eigenen Vorstellungen ausfüllen. 

275 20.07. Botschafter Strätl ing, Bukarest , an das S. 1111 
Auswärtige Amt 
Strätling teilt mit, daß er mit dem zuständigen Stellvertreten-
den Außenminister über die Ausreise von Volksdeutschen in Ru-
mänien zu Angehörigen in der Bundesrepublik gesprochen ha-
be. Flitan bat um eine nach Dringlichkeit abgestufte Liste von 
Ausreisewilligen. Strätling äußert abschließend die Ansicht, daß 
anläßlich des Besuchs des Bundesministers Brandt vom 3. bis 
7. August 1967 in Rumänien mit einer „Geste" im Bereich der 
Familienzusammenführung gerechnet werden könne. 

276 20.07. Botschafter z.b.V. Bahr, z.Z.Prag, andas S. 1112 
Auswärtige Amt 
Bahr berichtet von ersten Verhandlungen mit der tschechoslo-
wakischen Regierung über Abkommen zum Waren- und Zah-
lungsverkehr sowie über den Austausch von Handelsvertre-
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tungen. Gegenüber dem tschechoslowakischen Delegationslei-
ter bestand er auf einer Einbeziehung von Berlin (West) mit-
tels eines Schriftwechsels; Babacek befürwortete dagegen eine 
mündliche Erklärung. Die Frage der Rechtswirksamkeit des 
Münchener Abkommens von 1938 schien ohne Bedeutung zu 
sein. Demgegenüber erwies sich als Hauptschwierigkeit, ob das 
tschechoslowakische Außenministerium oder das Außenhan-
delsministerium die zuständige Kontaktstelle der Vertretung 
der Bundesrepublik sein werde. 

277 21.07. Gespräch des Bundesministers Schröder mit S. 1115 
Generalsekretär Brosio, NATO 

Brosio teilt mit, daß die Ankündigung der Bundesregierung, bis 
1971 den Verteidigungshaushalt in geringerem Maße als ge-
plant steigen zu lassen, in der NATO „nicht unerhebliche Auf-
regung" ausgelöst habe. Schröder erläutert, seit längerer Zeit 
sei klar gewesen, daß die Planung von 1961/62 zur Erweite-
rung der Bundeswehr auf 508000 Mann nicht finanzierbar 
sein würde. Eine Vergrößerung über die derzeitige Stärke von 
456000 Mann hinaus sei nicht möglich. Dies bedeute jedoch 
keine Änderung in der verteidigungspolitischen Konzeption. 
Nun müsse eine vernünftige Struktur der Bundeswehr geplant 
und auf jeden Fall an ihrer Modernisierung, gerade im Bereich 
der Ausrüstung, festgehalten werden. Brosio macht darauf 
aufmerksam, daß es wichtig sei, wie diese Überlegungen prä-
sentiert würden. So dürfe der NATO kein bereits gefaßter Be-
schluß der Bundesregierung vorgelegt, sondern den Mitglied-
staaten eine Mitsprache eingeräumt werden. 

278 21.07. G e s a n d t e r von Lil ienfeld, Wash ing ton , an S. 1117 
B u n d e s m i n i s t e r B r a n d t 

In Vorbereitung des Besuchs des Bundeskanzlers am 15./16. Au-
gust 1967 in den USA macht Lilienfeld darauf aufmerksam, 
daß es die Hauptaufgabe von Kiesinger sein werde, das bishe-
rige amerikanische Vertrauen in die Zuverlässigkeit der Bundes-
republik als NATO-Partner wiederherzustellen. Diese sei näm-
lich aufgrund der jüngsten Beschlüsse zum Verteidigungsetat, 
infolge der politischen Annäherung an Frankreich und wegen 
Äußerungen einzelner Politiker zur Sicherheitspolitik in Euro-
pa beschädigt worden. Kiesinger müsse klarstellen, daß die 
Bundesregierung trotz der Haushaltskrise und neuer außen-
politischer Akzente weiterhin ein loyaler Verbündeter der USA 
bleiben werde und das atlantische Bündnis als alleinige Grund-
lage für den militärischen Schutz Westeuropas ansehe. Gelinge 
dies nicht, werde es Präsident Johnson schwerfallen, dem in-
nenpolitischen Druck in Richtung auf einen Abbau überseei-
scher Verpflichtungen der USA standzuhalten und der Bun-
desrepublik weitere Unterstützung in der Ost- und Deutsch-
landpolitik zu gewähren. 
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279 24.07. B u n d e s m i n i s t e r B r a n d t a n B u n d e s k a n z l e r K ies inge r S. 1121 

Brandt informiert über die Absicht der libyschen Regierung, in 
der Bundesrepublik gepanzerte Fahrzeuge, Maschinen- und In-
fanteriegewehre sowie Munition zur Ausrüstung der Polizei zu 
kaufen. Obwohl noch kein offizieller Antrag von libyscher Seite 
vorliege, wolle er sich bereits jetzt gegenüber Bundesminister 
Schiller für eine Genehmigung dieses Geschäfts aussprechen, 
da Libyen nicht als Spannungsgebiet anzusehen sei und die 
Bundesrepublik aufgrund der Erdöl-Lieferungen nicht nur an 
guten bilateralen Beziehungen, sondern auch an der Verbesse-
rung der inneren Sicherheit dieses Staates interessiert sei. 

280 25. 07. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1123 
britischen Botschafter Roberts 
Zu den deutsch-französischen Regierungsbesprechungen vom 
12./13. Juli 1967 teilt Kiesinger mit, daß der französische Staats-
präsident einen britischen EG-Beitritt weiterhin ablehne. Den-
noch nehme er nicht an, daß es zu einem zweiten Veto kommen 
werde. Weiterhin habe er de Gaulle gesagt, daß er nicht in die 
„sowjetische Sphäre gelangen wolle". Außerdem belaste de Gaulle 
durch seine anti-amerikanischen Äußerungen die deutsch-fran-
zösischen Beziehungen, denn nach deutscher Auffassung liege 
die stärkste Sicherheitsgarantie für die Bundesrepublik in der 
Anwesenheit amerikanischer Truppen. Auf die Frage von Ro-
berts, ob die vereinbarten deutsch-französischen Untersuchun-
gen über die Sicherheit Europas in den siebziger Jahren nicht 
eine Konkurrenz zur Studie über die zukünftigen Aufgaben der 
Allianz (Harmel-Studie) darstellen, betont Kiesinger, daß „die 
Richtlinien seiner Politik auf eine Konsolidierung der NATO 
zielten". Angesichts der unumgänglichen Kürzungen bei den ur-
sprünglich vorgesehenen Zuwachsraten im Verteidigungsetat 
habe er Bundesminister Schröder beauftragt, Alternativen ent-
wickeln zu lassen, die vielleicht eine Reduktion der Bundes-
wehr um 60 000 Mann ganz überflüssig machen würden. 

281 25.07. Botschafter z.b.V. Bahr, z.Z. Prag, an S. 1127 
Bundesminister Brandt 
Bahr gibt einen Zwischenbericht über die Verhandlungen in 
Prag über die handelspolitischen Abkommen und bittet um In-
struktionen. Er teilt mit, daß die tschechoslowakische Regie-
rung einer Einbeziehung von Berlin (West) mittels eines Schrift-
wechsels zugestimmt und mit geringen Änderungswünschen 
die Entwürfe der Bundesregierung akzeptiert habe, in denen 
die bisherige Praxis im bilateralen Handel fortgeschrieben wer-
de. Über den Entwurf eines Abkommens über den Austausch 
von Handelsvertretungen bestehe ebenfalls Einvernehmen. Al-
lerdings lehne die Tschechoslowakei eine Zuständigkeit des 
dortigen Außenministeriums für die Handelsvertretung der 
Bundesrepublik ab. Hinsichtlich der Befugnisse der in Prag zu 
errichtenden Vertretung bestehe die tschechoslowakische Re-
gierung darauf, daß diese nur an Reisende in Wirtschaftsange-
legenheiten Visa erteilen und Touristen nicht konsularisch be-
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treuen dürfe. Ferner könne sie nur auf Ersuchen tschechoslo-
wakischer Stellen außerhalb des wirtschaftspolitischen Bereichs 
tätig werden. Trotz des Hinweises seiner Gesprächspartner, 
daß damit der Verhandlungsspielraum erschöpft sei, rät Bahr 
zu einem weiteren Versuch, auf die tschechoslowakische Hal-
tung einzuwirken. 

282 25.07. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 1132 

Sahm informiert über das Treffen der Rapporteure der Studi-
engruppe über die zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-
Studie) am 21. Juli 1967 auf dem Petersberg bei Bonn. Zu dem 
vom Abteilungsleiter im britischen Außenministerium, Watson, 
und von Staatssekretär Schütz gegebenen Bericht der Unter-
gruppe I wurde angemerkt, daß die Möglichkeiten für Ost-West-
Kontakte von Watson zu optimistisch eingeschätzt würden. Die 
Frage des ehemaligen belgischen Außenministers, ob das 
Deutschland-Problem in die Harmel-Studie gehöre, wurde be-
jaht. Spaak informierte dann über den Bericht der Untergrup-
pe II, der zu dem Schluß komme, daß die integrierte Verteidi-
gung der NATO beibehalten werden müsse, aber der politi-
schen Ergänzung bedürfe. Der stellvertretende Leiter der ame-
rikanischen Vertretung bei der NATO, Farley, teilte mit, daß 
sich die Untergruppe III vor allem auf die politischen Probleme 
der Sicherheit konzentriere. Untergruppe IV habe sich nach den 
Ausführungen ihres Rapporteurs Patijn mit der Möglichkeit 
einer stärkeren Einflußnahme der Allianz in der Dritten Welt 
befaßt. Dazu wurde jedoch betont, daß die NATO aufgrund dif-
ferierender Interessen der Mitglieder außerhalb ihres Territori-
ums keine gemeinsame Politik haben könne; sie sei „nicht der 
zweite Weltgendarm". Abschließend wurde angeregt, der „Special 
Group" eine Zusammenstellung dieser vier Berichte als Schluß-
bericht der Studiengruppe zu übermitteln. 

283 27.07. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 1138 
Lindenberg 

Aufgrund von Pressemeldungen im Vorfeld der Konferenz der 
Außenminister der Arabischen Liga vom 1. bis 5. August 1967 
in Khartum weist Meyer-Lindenberg auf die Möglichkeit hin, 
daß zumindest einige arabische Staaten die jahrelangen Be-
mühungen der DDR um Anerkennung honorieren und die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen beschließen könnten. 
Meyer-Lindenberg rät vorsorglich zu einer Umschuldung der 
Handelsverbindlichkeiten der VAR und zur erneuten Ankündi-
gung einer Unterstützung der Palästina-Flüchtlinge in Höhe 
von 50 Mio. DM. 

284 27.07. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 1142 

Als Grundlage für Weisungen an Botschafter z.b.V. Bahr, z.Z. 
Prag, erörtert Sahm das weitere Vorgehen bei den Verhand-
lungen mit der tschechoslowakischen Regierung über die ange-
strebten handelspolitischen Abkommen. Die vorgeschlagenen 
Schreiben zur Einbeziehung von Berlin (West) könnten ausge-
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tauscht werden unter der Voraussetzung einer ausdrücklichen 
tschechoslowakischen Bestätigung, daß die Stadt tatsächlich in 
den bisherigen Warenverkehr eingebunden gewesen sei. Hin-
sichtlich der Befugnisse der Handelsvertretung der Bundesre-
publik und ihres Zugangs zum Außenministerium dürfe nicht 
von den ursprünglichen Forderungen abgewichen werden; es 
sei zu vermeiden, hinter die 1963 und 1964 mit Rumänien, Un-
garn und Bulgarien gefundenen Regelungen zurückzufallen. Vor 
allem könne nicht darauf verzichtet werden, daß die Handels-
vertretung Deutsche konsularisch betreuen und selbständig 
auch in Bereichen außerhalb der Wirtschaftsbeziehungen tätig 
werden dürfe. Unter allen Umständen müsse zudem in den 
Abkommen auf einer Revisionsmöglichkeit bestanden werden. 

285 27.07. Botschaftsrat I. Klasse Lahn, Kairo, an das Auswärtige S. 1145 
Amt 
Lahn berichtet von einem Gespräch mit dem Generalsekretär 
der Arabischen Liga. Er machte Hassouna darauf aufmerksam, 
daß die Politik der Bundesregierung während der Nahost-Krise 
in der ägyptischen Presse durch „bewußte Falschmeldungen 
diffamiert" worden sei, und verwies auf die Angebote humani-
tärer Hilfe. Hassouna bekräftigte in seiner Antwort die offiziel-
le ägyptische Haltung, daß die Bundesrepublik eindeutig auf 
der Seite Israels stehe und bereits durch die bis 1965 geliefer-
ten Waffen das Kräfteverhältnis im Nahen Osten gestört habe. 
Das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und den arabi-
schen Staaten habe einen Tiefpunkt erreicht, aus dem er ge-
genwärtig keinen Ausweg sehe. 

286 31.07. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r i g e n t e n S a h m S. 1147 

Sahm befürwortet den Vorschlag des Regierenden Bügermei-
sters von Berlin, Albertz, eine Wiederaufnahme der 1966 ein-
gestellten Passierscheingespräche mit der DDR einzuleiten. Er 
macht jedoch darauf aufmerksam, daß begleitende diplomati-
sche Schritte notwendig sein werden, damit nicht die These 
von der „besonderen politischen Einheit West-Berlin" gestärkt 
werde. Sahm kommt zu dem Schluß, daß ein Schriftwechsel 
zwischen Albertz und dem Stellvertretenden Vorsitzenden des 
Ministerrats der DDR, Abusch, im Einklang mit der bisherigen 
Vorgehensweise bei Passierscheingesprächen stehe. 

287 31.07. Botschafter z.b.V. Bahr, z.Z.Prag, andas S. 1149 
Auswärtige Amt 
Aus einem Gespräch mit dem Stellvertretenden Außenminister 
Klicka teilt Bahr mit, daß die tschechoslowakische Regierung 
in einen politischen Gedankenaustausch mit der Bundesregie-
rung eintreten wolle, der allerdings unauffällig ablaufen müs-
se. Es sei die Hoffnung geäußert worden, das bilaterale Ver-
hältnis werde sich „auch im Stadium minderer Form still so 
entwickeln", daß sich die angestrebten handelspolitischen Ab-
kommen im gegebenen Augenblick als ein einsatz- und ver-
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wendungsfahiges Instrument erweisen würden. Daher habe die 
tschechoslowakische Regierung während der Verhandlungen 
auf umfangreiche wirtschaftliche Forderungen verzichtet. Nach 
tschechoslowakischer Ansicht könnten diplomatische Bezie-
hungen jedoch erst aufgenommen werden, wenn sich die inter-
nationale Lage gebessert habe und ein Mindestmaß an Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik und der DDR bestehe. 
Ein völkerrechtlich verbindlicher Verzicht der Bundesrepublik 
auf die Änderung bestehender Grenzen unter Einschluß der 
DDR würde als ein realistischer Schritt auf dem Weg zu einem 
europäischen Sicherheitssystem gutgeheißen. 

288 01.08. Botschafter z.b.V. Bahr, z.Z. Prag, an das S. 1152 
Auswärtige Amt 
Bahr übermittelt einen Zwischenbericht der Verhandlungen 
über ein Waren- und Zahlungsabkommen sowie über den Aus-
tausch von Handelsvertretungen. Die tschechoslowakische De-
legation habe darauf bestanden, daß die in Prag zu errichtende 
Vertretung der Bundesrepublik nur Kontakt zum Außenhan-
delsministerium unterhalte. Zur Möglichkeit einer Revision der 
Abkommen schlage Bahr vor, eine mündliche Erklärung abzu-
geben. In der Frage, wie die Bundesrepublik in den Abkommen 
bezeichnet werde, habe sich die Tschechoslowakei lediglich zu 
einer schriftlichen Zusicherung bereit erklärt, daß der Begriff 
„nemecka spolkova republika" allein aus sprachlichen Gründen 
gewählt worden sei. Sollten dagegen Bedenken bestehen, stün-
den die Verhandlungen „praktisch wieder am Anfang". 

289 01.08. Staatssekretär Lahr an Botschafter z.b.V. Bahr, S. 1154 
z.Z. Prag 
Lahr erteilt Weisung, daß in den Abkommen mit der Tsche-
choslowakei über den Waren- und Zahlungsverkehr sowie über 
den Austausch von Handelsvertretungen die Bezeichnung 
„nemecka spolkova republika" als adäquate Übersetzung für 
die Bundesrepublik Deutschland akzeptiert werden könne. Um 
Mißverständnissen vorzubeugen, müsse allerdings in einem 
Schreiben, das zu den Vertragsdokumenten zu nehmen sei, er-
läutert werden, daß dieser Begriff nicht aus politischen Grün-
den gewählt worden sei. Zudem sollte in der tschechoslowaki-
schen Ausfertigung der Abkommen bei der ersten Nennung des 
tschechischen Begriffs die deutsche Bezeichnung „Bundesre-
publik Deutschland" in Klammern folgen. 

290 03.08. Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 1156 
Auswärtige Amt 
Angesichts der isolationistischen Tradition der USA analysiert 
Knappstein die Grundlagen der nach dem Zweiten Weltkrieg 
übernommenen amerikanischen Sicherheitsgarantie für Euro-
pa. Sie basiere auf der Vorstellung von den atlantischen Natio-
nen als einer Gemeinschaft und auf der Idee des Multilatera-
lismus. Daneben gewinne die integrierte Struktur der Allianz 
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an Bedeutung. Die USA könnten das enorme Risiko, das aus 
der Verpflichtung resultiere, die eigenen Atomwaffen zur Ver-
teidigung der Verbündeten einzusetzen, nur akzptieren, wenn 
sie die zentrale Kontrolle über das nukleare Potential der 
NATO behielten. Schließlich sei der Gedanke einer amerika-
nisch-europäischen Lastenteilung im Rahmen einer Strategie 
der flexible response wichtig. J e mehr jedoch diese Vorausset-
zungen an Boden verlören, desto stärker träten in der ameri-
kanischen Politik rein nationale Interessen in den Vorder-
grund, und desto eher seien die USA zu einer bilateralen Ver-
ständigung mit der UdSSR und zu einer gegenseitigen Garan-
tie des Status quo in Europa bereit. Hierin liege, so Knappstein, 
die eigentliche Gefahr der Politik des Staatspräsidenten de 
Gaulle. 

291 04.08. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 1161 

Sahm legt dar, daß der sowjetische Botschafter in Ost-Berlin in 
Schreiben an die Botschafter der Drei Westmächte gegen eine 
angebliche Einbeziehung von Berlin (West) in die geplante 
Notstandsgesetzgebung der Bundesrepublik protestiert habe. 
Abrassimow habe auf die vom Senat von Berlin vorbereiteten 
Gesetze zur Zivilverteidigung aufmerksam gemacht. Er habe 
darauf hingewiesen, daß es unzulässig sei, im Westteil der 
Stadt, in dem ja weiterhin Besatzungsrecht gelte, Regelun-
gen einzuführen, die Vier-Mächte-Abmachungen widersprächen. 
Sahm wertet das Schreiben als ernstgemeinten Versuch der 
UdSSR, ein Mitspracherecht bei „rein West-Berliner Angele-
genheiten" zu erreichen. Auf die drei Westmächte solle einge-
wirkt werden, in ihren Antwortschreiben auf den Vier-Mächte-
Status der ganzen Stadt hinzuweisen. Sie könnten auch argu-
mentieren, daß sie Fragen, die Berlin (West) beträfen, mit der 
UdSSR erörtern wollten, wenn diese ihrerseits den drei West-
mächten die Möglichkeit zur Wahrnehmung ihrer Rechte in 
Ost-Berlin eröffne. 

292 07.08. Bundesminister Brandt, z.Z. Bukarest, an das S. 1165 
Auswärtige Amt 
Brandt berichtet über das Gespräch mit dem rumänischen Au-
ßenminister am 3. August 1967. Manescu vertrat die Ansicht, 
daß die Bundesregierung noch mehr für die Entspannung tun 
könne, wenn sie durch eine Anerkennung der Realitäten den 
Zustand der „Vereisung" beende. Weiterhin erklärte Manescu 
die Bereitschaft zum Abschluß eines Kulturabkommens, jedoch 
unter Ausklammerung der „Berlinstatusfrage". Brandt sprach 
das Abkommen über wirtschaftlich-technische Kooperation an, 
das im Anschluß an das Gespräch unterzeichnet werde. Da es 
die technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit ausklamme-
re, sollte auf diesem Gebiet eine gemeinsame Kommission ge-
bildet werden. Zur Einbeziehung von Berlin (West) in ein Kul-
turabkommen biete es sich an, einen Verweis auf den Gel-
tungsbereich der Vereinbarung vom 31. Januar 1967 über die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen einzufügen. 
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293 07.08. Bundesminister Brandt, ζ. Ζ. Bukarest, an das S. 1169 
Auswärtige Amt 
Brandt informiert über die Unterredung mit dem Generalse-
kretär der Kommunistischen Partei Rumäniens am 5. August 
1967. Ceausescu forderte die Bundesregierung auf, ihre Oppo-
sition gegen eine Teilnahme der DDR an der „internationalen 
Kommunikation" aufzugeben. Dann könne eine Atmosphäre 
des Vertrauens entstehen, die eine Voraussetzung darstelle für 
die Wiedervereinigung, an deren Zustandekommen er glaube. 
Wenn die Bundesregierung diese Politik noch nicht offen ver-
treten könne, so solle sie die DDR doch stillschweigend als Ge-
sprächspartner akzeptieren. Der Vorschlag der Bundesregie-
rung vom 7. Februar 1967 zur Abgabe von Gewaltverzichtser-
klärungen sei allerdings der Form nach nicht akzeptabel. 
Brandt betonte, daß die DDR nicht vom Handel und vom kul-
turellen Austausch ausgeschlossen werden dürfe. Bei vielen 
umgelösten Fragen könne die Formel des „Modus vivendi" wei-
terhelfen. Die Aussicht auf Wiedervereinigung müsse aller-
dings erhalten bleiben. Wer den Deutschen diese Hoffnung 
nehme und ihnen statt dessen einen „sterilen Status quo" auf-
zwingen wolle, handele „töricht". 

294 07.08. Botschafter Pauls, Tel Aviv, an das Auswärtige Amt S. 1173 

Pauls äußert Bedenken gegen das ihm übermittelte Aide-
mémoire. Damit solle vor einer Ausübung konsularischer Tä-
tigkeiten in den von Israel besetzten Gebieten - insbesondere 
in der Altstadt und im Ostteil von Jerusalem - durch die Bot-
schaft in Tel Aviv gegenüber dem israelischen Außenministeri-
um deutlich gemacht werden, daß die Bundesrepublik die 
durch den Nahost-Krieg erfolgten territorialen Gewinne Israels 
rechtlich nicht anerkenne. Allerdings berücksichtige die For-
mulierung des Aide-mémoires nicht, daß Israel zunächst dem 
Antrag der Bundesrepublik auf konsularische Betreuung von 
Deutschen in den besetzten Gebieten zustimmen müsse. Daher 
bestehe die Gefahr, daß die Botschaft in Tel Aviv zur Einho-
lung eines förmlichen Exequaturs aufgefordert werde. Pauls 
übermittelt einen Gegenvorschlag, in dem hervorgehoben wird, 
daß den Botschaften in der VAR, in Jordanien und in Syrien 
die Wahrnehmung konsularischer Aufgaben in den besetzten 
Gebieten derzeit faktisch nicht möglich sei und das israelische 
Außenministeriums daher Angehörigen der Botschaft in Tel 
Aviv die Genehmigung zur „mehrmaligen Einreise in die fragli-
chen Gebiete" erteilen möge. 

295 08.08. Botschafter Müller-Roschach, Lissabon, an S. 1174 
Bundesminister Brandt 
Mit Blick auf den Besuch des portugiesischen Verteidigungs-
ministers Gomes de Araüjo vom 20. bis 24. November 1967 in 
Bonn gibt Müller-Roschach einen Überblick über die Zusam-
menarbeit mit Portugal auf militärischem Gebiet. Dabei nimmt 
er Stellung zu der vom Bundesministerium der Verteidigung 
beschlossenen fast völligen „Liquidierung" aller Projekte infol-
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ge der veränderten strategischen Konzeption der NATO sowie 
der Kürzungen im Bundeshaushalt . Müller-Roschach weist 
da raufh in , daß solche Maßnahmen Portugal wirtschaftlich und 
finanziell schwer treffen würden und die bilateralen Beziehun-
gen „zerstören" könnten. Die militärische Kooperation basiere 
auf 21 Übereinkommen, durch die die Bundesrepublik gebun-
den sei. Eine Kündigung dieser Verpflichtungen würde der in-
ternationalen Vertragswürdigkeit schaden und könnte Scha-
densersatzforderungen nach sich ziehen. 

296 08.08. Botschafter Sattler, Rom (Vatikan), an das S. 1179 
Auswärtige Amt 
Sattler äußert sich zu offenen kirchenpolitischen Fragen. So sei 
unklar, ob die geplante Kurienreform noch im August 1967 
eingeführt werde und wie sich die Politik des Heiligen Stuhls 
gegenüber Israel, gegenüber dem Vietnam-Krieg und in der 
Frage einer Neutralisierung Jerusalems entwickeln werde. Die 
Ausführungen des Abteilungsleiters im päpstlichen Staatsse-
kretariat, Casaroli, am 4. August 1967 seien in diesen Punkten 
nur „mager" gewesen. Konkreter habe sich Casaroli zu den die 
Bundesrepublik betreffenden Fragen geäußert. So dementierte 
er den von einer Wochenzeitung gemeldeten erneuten polni-
schen Vorstoß mit dem Ziel der Einsetzung von ordentlichen 
Bischöfen in den kirchlichen Verwaltungsbezirken Alienstein, 
Landsberg/Warthe, Breslau und Oppeln. In der Frage der Be-
kenntnisschulen in einzelnen Ländern der Bundesrepublik 
verwies er auf die rechtlich bindenden Bestimmungen des 
Reichskonkordats von 1933. 

297 09.08. Staatssekretär Lahr an Staatssekretär Carstens, S. 1181 
Bundesministerium der Verteidigung 
Lahr teilt Carstens mit, daß das Auswärtige Amt die Stellung-
nahme des Bundesministeriums der Verteidigung zum süd-
afrikanischen Vorschlag einer Zusammenarbeit bei der Ent-
wicklung des Flugabwehrlenkwaffensystems „Cactus" nicht bil-
lige. Das Bundesministerium der Verteidigung habe zwar eine 
Kooperation mangels Bedarf und Haushaltsmitteln abgelehnt, 
jedoch Interesse daran bekundet, über die weitere Entwicklung 
des Systems informiert zu werden, um möglicherweise in der 
Zukunft eine Verwendung bei der Bundeswehr erneut zu prü-
fen. Das Auswärtige Amt lehne dagegen jegliche Art der rü-
stungswirtschaftlichen Zusammenarbeit mit der Republik Süd-
afrika - also auch die Erteilung von technischen Auskünften -
aus politischen Gründen ab. 

298 12.08. Ministerialdirigent Böker, z.Z. Lagos, an das S. 1183 
Auswärtige Amt 
Böker berichtet aus einem Gespräch mit Präsident Gowon, der 
sich optimistisch über den Verlauf des Bürgerkriegs in Nigeria 
äußerte. Er vertrat die Ansicht, daß bis Ende 1967 die größten 
Schwierigkeiten überwunden sein dürften. Böker sicherte zu, 
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daß die Bundesrepublik Beziehungen nur zur nigerianischen 
Zentralregierung unterhalten werde, und gab der Hoffnung Aus-
druck, daß die Einheit Nigerias erhalten werden könne. Eine 
„Balkanisierung Afrikas" entspreche weder europäischen noch 
afrikanischen Interessen. 

299 15.08. B o t s c h a f t e r F r e i h e r r von M ü l l e n h e i m - R e c h b e r g , S. 1185 
Kinshasa, an das Auswärtige Amt 
Müllenheim-Rechberg informiert über die Ausschreitungen 
vom 14. August 1967 gegen die belgische, die amerikanische 
und die französische Botschaft. Vor allem an der belgischen Bot-
schaft sei erheblicher Schaden entstanden. Zweifellos habe Prä-
sident Mobutu die Demonstrationen inspiriert oder gebilligt. 
Sie seien ein Zeichen dafür, wie „blitzartig Anarchie und Cha-
os" in Kinshasa ausbrechen könnten. Da es dabei auch zu Miß-
handlungen von Weißen durch den „Mob" gekommen sei, regt 
Müllenheim-Rechberg eine Absprache mit den betroffenen west-
lichen Regierungen über Schutzmaßnahmen für ihre im Kongo 
lebenden Staatsangehörigen an. 

300 15.08. Ministerialdirigent Sahm, z.Z. Washington, an das S. 1187 
Auswärtige Amt 
Sahm übermittelt einen Bericht über Gespräche, die der Staats-
sekretär im Bundesministerium der Verteidigung in Washington 
führte. Dabei werden Mitteilungen von Carstens gegenüber 
dem Bundeskanzler vom Vortag wiedergegeben. Der Staatsse-
kretär habe Kiesinger mitgeteilt, daß der amerikanische Ver-
teidigungsminister McNamara als Reaktion auf den Beschluß 
der Bundesregierung, den Verteidigungshaushalt in geringe-
rem Maße als geplant steigen zu lassen, das System der Trup-
penrotation fortentwickeln wolle. Carstens habe diesen Überle-
gungen „nachdrücklich entgegengewirkt". Der Staatssekretär 
habe Kiesinger darauf aufmerksam gemacht, daß nun sogar 
mit einer Einbeziehung derjenigen Teile der amerikanischen 
Luftwaffe gerechnet werden müsse, die nach der Absprache 
zwischen Kiesinger und Präsident Johnson vom April 1967 
noch aus der Rotation herausgenommen worden waren. 

301 15.08. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 1189 
Präsident Johnson in Washington 
Im Rahmen eines „tour d'horizon" zur Politik der Bundesregie-
rung erläutert Kiesinger, daß beim Verteidigungshaushalt auf-
grund der mittelfristigen Finanzplanung bis 1971 nur die „Er-
wartungen gekürzt" worden seien, nicht der tatsächliche Um-
fang, der sogar ansteigen werde. Er bedauert, daß die unzutref-
fende Einschätzung, die Bundeswehr müsse um 60000 Mann 
verringert werden, veröffentlicht worden sei. Mittlerweile sei 
festgelegt worden, daß ein möglicher Personalabbau 15000 
Mann nicht überschreiten werde. Er selbst halte Kürzungen 
nicht für erforderlich. Johnson weist darauf hin, daß die in-
nenpolitische Lage in den USA ihm im Falle einer Verkleine-
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rung der Bundeswehr keine andere Wahl lassen werde, als 
nachzuziehen. Aus den Gesprächen am 12./13. Juli 1967 mit 
dem französischen Staatspräsidenten teilt Kiesinger seinen 
Eindruck mit, daß die NATO über das Jahr 1969 hinaus fort-
bestehen werde. De Gaulle habe auch nichts einzuwenden ge-
gen die amerikanische Präsenz in Europa, solange sich das 
Verhältnis zu Osteuropa nicht völlig geändert habe. Er fürchte 
jedoch den wirtschaftlichen und geistigen Einfluß der USA. 
Johnson äußert Verständnis für de Gaulle, der früher von 
amerikanischer und britischer Seite „nicht immer gut behan-
delt" worden sei. 

302 15.08. M i n i s t e r i a l d i r i g e n t S a h m , ζ. Z. W a s h i n g t o n , a n d a s S. 1198 
Auswärtige Amt 
Sahm berichtet von einem Gespräch des Bundeskanzlers Kie-
singer und des Bundesministers Brandt mit Außenminister 
Rusk, Verteidigungsminister McNamara und Finanzminister 
Fowler. Letztgenannter erläuterte die Bedeutung der Verhand-
lungen über die Schaffung zusätzlicher Liquidität im Interna-
tionalen Währungsfonds. Ein Scheitern könnte zu einer Fi-
nanzkrise wie in den dreißiger Jahren führen. Die Bundesregie-
rung solle der französischen Regierung, die sich bislang einer 
Regelung verschlossen habe, die Gefahr einer Isolierung erläu-
tern. Hinsichtlich der zukünftigen Stärke der Bundeswehr si-
cherte Kiesinger zu, daß den Verbündeten bis Jahresende ein 
klares Bild gegeben werde. McNamara wies darauf hin, daß 
personelle Kürzungen durch ein verbessertes Mobilmachungs-
verfahren „überkompensiert" werden könnten. Eine einseitige 
Truppenverminderung wie auch zu weitgehende Rotations-
maßnahmen des Westens seien politisch bedenklich. Kiesinger 
stellte die Bedeutung der sofort verfügbaren Abwehrkräfte her-
aus, besonders für einen so exponierten Staat wie die Bundes-
republik. Von amerikanischer Seite wurde daraufhin einge-
räumt, daß das Konzept der „politischen Vorwarnzeit" überprüft 
werden müsse; sie könne sich durch eine beiderseitige Trup-
penverminderung verlängern. 

303 16.08. G e s p r ä c h d e s B u n d e s k a n z l e r s K ies inge r m i t S. 1202 
Präsident Johnson in Washington 
Johnson rät Kiesinger, eine mögliche Verkleinerung der Bun-
deswehr in der Öffentlichkeit sehr vorsichtig zu behandeln. Er 
solle darauf hinweisen, daß noch keine Entscheidung getroffen 
sei, daß ein Truppenabbau voraussichtlich nicht nötig sein und 
daß jeder Schritt vorab mit den USA und der NATO abgespro-
chen werde. Hinsichtlich der Größenordnung personeller Ein-
sparungen seien Zahlenangaben zu vermeiden. Johnson be-
fürchtet eine Kettenreaktion vergleichbarer Maßnahmen bei 
den Verbündeten. Zum Schluß wäre dann die NATO „völlig 
demontiert" - allein als Folge eines „deutschen Schritts". Kie-
singer führt dagegen aus, daß er eine Truppenreduktion zwar 
nicht für erforderlich halte, sie dennoch nicht völlig ausschlie-
ßen wolle. Er könne nicht in der Bundesrepublik den Eindruck 

cxxx 



August 

entstehen lassen, er habe Johnson nachgeben müssen. Ein 
Personalabbau, der auf jeden Fall sehr gering ausfallen werde, 
sei ihm sogar von Generalen der Bundeswehr angeraten wor-
den, um das zur Zeit unausgewogene Zahlenverhältnis zwi-
schen Mannschaften, Unteroffizieren und Offizieren zu korri-
gieren. 

304 16.08. Aufzeichnung des Bundesministers Brandt S. 1205 

Brandt faßt die Gespräche mit dem amerikanischen Außen-
minister am 15./16. August 1967 in Washington zusammen. 
Rusk ermunterte die Bundesregierung zur Fortführung ihrer 
Ostpolitik. Der Kabinettsbeschluß vom 6. Juli 1967 zur mittel-
fristigen Finanzplanung habe allerdings ein „freundliches 
Kopfschütteln" ausgelöst. Mit Blick auf den Verteidigungshaus-
halt sei wichtig, daß es nicht zu einer Entscheidung mit ab-
träglichen Folgen in den USA oder in der NATO komme. Brandt 
habe auf den Zusammenhang zwischen der europäischen Si-
cherheit und der Deutschland-Frage hingewiesen, mit dem sich 
die Westmächte nicht nur „defensiv-verbal" befassen sollten. 
Rusk habe betont, daß der Status quo nicht im Sinne der so-
wjetischen Vorstellungen zementiert werden dürfe. Im übrigen 
müsse die Bundesregierung auf diesem Gebiet die Führung 
übernehmen. In der Frage eines Nichtverbreitungsabkommens 
habe Rusk die Absprachen mit der Bundesregierung, auch zum 
Artikel III (Kontrollartikel), bestätigt. 

305 18.08. S taa t s sekre tä r Lahr an Botschafter Bach, Teheran S. 1210 

Lahr weist Bach an, gegenüber Außenminister Zahedi darzule-
gen, daß das Ersuchen der iranischen Regierung um juristische 
Verfolgung der Ausschreitungen während des Besuchs des 
Schahs Mohammed Reza Pahlevi vom 27. Mai bis 4. Juni 1967 
in der Bundesrepublik Folgen haben könnte, die der gewünsch-
ten Beruhigung in den Beziehungen zwischen beiden Staaten 
abträglich seien. So würden im Verlauf von Strafprozessen 
„Behauptungen aller Art" über den Iran und das Kaiserhaus 
aufgestellt und in der Presse „hochgespielt" werden. Zudem sei 
mit erneuten Demonstrationen zu rechnen. Daher empfehle die 
Bundesregierung dem Iran, nicht weiter auf einer Strafverfol-
gung zu bestehen. 

306 22.08. Bundeskanzler Kiesinger, z.Z. Kreßbronn, an S. 1213 
Bundesminister Brandt 
Kiesinger teilt mit, daß er aufgrund von Äußerungen des Bun-
desministers des Auswärtigen Anfang August 1967 in Rumäni-
en und auf dem Landesparteitag der SPD am 18. August 1967 
in Bremen „nicht mehr so sicher sei", ob es nicht substantielle 
Unterschiede in der politischen Konzeption zwischen Kiesinger 
und Brandt gebe. Darüber hinaus sei Brandt von der verein-
barten politischen Terminologie abgewichen. Dies habe zum 
einen wachsende Unruhe innerhalb der CDU zur Folge und 
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gebe zum anderen dem Teil der Presse in der Bundesrepublik 
Auftrieb, der auf eine staatliche Anerkennung der DDR drän-
ge. Kiesinger bittet um eine klärende Aussprache. 

307 22.08. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 1215 
Auswärtige Amt 
Grewe äußert Skepsis, daß die Studie über die zukünftigen 
Aufgaben der Allianz (Harmel-Studie) mit einem substantiel-
len Ergebnis abgeschlossen werden könne. Angesichts der nach-
lassenden Bedrohung durch den Warschauer Pakt erschöpfe 
sich der Wille zur Reform der Allianz oftmals in Lippenbe-
kenntnissen zur Zusammenarbeit. Grundsätzlich sei die Vor-
stellung, die NATO in ein Instrument der Entspannungspolitik 
umzuwandeln, „fragwürdig". Erschwerend wirkten auch das 
komplizierte Berichtsverfahren in den Untergruppen und die 
Tatsache, daß der Gesamtbericht einstimmig gebilligt werden 
müsse. Befriedigend für die Bundesrepublik sei allerdings, daß 
der die Deutschland-Frage betreffende Teil des Berichts die 
Zustimmung der Verbündeten finden dürfte. Hinsichtlich der 
Zukunft der Allianz werden sich aber die Bündnispartner auf-
grund der vorhersehbaren ablehnenden Haltung Frankreichs 
und eventuell auch Griechenlands mit allgemeineren Formu-
lierungen zufrieden geben müssen. Grewe warnt sogar vor ei-
nem zu „perfekten" Bericht, von dem eine desintegrierende 
Wirkung auf die NATO ausgehen könne. 

308 24.08. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r i g e n t e n Böke r S. 1219 

Böker erörtert, wie sich die Bundesregierung gegenüber Grie-
chenland angesichts der dort seit dem Militärputsch vom 
20./21. April 1967 eingetretenen Entwicklung verhalten solle. 
Die innenpolitische Situation sei eindeutig zu mißbilligen und 
auf eine Wiederherstellung der demokratischen Ordnung zu 
drängen. Jedoch dürfe die Position Griechenlands innerhalb 
des westlichen Bündnisses nicht geschwächt werden. Ein Vor-
gehen, das einen Austritt aus der NATO provoziere, sei zu 
vermeiden, denn dies würde vor allem die Türkei strategisch 
isolieren. Es dürfe nicht übersehen werden, daß das neue 
„Regime" die DDR stärker ablehne als die vorherige Regierung 
und wirtschaftlich nur mit dem Westen zusammenarbeiten 
wolle. 

309 24.08. B o t s c h a f t e r von W a l t h e r , M o s k a u , a n S. 1224 
Staatssekretär Lahr 
Walther macht darauf aufmerksam, daß die sowjetische Ver-
balnote vom 15. August 1967 mit der Ankündigung, in Verhand-
lungen über eine direkte Flugverbindung zwischen Moskau 
und Frankfurt/Main eintreten zu wollen, nicht als „Silberstreif 
am politischen Horizont" gedeutet werden dürfe. Der Grund für 
die Gesprächsbereitschaft sei rein verkehrspolitischer Natur. 
Die verhandlungstaktische Situation der Bundesregierung sei 
jedoch im Augenblick günstig, denn die zu erwartende Weige-
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rung der drei Westmächte, der sowjetischen Luftfahrtgesell-
schaft Aeroflot den Einflug in das Bundesgebiet von Berlin aus 
zu gestatten, stärke die Argumention für eine Route über Eger. 

310 25.08. M i n i s t e r i a l d i r i g e n t Böx, W a r s c h a u , a n d a s S. 1227 
Auswärtige Amt 
Böx berichtet über ein Gespräch mit dem polnischen Stellver-
tretenden Außenhandelsminister. Modrzewski zeigte sich be-
sorgt über die rückläufigen Absatzmöglichkeiten für polnische 
Produkte in der Bundesrepublik. Um den Warenaustausch zu 
erleichtern, wolle er beim polnischen Außenminister Rapacki 
die Frage aufwerfen, ob den jeweiligen Handelsvertretungen 
Paß- und Sichtvermerksbefugnisse erteilt werden könnten. 
Ferner deutete Modrzewski die Möglichkeit der Einrichtung 
eines polnischen „trade promotion office" bei den Europäischen 
Gemeinschaften an, das sich um die Pflege der Kontakte küm-
mern könnte, ohne dadurch aber ein offizielles oder inoffizielles 
Verhältnis herzustellen. Böx stellt abschließend fest, daß das 
Bestreben erkennbar gewesen sei, gegenüber den westlichen 
Wirtschaftsorganisationen ein größeres, von strikten politi-
schen Gesichtspunkten unabhängigeres Maß an Bewegungs-
freiheit zu gewinnen. 

311 28.08. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1229 
Ruete erörtert den Entwurf von gleichlautenden Schreiben der 
Botschafter François Seydoux de Clausonne (Frankreich), Ro-
berts (Großbritannien) und McGhee (USA) an den sowjetischen 
Botschafter in Ost-Berlin. Damit solle der schriftliche Protest 
von Abrassimow vom 26. Juli 1967 gegen die vorgesehene Not-
standsplanung in Berlin (West) zurückgewiesen werden. All-
gemein falle der Antwortentwurf zur Zufriedenheit der Bun-
desregierung aus. Die Botschafter verwiesen nicht nur auf die 
Haltlosigkeit des Vorwurfs der Verfassungswidrigkeit, sondern 
sprächen Abrassimow insbesondere auch das Recht zur Kritik 
an den Verhältnissen in Berlin (West) ab. Die Formulierung in 
dem Entwurf, daß der Senat von Berlin nur im Rahmen einer 
„day to day" ausgeübten administrativen Kontrolle zur Not-
standsplanung der drei Westmächte beitragen könne, werte al-
lerdings dessen Stellung ab. Ruete empfiehlt, im Antwortent-
wurf diese drei Wörter streichen zu lassen. 

312 28.08. Botschafter von Walther, Moskau, an das S. 1232 
Auswärtige Amt 
Walther berichtet über den Besuch des Berliner Senators Kö-
nig anläßlich der Internationalen Bekleidungsausstellung in 
Moskau. König habe den Ratschlag von Walther befolgt und 
den Pavillon der DDR nicht besucht; auch habe er von Besu-
chen bei den Botschaften der Drei Mächte abgesehen. Für den 
folgenden Tag sei ein Gespräch mit dem sowjetischen Außen-
handelsminister Patolitschew vorgesehen. Der Botschafter fuhrt 
weiter aus, daß er die Einladung zu einem Presseempfang an 
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dem von sowjetischer Seite geplanten „Berliner Tag" nicht habe 
verhindern können. Er gibt seinen Eindruck wieder, daß die 
sowjetischen Gastgeber aber nicht die Absicht hätten, den Be-
such politisch auszunutzen. 

313 30.08. Botschafter Knappstein, Washington, an S. 1234 
Ministerialdirektor Ruete 
Knappstein nimmt Stellung zu Äußerungen des Staatssekre-
tärs im Bundesministerium der Verteidigung, Carstens, an-
läßlich der Gespräche des Bundeskanzlers Kiesinger am 15./16. 
August 1967 in Washington. Demnach sollten die bilateralen 
Konsultationen über die Truppenfrage zwischen dem General-
inspekteur der Bundeswehr, de Maizière, und dem amerikani-
schen General Spivy geführt werden. Der Botschafter weist auf 
die unterschiedlichen Auffassungen hin, die in den USA zwi-
schen dem Verteidigungs- und dem Außenministerium über 
diese Frage bestünden. Während letzteres wegen der Gefahr 
einer „Erosion der Allianz" eine Rotation oder sogar Reduktion 
der Truppen skeptisch beurteile, neige das Verteidigungsmini-
sterium nicht zuletzt mit Blick auf die Truppenverstärkungen 
in Vietnam zu einem Abzug von Einheiten aus Europa. Der 
vom Abteilungsleiter im amerikanischen Außenministerium, 
Leddy, gemachte Vorschlag, die Außenministerien beider Staa-
ten bei den Beratungen über die Truppenfrage zu beteiligen, 
sei daher in jedem Falle aufzugreifen. 

314 04.09. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 1239 

Schnippenkötter erörtert zur Vorbereitung der Kabinettssit-
zung am folgenden Tag den amerikanisch-sowjetischen Ent-
wurf vom 24. August 1967 für ein Nichtverbreitungsabkom-
men. Die UdSSR habe sich zugunsten der von den USA vorge-
schlagenen, von der Bundesregierung aber abgelehnten Vari-
ante der Revisionsklausel entschieden. Damit sei eine Ände-
rung des Abkommens nach Zustimmung aller Kernwaffenstaa-
ten und aller Vertragsparteien, die gleichzeitig Mitglied des 
IAEO-Gouverneursrates seien, möglich. Da die Bundesrepublik 
dort jedoch kein ständiges Mitglied sei, bestehe nun die Gefahr 
ihrer „Majorisierung". Der umstrittene Artikel III (Kontroll-
artikel) sei noch ausgespart worden. Grundsätzlich sei das Ab-
kommen durch eine „Starrheit in den Verfahrensregeln" ge-
kennzeichnet. Schnippenkötter schlägt daher vor, entweder ei-
ne Befristung auf 10 bis 15 Jahre anzustreben oder der vorge-
sehenen Durchführungskonferenz weitreichende Kompetenzen 
zuzuweisen. 

315 04.09. Botschafter Klaiber, Paris, an das Auswärtige Amt S. 1249 
Klaiber berichtet über ein Gespräch mit dem französischen 
Staatspräsidenten. De Gaulle teilte mit, daß er mit seinem be-
vorstehenden Besuch in Polen vom 6. bis 12. September 1967 
die Entspannungspolitik fördern wolle. Er sei überzeugt, daß 
nach einer Zeit der „Détente" eine „Entente" und schließlich ei-
ne „Coopération" folgen könne. Nur so sei der Frieden in Euro-
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pa zu erhalten. De Gaulle bezeichnete nachdrücklich die euro-
päische Sicherheit und die Lösung der Deutschland-Frage als 
„ein und dasselbe Problem". Er wolle versuchen, in Polen das 
vorhandene Mißtrauen gegenüber der Bundesrepublik abzu-
bauen. Klaiber bat, de Gaulle möge „die so heikle Frage" der 
Oder-Neiße-Linie in Polen „behutsam" behandeln. Klaiber faß-
te die Ansicht von de Gaulle schließlich dahingehend zusam-
men, daß dieser nur im Falle „einer Wiedervereinigung einer 
Änderung der Oder-Neiße-Grenze nicht zustimmen werde". 
Der Staatspräsident widersprach dem nicht. 

316 07.09. Aufzeichnung des Staatssekretärs Schütz S. 1251 
Schütz faßt das Ergebnis eines Gesprächs mit den Botschaftern 
der Drei Mächte zusammen. Der amerikanische Botschafter 
McGhee legte dar, er werde dem Regierenden Bürgermeister 
von Berlin, Albertz, erklären, daß die Drei Mächte zwar nicht 
in die Strukturkommission für Berlin (West) eintreten, dafür 
aber gerne in beratender Funktion tätig sein würden. Schütz 
führte aus, daß die Drei Mächte über eine mögliche Antwort 
auf das Schreiben des Stellvertretenden Ministerpräsidenten 
der DDR, Abusch, vom 12. Januar 1967 an den Regierenden 
Bürgermeister von Berlin rechtzeitig informiert würden. Er si-
cherte schließlich auch eine Unterrichtung über das Vorgehen 
der Bundesregierung hinsichtlich des Stimmrechts von Berlin 
(West) im Bundesrat zu und stellte ebenso eine vorherige Be-
nachrichtigung über die beabsichtigte „Sporterklärung" der 
Bundesregierung und über die Reaktion auf die Forderungen 
der DDR nach Erstattung der Postgebühren in Aussicht. 

317 07.09. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 1253 
Sahm faßt die Ergebnisse eines Gesprächs des Parlamentari-
schen Staatssekretärs beim Bundeskanzler, Freiherrn von und 
zu Guttenberg, mit dem Unterstaatssekretär im amerikani-
schen Außenministerium, Eugene Rostow, am 15. August 1967 
in Washington zusammen. Guttenberg erläuterte die noch un-
verbindlichen Streitkräfteplanungen, bei denen die Bundesre-
gierung von einer Truppenstärke von 435000 bis 460000 Mann 
ausgehe. Die endgültige Konsultation über diese Frage müsse 
jedoch in der NATO stattfinden. Zu den von Rostow angespro-
chenen Auswirkungen möglicher Truppenreduzierungen der 
Bundeswehr auf die öffentliche Meinung in den USA bemerkte 
Guttenberg, es bestehe nicht der geringste Anlaß, „irgendeine 
Überprüfung der grundsätzlichen deutschen NATO-Politik an-
zunehmen". 

318 07.09. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 1259 
Schnippenkötter regt an, den Vortragenden Legationsrat I. 
Klasse Lankes an den Beratungen der Harmel-Untergruppe III 
(u.a. Truppenverminderung) am 21. September 1967 in Wash-
ington teilnehmen zu lassen. Lankes könne bei dieser Gelegen-
heit den bilateralen Austausch über mögliche Folgen der Trup-
penverminderung auf die Entspannungspolitik vertiefen. Er 
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solle besonders der im amerikanischen Verteidigungsministe-
rium ausgeprägten Neigung entgegenwirken, die in den Dreier-
Verhandlungen vereinbarte Rückverlegung amerikanischer 
und britischer Streitkräfte in ihrer Bedeutung für mögliche pa-
rallele sowjetische Truppenreduzierungen zu unterschätzen. 

319 12.09. Ministerialdirigent Böx, Warschau, an das S. 1261 
Auswärtige Amt 
Böx berichtet über Gespräche mit dem Abteilungsleiter im 
französischen Außenministerium, Puaux, und mit Außenmini-
ster Couve de Murville am Vortag anläßlich des Besuchs des 
französischen Staatspräsidenten in Polen. Puaux bat ihn, die 
Bundesregierung möge die Äußerung von de Gaulle „minimi-
sieren", wonach Zabrze (Hindenburg) „die polnischste aller 
Städte" sei. Der Staatspräsident habe sich vom Enthusiasmus 
hinreißen lassen. Die Formulierung sei dann auch nicht in die 
verteilten offiziellen Redetexte aufgenommen worden. Couve 
de Murville informierte Böx während einer gesellschaftlichen 
Veranstaltung über den weiteren Verlauf des Besuchs. Ihre 
Unterredung wurde von den polnischen Gastgebern, die ihrer-
seits mit de Gaulle sprachen, mit zunehmender Aufmerksam-
keit verfolgt. Auf Nachfrage von de Gaulle behauptete der pol-
nische Außenminister Rapacki „wider besseres Wissen", Böx 
nicht zu kennen. Böx führt weiter aus, daß er daraufhin das 
Angebot des französischen Protokollchefs abgelehnt habe, de 
Gaulle vorgestellt zu werden, um nach der Äußerung von Ra-
packi eine „peinliche Situation" zu vemeiden. 

320 15.09. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 1264 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg nimmt zu einer Anfrage des Bundesmini-
steriums der Verteidigung Stellung, ob dem Wunsch des israe-
lischen Brigadegenerals Tal entsprochen werden könne, anläß-
lich eines Besuchs in der Bundesrepublik zu Gesprächen emp-
fangen zu werden. Tal zeige großes Interesse an einer Besichti-
gung des Kampfpanzers „Leopard" und könne außerdem über 
seine Erfahrungen als Oberbefehlshaber der israelischen Pan-
zerverbände an der Sinai-Front während des Nahost-Krieges 
berichten. Der israelische Botschafter Ben Natan habe am Vor-
tag sogar erklärt, daß er sich „persönlich brüskiert" fühlen 
würde, wenn das Auswärtige Amt das Ansinnen ablehne. 
Meyer-Lindenberg spricht sich jedoch zum gegenwärtigen Zeit-
punkt gegen einen Empfang von Tal aus, da dieser nicht nur 
von den arabischen, sondern auch von den Ostblock-Staaten 
propagandistisch genutzt und als Zeichen einer militärischen 
Zusammenarbeit mit Israel interpretiert werden könnte. 

321 15.09. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1266 
Ruete faßt die Ergebnisse eines Konsultationsgesprächs mit 
den Vertretern der Drei Mächte am 12. September 1967 über 
die Einrichtung eines Linienflugverkehrs der Deutschen Luft-

CXXXVI 



September 

hansa und der Aeroflot zwischen Frankfurt/Main und Moskau 
zusammen. Die Alliierten wiesen darauf hin, daß sich in der 
Vergangenheit der Luftweg durch die Korridore als einzig si-
cherer Zugangsweg nach Berlin erwiesen habe. Es sei jedoch 
die sowjetische Begründung zu befürchten, daß es sich bei den 
Korridoren um den der Souveränität der DDR unterliegenden 
Luftraum handele. Zwar würden die Alliierten auch weiterhin 
die Verantwortung für die Sicherheit von Berlin (West) tragen, 
aber es könne nicht ohne Folgen bleiben, wenn die Bundesre-
gierung meine, für eine Verbindung der Deutschen Lufthansa 
nach Moskau die Sicherheit der Luftverkehrswege nach Berlin 
riskieren zu können. 

322 18.09. Staatssekretär Schütz an die Botschaft in Washington S. 1269 
Schütz weist die Botschaft an, unverzüglich im amerikanischen 
Außenministerium und in der Abrüstungsbehörde zum sowjeti-
schen Entwurf vom 1. September 1967 für Artikel III (Kon-
trollartikel) eines Nichtverbreitungsabkommens Stellung zu 
nehmen. Dieser zeige zwar den „Beginn eines Verständnisses 
für gewisse Erfordernisse und Probleme" der Sicherheitskon-
trollen, bleibe aber doch weit hinter dem mit den Verbündeten 
abgesprochenen Entwurf der USA zurück. So sehe er nur die 
Anwendung von IAEO-Kontrollen vor, während nach dem 
amerikanischen Vorschlag auch EURATOM-Kontrollen - veri-
fiziert durch die IAEO - anwendbar bleiben sollten. 

323 19.09. Botschaftsrat Loeck, Belgrad, an das Auswärtige Amt S. 1274 
Loeck erörtert die Hintergründe der Note vom 12. Juli 1967, 
mit der die jugoslawische Regierung erneut Forderungen nach 
einer Entschädigung für NS-Opfer erhoben habe. Er bemerkt, 
daß die jugoslawische Regierung dies in dem Moment in den 
Vordergrund gerückt habe, als eine baldige Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen zur Bundesrepublik unwahrscheinlich 
geworden sei. Seitdem werde das Angebot zur „Wiederaufnah-
me diplomatischer Beziehungen ohne Vorbedingungen" mit dem 
Hinweis ergänzt, daß die Frage eines Botschafteraustauschs 
mit Entschädigungszahlungen verknüpft werden müsse. Loeck 
spricht sich für eine Ablehnung der juristisch ohnehin nicht 
haltbaren Forderungen aus, weil „isolierte Zahlungen" an Ju-
goslawien die Bemühungen der Bundesrepublik um gleichmä-
ßige Fortschritte in ganz Osteuropa sehr beeinträchtigen wür-
den. Stat t dessen solle Jugoslawien als Ersatz für Enschädi-
gungsleistungen eine angemessene und wirkungsvolle Wirt-
schaftshilfe möglichst bald zugesichert werden. 

324 19.09. Gesandter von Lilienfeld, Washington, an Botschafter S. 1277 
z.b.V. Bahr 
Lilienfeld faßt die Ergebnisse einer Unterredung zwischen 
Bahr und dem Staatssekretär im amerikanischen Verteidi-
gungsministerium am 15. September 1967 in Washington zu-
sammen. Nitze bemerkte zu den Truppenplanungen der Bun-
deswehr, es sei nicht leicht zu sehen, wie die Bundesrepublik 
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trotz einer Verstärkung der Reserven die „effektive Kampfkraft 
bei Kürzung des Haushaltsplans aufrechterhalten könne". Da-
durch werde es der amerikanischen Regierung erschwert, ge-
genüber der Opposition im Kongreß glaubhaft zu erklären, daß 
sich die Kampfkraft der alliierten Verbände an den Flanken 
der amerikanischen 7. Armee laufend erhöhe. Lilienfeld zieht 
den Schluß, daß der amerikanische Verteidigungsminister den 
Planungen der Bundeswehr über eine Verbesserung des Mobi-
lisierungssystems ein „positives Interesse" entgegenbringe; 
doch würde auch McNamara im Falle ihrer Umsetzung zusätz-
liche amerikanische Rotationsmaßnahmen vorschlagen. Lilien-
feld rät von Truppenkürzungen von mehr als 19000 Mann 
dringend ab, da Präsident Johnson darin eine Nichteinhaltung 
der durch Bundeskanzler Kiesinger am 15./16. August 1967 in 
Washington gemachten Zusagen sehen würde. 

325 20.09. Aufzeichnung des Botschaf ters Schnippenköt ter S. 1281 

Botschafter Schnippenkötter erörtert den im Schreiben vom 18. 
September 1967 an Bundeskanzler Kiesinger unterbreiteten 
Vorschlag des Vorsitzenden des Ministerrats der DDR, Stoph, 
eine Vereinbarung über Gewaltverzicht zu schließen. Damit 
stelle sich erneut die Frage nach einer Einbeziehung der DDR 
in das Gewaltverzichtsangebot der Bundesrepublik an osteuro-
päische Staaten. Allerdings müsse dabei sichergestellt sein, daß 
die Unterscheidung zwischen „innerdeutsch" und „international" 
erhalten bleibe und nicht schon als Schritt zur Anerkennung 
gewertet werden könne. Zudem müsse ein Gewaltverzicht ins-
besondere an der Grenze zur DDR wirksam werden und die 
Aufrechterhaltung des Schießbefehls erschweren. 

326 20.09. Botschafter Schnippenköt ter an S taa t s sek re t ä r S. 1286 
Carstens, Bundesministerium der Verteidigung 
Schnippenkötter erörtert Artikel I des geplanten Nichtverbrei-
tungsabkommens. Danach stehe es jedem nuklearen oder 
nichtnuklearen Vertragspartner frei, anderen Kernwaffenstaa-
ten Unterstützung bei der Entwicklung oder Produktion von 
Kernwaffen zu gewähren, auch wenn diese selbst dem Abkom-
men nicht beiträten. Dadurch könne z.B. die Volksrepublik 
China sowjetische Unterstützung bei der Weiterentwicklung 
von Kernwaffen erhalten. Dagegen werde es aber den nuklea-
ren Mitgliedstaaten durch Artikel VI verboten, einem nicht-
nuklearen Staat zu helfen, der kein Vertragspartner sei und 
erst später Kernwaffenstaat werde. Davon könnte auch ein 
bundesstaatlich vereintes Europa betroffen werden, das durch 
Frankreich und/oder Großbritannien Kernwaffenstaat würde. 
Es wäre daher zu klären, so resümiert Schnippenkötter, ob ein 
solches vereintes Europa unter die Bestimmungen des Artikels 
I fiele, weil es nicht Kernwaffenstaat im Sinne von Artikel VI 
sei. Zwar stehe dieser Auslegung die amerikanische Interpre-
tation entgegen, aber es sei notwendig, daß diese „Schlupf-
löcher" für die Gregner der europäischen Einigung und einer 
ABM-Ausrüstung für Europa geschlossen würden. 
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327 22.09. Ministerialdirektor Meyer-Lindenberg an Botschafter S. 1289 
Freiherr von Braun, New York (UNO) 
Meyer-Lindenberg informiert über die Ablehnung der Nieder-
lande, an der von Bundesminister Brandt vorgeschlagenen Au-
ßenminister-Treffen zur Vorbereitung einer neuen Konferenz 
der EG-Staats- und Regierungschefs teilzunehmen. Der Abtei-
lungsleiter im niederländischen Außenministerium, de Ranitz, 
habe die Zusage von einem Fortschritt in der Frage eines briti-
schen Beitritts zur Gemeinschaft abhängig gemacht. Brandt 
plane daher ein informelles Gespräch der Außenminister an-
läßlich der EG-Ministerratstagung am 23./24. Oktober 1967 in 
Luxemburg. Während die Außenminister der anderen Mit-
gliedstaaten bereits ihre diesbezügliche Zustimmung gegeben 
hätten, stehe eine Erklärung des niederländischen Außenmini-
sters noch aus. Meyer-Lindenberg bittet daher Braun, den sich 
in New York aufhaltenden Luns aufzusuchen. 

328 22.09. Botschafter Grewe, Paris (NATO), an das S. 1292 
Auswärtige Amt 
Grewe bezweifelt ein Ausscheiden Frankreichs aus der NATO, 
das laut Vertrag frühestens nach dem 24. August 1969 möglich 
wäre. Denn damit wäre der Verlust des Vetorechts bei wichti-
gen politischen Entscheidungen der Allianz ebenso verbunden 
wie auch die Isolierung auf dem Rüstungssektor. Grewe äußert 
jedoch Zweifel, ob sich Staatspräsident de Gaulle trotz dieser 
Nachteile davon abhalten ließe, die „Politik der Unabhängig-
keit Frankreichs konsequent" fortzusetzen. Vielmehr werde er 
den Verbleib in der Allianz vom Stand der Ost-West-Bezie-
hungen in den Jahren 1968/69 abhängig machen. Grewe ver-
mutet, daß die Bereitschaft, den Vertrag zu kündigen, zuneh-
men werde, wenn sich Frankreich gegenüber der UdSSR durch 
den Ausbau der bilateralen Beziehungen zu anderen westli-
chen Staaten absichern könnte. Grewe empfiehlt daher, daß 
sich die Bundesregierung auf entsprechende „Annäherungsver-
suche" vorbereiten solle. Dieses französische Interesse würde 
der Bundesrepublik die Möglichkeit zu „selbstbewußter Bewe-
gungsfreiheit" geben, solange sie nicht vor die Alternative 
Frankreich oder NATO gestellt werde. 

329 25.09. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1299 
Ruete erläutert die Themen, die auf der Sitzung der Nuklearen 
Planungsgruppe der NATO am 28./29. September 1967 in An-
kara besprochen werden sollen. Es lägen zwei Studien von 
SHAPE über den Einsatz von nuklearer Sprengmunition (ADM) 
in der dünnbesiedelten Osttürkei und in der Bundesrepublik 
vor. Der Staatssekretär im Bundesministerium der Verteidigung, 
Carstens, wolle dazu erklären, daß die Entscheidung über ei-
nen ADM-Einsatz in der Bundesrepublik von der Überlegung 
bestimmt sein müsse, ob die Zivilbevölkerung durch Evakuie-
rungsmaßnahmen geschützt werden könne. Hinsichtlich des 
amerikanischen Beschlusses, in den USA ein Raketenabwehr-
systems (ABM) zu errichten, werde Carstens darauf hinweisen, 
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daß sich dadurch der im geplanten Nichtverbreitungsabkom-
men fixierte „Machtabstand" zwischen nuklearen und nicht-
nuklearen Staaten noch vergrößere. Ruete stellt fest, daß die 
beabsichtigte Erklärung nicht den Eindruck erwecken dürfe, 
als ob die Bundesregierung ihre Haltung zum Nichtverbrei-
tungsabkommen revidieren und eine Einführung des ABM-
Systems in Europa fordern wolle. 

330 25.09. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1305 

Ruete bemerkt, daß der Schriftwechsel zwischen dem französi-
schen Generalstabschef, Ailleret, und dem Oberbefehlshaber 
der NATO-Streitkräfte Europa, Lemnitzer, über das Zusam-
menwirken von Frankreich und dem Bündnis im Krisen- und 
im Verteidigungsfall zwar hinter den Erwartungen der Vier-
zehn zurückbleibe, aber als „Maximum des Erreichbaren" an-
gesehen werden müsse. Unbefriedigend sei vor allem, daß die 
französische Regierung jedes Zusammenwirken mit den 
NATO-Streitkräften von der vorherigen Entscheidung abhän-
gig mache, ob auch für Frankreich der Bündnisfall laut Artikel 
5 des NATO-Vertrags von 1949 gegeben sei. Als günstig sei da-
gegen zu bewerten, daß die in der Bundesrepublik stationier-
ten französischen Truppen im Falle ihres Einsatzes der NATO 
unterstellt werden könnten. Die Vereinbarung werde schließ-
lich nur dann einen brauchbaren Rahmen für die militärische 
Zusammenarbeit liefern, wenn Frankreich zur Allianz halte 
und bereit sei, einer militärischen Bedrohung aus dem Osten 
mit den Verbündeten gemeinsam entgegenzutreten. 

331 26.09. Staatssekretär Lahr, ζ. Z. Islamabad, an das S. 1308 
Auswärtige Amt 

Lahr informiert über seine Gespräche mit Mitgliedern der pa-
kistanischen Regierung. Präsident Ayub Khan bekräftigte die 
unveränderte Haltung zur Deutschland-Frage, obwohl seine so-
wjetischen Gesprächspartner regelmäßig die Bundesregierung 
„in fast pathologischer Weise" angriffen. Lahr begründete die 
Ablehnung des pakistanischen Wunsches nach Lieferungen von 
M 48 Panzern. Er verwies dabei u. a. auf die bereits zur Verfü-
gung gestellten Spezialmaschinen und Waffenteile sowie auf 
die Gewährung von Entwicklungshilfe. Mit Blick auf das mili-
tärische Übergewicht Indiens erklärte Ayub Khan den Haupt-
zweck seiner bevorstehenden Reise nach Moskau: Pakistan 
brauche Waffen „und werde sie auch vom Teufel nehmen". Zur 
Frage eines Nichtverbreitungsabkommens betonte Außenmini-
ster Pirzada, Indien dürfe keine Atommacht werden. Ayub 
Khan sprach sich gegen ein Abkommen aus, das es einem Staat 
untersage, selbst einmal Atomwaffen zu produzieren. Lahr 
kommt zu dem Ergebnis, daß die bilateralen Beziehungen zwar 
auf einem guten Stand seien, ein kritischer Punkt jedoch die 
Ausrüstungshilfe bleibe. 
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332 27.09. Gesandter von Lilienfeld, Washington, an das S. 1311 
Auswärtige Amt 
Lilienfeld berichtet über den Besuch des Bundesministers Stol-
tenberg vom 17. bis 22. September 1967 in den USA. Stolten-
berg habe zahlreiche Gespräche über die technisch-wissen-
schaftliche sowie politische Zusammenarbeit geführt. Eine be-
sonders herzliche Atmosphäre habe bei den Unterredungen mit 
dem Leiter der NASA bestanden. Webb habe die Unterstützung 
bei der Durchführung der vorgesehenen gemeinschaftlichen 
Projekte in der Weltraumforschung betont. Lilienfeld resü-
miert, daß Stoltenberg über den „Rahmen seines Fachgebiets 
hinaus als einflußreicher Politiker" angesehen werde, der zu 
einer Vertiefung der bilateralen Beziehungen beitragen könne. 

333 27.09. Botschaftsrat I. Klasse Lahn, Kairo, an das S. 1313 
Auswärtige Amt 
Lahn teilt die Ergebnisse eines Gesprächs mit dem Abteilungs-
leiter im ägyptischen Außenministerium vom Vortag mit. Man-
sour wies auf den „bedeutenden Wandel" der ägyptischen Au-
ßenpolitik hin, der sich seit der Konferenz der Staats- und Re-
gierungschefs der arabischen Staaten vom 29. August bis 1. Sep-
tember 1967 in Khartum vollzogen habe. Es sei nicht nur be-
schlossen worden, die Nahost-Krise mit friedlichen Mitteln bei-
zulegen, sondern auch die Politik der strikten Unabhängigkeit 
fortzusetzen. Dabei wollten die arabischen Staaten dem ver-
stärkten sowjetischen Druck widerstehen und sich gleichzeitig 
dem Westen wieder annähern. Es sei jedem einzelnen nun frei-
gestellt, die Beziehungen zu den USA, Großbritannien und der 
Bundesrepublik wieder aufzunehmen. Die VAR warte aber auf 
„irgendein Zeichen aus Bonn". Wenn sich die arabischen Staa-
ten mit den Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und Is-
rael abfinden sollten, dürfe auch die Bundesregierung den 
arabischen Staaten nicht mehr ein gutes Verhältnis zum an-
dern Teil Deutschlands verübeln. Zudem sei die „Hallstein-
Doktrin bald völlig überholt". Daraufhin stellte Lahn die offen-
kundigen Unterschiede zwischen Israel und der DDR heraus. 

334 29.09. Aufzeichnung des Botschafters z. b. V. Bahr S. 1317 
Bahr informiert über seine Gespräche am 15. September 1967 
in Washington. Der außenpolitische Berater des amerikani-
schen Präsidenten, Walt Rostow, und der Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium, Nitze, erkundigten sich nach der 
künftigen Streitkräfteplanung der Bundeswehr. Nitze sprach 
sich dafür aus, daß die Bundesregierung nach „reinen Zweck-
mäßigkeitsüberlegungen" auf der Basis der ihr zur Verfügung 
stehenden Mittel über die Truppenstärke entscheiden solle. 
Bahr vermutet, daß im amerikanischen Verteidigungsministe-
rium eine Reduzierung um 15000 bis 19000 Mann „keinen 
Schock hervorrufen" würde. Dagegen gehe Präsident Johnson 
nach den Worten von Rostow davon aus, daß es keinen Trup-
penabbau der Bundeswehr geben werde. 
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335 02.10. Botschafter Klaiber, Paris, an das Auswärtige Amt S. 1319 
Klaiber berichtet über ein Gespräch mit dem französischen 
Staatspräsidenten. De Gaulle wies daraufhin, daß seine Äuße-
rungen am 9./10. September 1967 in Zabrze (Hindenburg) und 
in Sopot (Zoppot) „mißverstanden und falsch interpretiert" wor-
den seien. Er räumte zwar ein, daß eine etwaige Anerkennung 
der Oder-Neiße-Linie durch die Bundesregierung weder die 
UdSSR noch Polen aus taktischen Gründen zur Aufgabe ihres 
maximalen Standpunktes bewegen könnte. Langfristig würde 
aber der östlichen Propaganda durch einen solchen, der Ent-
spannung dienenden Schritt „das Wasser abgegraben werden". 
Hinsichtlich eines britischen EG-Beitritts berief sich de Gaulle 
auf das Gutachten der EG-Kommission vom 29. September 
1967, wonach die britische Währung und der britische Agrar-
markt einer Aufnahme entgegenstünden. Abschließend zeigte 
er sich bereit, einem Treffen der Außenminister der EG-Mit-
gliedstaaten am 23. Oktober 1967 in Brüssel zuzustimmen, um 
eine neue europäische Gipfelkonferenz vorzubereiten. 

336 03.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1322 

Ruete faßt die Ergebnisse der Sitzung des Kabinettsausschus-
ses für innerdeutsche Angelegenheiten vom Vortag zusammen, 
in der die Standpunkte der Ressorts vorgetragen wurden. Un-
ter Vorsitz des Bundesministers Wehner beriet der Ausschuß 
über den Vorschlag des Bundesministers Schiller, zusätzliche 
Kohle- und Energiegeschäfte mit der DDR bei gleichzeitiger 
Swing- und Saldierungskorrektur abzuwickeln. Der Parlamen-
tarische Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft, 
Arndt, führte beschäftigungspolitische Gründe an, die für eine 
solche Erhöhung der Kohleausfuhr in die DDR sprächen. Um 
die damit angestrebte Verminderung der „sowjetzonalen Ab-
hängigkeit von der Sowjetunion" zu erreichen, sei jedoch eine 
gleichzeitige Reduzierung der Importe der DDR aus Polen und 
aus der UdSSR nötig. Die DDR habe bereits Interesse ange-
deutet, gegen eine Erhöhung des Swings von 200 auf 300 Mio. 
DM sowie gegen eine Vertagung des Saldierungszwangs von 
Mitte 1968 auf 1970 Ruhrkohle zu kaufen. Um den schon kur-
sierenden Pressespekulationen über ein angebliches Verrech-
nen der Kohlelieferungen mit der von der DDR geforderten 
Begleichung der „Postschulden" entgegenzutreten, sei ein 
schnelles Handeln nötig. 

337 04.10. Aufzeichnung des Botschaf ters Schnippenköt ter S. 1325 

Schnippenkötter legt in Absprache mit dem Bundesministeri-
um der Verteidigung eine Aufzeichnung zur amerikanischen 
Truppenpräsenz in der Bundesrepublik vor. Da Präsident 
Johnson angesichts des Vietnam-Krieges und der wachsenden 
innenpolitischen Schwierigkeiten keine Schwierigkeiten in Eu-
ropa haben wolle, könnte sich eine Reduzierung der Bundes-
wehr um 19000 Mann auch auf die amerikanische Truppen-
präsenz in der Bundesrepublik auswirken. Das amerikanische 
Außenministerium lege daher größten Wert auf die Aufrecht-
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erhaltung der aktiven Truppenstärke der Bundeswehr. Das 
amerikanische Verteidigungsministerium halte statt dessen 
ein „Gesundschrumpfen" und eine bessere Ausnutzung des Re-
servistenpotentials in der Bundesrepublik für zweckmäßig. Die 
Bundesregierung solle darauf hinweisen, daß der ursprünglich 
bis 1971 geplante Ausbau der Bundeswehr auf 508000 Mann 
bereits vor dem Beschluß vom 6. Juli 1967 über die mittelfri-
stige Finanzplanung den USA als unrealistische Zielvorgabe 
bekannt gewesen sei. Die Beibehaltung der Personalstärke der 
amerikanischen Streitkräfte hänge schließlich auch davon ab, 
ob die Bundesrepublik den USA beim Devisenausgleich auch 
weiterhin entgegenkomme. Schnippenkötter empfiehlt, die 
Bemühungen um ein gemeinsames Konzept der Allianz für pa-
rallele Truppen- und Präsenzverminderung von NATO und 
Warschauer Pakt fortzusetzen. 

338 05.10. Botschafter Knoke, Den Haag, an das Auswärtige Amt S. 1330 

Knoke berichtet über ein Gespräch mit dem Abteilungsleiter 
im niederländischen Außenministerium vom Vortag. De Ranitz 
zeigte sich enttäuscht über den Verlauf der EG-Minister-
ratstagung am 2./3. Oktober 1967 in Luxemburg. Zur Stellung-
nahme der EG-Kommission vom 29. September 1967 erklärte 
er, daß Staatspräsident de Gaulle „im Grunde nur erfreut sein" 
könne. Denn die darin formulierten Auflagen (Ausgleich des 
Zahlungsbilanzdefizits, Aufgabe des Charakters des Pfund 
Sterling als Reservewährung) erschwerten den britischen EG-
Beitritt außerordentlich. Die Kommission habe de Gaulle nun 
mit Material versehen, „das ein Hinausziehen der Verhandlun-
gen auf Jahre ermögliche". 

339 05.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete, S. 1331 
ζ. Z. London 

Ruete faßt die Ergebnisse eines Gesprächs mit dem Unter-
staatssekretär im britischen Außenministerium zusammen. 
Lord Hood teilte die Auffassung von Ruete, daß nach Beendi-
gung der Studie über die zukünftige Aufgaben der Allianz 
(Harmel-Studie) unter Einbeziehung Frankreichs eine „open-
ended study group" für die Probleme europäische Sicherheit 
und Deutschland-Frage eingerichtet werden sollte. Getrennt 
davon solle das Thema auch zwischen den Drei Mächten und 
der Bundesrepublik erörtert werden. Lord Hood führte weiter 
aus, daß die am 16. Juni 1967 von Bundesminister Brandt dem 
sowjetischen Botschafter Zarapkin übergebenen 14 Punkte 
über Gewaltverzicht oder das Problem des „nuclear freeze" in 
die Diskussion mit einbezogen werden sollten. 

340 06.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Diehl S. 1332 

Diehl erörtert die Europapolitik der Bundesregierung. Es stelle 
sich die Frage, ob die EG durch Großbritannien und die ande-
ren beitrittswilligen EFTA-Staaten erweitert werden solle, 
selbst wenn dadurch die militärische und politische Einigung 
behindert werde. Diehl empfiehlt, die wirtschaftliche Zusam-
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menarbeit der sechs EG-Mitgliedstaaten auszubauen, die Be-
mühungen um eine Erweiterung fortzusetzen und die Koope-
ration in der Sicherheits- und der Außenpolitik mit den inter-
essierten Staaten zu vertiefen. Dabei sollten „gemeinsame In-
teressen, nicht die institutionelle Konstruktion" im Vorder-
grund stehen. Die Unterscheidung zwischen wirtschaftlichen 
und militärisch-politischen Strukturen vergrößere zudem die 
Aussicht, auch neutrale Staaten Westeuropas einzubeziehen. 
Wegen der Ablehnung Frankreichs hinsichtlich eines briti-
schen EG-Beitritts sei schließlich zu überlegen, ob die politi-
sche Zusammenarbeit nicht besser ohne Großbritannien und 
„notfalls selbst ohne die Niederlande oder sogar andere Bene-
luxstaaten" zu organisieren sei. Bis eine Änderung der franzö-
sischen Politik eingetreten sei, solle die Kooperation mit Groß-
britannien auf allen Ebenen gefördert werden, um eine spätere 
Mitgliedschaft vorzubereiten. 

341 06.10. Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse Hauthal S. 1342 
Hauthal vermerkt die Ergebnisse eines Gesprächs zwischen 
Staatssekretär Lahr und dem israelischen Botschafter anläß-
lich der Unterzeichnung des Wirtschaftshilfe-Abkommens am 
4. Oktober 1967. Lahr erklärte mit Blick auf die schwierige Fi-
nanzlage der Bundesrepublik, daß sowohl die Höhe des Betra-
ges von 160 Mio. DM als auch die Konditionen des Kredits 
möglicherweise künftig geändert werden müßten. Außerdem 
bitte die Bundesregierung, daß Israel einen größeren Teil der 
durch den Kredit beschafften Kapitalgüter aus der Bundesre-
publik beziehe. Hinsichtlich der von Ben Natan beklagten 
schleppenden Assoziierungsverhandlungen zwischen der EG 
und Israel versicherte der Staatssekretär, daß Israel der deut-
schen Unterstützung gewiß sein könne. 

342 06.10. Botschafter Knappstein, Washington, an das S. 1343 
Auswärtige Amt 
Knappstein berichtet über ein Gespräch des Gesandten von Li-
lienfeld mit dem Staatssekretär im amerikanischen Außenmi-
nisterium, Eugene Rostow, am Vortag. Lilienfeld übergab eine 
Aufzeichnung mit Änderungswünschen zum amerikanisch-
sowjetischen Entwurf vom 24. August 1967 für ein Nichtver-
breitungsabkommen. Rostow bestätigte, daß weder die NATO 
noch der europäische Einigungsprozeß beeinträchtigt werden 
dürften; gleichzeitig komme aber auch der Einigung mit der 
UdSSR „im Interesse der Entspannung der Weltlage" große 
Bedeutung zu. Es müsse alles versucht werden, um dem Politi-
schen Ausschuß der UNO-Generalversammlung einen voll-
ständigen Vertragsentwurf vorzulegen. Sonst gerate die 
UdSSR aufgrund ihres bereits vorliegenden Entwurfs in eine 
„taktisch sehr vorteilhafte Lage", wodurch besonders die Bun-
desrepublik stärkstem Druck ausgesetzt würde. Knappstein re-
sümiert, daß bei Rostow im Gegensatz zu früher eine „gewisse 
Ungeduld" erkennbar gewesen sei, die mit den als schleppend 
empfundenen EG-Beratungen über Artikel III zusammenhänge. 
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343 09.10. Gespräch des Bundesministers Brandt mit S. 1347 
Generalsekretär Brosio, NATO 
Brosio informiert über die Mitteilung des französischen Au-
ßenministers Couve de Murville, wonach Frankreich der Studie 
zur Untersuchung der zukünftigen Aufgaben der Allianz (Har-
mel-Studie) nicht zustimmen könne, wenn die NATO dadurch 
größere politische Aufgaben erhielte. Es sei daher zu überle-
gen, entweder einen auch von Frankreich gebilligten „interim 
report" zu verfassen oder aber auf der NATO-Ministerrats-
tagung am 13./14. Dezember 1967 in Brüssel einen Bericht mit 
den unterschiedlichen Auffassungen vorzulegen. Brandt be-
merkt dazu, daß die Bundesregierung keine Konfrontation mit 
der französischen Regierung wünsche. Um einen gemeinsamen, 
wenn auch verhältnismäßig kleinen Nenner zu finden, emp-
fiehlt er, die „summaries" von den vier Berichten der Rappor-
teure zusammenzufügen. Brosio könne sich dann um die Zu-
stimmung der „Special Group" bemühen. Brosio sagt zu, diese 
Anregung auf dem Treffen der vier Rapporteure am 10./11. Ok-
tober 1967 in Ditchley Park vorzubringen. Darüber hinaus sei 
aber ein Bericht über die gesamte Harmel-Studie anzufertigen, 
in dem die Meinungsverschiedenheiten offen erwähnt werden 
sollten. 

344 09.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Thierfelder S. 1349 
Thierfelder faßt den Stand der Gespräche mit den Botschaften 
der Drei Mächte über die Frage einer Änderung des Verfahrens 
zur Einbeziehung von Berlin (West) in völkerrechtliche Verträ-
ge der Bundesrepublik zusammen. Die USA unterstützten die 
Vorstellungen der Bundesregierung, wonach Berlin (West) 
nicht mehr ausdrücklich genannt werde. Vielmehr solle Berlin 
(West) grundsätzlich als in Verträge der Bundesrepublik ein-
bezogen gelten. Frankreich sei besorgt, daß eine Verfahrensän-
derung sowjetischen Protest hervorrufen und die Entspan-
nungspolitik beeinträchtigen könnte. Zusammen mit Großbri-
tannien befürchte es, daß ein Vertragspartner der Bundesre-
publik gezwungen werden könnte, die Einbeziehung von Berlin 
(West) auch gegen seinen Willen zu akzeptieren. Thierfelder 
schlägt als Kompromiß vor, daß eine Einbeziehung nur dann 
wirksam werde, wenn die Anwendung eines Vertrags auf Ber-
lin (West) nicht ausdrücklich ausgeschlossen werde. Bei bilate-
ralen Verträgen der Bundesrepublik müsse ein solcher Aus-
schluß schriftlich in Form eines Notenwechsels oder einer Ver-
tragsklausel festgelegt werden. 

345 11.10. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1356 
Vorsitzenden Monnet, Aktionskomitee für die 
Vereinigten Staaten von Europa 
Monnet gibt seiner Hoffnung Ausdruck, daß der Bundestag die 
Resolutionen des Aktionskomitees zur politischen Einigung 
Europas in der Debatte am 13. Oktober 1967 annehme. Das 
Aktionskomitee habe sich von dem Gedanken leiten lassen, daß 
den Mitgliedstaaten und den assoziierten Staaten keine 
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Schwierigkeiten erwachsen dürften. Auch solle die Entwick-
lung zu einem vereinten Europa die Vereinigung Deutschlands 
erleichtern. Kiesinger äußert die Vermutung, daß der Bundes-
tag die Entwürfe nach der Erörterung in den zuständigen Aus-
schüssen annehmen werde. Er sieht jedoch Schwierigkeiten bei 
der Forderung nach baldigen Verhandlungen über einen briti-
schen EG-Beitritt, denn Staatspräsident de Gaulle sei in dieser 
Frage „starr und unnachgiebig". Zunächst sei es das Wichtig-
ste, die sechs EG-Mitgliedstaaten am Konferenztisch zu halten 
und Konflikte zu vermeiden. Hinsichtlich des Verhältnisses zu 
den USA erläutert Monnet die Notwendigkeit engerer Bezie-
hungen auf der Grundlage der Gleichheit. 

346 12.10. Botschaftsrat Loeck, Belgrad, an das Auswärtige Amt S. 1364 
Loeck berichtet, daß eine weitere Verzögerung der bereits zu-
gesagten Aufnahme von Verhandlungen über ein Anwerbe-
und Sozialversicherungsabkommen für Gastarbeiter nicht nur 
dem Verhältnis zu Jugoslawien, sondern der gesamten Osteu-
ropapolitik der Bundesregierung Schaden zufügen könnte. Es 
sei möglich, daß die jugoslawische Regierung dann ihre ver-
ständnisvolle Haltung hinsichtlich einer Wiederaufnahme di-
plomatischer Beziehungen überprüfe. Hinzu komme, daß das 
bislang von den jugoslawischen Gastarbeitern in ihrer Heimat 
vermittelte positive Bild von der Bundesrepublik gefährdet 
würde. Jugoslawische Kritiker einer Normalisierung der Be-
ziehungen könnten argumentieren, daß den Zusicherungen der 
Bundesregierung nicht zu trauen sei und die aus einem kom-
munistischen Staat Osteuropas stammenden Arbeitskräfte als 
„Menschen zweiter Klasse" betrachtet würden. Loeck empfiehlt, 
einen baldigen definitiven Verhandlungstermin zu bestimmen. 

347 12.10. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 1366 
sowjetischen Botschafter Zarapkin 
Zarapkin teilt mit, daß er beauftragt worden sei, das' Gespräch 
über einen Austausch von Gewaltverzichtserklärungen fortzu-
setzen. Dazu übergibt er eine Erklärung, in der die Bundesre-
publik aufgefordert wird, Gewaltverzichtserklärungen auch mit 
der DDR auszutauschen. Brandt sichert eine „aufmerksame 
Prüfung" zu. 

348 12.10. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1368 
französischen Botschafter François Seydoux 
Kiesinger betrachtet die durch die Äußerungen des Staatsprä-
sidenten de Gaulle am 9./10. September 1967 in Zabrze (Hin-
denburg) und Sopot (Zoppot) ausgelöste Aufregung als beendet. 
Das von den deutschen Vertriebenen und Flüchtlingen bean-
spruchte Heimatrecht sei juristisch kein ausgefüllter Begriff". 
Es bedeute aber, daß sie zurückkehren könnten, auch wenn 
diese Gebiete, „die deutsches Land gewesen seien", eines Tages 
endgültig einem anderen Staat zugesprochen würden. Der Bun-
deskanzler erläutert dann die in der „außerparlamentarischen 
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Opposition" - insbesondere in der Publizistik - verbreitete 
Neigung, die DDR völkerrechtlich anzuerkennen und zudem 
den Eindruck zu erwecken, als wolle die SPD in der Deutsch-
landpolitik sehr weit gehen, „während die CDU bremse". Hin-
sichtlich der dem Bundestag zur Abstimmung vorliegenden 
„Entschließungen des Aktionskomitees für die Vereinigten 
Staaten von Europa" betont er, daß die französischen Beden-
ken gegen den empfohlenen britischen EG-Beitritt zu berück-
sichtigen seien. Die Bundesregierung wolle eine möglichst gro-
ße „Harmonie" mit der französischen Politik herstellen. 

349 13.10. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 1376 
Lindenberg 

Meyer-Lindenberg erörtert das Schreiben des französischen 
Außenministers Couve de Murville vom 11. Oktober 1967 an 
Bundesminister Brandt über eine Verstärkung der bilateralen 
Zusammenarbeit. Mit der Zustimmung zur Aufnahme regel-
mäßiger Treffen der Wirtschafts- und Finanzminister berück-
sichtige dieses Schreiben einen Ergänzungsvorschlag des 
Auswärtigen Amts zum deutsch-französischen Vertrag von 
1963. Meyer-Lindenberg schlägt vor, daß Brandt während seines 
Aufenthalts am 16./17. Oktober 1967 in Paris ein Antwort-
schreiben übergeben und Ministerialdirektor Ruete als deut-
schen Delegationsleiter für die Arbeitsgruppe zur Anfertigung 
einer Studie über die europäische Sicherheit und die Verteidi-
gung Europas in den siebziger Jahren benennen könnte. Eine 
Veröffentlichung des Schriftwechsels sei jedoch erst ange-
bracht, wenn die Namen der Beauftragten für die Gesamtko-
ordinierung der deutsch-französischen Zusammenarbeit fest-
stünden. 

350 13.10. Botschafter Knappstein, Washington, an S. 1379 
Bundesminister Brandt 

Knappstein berichtet von einem Gespräch mit dem amerikani-
schen Außenminister Rusk und dem Leiter der Abrüstungsbe-
hörde, Foster. Rusk stellte kritische Fragen zur Bedeutung der 
Sicherheitskontrollen für EURATOM und erkundigte sich nach 
den Gründen, warum die Interessen von EURATOM durch die 
amerikanischen Vorschläge gefährdet seien. Die Verhandlun-
gen über das Nichtverbreitungsabkommen müßten bis zur er-
sten Sitzung des Politischen Ausschusses der UNO-General-
versammlung am 6. November 1967 abgeschlossen sein. Bei 
der Verifikationsfrage bezeichnete Foster eine „zwei-Hüte-Lö-
sung" als denkbar, wonach die EURATOM-Kontrollen gleich-
zeitig als IAEO-Kontrollen oder im Auftrag der IAEO ange-
wandt werden könnten. Knappstein hält es für möglich, daß 
die USA ohne vorherige Konsultation mit EURATOM einen 
Kompromiß mit der UdSSR suchen könnten, wenn EURATOM 
selbst nicht rechtzeitig einen erfolgversprechenden Vorschlag 
unterbreiten könnte. Offensichtlich setze sich Foster für das 
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Weiterverhandeln mit der UdSSR ein; auch habe er im Außen-
ministerium bei Rusk die Zweifel genährt, ob die Kontrollfunk-
tion für die Europäischen Gemeinschaften „wirklich eine vitale 
Bedeutung" habe. 

351 13.10. Bundesminister Brandt an den amerikanischen S. 1383 
Außenminister Rusk 
Brandt weist den Vorwurf mangelnder Kompromißbereitschaft 
bei den Verhandlungen über Artikel III (Kontrollartikel) eines 
Nichtverbreitungsabkommens zurück und drückt sein Erstau-
nen über die „immer häufiger werdenden Unterstellungen" ge-
gen die Bundesregierung aus. Die Bundesrepublik habe die im 
Abkommen vorgesehene Diskriminierung der Nichtkernwaf-
fenstaaten hingenommen, weil sich die USA und Großbritanni-
en freiwillig zu IAEO-Kontrollen in ihren zivilen Kernanlagen 
verpflichtet hätten, während Frankreich unverändert nur die 
EURATOM-Kontrollen akzeptiere. Diese Voraussetzung zur 
Zustimmung würde entfallen, wenn die EURATOM-Kontrollen 
nun durch eine entsprechende Formulierung für Artikel III ge-
fährdet würden. Da Frankreich nämlich das Nichtverbrei-
tungsabkommen nicht unterzeichne, würde die Einführung der 
IAEO-Kontrollen in EURATOM für die übrigen fünf Nicht-
kernwaffenstaaten einseitig eine doppelte Kontrolle und damit 
eine „unannehmbare Diskriminierung" darstellen. Frankreich 
hingegen erhielte eine „nukleare Sonderstellung". Es sei un-
denkbar, daß über die noch laufenden Beratungen der EG hin-
wegegangen würde. Dies würde ein schwerer Schlag nicht nur 
für das Zustandekommen eines weltweiten Nichtverbreitungs-
abkommens, sondern auch für das Verhältnis zwischen Europa 
und Amerika sein. 

352 13.10. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO), an S. 1386 
das Auswärtige Amt 
Braun berichtet über ein Gespräch mit dem polnischen Stell-
vertretenden Außenminister. Winiewicz bemerkte, daß die Bun-
desrepublik den Zeitpunkt der Aufnahme diplomatischer Be-
ziehungen zu Rumänien unglücklich gewählt habe. Denn die 
DDR fühle sich in die Isolierung gedrängt. Doch Polen und die 
anderen osteuropäischen Staaten „würden ihre ostdeutschen 
Freunde nie verlassen". Es werde noch viel Zeit vergehen, bis 
an die Aufnahme diplomatischer Beziehungen gedacht werden 
könne. Aus einem weiteren Gespräch mit dem belgischen Bot-
schafter bei der UNO, Schuurmans, teilt Braun mit, daß sich 
Winiewicz in ähnlicher Form auch gegenüber dem belgischen 
Außenminister Harmel geäußert habe. Der bulgarische Außen-
minister Bashev habe sich gegenüber Harmel allerdings weni-
ger abweisend gegen einen eventuellen Botschafteraustausch 
mit der Bundesrepublik ausgesprochen, „als er es öffentlich tun 
müsse". 
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353 14.10. L e g a t i o n s r a t I. K l a s s e Ben te , B e i r u t , a n d a s S. 1388 
Auswärtige Amt 
Bente berichtet über ein Gespräch mit dem Berater des liba-
nesischen Präsidenten. El Khoury teilte mit, daß die libanesi-
sche Regierung angesichts der angespannten Lage im Nahen 
Osten künftig eine neutralere Politik unter stärkerer Anleh-
nung an den Westen führen wolle. Sie sei auch bereit, mit der 
Bundesrepublik über die Wiederaufnahme diplomatischer Be-
ziehungen zu verhandeln, wobei sie aber mit Rücksicht auf den 
muslimischen Teil des Landes sehr behutsam vorgehen wolle. 
Bente begrüßte den Entschluß, erklärte jedoch, daß die Bun-
desregierung nicht bereit sei, diesen Schritt mit Wirtschaftshil-
fe zu verknüpfen. Daraufhin schlug el Khoury vor, die Bezie-
hungen zunächst nur auf Geschäftsträgerebene wiederaufzu-
nehmen. Bente resümiert, daß der Stand der Vorbesprechun-
gen nunmehr die vorgesehene Entsendung des Vortragenden 
Legationsrats I. Klasse Gehlhoff nach Beirut als notwendig er-
scheinen lasse. 

354 16.10. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s Meyer - S. 1390 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg faßt die Ergebnisse eines Gesprächs des 
Bundesministers Brandt mit dem israelischen Botschafter zu-
sammen. Ben Natan zeigte sich besorgt, daß der UNO-
Sicherheitsrat Beschlüsse fassen könnte, die den israelischen 
Interessen zuwiderliefen. Israel bestehe vor einem Rückzug 
aus den besetzten Gebieten auf Beendigung des Kriegszu-
stands sowie auf Anerkennung durch die arabischen Staaten 
und auf der Festlegung der Grenzen in einem Friedensvertrag. 
Dabei seien die Waffenstillstandslinien vom 4. Juni 1967 aller-
dings überholt. Zum israelischen Antrag auf Assoziierung mit 
der EG gab Ben Natan den Eindruck wieder, daß sich Frank-
reich und Italien widersetzten, während die Bundesrepublik 
„nicht mehr ganz so warmherzig für Israel" eintrete; hier sei 
„die Temperatur wieder etwas höher" zu bringen. 

355 17.10. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem fran- S. 1393 
zösischen Außenminister Couve de Murville in Paris 
Brandt übergibt die Antwort auf das Schreiben des französi-
schen Außenministers vom 11. Oktober 1967 zur Verstärkung 
der bilateralen Zusammenarbeit. In dem anschließenden Ge-
spräch über alle wesentlichen Fragen der bilateralen Bezie-
hungen erläutert er u. a. das Verhältnis zu den osteuropäischen 
Staaten und konstatiert vor allem bei der DDR nur wenig Ver-
änderung. Die Bundesregierung werde aber ihre Bemühungen 
um Entkrampfung beharrlich, wenn auch ohne Illusionen, fort-
setzen. Couve de Murville bemerkt, daß die Situation durch die 
Entspannungspolitik schwieriger geworden sei, da die UdSSR 
die Kontrolle über die osteuropäischen Staaten behalten wolle 
und Polen sich mit der befreundeten DDR als Nachbarn 
„ruhiger" fühle als mit einem wiedervereinigten Deutschland. 
Zur Frage der Nichtverbreitung bekräftigt er, daß Frankreich 
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das Abkommen nicht unterzeichnen werde. Ferner werde es 
sich innerhalb von EURATOM erst an der Diskussion beteili-
gen, wenn der Vertrag vorliege, z.B. die Bundesrepublik ihn 
unterzeichnet habe und es dann zu Schwierigkeiten beim Ex-
port/Import zwischen den Mitgliedstaaten kommen sollte. Die 
Studie über die zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-
Studie) bezeichnet er als „rein akademisches Exercitium". Es 
dürfe nicht der Eindruck entstehen, als ob hier eine gemein-
same Außenpolitik definiert werde. 

356 17.10. Botschafter von Walther, Moskau, an das S. 1405 
Auswärtige Amt 
Walther führt aus, daß die sowjetische Regierung mit dem 
Memorandum vom 12. Oktober 1967 die „de facto Anerken-
nung Ostberlins" zur Voraussetzung eines Austausche von Ge-
waltverzichtserklärungen mache und damit die „bedingungs-
lose Anerkennung der DDR durch die BRD" zu erreichen su-
che. Diese Politik beruhe zum einen auf dem wachsenden Ein-
fluß der DDR, zum anderen auf der Fehleinschätzung, daß die 
Bundesrepublik „über kurz oder lang das SBZ-Regime aner-
kennen werde". Walther stellt fest, daß eine Einigung über den 
Austausch von Gewaltverzichtserklärungen erst dann möglich 
sei, wenn die UdSSR zu der Einsicht gelange, daß sie die 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung falsch interpretiere. 
Er empfiehlt, zunächst die sowjetische Reaktion auf die Hal-
tung der Bundesrepublik in der Berlin-Frage bei den ange-
kündigten Wirtschafte- und Luftverkehrsverhandlungen ab-
zuwarten. 

357 17.10. Aufzeichnung des Legationsrats I. Klasse S. 1408 
Graf Schirndinger von Schirnding 
Schirnding berichtet, daß der Erste Sekretär der französischen 
Botschaft über die Absicht informiert habe, den Teilnehmern 
an den Olympischen Winterspielen vom 6. bis 18. Februar 1968 
in Grenoble eine vom IOC ausgestellte olympische Identitäts-
karte als Reisedokument auszugeben. Da die Sportler aus der 
DDR so von den TTD-Richtlinien befreit würden, erbat Ourmet 
eine Stellungnahme des Auswärtigen Amts. Schirnding emp-
fiehlt mit Blick auf die bei den vergangenen Olympiaden prak-
tizierte Regelung, keine Bedenken gegen das französische An-
liegen zu erheben. Allerdings solle dies „als ein kleines Opfer" 
dargestellt und darauf bestanden werden, daß die Identitäts-
karte für alle Teilnehmer gelte und dementsprechend kein 
Sportler ein anderes Ausweispapier vorlegen müsse. 

358 18.10. Bundesminis te r Brand t an Genera l sekre tä r Brosio, S. 1409 
NATO 
Brandt informiert über die Gespräche mit dem französischen 
Außenminister am 16./17. Oktober 1967 in Paris. Couve de 
Murville erklärte, daß in der Studie über die zukünftigen Auf-
gaben der Allainz (Harmel-Studie) keine Regelung akzeptabel 
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sei, welche die Politik jedes Mitglieds in der Allianz zur Dis-
kussion stelle. Das Bündnis solle vielmehr unverändert wei-
terarbeiten und die Konsultationen durch gegenseitige Infor-
mationen fortsetzen. Brandt gibt abschließend seinen Eindruck 
wieder, daß „die französische Haltung noch nicht in jeder Be-
ziehung festgelegt" sei. Die Bundesregierung werde sich wei-
terhin bemühen, Frankreich für eine Lösung zu gewinnen, die 
im gemeinsamen Interesse der Allianz liege. 

359 18.10. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 1410 

Sahm informiert über die Schadenersatzansprüche, die von den 
vierzehn NATO-Mitgliedstaaten als Folge des französischen 
Ausscheidens aus der militärischen Integration der Allianz er-
hoben würden. Diese Forderungen bezögen sich zum einen auf 
den Verlust der in Frankreich gelegenen Infrastrukturanlagen, 
zum anderen auf die entstandenen Kosten für die Verlegung in 
andere NATO-Staaten. Es handle sich um eine Gesamtsumme 
von ca. 223,7 Mio. Pfund; hinzu kämen weitere 2,75 Mrd. 
Francs, die sich aus amerikanisch-französischen Vereinbarun-
gen ergäben. Die USA dächten aus innenpolitischen Gründen 
daran, auf eine baldige Erfüllung ihrer Forderungen zu drän-
gen. Eine kritische Zuspitzung des amerikanisch-französischen 
Verhältnisses sei dabei nicht ausgeschlossen. Um die Zusam-
menarbeit Frankreichs mit den Vierzehn weiterhin „eng und 
dauerhaft" zu halten, rät Sahm, die USA zu bitten, ihre bilate-
ralen Ansprüche getrennt von den Forderungen der Vierzehn 
geltend zu machen. 

360 18.10. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO), an S. 1413 
das Auswärtige Amt 
Braun berichtet von einem Gespräch mit dem ägyptischen Au-
ßenminister über eine Wiederaufnahme der diplomatischen 
Beziehungen. El Riad beklagte die wirtschaftliche, militärische 
und politische Unterstützung der Bundesrepublik für Israel, die 
den arabischen Staaten während des Nahost-Krieges „schmerz-
lich durch die israelische Überlegenheit erneut zum Bewußt-
sein" gekommen sei. Die von der Bundesregierung damals ein-
genommene Neutralität sei „fast ebenso schlimm wie direkte 
Hilfe" gewesen. In diesem Punkt sei die öffentliche Meinung in 
den arabischen Staaten sehr empfindlich. Für die Normalisie-
rung der Beziehungen, die eine Angelegenheit aller arabischer 
Staaten sei, müsse ein günstiger Augenblick abgewartet wer-
den. Braun resümiert, daß el Riad den Eindruck vermittelt ha-
be, als ob die Bundesrepublik „vorläufig für Kairo diplomatisch 
uninteressant" sei. 

361 18.10. Botschafter Grewe, Brüssel (NATO), an das S. 1417 
Auswärtige Amt 
Grewe teilt zum Stand der Studie über die zukünftigen Aufga-
ben der Allianz (Harmel-Studie) mit, daß NATO-Generalsekre-
tär Brosio auf einer vertraulichen Sitzung die Zusammenfas-
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sung der Berichte der vier Untergruppen der „Special Group" 
vorgelegt habe. Diese Zusammenfassung solle den Mitglied-
staaten lediglich die Stellungnahme erleichtern und die einzel-
nen Berichte keinesfalls ersetzen. Auf Vorschlag von Grewe 
wurde vereinbart, zunächst die Prüfung der Berichte und der 
Zusammenfassung durch die einzelnen Regierungen abzuwar-
ten. Es wurde ferner Einigung über eine Sitzung der Ständigen 
Vertreter am 25. Oktober 1967 erzielt, auf der die Vorausset-
zungen für eine Sitzung der „Special Group" auf höherer Ebene 
unter Teilnahme des belgischen Außenministers Harmel ge-
schaffen werden sollten. Erst danach solle dann die endgültige 
Formulierung des Harmel-Berichts erfolgen, der aus einem 
vertraulichen und einem für die Veröffentlichung bestimmten 
Teil bestehen werde. 

362 23.10. Gespräch des B u n d e s k a n z l e r s Kies inger mi t S. 1419 
P r e m i e r m i n i s t e r Wilson in London 

Zu dem auf der EG-Ministerratstagung in Luxemburg erörter-
ten britischen Beitrittsantrag bemerkt Kiesinger, er wolle alles 
tun, um das Verfahren zu erleichtern. Er habe dem französi-
schen Staatspräsidenten mitgeteilt, daß die öffentliche Mei-
nung in Europa für eine britische Beteiligung sei. Da de Gaulle 
nicht von seinen Ansichten abgebracht werden könne, müsse er 
davon überzeugt werden, daß er den Beitritt nicht verhindern 
könne. Wilson erklärt, daß er es vorziehen würde, wenn die 
Verhandlungen der EG mit Großbritannien nicht erst nach in-
ternen Konsultationen der sechs Mitgliedstaaten, sondern so-
fort aufgenommen würden. Kiesinger erläutert die Sorge von 
de Gaulle, daß eine europäische Einheit zu einer atlantischen 
Gemeinschaft führen könne. Darauf erwidert Wilson, de Gaulle 
befürchte, „daß sich zu sechs Leuten, die miteinander Fußball 
spielen wollten, nunmehr ein neues Mitglied gesellen wolle, 
das nicht bereit sei, sich an die Regeln zu halten und statt 
Fußball Baseball zu spielen beabsichtige." 

363 23.10. Deutsch-br i t i sche Reg ie rungsbesp rechung in London S. 1426 

Kiesinger befürwortet den britischen EG-Beitritt, spricht sich 
aber mit Blick auf die französische Haltung für eine möglichst 
behutsame Vorgehensweise bei den prozeduralen Fragen aus. 
Für Staatspräsident de Gaulle bedeute die Bereitschaft zur 
Aufnahme Großbritanniens die Aufgabe einer Politik, die er 
seit 1950 „mit zunehmender Starrheit" verfolge. Daher müsse 
seine Forderung nach vorherigen Beratungen unter den Sechs 
erfüllt werden. Es sei zu hoffen, daß diese Verhandlungen bis 
etwa zur Jahreswende 1967/68 beendet werden könnten. Au-
ßenminister Brown warnt, daß eine Verzögerung „eine ernste 
Wirkung" auf die Beziehungen zu Frankreich sowie auf die 
britische Einstellung zur NATO und zur Stationierung von 
Streitkräften haben könnte. Zur Klärung der durch die Stel-
lungnahme der EG-Kommission vom 29. September 1967 auf-
geworfenen Fragen schlägt Kiesinger einen Meinungsaus-
tausch zwischen Experten beider Seiten vor, der parallel zu den 
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internen Beratungen der Sechs geführt werden solle. Brown 
stimmt dem von Kiesinger vorgestellten Konzept zu, wonach 
die Beitrittsverhandlungen einerseits und die sich gleichzeitig 
vollziehende Weiterentwicklung der EG andererseits synchro-
nisiert werden sollten. 

364 24.10. Deutsch-britische Regierungsbesprechung in London S. 1432 
Bundeskanzler Kiesinger stellt fest, daß die soeben von der 
EG-Ministerratstagung in Brüssel übermittelten Äußerungen 
des französischen Außenministers Couve de Murville offenbar 
einem Veto zum britischen EG-Beitritt gleichkommen. Er er-
läutert anschließend die Sorge des französischen Staatspräsi-
denten, daß sich die NATO im Zuge der Studie über die zu-
künftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-Studie) zu „einer Art 
Politische Atlantische Union" entwickeln würde; dies könne 
seine Entscheidung über den Verbleib in der NATO beeinflus-
sen. Die Entspannungspolitik der Bundesregierung werde durch 
die sowjetische Forderung nach Anerkennung der DDR behin-
dert. Durch den Versuch, das Verhältnis zu allen östlichen 
Staaten zu verbessern, solle ein Klima des gegenseitigen Ver-
ständnisses geschaffen werden, dem sich die DDR nicht auf 
Dauer entziehen könne. Der britische Verteidigungsminister 
Healey erläutert die Absicht, die Verteidigungskosten durch 
Truppenverlegungen zu verringern. Die Verlagerung des Schwer-
punkts der britischen Verteidigung von „East of Suez" nach 
Europa sei von historischer Bedeutung. Die Bundesregierung 
möge daher ihrerseits den Beschluß überprüfen, die Bundes-
wehr um 19000 Mann zu reduzieren. 

365 25.10. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 1439 
Premierminister Wilson in London 
Wilson stimmt der Überlegung von Kiesinger zu, bei den kom-
menden Gesprächen über das weitere Vorgehen in der Frage 
des britischen EG-Beitritts insbesondere mit der italienischen 
Regierung zu sprechen. Er schlägt eine Intensivierung der 
technologischen Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik vor. 
Vor allem sollten die entsprechenden Firmen direkt miteinan-
der Kontakt aufnehmen können. Zu diesem Zweck sei es aller-
dings notwendig, daß Großbritannien der EG beitrete. 

366 25.10. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 1443 
Lahr erörtert im Licht der EG-Ministerratstagung am 23./24. 
Oktober 1967 in Luxemburg die ablehnende Haltung Frank-
reichs zu einem britischen Beitritt. Der französische Außen-
minister habe darauf hingewiesen, daß die EG durch die briti-
sche Aufnahme von einer Wirtschafts- zu einer Handelsunion 
„denaturieren" würde. Nach Ansicht von Couve de Murville 
hätten die Römischen Verträge von 1957 zwar eine erweite-
rungsfähige Gemeinschaft vorgesehen, aber die Entwicklung 
sei darüber hinweggegangen. Diese Argumentation stehe je-
doch, so Lahr, in „diametralem Gegensatz" zur Haltung der 
Partnerstaaten. Frankreich müsse nun damit rechnen, daß ei-
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nige von ihnen „renitent" würden. Zudem werde Großbritanni-
en künftig „unsichtbar am Ratstisch der Gemeinschaft" sitzen. 
Es sei nur schwer vorstellbar, daß es so zu Beschlüssen über 
die endgültige Gestaltung der EG, insbesondere über die Agrar-
finanzierung komme, an der Frankreich am meisten interes-
siert sei. Europa sei für Frankreich nur ein „Operationsfeld un-
ter anderem", das für konkrete französische Interessen nütz-
lich sein könne. Es stelle sich daher die Frage, ob der französi-
schen Regierung tatsächlich an der EG gelegen sei oder sie ein-
fach nur ihre Führungsrolle in der Gemeinschaft erhalten 
wolle. 

367 25.10. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 1448 
Sahm faßt die Ergebnisse der Gespräche des Chefredakteurs 
des Deutschlandfunks, Barsig, am 6./7. Oktober 1967 in Bel-
grad zusammen. Demnach sei die jugoslawische Regierung be-
reit, ohne Vorbedingungen die diplomatischen Beziehungen 
wiederherzustellen. Da damit aber das Problem der jugoslawi-
schen Wiedergutmachungsforderungen bestehen bleibe, kom-
me es nun darauf an, entsprechende Illusionen „zu zerstören". 
Kernpunkt sei die Frage, wie die Bundesregierung mit den 
Staaten verfahren werde, die - wie dies Jugoslawien 1957 ge-
tan habe - nun ebenfalls diplomatische Beziehungen mit der 
DDR aufnehmen wollten. Dem sei mit dem Hinweis auf die 
veränderte politische Lage in Europa zu begegnen. Zudem 
könnten den kommunistischen Staaten keine Maßregeln für 
sein Verhalten gegenüber anderen kommunistischen Staaten 
auferlegt werden; von den übrigen Staaten sei aber zu erwar-
ten, daß sie die Spaltung Europas nicht durch die Anerken-
nung der DDR vertieften. Eine beim Botschafteraustausch ab-
zugebende Erklärung müsse so zurückhaltend formuliert wer-
den, wie es innenpolitisch gerade noch zulässig sei. Damit solle 
die Fehldeutung vermieden werden, die Bundesregierung wolle 
„ostpolitische Bewegung um jeden Preis". Es müßte dann er-
klärt werden, daß der Abbruch der Beziehungen 1957 ebenso 
„richtig wie seine Perpetuierung heute falsch wäre". 

368 25.10. Ministerialdirigent Böker an Botschafter Pauls, S. 1454 
Tel Aviv 

Böker informiert Pauls über ein Gespräch mit dem ehemaligen 
Bundeskanzler Erhard vom Vortag. Erhard stimmte dem Vor-
schlag zu, im Rahmen seines Aufenthalts in Israel vom 30. Ok-
tober bis 10. November 1967 weder die Altstadt von Jerusalem 
noch andere besetzte Gebiete zu besuchen. Böker führt weiter 
aus, die israelische Botschaft habe daraufhin „sehr heftig" ge-
gen diese „Demonstration gegen Israel" protestiert und die ge-
samte Reise in Frage gestellt. Sowohl Bundesminister Brandt 
als auch Erhard seien jedoch entschlossen, nicht nachzugeben. 
Erhard bitte zudem darum, in Israel darauf hinzuwirken, „daß 
keine weiteren Pressionen auf ihn ausgeübt" würden. 

CLIV 



Oktober 

369 26.10. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s H a r k o r t S. 1455 

Harkort nimmt zu der Vorlage des Bundesministeriums der 
Verteidigung für die Sitzung des Bundesverteidigungsrats am 
3. November 1967 Stellung. Der vorgeschlagene Verkauf von 
30 bis 50 Flugzeugen vom Typ Do 27 aus Bundeswehrbestän-
den an Portugal als Kompensation für die Verkleinerung des 
Luftwaffenstützpunktes Beja stoße auf grundsätzliche Beden-
ken des Auswärtigen Amts, da ein Einsatz dieser Flugzeuge 
zur Unterdrückung von Aufständen in den portugiesischen 
Kolonien möglich sei. Während die Abteilungen II und III das 
Projekt wegen der sonst zu erwartenden Verschlechterung der 
Beziehungen zu Portugal befürworteten, spreche sich Abtei-
lung I mit Blick auf die ebenfalls absehbare „erhebliche Bela-
stung" des Verhältnisses zu den afrikanischen Staaten dagegen 
aus. Harkort schlägt daher vor, das Bundesministerium der 
Verteidigung möge die Lieferung der Flugzeuge ablehnen. Erst 
wenn sich im Laufe der Verhandlungen zeige, daß Portugal 
großes Gewicht auf den Erhalt der Do 27 lege und dafür auch 
Konzessionen beim Beja-Vorhaben einräume, könne eine Liefe-
rung von höchstens 50 Maschinen erfolgen. 

370 27.10. A u f z e i c h n u n g des B o t s c h a f t e r s S c h n i p p e n k ö t t e r S. 1457 

Schnippenkötter resümiert die Einschätzung der sowjetischen 
Demarchen gegen die Besuche ausländischer Staatsgäste in 
Berlin (West) auf der Besprechung der Bonner Vierergruppe 
vom 18. Oktober 1967. Von französischer Seite seien Bedenken 
gegen den Vorschlag der USA erhoben worden, daß der ameri-
kanische Botschafter McGhee gegenüber dem sowjetischen 
Botschafter in Ost-Berlin, Abrassimow, „das Befremden der 
Verbündeten" bekunde. Daraufhin habe der britische Vertreter 
vorgeschlagen, die Bundesregierung solle diejenigen Regierungs-
gäste, die von der UdSSR zum Verzicht auf einen Berlin-Auf-
enthalt gedrängt würden, darauf hinweisen, daß den Drei 
Mächten ein Besuch der Stadt willkommen wäre. Außerdem 
seien sie mit der Wahrnehmung der Interessen von Berlin 
(West) im Ausland durch die Bundesregierung einverstanden. 
Schnippenkötter schlägt vor, den Entwurf einer entsprechen-
den Erklärung „der drei Berliner Schutzmächte" auszuarbei-
ten. McGhee solle Abrassimow darüber in Kenntnis setzen und 
gleichzeitig das Befremden über die sowjetischen Demarchen 
ausdrücken. 

371 28.10. Bundesminis ter Brandt an den amerikanischen S. 1460 
Außenminister Rusk 
Brandt übermittelt eine Aufzeichnung zur Frage der Nichtver-
breitung von Kernwaffen: Die EG-Kommission habe mitgeteilt, 
daß der sowjetische Entwurf vom 1. September 1967 für Arti-
kel III (Kontrollartikel) eines Nichtverbreitungsabkommens nur 
unter Berücksichtigung der Änderungsvorschläge der Bundes-
republik vereinbar sei mit dem EURATOM-Vertrag von 1957. 
Solange das Abkommen aber ausdrücklich IAEO-Sicherheits-
kontrollen vorschreibe, die nicht konform mit dem EURATOM-
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Vertrag seien, könne die Bundesregierung „keine andere Hal-
tung einnehmen als bisher". Am 27. Oktober 1967 hätten sich 
die fünf kernwaffenlosen EURATOM-Mitgliedstaaten auf eine 
gemeinsame Minimalposition geeinigt und Bemerkungen zur 
Kontrollregelung erarbeitet. Die Bundesregierung werde nun 
Modifikationen der eigenen Änderungsvorschläge im NATO-
Rat vorstellen. Falls die amerikanisch-sowjetischen Verhand-
lungen nicht zu einem EURATOM-vertragskonformen Entwurf 
führen würden, erwarte die Bundesregierung, daß die USA 
gemäß früherer Zusagen einen eigenen „realistischen westli-
chen Entwurf ' vorlegen werde, der die zivilen Nuklearindustri-
en nicht mit Kontrollen diskriminiere. 

372 29.10. Botschafter Pauls, Tel Aviv, an das Auswärtige Amt S. 1464 
Pauls berichtet über ein Gespräch mit dem israelischen Mini-
sterpräsidenten. Eshkol erklärte, daß er dem Wunsch der Bun-
desregierung nicht entsprechen könne, auf die Besichtigung 
der Altstadt von Jerusalem durch den ehemaligen Bundes-
kanzler Erhard während dessen Besuch in Israel zu verzichten. 
Er ging auf den Vorschlag von Pauls ein, in einem persönlichen 
Telegramm an Erhard um Verschiebung der Reise zu bitten. 
Während Eshkol „betont konziliant" sprach, brachte sein Kabi-
nettschef „Schärfen ins Gespräch". Das Auswärtige Amt habe 
seine Einwände erst erhoben, seitdem der Besuch des jordani-
schen Königs Hussein in Bonn bevorstehe. Pauls war sich mit 
Eshkol darüber einig, daß gegenüber der Presse Zurückhaltung 
angebracht sei und „störende Auswirkungen auf den so befrie-
digenden Stand der Beziehungen" vermieden werden müßten. 

373 29.10. Botschafter Knoke, Den Haag, an das Auswärtige Amt S. 1465 
Knoke teilt Einzelheiten eines Gesprächs mit dem niederländi-
schen Außenminister vom Vortag mit. Luns bezeichnete die 
französische Haltung zu einem britischen EG-Beitritt auf der 
Tagung vom 23./24. Oktober 1967 in Luxemburg als „de facto-
Veto". Es sei symptomatisch, daß diese Frage bei den Gesprä-
chen zwischen Bundesminister Brandt und dem französischen 
Außenminister Couve de Murville am 16./17. Oktober 1967 in 
Paris offenbar nicht erörtert worden sei: Sehe so die deutsch-
französische Zusammenarbeit aus, „wie sie der Elysée-Vertrag 
stipuliere"? Auch der Zeitpunkt der außenpolitischen Debatte 
im Bundestag am 13. Oktober 1967 vor der Ministerratstagung 
sei nicht glücklich gewählt gewesen. Denn die dort geäußerte 
Absicht der Bundesregierung, Frankreich nicht unter Druck zu 
setzen, habe Staatspräsident de Gaulle ermutigt, „seine Forde-
rungen noch höher zu schrauben". Luns kündigte an, den briti-
schen EG-Beitritt und, damit verbunden, die politische Zu-
sammenarbeit der Gemeinschaft zu beschleunigen. Sollte dies 
nicht bald möglich sein, „sei die Entwicklung zum Nationalis-
mus in Europa nicht mehr aufzuhalten". 
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374 30.10. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit S. 1467 
König Hussein von Jordanien 
Hussein legt die arabische Position im Nahost-Konflikt dar. Es 
sei nicht beabsichtigt, die Krise zum Gegenstand des Ost-West-
Gegensatzes zu machen. Kiesinger bedauert das Versäumnis 
der EG, ihre Kräfte im Sinne einer politischen Lösung zusam-
menzuschließen. Hussein führt die Unruhen in den besetzten 
Gebieten auf die „harte und rücksichtslose Behandlung durch 
die Israelis" zurück. Die Situation der palästinensischen Flücht-
linge sei sehr ernst, zumal der Winter in diesem Jah r sehr früh 
eingebrochen sei. Kiesinger widerspricht dem von Hussein 
wiedergegebenen Eindruck, daß die UdSSR bereit sei, an einer 
friedlichen Lösung des Konflikts mit den USA mitzuarbeiten. 
Abschließend bekräftigt der König, daß eine generelle Rege-
lung nur bei einem israelischen Rückzug hinter die Waffen-
stillstandslinien vom 5. Juni 1967 möglich sei. 

375 31.10. A u f z e i c h n u n g des B o t s c h a f t e r s S c h n i p p e n k ö t t e r S. 1471 

Schnippenkötter erörtert den Entwurf eines Schreibens der 
Drei Mächte, mit dem die sowjetische Protestnote vom 15. Ok-
tober 1967 gegen die parlamentarische Arbeitswoche des Bun-
destages in Berlin (West) vom 16. bis 20. Oktober 1967 zurück-
gewiesen werden soll. Der Entwurf sei erst nach „zähen Ver-
handlungen" zwischen den Drei Mächten und im Rahmen der 
Bonner Vierergruppe entstanden. Die französische Botschaft 
habe erst nach wiederholten Rückfragen in Paris den von Bun-
desminister Brandt neu vorgeschlagenen Satz akzeptiert, wo-
nach die Drei Mächte anerkennen, daß die Bundesrepublik für 
das Wohlergehen und die Lebensfähigkeit von Berlin (West) 
Verantwortung trage. Dieser Bestätigung des „politischen Ge-
samtzusammenhangs" komme vor allem deshalb besondere Be-
deutung zu, weil keine rechtliche Verbindung zwischen der Ar-
beitswoche des Bundestages und der Fürsorge der Bundesre-
publik für die Lebensfähigkeit von Berlin (West) bestehe. 

376 31.10. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 1473 
I. Klasse Rankes 
Lankes erörtert Möglichkeiten einer weiteren Ausgestaltung 
des Angebots auf Gewaltverzicht an die Ostblock-Staaten. Das 
sowjetische Memorandum vom 12. Oktober 1967 habe den un-
verhüllten Versuch der UdSSR gezeigt, über die Bereitschaft 
der Bundesregierung zum Austausch von Gewaltverzichtser-
klärungen die völkerrechtliche Anerkennung der DDR zu errei-
chen. Die „offenbar unumgängliche direkte Beteiligung Ost-
berlins" könne erleichtert werden, wenn die Gleichbehandlung 
der DDR weniger auf die Form als auf den Inhalt ausgerichtet 
würde. Dabei müsse es jedoch immer klar erkennbar sein, daß 
der andere Teil Deutschlands für die Bundesrepublik kein 
Ausland sei. Dies sei möglich, wenn nicht nur für die DDR eine 
Sonderkategorie gebildet, sondern auch unter den anderen 
Adressaten eine Differenzierung beim Gewaltverzichtsangebot 
getroffen würde. Lankes schlägt unterschiedliche Angebote vor 
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und empfiehlt, die Bundesregierung möge damit gegenüber den 
Ostblock-Staaten sowie gegenüber den verbündeten und den 
ungebundenen Staaten so gut wie möglich „Politik" machen. 

377 02.11. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 1477 

Schnippenkötter informiert darüber, daß nunmehr die ersten 
drei Kapitel der „Studie über eine Reduzierung der Streitkräfte 
der NATO im Bereich Europa-Mitte" vorliegen, die von einer 
Arbeitsgruppe des Generals a.D. Heusinger verfaßt worden 
seien. Die Studie behandele den Abbau der militärischen Kon-
frontation in Europa durch eine ausgewogene und schrittweise 
Verminderung der Streitkräfte auf beiden Seiten der 
„Demarkationslinie". Durch die Reduzierung insbesondere der 
ausländischen Streitkräfte in beiden Teilen Deutschlands 
könnte der Status quo in Mitteleuropa aufgelockert, der Resi-
gnation in der Bevölkerung der DDR entgegenwirkt und die fi-
nanziellen Probleme der Truppenstationierung „an der Wurzel" 
gepackt werden. Die NATO solle sich baldmöglichst mit dem 
Thema befassen, um über untereinander abgestimmte Vor-
schläge zu verfügen und der Öffentlichkeit ihre Entspan-
nungsbereitschaft unter Beweis stellen zu können. Insgesamt 
gebe die Studie der Bundesregierung einen Planungsvorsprung, 
um die Richtung der Diskussion in der NATO zu beeinflussen. 

378 02.11. Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter S. 1480 

Schnippenkötter kennzeichnet die Haltung der Bundesregie-
rung gegenüber dem amerikanischen Engagement in Vietnam 
als zurückhaltend bekundete Solidarität. Dauer und Verlauf 
des Krieges ließen die Glaubwürdigkeit amerikanischer Ver-
pflichtungen im öffentlichen Bewußtsein zweifelhaft erschei-
nen. Das Vertrauen in die Zusage für die Sicherheit Europas 
sei nicht abhängig von der Fortfuhrung der Luftangriffe in Viet-
nam. Den USA solle daher mitgeteilt werden, daß die Bundes-
regierung im Hinblick auf eine erfolgreiche Entspannungspoli-
tik in Europa ein besonderes Interesse an der Beendigung des 
Krieges habe, damit die sowjetische Regierung auf etwaige 
Vorschläge zu Truppenverminderungen zwischen NATO und 
Warschauer Pakt eingehe. Grundsätzlich gehe es zu weit, wenn 
von amerikanischer Seite erklärt werde, daß der Vietnam-
Krieg „gewissermaßen Deutschlands wegen geführt" werde. 

379 02.11. Legationsrat I. Klasse Mez, Khartum, an das S. 1482 
Auswärtige Amt 
Mez berichtet von einem Gespräch mit dem ehemaligen suda-
nesischen Informationsminister. Daoud erklärte, daß Minister-
präsident Mahgoub einen Botschafteraustausch mit der Bun-
desrepublik nicht erst aufgrund eines gemeinsamen Beschlus-
ses der Arabischen Liga vornehmen wolle. Vielmehr sehe er 
sich nunmehr in der Lage, die abgebrochenen diplomatischen 
Beziehungen sofort wiederaufzunehmen; jedoch müsse zuvor 
ein geeigneter Zeitpunkt gefunden werden. Die sudanesische 
Regierung sei außerdem vom Verlauf der Verhandlungen mit 
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dem Ostblock über finanzielle Hilfe enttäuscht. Maghoub glau-
be daher, daß nur mit der Bundesrepublik und Großbritannien 
diplomatische Beziehungen wiederaufgenommen werden könn-
ten. Mez regt an, eine geeignete Persönlichkeit zu Sondie-
rungsgesprächen nach Khartum zu entsenden. 

380 02.11. Drahterlaß des Vortragenden Legationsrats S. 1484 
I. Klasse Klarenaar 
Klarenaar äußert sich zum amerikanischen Vorschlag vom 29. 
September 1967, die Embargolisten für Ausfuhren in die kom-
munistischen Staaten Asiens zu erweitern und gleichzeitig für 
Exporte in die europäischen Ostblock-Staaten zu kürzen. Der 
Vorstoß stehe in Zusammenhang mit dem Nuklearprogramm 
der Volksrepublik China, das nach amerikanischer Auffassung 
schneller als erwartet fortschreite. China werde in Kürze über 
Mittelstreckenraketen und Anfang des nächsten Jahrzehnts 
über Interkontinentalraketen verfügen. Die amerikanische 
Botschaft in Bonn habe eine vorläufige Liste mit Waren, die 
künftig einem Ausfuhrverbot unterliegen sollten, mit der Bitte 
um Prüfung und Ergänzung übergeben. Staatssekretär Lahr 
habe in einem Schreiben vom 23. Oktober 1967 das Verständ-
nis der Bundesregierung für den amerikanischen Vorschlag 
zum Ausdruck gebracht, sich gleichzeitig jedoch eine endgülti-
ge Stellungnahme vorbehalten. 

381 03.11. Vermerk des Botschafters z.b.V. Bahr S. 1486 
Bahr reagiert auf eine Bemerkung des Bundeskanzlers Kiesin-
ger, der soeben auf einer Pressekonferenz die völkerrechtliche 
Anerkennung der DDR als Voraussetzung für den Austausch 
von Gewaltverzichtserklärungen mit der UdSSR abgelehnt ha-
be. Bahr vermerkt dazu für Bundesminister Brandt, daß die 
Glaubwürdigkeit der gesamten Ostpolitik nun in Frage gestellt 
sein könnte. Der Dialog mit der UdSSR dürfe keinesfalls öf-
fentlich oder nichtöffentlich abgelehnt oder sogar abgebrochen 
werden. Kiesinger könne dies nicht ohne Beteiligung des Bun-
desministers des Auswärtigen oder gar gegen dessen Willen 
festlegen. Er regt an, einen Brief an den Bundeskanzler zu 
richten und in der Öffentlichkeit deutlich zu machen, daß das 
Gespräch mit der UdSSR weitergeführt werde. 

382 03.11. Bundesminister Brandt an die Botschaft in Tel Aviv S. 1488 
Brandt bittet, Ministerpräsident Eshkol mündlich mitzuteilen, 
daß der Besuch des ehemaligen Bundeskanzlers Erhard nach 
Israel die Zustimmung der Bundesregierung finde. Sie wolle 
jedoch den Eindruck einer Festlegung bezüglich des Status der 
Gebiete, die von Israel besetzt seien, vermeiden. Der Aufent-
halt des Königs Hussein in der Bundesrepublik habe in diesem 
Zusammenhang keine Rolle gespielt. Die nunmehr gefundene 
Lösung, daß Erhard die Altstadt von Jersualem als Pilger be-
suche, könne von beiden Seiten als befriedigend angesehen 
werden. 
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383 03.11. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO), an S. 1490 
das Auswärtige Amt 
Braun informiert über ein Gespräch mit dem rumänischen 
Stellvertretenden Außenminister. Malitza betonte, daß die Po-
litik zwischen Ost und West langfristig angelegt sein müsse. 
Zudem erklärte er, daß die UdSSR für die Anwesenheit ameri-
kanischer Streitkräfte in Europa „dankbar" sei, weil damit der 
Vorwand für die weitere Präsenz sowjetischer Truppen und für 
die Kontrolle in den osteuropäischen Staaten gegeben sei. Die 
Hallstein-Doktrin habe nicht nur das „Anlehnungsbedürfnis" 
der DDR an die sowjetische Seite, sondern auch den Wunsch 
der UdSSR nach Festigung ihrer dortigen Position verstärkt. 
Allerdings gebe es in der DDR Tendenzen, sich von dieser Ab-
hängigkeit langsam zu lösen. Voraussetzung sei allerdings, daß 
sich die Bundesregierung nicht länger weltweit den Bestre-
bungen der DDR um die Anerkennung als Staat widersetze. 

384 03.11. Botschafter Grewe, Brüssel (NATO), an das S. 1492 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet über eine Sitzung der Arbeitsgruppe für Nu-
kleare Planung der NATO. Eine Übereinkunft hinsichtlich des 
Verfahrens zur Fertigstellung einer Studie über ein europäi-
sches Raketenabwehrsystem sei erzielt worden. Zunächst solle 
SHAPE um einen mündlichen Vortrag über zusätzliche Luft-
verteidigungsmaßnahmen gebeten werden. Darüber hinaus sei-
en Informationen über flankierende Zivilverteidigungsmaßnah-
men für ein ABM-System einzuholen. Alle übrigen Teilfragen 
sollten jedoch von der Arbeitsgruppe selbst erarbeitet werden. 

385 07.11. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s H a r k o r t S. 1494 

Harkort vermerkt, daß bislang noch keine Antwort auf die so-
wjetische Note vom 15. August 1967 zur Aufnahme von Luft-
verkehrsverhandlungen über eine Verbindung zwischen Frank-
furt/Main und Moskau ergangen sei, um den Eindruck „unan-
gemessener Eile" zu vermeiden und den Drei Mächten die Ab-
fassung einer Stellungnahme zu ermöglichen. Als Ergebnis der 
Verhandlungen solle eine Streckenführung über Eger, mit der 
die amerikanische, britische und französische Regierung ein-
verstanden seien, erreicht werden. Dabei werde sich zeigen, ob 
die von der UdSSR angestrebte Verbindung über Berlin vor-
nehmlich politischen Interessen diene. In der Stellungnahme 
der Drei Mächte vom 24. Oktober 1967 seien keine Einwände 
gegen Verhandlungen mit der UdSSR gemacht worden. Jedoch 
sei die Bundesregierung gebeten worden, die Möglichkeit der 
Benutzung einer Luftstraße nach Berlin nicht zu erwähnen. 

386 07.11. Botschafter Grewe, Brüssel (NATO), an das S. 1497 
Auswärtige Amt 
Grewe übermittelt die Besorgnis des Vorsitzenden des Ausschus-
ses für Verteidigungserhebung über die Stellungnahme des 
Militärausschusses zur NATO-Strategie (MC 14/3). Hockaday 
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habe den Eindruck gewonnen, daß darin einige „bedenkliche 
Formulierungen" enthalten seien, die in der politischen Direk-
tive der Verteidigungsminister vom Mai 1967 nicht zu finden 
wären. Die Komplexität der Abschreckung sei durch Einfüh-
rung von Prioritäten zwischen den Stufen Direkt-Verteidigung, 
bewußte Eskalation und allgemeiner nuklearer Einsatz aufge-
hoben worden; dadurch werde das Risiko für einen potentiellen 
Gegner berechenbar. In Ermangelung realistischer Alternati-
ven sollte zwar die MC 14/3 auf der NATO-Ministerratstagung 
am 13./14. Dezember 1967 in Brüssel angenommen werden. Sie 
sei aber dahingehend schriftlich zu interpretieren, daß ameri-
kanische Truppen, die aus Europa rückzuverlegen seien, den-
noch weiterhin als der NATO unterstellt bezeichnet würden. 
Zudem sollten die Formulierungen der Eskalationsstufen im 
Sinne der politischen Direktive verbessert werden. 

387 08.11. Botschafter Grewe, Brüssel (NATO), an das S. 1500 
Auswärtige Amt 
Grewe berichtet über eine Sitzung der Studiengruppe zur Un-
tersuchung der zukünftigen Aufgaben der Allianz („Special 
Group"). Der französische Botschafter bei der NATO deutete 
an, daß seine Regierung auf der NATO-Ministerratstagung am 
13./14. Dezember 1967 in Brüssel keiner weitergehenden 
Erklärung zur Situation des Bündnisses zustimmen werde. 
Ferner betonte Roger Seydoux, daß auch die Bildung neuer 
ständiger Arbeitsgruppen von Frankreich nicht unterstützt 
werde. Unter Wiederholung aller Zweifel und Bedenken 
stimmte er schließlich der Abfassung eines Berichtsentwurfs 
durch NATO-Generalsekretär Brosio zu. Staatspräsident de 
Gaulle wolle keine Beschlüsse, die „das Gesicht der NATO so 
veränderten, daß er sie hinterher nicht wiedererkennen kön-
ne". Grewe weist darauf hin, daß der Verlauf der Sitzung einen 
Vorgeschmack auf die Schwierigkeiten gegeben habe, die von 
französischer Seite in Zusammenhang mit der Studie über die 
zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-Studie) noch zu er-
warten seien. 

388 10.11. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1503 
indischen Botschafter Chand 
Kiesinger und Chand erörtern den Stand der bilateralen Be-
ziehungen, die künftige Rolle der Volksrepublik China in Asien 
und die Situation in Indien. Chand erklärt, daß er den Wunsch 
der Bundesregierung nach Wiedervereinigung unterstütze. Zu-
dem führt er aus, daß Indien einen seiner Größe entsprechen-
den Anteil an Entwicklungshilfe von der Bundesrepublik er-
warte. Der Ausdruck „Hilfe" sei übrigens falsch, denn wer dort 
investiere, werde selbst den größten Nutzen haben. Kiesinger 
drückt die Bereitschaft aus, Indien im Rahmen des Möglichen 
weiterhin zu unterstützen. 
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389 10.11. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1506 
ceylonesischen Botschafter Peiris 
Peiris erläutert ein Entwicklungsprogramm für Nahrungsmit-
tel, das in den kommenden Jahren die Selbstversorgung Cey-
lons mit Reis, Kartoffeln und Zwiebeln erhoffen lasse. Der Er-
folg sei abhängig von Devisen für die Errichtung von Fabriken 
zur Konservierung und für den Kauf moderner Maschinen zur 
Tiefkühlung. Die Ernährungslage sei ein politischer Faktor, da 
die nächsten Wahlen das „Ende der Demokratie" in Ceylon be-
deuten könnten. Kiesinger verweist auf die Rezession in der 
Bundesrepublik und erklärt, daß die bevorstehenden Gesprä-
che für weitere Überlegungen zur Entwicklungshilfe nützlich 
sein werden. 

390 13.11. Gesandter von Lilienfeld, Washington, an das S. 1508 
Auswärtige Amt 
Lilienfeld übermittelt Informationen des amerikanischen Au-
ßenministeriums zu einem Nichtverbreitungsabkommen. Die 
USA gehen davon aus, daß die DDR kein Staat sei, und versu-
chen daher, jegliche internationale Aufwertung zu verhindern. 
Daher würde bei einer Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
der DDR in Moskau ein Vorbehalt einlegt werden. Falls die 
DDR dennoch versuche, ein Junkt im zwischen einem mit der 
IAEO auszuhandelnden Kontrollabkommen und ihrer Mit-
gliedschaft in der IAEO herzustellen, werde die amerikanische 
Regierung dem nicht nachgeben. Vielmehr wollen die USA 
dann auf eine Kontrolle der DDR durch die IAEO verzichten, 
da die Verwendung von spaltbarem Material zur Waffenher-
stellung dort angesichts der „tatsächlichen sowjetischen Kon-
trolle" kaum zu befürchten sei. 

391 14.11. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1510 
französischen Botschafter François Seydoux 
Kiesinger spricht Fragen an, die in Zusammenhang mit einem 
möglichen britischen EG-Beitritt stehen. Dem Wunsch Frank-
reichs folgend, sei zunächst eine interne Diskussion der Mit-
gliedstaaten anzustreben. Doch sei zu erörtern, wie lange eine 
solche Phase dauern solle und ob nicht parallel Gespräche zwi-
schen Beamten der EG-Kommission und britischen Experten 
stattfinden könnten. Seydoux erinnert an die jüngsten Maß-
nahmen zur Stützung der britischen Währung und erwidert, 
daß Großbritannien zuerst seine ,Angelegenheiten in Ord-
nung" bringen müsse. Der Bundeskanzler sieht wie Staatsprä-
sident de Gaulle in der Bildung einer „atlantischen Union" mit 
den USA keine Lösung für Europa. Er schlägt vielmehr mit 
Blick auf einen britischen EG-Beitritt folgendes Verfahren vor: 
zunächst Aufnahme von Verhandlungen, damit sich neue Ge-
sichtspunkte und Fragestellungen ergäben, anschließend Bera-
tungen, damit die Meinungsbildung innerhalb der Mitglied-
staaten stattfinden könne. Der Botschafter erklärt vertraulich, 
es sei damit zu rechnen, daß sich die französische Regierung 
weiterhin ablehnend verhalten werde. 
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392 14.11. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s Dieh l S. 1516 

Diehl faßt die Besprechungen der Planungsstäbe der Bundesre-
publik, Großbritanniens und der USA vom 30. Oktober bis 1. No-
vember 1967 in Washington zusammen. Dabei hätten die Si-
cherheit in Europa und die Deutschland-Frage im Zentrum ge-
standen. Mit der amerikanischen und britischen Seite habe 
Einvernehmen darüber bestanden, daß eine Auflösung der bei-
den Bündnissysteme abzulehnen sei. Die Erkenntnis sei viel-
mehr gewachsen, daß ein europäisches Sicherheitssystem am 
besten durch Vereinbarungen zwischen den Bündnissen be-
gründet werden könne. Es seien jedoch die Nachteile solcher 
Übereinkommen mit dem Warschauer Pakt „schärfer" erkannt 
worden, welche die Handlungsfreiheit innerhalb der NATO 
einschränkten sowie in deren Struktur eingriffen. Der Entwurf 
einer künftigen europäischen Friedensordnung könnte dem 
„kommunistischem Programm" entgegengestellt werden. Zur 
Studie über die zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-
Studie) könnten die Regierungen der Mitgliedstaaten erklären, 
daß sie nützlich sei; sie habe gezeigt, daß die NATO keines-
wegs inhaltslos geworden sei oder nach einer neuen Aufgabe 
suchen müsse. 

393 16.11. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 1520 
Lahr nimmt Stellung zu einem Drahtbericht des Botschafters 
Klaiber, Paris, der auf Weisung des Bundeskanzlers Kiesinger 
erstellt und zeitgleich dem Auswärtigen Amt und dem Bun-
deskanzleramt zugeleitet worden sei. Auf diese Weise sei es 
Bundesminister Brandt nicht möglich gewesen, zuvor Einblick 
in den Drahtbericht und Stellung zu nehmen. Dies sei gravie-
rend, da die von Klaiber bewertete französische Haltung zu ei-
nem britischen EG-Beitritt nicht „unbeträchtlich" von der Auf-
fassung des Bundesministers abweiche. Insbesondere halte 
Brandt im Unterschied zu Klaiber die französischen Forderun-
gen nach einer Einigung der sechs Mitgliedstaaten noch vor 
Aufnahme von Verhandlungen und nach vorab einzuleitenden 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen in Großbritannien für un-
annehmbar. Eine Annahme solcher Forderungen würde dazu 
führen, daß es auf absehbare Zeit nicht zu Verhandlungen mit 
Großbritannien käme. Lahr ist besorgt, daß die Darstellung 
der Politik der Bundesregierung durch die Botschaft in Paris 
„aus der Sicht der Zentrale unter diesen Umständen zu wün-
schen übrig lassen könnte". 

394 16.11. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 1522 
Lahr beurteilt die französischen „préalables" für einen Beitritt 
Großbritanniens zu den Europäischen Gemeinschaften. Neu 
hinzugekommen sei die Agrarfinanzierung, die nun vor einer 
Erweiterung festgelegt werden solle. Frankreich sehe der Neu-
regelung dieser Frage im Jahr 1969 wegen befürchteter Ein-
nahmeausfalle für die eigene Landwirtschaft und aufgrund des 
provisorischen Charakters der derzeitigen Vereinbarungen 
„mit großer Sorge" entgegen. Auf die französische Forderung 

CLXIII 



Dokumentenverzeichnis für Band III 

könne jedoch angesichts kaum abzuschätzender Lasten, die ei-
ne unbefristete Agrarfinanzierung für die Bundesrepublik nach 
sich ziehen würde, nicht eingegangen werden. Dies gelte um so 
mehr, als jede Regelung ohne Einigung nur „Stückwerk" blei-
ben müsse. 

395 21.11. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 1524 
sowjetischen Botschafter Zarapkin 
Zarapkin fragt, ob die Äußerungen des Bundeskanzlers Kiesin-
ger auf der Pressekonferenz vom 3. November 196V als Antwort 
auf das Memorandum der sowjetischen Regierung vom 12. Ok-
tober 1967 zu betrachten seien. Brandt antwortet, daß Kiesin-
ger zweimal die Frage eines Austausches von Gewaltverzichts-
erklärungen aufgegriffen habe. Allerdings seien die Bemer-
kungen von der Presse nicht ganz korrekt wiedergegeben wor-
den. Die Bundesregierung beabsichtige nicht, beim Austausch 
von Gewaltverzichtserklärungen „das Problem der Existenz von 
zwei Teilen Deutschlands" auszuklammern. Auch für die DDR 
müsse es in prinzipiellen Fragen gleiche Bedingungen geben, 
doch seien Umstände, die sich aus der „Geographie und sonsti-
gen Faktoren" herleiten ließen, zu beachten. Der Botschafter 
überreicht Entwürfe für Gewaltverzichtserklärungen zwischen 
der Bundesrepublik und der UdSSR. 

396 21.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Harkort S. 1529 
Harkort faßt die Ergebnisse eines am Vortag geführten Ge-
sprächs mit britischen Sachverständigen über die Frage des 
Devisenausgleichs zusammen. Es habe Übereinstimmung dar-
über bestanden, der neuen britischen Konzeption des Devisen-
ausgleichs zu folgen und gemeinsame Projekte im militäri-
schen und zivilen Bereich innerhalb eines Zeitraumes von fünf 
Jahren zu fördern. Dabei scheide die Möglichkeit aus, daß die 
Bundesrepublik Vorauszahlungen für ein allgemeines Pro-
gramm ohne konkrete Bindungen leiste. Der Devisenausgleich 
sei damit von britischer Seite ausdrücklich als Nebenprodukt 
der technologischen Zusammenarbeit im militärischen und 
zivilen Bereich genannt worden. 

397 23.11. G e s p r ä c h des B u n d e s k a n z l e r s K ies inge r m i t d e m S. 1532 
Vorsitzenden des birmanischen Revolutionsrats, 
Ne Win, in Rangún 
Ne Win gibt eine Einschätzung über die Verhältnisse in der 
Volksrepublik China, von der Birma nicht beherrscht werden 
wolle. Seit Juni 1967 seien die gegenseitigen Beziehungen ge-
stört, da die birmanischen Kommunisten „blindlings" den An-
ordnungen aus der Volksrepublik China gefolgt seien und die 
Kulturrevolution zu kopieren versucht hätten. Birma betreibe 
jedoch eine Politik der Neutrali tät und wolle seine eigenen 
Entscheidungen treffen. Kiesinger legt insbesondere die Ost-
politik der Bundesregierung dar. Falls es zur Aufnahme von 
diplomatischen Beziehungen mit weiteren osteuropäischen Staa-
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ten einschließlich Jugoslawiens kommen sollte, könne sich eine 
Kettenreaktion der Anerkennung der DDR durch dritte Staa-
ten als „vernichtend" für die Friedenspolitik der Bundesregie-
rung erweisen. Ne Win betont, daß geteilte Staaten für Birma 
mittelbar ein Problem seien. Im kulturellen und wirtschaftli-
chen Bereich sei gelegentlich eine Zusammenarbeit mit beiden 
Teilen erforderlich. Er sei darauf bedacht, in keiner Weise „die 
eine oder andere Partei gegen sich einzunehmen". 

398 23.11. Botschaftsrat Loeck, Belgrad, an das Auswärtige Amt S. 1537 
Loeck berichtet über Verhandlungen der Delegation eines Fir-
menkonsortiums aus der Bundesrepublik mit der Kroatischen 
sowie der Slowenischen Rundfunk- und Fernsehanstalt . Für 
den Aufbau eines zweiten Fernsehnetzes sei Jugoslawien die 
Gewährung eines Kredits mit einer Laufzeit von zehn Jahren 
in Aussicht gestellt worden. Im Wettbewerb mit dem französi-
schen SECAM-System werde aus technischen Erwägungen das 
in der Bundesrepublik entwickelte PAL-System vorgezogen. 
Allerdings müßten die kommerziellen Bedingungen angemes-
sen seien. Loeck regt daher an, einen Kredit mit einem Zins-
satz von nicht mehr als drei Prozent sowie die erforderliche 
Hermes-Bürgschaft endgültig zuzusagen. 

399 24.11. Botschafter Freiherr von Mirbach, Neu Delhi, an das S. 1540 
Auswärtige Amt 
Mirbach informiert über die beiden Gespräche des Bundes-
kanzlers Kiesinger mit Ministerpräsidentin Gandhi am 20 ./21. 
November 1967. Kiesinger habe sich nach der möglichen Re-
aktion Indiens auf eine Wiederaufnahme der diplomatischen 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und Jugoslawien 
erkundigt. Ferner habe er die Hoffnung ausgesprochen, daß vor 
allem die Staaten der Dritten Welt die Entspannungspolitik 
der Bundesregierung nicht durch eine Aufwertung der DDR 
„stören" würden. Erst im zweiten Gespräch sei Gandhi darauf 
eingegangen und habe erklärt, daß die indische Regierung ihre 
Deutschlandpolitik nicht ändern werde. Gleichzeitig habe sie 
hinzugefügt, daß die indische Regierung „etwas mit ihrer eige-
nen Vertretung in Ost-Berlin tun müsse". Allerdings sei sie 
nicht darüber informiert gewesen, ob und wann es zu einer 
Veränderung komme. 

400 24.11. Botschafter Schiitter, Athen, an das Auswärtige Amt S. 1542 
Schütter berichtet über die Reaktion des griechischen Außen-
ministers auf das Vermittlungsangebot des Bundesministers 
Brandt in der Zypern-Krise. Pipinelis habe auf das Angebot 
positiv reagiert und die Hoffnung ausgedrückt, daß die Bun-
desregierung auf die türkische Regierung einwirke, um sie von 
den Bemühungen um eine friedliche Lösung zu überzeugen. 
Alle Vorschläge für eine friedliche Regelung der Streitfragen 
seien von der Türkei abgelehnt worden. Stat t dessen verlange 
sie als Vorbedingung flir eine Aufnahme von Gesprächen einen 
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vorherigen Abzug der griechischen Truppen aus Zypern. Diese 
Forderung komme für Griechenland aber einer nationalen 
„Erniedrigung" gleich. 

401 27.11. Aufzeichnung des Staatssekretärs Duckwitz S. 1545 
Duckwitz faßt ein Gespräch des Bundesministers Brandt mit 
dem sowjetischen Botschafter Zarapkin vom 24. November 
1967 zusammen. Brandt sagte eine Prüfung des Memoran-
dums vom 21. November 1967 zu und betonte, daß die Bundes-
regierung mit allen Mitgliedern des Warschauer Pakts Gewalt-
verzichtserklärungen austauschen wolle; dies gelte auch für die 
DDR. Da jedoch die bilateralen Verhältnisse von unterschiedli-
cher Struktur seien, müßten hierfür unterschiedliche Formen 
gefunden werden. Zudem erwäge die Bundesregierung eine 
Normalisierung der Beziehungen zu Jugoslawien. Zarapkin 
reagierte darauf mit der „vorsichtig formulierten Unterstel-
lung", daß die Bundesrepublik eine Abwertung der DDR in Ju-
goslawien beabsichtige. 

402 27.11. Aufze ichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1547 

Ruete resümiert den Stand der Verhandlungen über ein Nicht-
verbreitungsabkommen für die nächste Sitzung des Bundes-
kabinetts. Er weist da raufh in , daß die entscheidenden Gesprä-
che zwischen den USA und der UdSSR stat tfanden und die 
Konferenz der 18-Mächte-Abrüstungskommission in Genf le-
diglich als Kulisse angesehen werden müsse. Angesichts der 
vorliegenden Entwürfe für Artikel III (Kontrollartikel) sei es 
wenig wahrscheinlich, daß ein von Seiten der Bundesregierung 
gewünschtes Verifikationsabkommen zwischen EURATOM 
und IAEO erreicht werde, zumal die UdSSR unverhüllt IAEO-
Kontrollen für alle nichtnuklearen Staaten fordere. Die USA 
neigten in Genf dazu, auf die sowjetischen Wünsche einzuge-
hen. Innerhalb der amerikanischen Regierung werde darüber 
debattiert, ob einerseits eine Einigung mit der UdSSR unter 
Inkaufnahme weiterer Erosionen innerhalb der NATO anzu-
streben sei oder ob andererseits die Erhaltung und Festigung 
des europäischen Besitzstandes und des westlichen Zusam-
menhalts vorzuziehen sei. Ruete regt daher an, Bundeskanzler 
Kiesinger solle an Präsident Johnson appellieren, nichts zu 
tun, was die Bundesregierung „verletzen" könnte. 

403 27.11. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1553 
Ruete gibt ein Gespräch mit dem rumänischen Botschafter 
über die Einbeziehung von Berlin (West) in ein Kulturabkom-
men wieder. Oancea betonte, daß anläßlich der Aufnahme der 
diplomatischen Beziehungen der Rahmen „in allen Bereichen" 
festgesetzt worden sei. Eine darüber hinausgehende Erklärung 
könne die rumänische Regierung nicht abgeben. Vielmehr soll-
ten beide Seiten die jeweiligen Rechtsstandpunkte respektie-
ren. Ruete regte die Abgabe einer einseitigen schriftlichen 
Stellungnahme durch die Bundesregierung an. Darin solle zum 
Ausdruck gebracht werden, daß die bisherige Praxis auf dem 
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Gebiet der Kulturbeziehungen ihre Fortsetzung finde. Darauf 
erwiderte Oancea, daß die rumänische Regierung keine Beden-
ken gegen den „internen Gebrauch" einer solchen Erklärung 
habe. 

404 27.11. Botschafter Pauls, Tel Aviv, an das Auswärtige Amt S. 1556 
Pauls hält Pressemeldungen in der Bundesrepublik mit einem 
Vergleich der Situation des geteilten und neu vereinten Jerusa-
lem und des geteilten Berlin für bedenklich. Er regt an, solchen 
oberflächlichen Vergleichen entgegenzuwirken. 

405 28.11. Aufzeichnung des Botschafters z.b.V. Bahr S. 1557 
Bahr nimmt Stellung zu der von Ministerialdirektor Ruete am 
Vortag vorgeschlagenen Haltung hinsichtlich eines Nichtver-
breitungsabkommens. Er regt an, daß sich das Bundeskabinett 
auf der nächsten Sitzung auf das Prinzip eines einheitlichen 
Vorgehens der EURATOM-Mitgliedstaaten in der Frage des 
Artikels III (Kontrollartikel) verständige. Zugleich sei mit Blick 
auf eine zeitliche Befristung des Abkommens von einem 
Schreiben des Bundeskanzlers Kiesinger an den amerikani-
schen Präsidenten abzuraten. Denn durch einen solchen Al-
leingang werde die Gefahr der Isolierung „eklatant". Die Stän-
digen Vertretungen bei der NATO in Brüssel sowie bei den in-
ternationalen Organisationen in Genf sollen angewiesen wer-
den, sich vorerst jeder Stellungnahme zu Artikel III (Kontroll-
artikel) zu enthalten. 

406 28.11. V o r t r a g e n d e L e g a t i o n s r ä t i n I. K l a s s e von P u t t k a m e r S. 1559 
an die Botschaft in Washington 
Puttkamer weist die Botschaft in Washington an, im amerika-
nischen Außenministerium Bedenken bezüglich der vorgese-
henen Beitrittsregelung zu einem Astronautenbergungsabkom-
men vorzubringen. Die in Aussicht genommene Allstaatenklau-
sel biete in Verbindung mit der Hinterlegung der Ratifikations-
und Beitrittsurkunden sowohl in den USA als auch in der 
UdSSR als auch in Großbritannien keinen vollwertigen Ersatz 
für die bisher verwandte „Wiener Formel", die eine einseitige 
Beitrittserklärung der DDR zu multilateralen völkerrechtli-
chen Verträgen verhindere. Sollte die amerikanische Regierung 
auf der Allstaatenklausel bestehen, müßten zumindest die vor-
gesehenen drei Depositare gewahrt werden, damit eine Hinter-
legung seitens der DDR nur dort möglich sei, wo sie „ohnehin 
als Staat angesehen" werde. 

407 29.11. Aufzeichnung des Staatssekretärs Lahr S. 1564 
Lahr formuliert die Zielsetzungen der Bundesregierung für ei-
ne Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften. Zuerst sei 
unter den Mitgliedstaaten eine gründliche Erörterung notwen-
dig, die möglichst auf der EG-Ministerratstagung am 18719. De-
zember 1967 in Brüssel abgeschlossen werden solle. Sodann sei 
mit Großbritannien Kontakt aufzunehmen. Die Gespräche soll-
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ten so geführt werden, daß ein Beitritt - ohne Zwischenrege-
lungen auszuschließen - erzielt werde. Frankreich solle nicht 
im unklaren darüber gelassen werden, daß die Bundesregie-
rung dem Konzept der „Zementierung" der Europäischen Ge-
meinschaften vor weiteren Beitritten nicht folgen könne. Viel-
mehr seien definitive Lösungen nur in Verbindung mit einer 
Erweiterung zu akzeptieren. 

408 29.11. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s H a r k o r t S. 1567 

Harkort spricht sich gegen die Lieferung von 80 Mörsern samt 
Munition nach Nigeria aus, obwohl die Politische Abteilung I 
des Auswärtigen Amts angeregt habe, gemäß britischer Emp-
fehlungen im Politischen Ausschuß der NATO Anträge auf Lie-
ferung von Munition und „leichten Waffen" wohlwollend von 
Fall zu Fall zu prüfen; die Zentralregierung in Lagos sei dem-
nach in ihrem Kampf gegen die Sezessionsversuche Biafras, 
das von keiner afrikanischen oder sonstigen Regierung aner-
kannt worden sei, zu unterstützen. Harkort macht hingegen 
darauf aufmerksam, daß die Lieferung nicht geheimgehalten 
werden könnte. 

409 29.11. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Frank S. 1570 
Frank stellt fest, daß der EG-Beitritt Großbritanniens und an-
derer beitrittswilliger Staaten Ziel der Gemeinschaft bleiben 
müsse. Das politische und wirtschaftliche Interesse hieran 
könne auch nicht durch die Pressekonferenz des französischen 
Staatspräsidenten vom 27. November 1967 entkräftet werden, 
zumal de Gaulle wirtschaftliche Gegenargumente zum größten 
Teil nur vorgeschoben habe. Für die negative Haltung sei aus-
schlaggebend, daß Frankreich die ungeteilte Führungsrolle in 
Europa anstrebe. Frank regt einen Vertrag zwischen den sechs 
Mitgliedstaaten und Großbritannien über die Vorbereitung des 
Beitritts an, der die notwendige wirtschaftliche Sicherheit und 
die erforderliche politische Beruhigung in Europa schaffen 
könne. 

410 29.11. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 1573 
I. Klasse Gehlhoff 
Gehlhoff faßt Gespräche des Bundesministers Wischnewski mit 
dem algerischen Außenminister am 26./27. November 1967 in 
New York zusammen. Bouteflika regte an, Algerien bei der Wie-
deraufnahme der diplomatischen Beziehungen der Bundesre-
publik zu den arabischen Staaten künftig zum Schwerpunkt 
der Bemühungen zu machen. Die Bundesregierung wäre falsch 
beraten, eine „politique d'érosion" gegenüber der arabischen 
Welt betreiben zu wollen. Wischnewski betonte, daß die Bun-
desregierung in keiner Weise beabsichtige, die arabischen Staa-
ten gegeneinander auszuspielen. Bouteflika erklärte, daß Al-
gerien Anfang 1967 Kapitalhilfe aus der DDR abgelehnt habe. 
Dies müsse anerkannt werden. Wischnewski sagte finanzielle 
und technische Hilfe für die Zeit nach einem Botschafteraus-
tausch zu. 
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411 30.11. Botschafter Groepper, Ankara, an das Auswärtige Amt S. 1579 
Groepper informiert über ein Gespräch mit dem türkischen 
Außenminister vom Vortag. Angesichts der Entwicklung der 
Zypern-Krise erklärte Çaglayangil, daß sich die Zyprioten tür-
kischer Abstammung in einer Situation befänden, die der von 
„Schlachtvieh vergleichbar sei, das im Schlachthaus zur Schlach-
tung" bereitstehe. Eine Erklärung der griechischen Regierung, 
im Prinzip mit einem Abzug der illegal auf der Insel stationier-
ten Truppen einverstanden zu sein, besage gar nichts. Der Ab-
zug müsse sofort erfolgen. Zur Bemessung eines dafür „ver-
nünftigen" Zeitraumes seien nur technische Gesichtspunkte 
ausschlaggebend. Falls Maßnahmen zum Schutz der türki-
schen Volksgruppe ausblieben, werde die Türkei Soldaten nach 
Zypern entsenden. 

412 01.12 A u f z e i c h n u n g d e s S t a a t s s e k r e t ä r s Duckwi t z S. 1582 

Der Staatssekretär resümiert sein Gespräch mit den Botschaf-
tern der Drei Mächte. Es bestand Übereinstimmung darin, daß 
das unfreundliche Verhalten des sowjetischen Botschafters in 
Ost-Berlin gegenüber McGhee und Roberts auf neue Weisun-
gen aus Moskau zurückzuführen sei. Vermutlich solle Abras-
simow den Kontakt auf das Notwendigste beschränken, um 
dadurch die Position der DDR zu stärken und deren Befürch-
tung entgegenzuwirken, der Westen wolle mittels einer „Salami-
taktik" engere Beziehungen zwischen Berlin (West) und der 
Bundesrepublik herstellen. Es sei gleichermaßen verwunder-
lich, daß die in Schreiben der Bundesminister Dollinger und 
Leber bekundete Bereitschaft zu Gesprächen über die von der 
DDR erbrachten Mehrleistungen im innerdeutschen Postver-
kehr sowie über eine Neuregelung des Güterverkehrs zurück-
gewiesen worden sei. Es stelle sich allerdings die Frage, „ob die 
SBZ bei einem solchen Verhalten nicht ihre Karte überspielt". 
Die drei Botschafter sprachen schließlich die Bitte aus, auf die 
vom Bundesministerium der Finanzen vorgesehene Kürzung 
der Bundeshilfe für den Luftreiseverkehr nach Berlin (West) zu 
verzichten, da sonst mit einem Rückgang der Berlin-Besucher 
gerechnet werden müsse. 

413 01.12. Aufze ichnung des Ministerialdirigenten Frank S. 1585 

Frank berichtet, daß der Generaldirektor der IAEO, Eklund, 
am 17. November 1967 bei seinem Besuch in Bonn eine vertrag-
liche Formalisierung des Verhältnisses zwischen EURATOM 
und IAEO für nicht möglich gehalten habe; die UdSSR be-
trachte EURATOM nach wie vor als militärische Organisation. 
Staatssekretär Lahr und Botschafter Schnippenkötter hätten 
darauf hingewiesen, daß gerade eine solche Zusammenarbeit 
bei der Verifizierung der EURATOM-Kontrollen im Rahmen 
eines Nichtverbreitungsabkommens nützlich sein könne. Die 
Bundesregierung wünsche durch EURATOM garantierte welt-
weite, nichtdiskriminierende Sicherheitskontrollen, die eine 
Gleichstellung in den wirtschaftlichen Bedingungen für eine 
friedliche Nutzung der Kernenergie gewährleisteten. Eklund 
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habe ferner Verständnis geäußert für den Wunsch der Bundes-
regierung nach einem ständigen Sitz im Gouverneursrat der 
IAEO. Jedoch sei es nicht ratsam, dies über eine Satzungsän-
derung anzustreben, weil dann der Anteil der Entwicklungs-
länder auf Kosten der westeuropäischen Staaten gestärkt wür-
de. Abschließend stellt Frank fest, daß Eklund nicht den Ein-
druck vermittelt habe, von den Argumenten der Bundesregie-
rung überzeugt zu sein. 

414 04.12. Vermerk des Ministerialdirigenten Böker S. 1591 

Böker teilt mit, daß das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) entgegen anderslautender Informationen der israeli-
schen Forderung nach Zahlung von 400 Mio. DM für gesund-
heitsgeschädigte NS-Opfer nicht entsprechen wolle. Allerdings 
habe Bundesminister Strauß wohl tatsächlich zunächst erwo-
gen, einer Entschädigung zuzustimmen. Inzwischen werde 
aber die Ansicht des Auswärtigen Amts auch vom BMF geteilt, 
daß ein rechtlicher Anspruch nicht bestehe und politisch ein 
Nachgeben wegen der Auswirkungen auf das Verhältnis der 
Bundesrepublik zu den arabischen Staaten höchst bedenklich 
wäre. 

415 04.12. Konsul I. Klasse Böcker, Aden, an das Auswärtige Amt S. 1592 
Böcker informiert über ein Gespräch mit dem südjemenitischen 
Außenminister vom Vortag anläßlich der Übergabe des Tele-
gramms des Bundespräsidenten Lübke zur Anerkennung der 
Volksrepublik Jemen (Südjemen). Der Konsul I. Klasse erklär-
te die Bereitschaft der Bundesregierung, auf der Grundlage 
von diplomatischen Beziehungen an der wirtschaftlichen Ent-
wicklung des neuen Staates mitzuwirken. Al-Dhalai erwiderte, 
daß er an einem Botschafteraustausch „mit allen Staaten" in-
teressiert sei. Böcker wies darauf hin, daß bisher kein arabi-
scher und darüber hinaus überhaupt kein nichtkommunisti-
scher Staat die DDR völkerrechtlich anerkannt habe. Zwar sei-
en vereinzelt Konsulate der DDR in arabischen Staaten errich-
tet worden, allerdings mit der Zusicherung, daß dies keine An-
erkennung beinhalte. Böcker meint abschließend, daß die Volks-
republik Jemen diplomatische Beziehungen mit der Bundesre-
publik wünsche, jedoch noch nicht über ihre zukünftige Hal-
tung zur DDR entschieden habe. 

416 05.12. Bundesminister Brandt an Bundeskanzler Kiesinger S. 1594 
Brandt unterrichtet darüber, daß die Sondierungen des Chef-
redakteurs des Deutschlandfunks, Barsig, in Belgrad eine gute 
Grundlage für vertrauliche Verhandlungen mit der jugoslawi-
schen Regierung über die Wiederaufnahme diplomatischer 
Beziehungen geschaffen hätten. Nur eine weitere Verzögerung 
böte der DDR die Möglichkeit, die Bemühungen um einen Bot-
schafteraustausch zu stören. Ein Abwarten würde zudem in 
der Bundesrepublik den Eindruck erwecken, daß die Bundes-
regierung in einer entscheidungsreifen Angelegenheit nicht ent-
schlußfreudig sei. In den Verhandlungen selbst müßten die 
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Texte einer jugoslawischen Erklärung und einer Verlautba-
rung der Bundesregierung vereinbart sowie die Zuständigkeit 
der Botschaft in Belgrad auch für Berlin (West) zugesichert 
werden. Schließlich sei die ablehnende Haltung der Bundesre-
gierung gegenüber den jugoslawischen Wiedergutmachungs-
forderungen herauszustellen. 

417 06.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Meyer- S. 1598 
Lindenberg 
Meyer-Lindenberg erörtert die Möglichkeit der Bildung einer 
europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit zehn Mitgliedern 
bzw. mit neun Mitgliedern (ohne Frankreich) - unter der Vor-
aussetzung, daß die bestehende Gemeinschaft der Sechs erhal-
ten bliebe. Im ersten Fall könne eine Annäherung des Integra-
tionsstandes der Zehnergemeinschaft an den der Sechs in Stu-
fen erreicht werden. Die Organe der größeren Gemeinschaft 
sollten den Organen der EG entsprechen, und Ratsentschei-
dungen sollten einstimmig getroffen werden, um dem Eindruck 
einer Majorisierung durch die Sechs entgegenzuwirken. Dage-
gen sei die Bildung einer zusätzlichen Gemeinschaft ohne 
Frankreich mit dem EWG-Vertrag von 1957 unvereinbar, da 
die Sechs zu einer gemeinsamen Handelspolitik verpflichtet 
seien und Maßnahmen der größeren EG zu Interessenkollisio-
nen mit der Sechsergemeinschaft führen würden. Daher bleibe 
nur die Möglichkeit, zunächst bilateral in exploratorische Ge-
spräche mit der britischen Regierung einzutreten. 

418 06.12. Botschafter Groepper, Ankara, an das Auswärtige Amt S. 1603 
Groepper berichtet, daß die türkische Zypernpolitik nach der 
Beilegung der unmittelbaren Kriegsgefahr einerseits geprägt 
sei vom Bemühen um innenpolitische Konsolidierung. Ande-
rerseits werde sie von einer tiefen Enttäuschung darüber be-
stimmt, daß eine Chance verpaßt worden sei, durch eine mili-
tärische Intervention den Schutz der türkischen Bevölkerung 
auf Zypern ein für allemal zu gewährleisten. Er äußert sich 
skeptisch zu den bevorstehenden Verhandlungen in der UNO, 
da Präsident Makarios im Rahmen eines multilateralen Gre-
miums stärker als in den bisher bilateral geführten Vermitt-
lungsgesprächen seine für die Türkei unannehmbaren Forde-
rungen einbringen könne. Groepper empfiehlt, alles zu tun, um 
ein Abgleiten des NATO-Mitglieds Türkei in „neutrales, wenn 
nicht gar neutralistisches Lager" zu verhindern. 

419 07.12. Bundeskanzler Kiesinger an Präsident Johnson S. 1606 
Kiesinger führt aus, daß die von Präsident Johnson am 2. De-
zember 1967 bekanntgegebene Entscheidung, die amerikani-
sche zivile Nukleartätigkeit unter die Kontrolle der IAEO zu 
stellen, die UdSSR zwar nicht zur Nachahmung veranlassen 
werde. Es wäre jedoch erfreulich, wenn dieser Schritt in der 
UdSSR die Bereitschaft wecken würde, der Verifikation der 
EURATOM-Kontrollen durch die IAEO zuzustimmen. Andern-
falls bestehe die Gefahr, daß der freie Markt für Kernstoffe und 
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Kernenergie in Europa Schaden nehme. Es würde ihn, Kiesin-
ger, einer schweren Sorge entheben, wenn es den USA bei der 
Konferenz der 18-Mächte-Abrüstungskommission gelänge, die 
UdSSR von der Notwendigkeit zu überzeugen, den EURATOM-
Kontrollen in einem Nichtverbreitungsabkommen hinreichend 
Ausdruck zu verleihen. Außerdem würdigt der Bundeskanzler 
die Bereitschaft der amerikanischen Regierung, sich in Genf 
nachdrücklich für eine Befristung des Abkommens einzuset-
zen. Abschließend weist er auf die Regierungserklärung des 
Bundesministers Schröder vom Vortag hin, in der die Zusage 
an den amerikanischen Präsidenten bestätigt worden sei, daß 
keine Verkleinerung der Bundeswehr in Aussicht genommen 
werde. 

420 07.12. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Frank S. 1610 
Frank teilt mit, daß der belgische Außenminister Harmel ein 
Treffen der fünf EG-Partner ohne Frankreich für unumgäng-
lich halte, um sich in der Frage des britischen Beitritts abzu-
stimmen. Gegebenenfalls könnten im Anschluß daran gemein-
sam mit Frankreich weitere Vorbereitungen zur EG-Mini-
sterratstagung am 18./19. Dezember 1967 in Brüssel getroffen 
werden. Dazu hät ten die Benelux-Staaten einen Plan entwor-
fen, der vorsehe, vor dem eigentlichen Beitritt einen für den 
Antragssteller verbindlichen Stufenplan auszuarbeiten. Die 
Übergangszeit solle Teil des Beitrittsvertrags sein und durch 
ein „Programm für die Zusammenarbeit" auf allen Vertragsge-
bieten gefüllt werden. Die volle Mitgliedschaft solle erst nach 
Abschluß dieser „Vorschaltphase" vollzogen werden, wenn Groß-
britannien alle Rechte und Pflichten zu übernehmen in der La-
ge sei. Frank bemerkt, daß die britische Regierung bereits ab-
lehnend zu diesem Plan Stellung genommen habe. Großbri-
tannien akzeptiere keine Übergangsphase und keine Form ei-
ner Assoziierung, sondern wolle von Anfang an vollgültiges 
Mitglied der Europäischen Gemeinschaften sein. 

421 07.12. Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrats S. 1613 
I. Klasse Schwörbel 
Schwörbel berichtet über den Besuch des portugiesischen Ver-
teidigungsministers vom 20. bis 24. November 1967 in Bonn. 
Bundesminister Schröder legte die Gründe dar, die zur Über-
prüfung der militärischen Zusammenarbeit geführt hätten. 
Zwar sei die Bundesregierung grundsätzlich an einer Fortset-
zung interessiert, jedoch müßten insbesondere die Rechtsstel-
lung der in Portugal stationierten Bundeswehreinheiten ge-
klärt sowie die uneingeschränkte logistische Nutzung des Flug-
hafens Beja gesichert werden. Schröder weist ferner darauf 
hin, daß die Bundesrepublik bisher Rüstungskäufe für 750 Mio. 
DM in Portugal getätigt habe und der Bedarf jetzt gedeckt sei. 
Gomes de Araújo erwiderte, daß Portugal zwar grundsätzlich 
zur Verlängerung bestehender Verträge um 5 bis 6 Jahre be-
reit sei. Dies sei jedoch etwa davon abhängig, daß bei der logi-
stischen Nutzung von Beja die Einlagerung von Munition aus-
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genommen werde. Auch sei das von Schröder in Frage gestellte 
Junktim zwischen den deutschen Vorhaben in Portugal und 
den Rüstungskäufen der Bundesrepublik von Anfang an ver-
einbart worden und sei nicht ohne weiteres aufzuheben. 

422 07.12. Botschafter Grewe, Brüssel (NATO), an das S. 1616 
Auswärtige Amt 
Grewe informiert über die Sitzung der „Special Group" der 
NATO, die sich mit der dem Ministerrat vorzulegenden Studie 
über die zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-Studie) be-
faßt habe. Nur Frankreich habe versucht, bestimmte Themen 
aus dem Entwurf auszuklammern. Dagegen hätten die übrigen 
Verbündeten ihre Sonderinteressen zurückgestellt. Die Nieder-
lande und die USA hät ten nicht ohne Schärfe gegen den fran-
zösischen Standpunkt Stellung bezogen. Er, Grewe, sei um ei-
nen Ausgleich bemüht gewesen, da der Bundesregierung daran 
gelegen sein müsse, einem Optionszwang zwischen Frankreich 
und den übrigen NATO-Mitgliedstaaten aus dem Wege zu ge-
hen. Es sei nicht zu erwarten, daß sich Staatspräsident de 
Gaulle auf der NATO-Ministerratstagung am 13./14. Dezember 
1967 in Brüssel wegen des Harmel-Berichts zum endgültigen 
Ausscheiden aus der NATO entschließen werde, da er den größ-
ten Teil seines „nuisance value" verlieren würde. Dann wäre 
die UdSSR wohl kaum noch bereit, Frankreich einen Preis für 
seine Distanzierung vom Bündnis zu bezahlen. Dennoch sei 
nicht auszuschließen, daß die harte Haltung einiger NATO-
Partner der französischen Regierung keinen anderen Ausweg 
als den des Eklats lassen werde. 

423 11.12. A u f z e i c h n u n g des M i n i s t e r i a l d i r e k t o r s R u e t e S. 1620 

Ruete berichtet, daß nach Auskunft der Vertreter der Drei 
Mächte in der Bonner Vierergruppe eine Befolgung der NATO-
Empfehlungen für die Vergabe von „Temporary Travel Docu-
ments" (TTDs) an Teilnehmer aus der DDR bei internationalen 
Sportveranstaltungen zunehmend Opfer von den gastgebenden 
NATO-Staaten verlange. Die Wettkämpfe würden nun häufig 
in „neutrale" oder Ostblock-Staaten verlegt, da die „sowjetzona-
len Mannschaften" etwa auf der Bezeichnung „DDR" bestün-
den. Der Vertreter des Auswärtigen Amts habe die Verbünde-
ten darüber informiert, daß die Bundesregierung den Plan, in 
Form einer „Sporterklärung" zum innerdeutschen Sportverkehr 
Stellung zu nehmen, aufgegeben habe. Statt dessen solle in 
neuen Richtlinien möglicherweise unterschieden werden zwi-
schen den von DDR-Sportlern gezeigten Staatssymbolen (Fah-
ne, Hymne) und der verwendeten Herkunfstbezeichnung „DDR" 
auf Schildern, in Programmen, bei Ansagen und auf Sportklei-
dung. Ruete spricht sich abschließend dafür aus, möglichst 
rasch den Standpunkt der Bundesregierung zu klären, um die 
Loyalität der Verbündeten gegenüber den bestehenden NATO-
Empfehlungen vom 1. Dezember 1966 nicht zu strapazieren. 
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424 11.12. Aufzeichnung des Minister ialdir igenten S a h m S. 1623 

Sahm führt aus, daß die UdSSR mit den am 8. Dezember 1967 
gegen die Ostpolitik der Bundesregierung vorgebrachten An-
griffen Einfluß auf die Bemühungen um die Wiederaufnahme 
diplomatischer Beziehungen mit Jugoslawien nehmen wolle. 
Es sei aber auch denkbar, daß die sowjetische Regierung damit 
eine „Geräuschkulisse als Alibi" aufbaue, um den Verdacht aus-
zuschließen, sie verhandele in den Gesprächen mit der Bun-
desregierung über den Austausch bilateraler Gewaltverzichts-
erklärungen auf Kosten der Interessen ihrer Verbündeten. 
Durch die neuerliche Bezugnahme auf das Potsdamer Abkom-
men von 1945 habe die UdSSR vermutlich im Zusammenhang 
mit dem Anlaß der Erklärung - dem NPD-Parteitag in Hanno-
ver - eine Einmischung in innerdeutsche Angelegenheiten 
rechtfertigen wollen. Sahm spricht sich dafür aus, gemeinsam 
mit den Drei Mächten „kurze, kräftige Antwortnoten" abzuge-
ben. 

425 12.12. Gespräch des Bundesminis te rs Brand t mit dem S. 1626 
amerikanischen Außenminister Rusk in Brüssel 
Brandt versichert, daß die Bundesregierung vor einer Veröf-
fentlichung ihrer Pläne zur Umstrukturierung der Bundeswehr 
die Verbündeten konsultieren werde. Rusk erwidert, daß die 
amerikanische Regierung durch die Ankündigung des Rotati-
onsplans den Forderungen nach Truppenreduzierungen in Eu-
ropa zwar habe begegnen können. Er frage sich aber, ob sie 
auch in Zukunft dem Druck der Öffentlichkeit werde standhal-
ten können, wenn Verbündete wie Belgien, Kanada und Lu-
xemburg - insbesondere ohne Konsultationen - einen Streit-
kräfteabbau beschlössen. Zu einem Nichtverbreitungsabkom-
men meint er, daß er eine Benachteiligung der zivilen Nuklea-
rindustrie in der Bundesrepublik durch die Einführung zu-
sätzlicher IAEO-Kontrollen nicht erkennen könne. Hinter der 
französischen Politik vermute er ein Doppelspiel: Einerseits 
erkläre die französische Regierung der UdSSR, daß sie nichts 
gegen IAEO-Kontrollen bei den fünf EG-Partnern einzuwenden 
habe, was die Aufmerksamkeit auf die „Störenfriede" in Bonn 
lenke; andererseits verweise die Bundesregierung darauf, daß 
Frankreich gegen IAEO-Kontrollen in den übrigen EURATOM-
Staaten Einwände erheben würde. Es müsse endlich geklärt 
werden, „was Paris wirklich wolle". 

426 12.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Harkort S. 1630 

Harkort teilt mit, daß die sowjetische Regierung auf das Ange-
bot zur Fortsetzung der im Oktober 1966 abgebrochenen Wirt-
schaftsverhandlungen geantwortet habe, eine Wiederaufnahme 
habe nur Zweck, wenn eine Stellungnahme zu den seinerzeit 
von der UdSSR unterbreiteten Vorschlägen erfolge. Er gibt zu 
bedenken, daß die Bundesregierung auf die gewünschte Ga-
rantie, keine Wiederholung des von 1962 bis 1964 geltenden 
Embargos für die Lieferung von Großrohren zuzulassen, zwar 
mit einer „good-will-Erklärung" reagieren könne. Bezüglich der 
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geforderten vollen Liberalisierung der Einfuhren in die Bun-
desrepublik sowie der erwarteten Einräumung der für die EG-
Staaten geltenden Meistbegünstigungszölle bestehe die starre 
sowjetische Haltung fort. Harkort schließt daraus, daß die so-
wjetische Regierung an Wirtschaftsgesprächen derzeit nicht in-
teressiert sei und die Verhandlungen nur dann fortsetzen wol-
le, wenn ihre Forderungen vorbehaltlos erfüllt würden. 

427 12.12. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Sahm S. 1632 
Sahm informiert darüber, daß die DDR die Bezeichnung der 
beiden „Büros für innerdeutschen Handel" in „Ministerium für 
Außenwirtschaft - Büro Frankfurt/M" bzw. „Büro Düsseldorf 
geändert habe. Im Kontaktausschuß sei festgestellt worden, 
daß dieses Vorgehen zwar als Verstoß gegen die öffentliche 
Ordnung gewertet werden könne. Es sei jedoch fraglich, ob die 
DDR durch ein polizeirechtliches Vorgehen zur Wiederverwen-
dung der alten Bezeichnungen zu veranlassen sei. Das Bun-
desministerum für gesamtdeutsche Beziehungen (BMG) habe 
angeregt, auf eine Änderung in „Ministerium für Außenwirt-
schaft, Büro für innerdeutschen Handel" hinzuwirken. Sahm 
ist demgegenüber der Meinung, daß die These vom nichtzwi-
schenstaatlichen Charakter der innerdeutschen Kontakte ge-
genüber dem Ausland nur schwerlich aufrechtzuerhalten sei, 
wenn geduldet würde, daß sowjetzonale Stellen in der Bundes-
republik als Organe von DDR-Ministerien in Erscheinung trä-
ten. Die vom BMG erwogene Kompromißbezeichnung sollte nur 
bei einer angemessenen Gegenleistung der DDR akzeptiert 
werden, beispielsweise der Zulassung eines „Büros der Treu-
handstelle für den Interzonenhandel in der SBZ". Vorher müs-
se allerdings geprüft werden, ob dies nicht als erster Schritt 
auf dem Weg zum Austausch von Handelsvertretungen inter-
pretiert werden könnte. 

428 13.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1637 
Ruete resümiert das Gespräch des Bundesministers Brandt 
mit den Außenministern der Drei Mächte anläßlich der NATO-
Ministerratstagung in Brüssel. Brandt führte aus, daß die Bun-
desregierung ungeachtet der sowjetischen Vorwürfe vom 8. De-
zember 1967 die vertraulichen Gespräche über den Austausch 
von Gewaltverzichtserklärungen mit der UdSSR fortsetzen 
wolle. Der amerikanische Außenminister Rusk bezeichnete die 
Wiedervereinigung als „erledigt", falls die Bundesregierung in 
Verbindung mit einem Gewaltverzicht die Demarkationslinie 
als Staatsgrenze der DDR bestätigen sollte. Der französische 
Außenminister Couve de Murville erklärte, daß die Bundesre-
gierung über die Anerkennung der DDR oder Grenzfragen ver-
handeln könne, nicht jedoch über Berlin. Der britische Au-
ßenminister Brown wies darauf hin, daß die britische Präsenz 
in Berlin (West) nicht mehr zu halten sei, wenn die Bundesre-
gierung die DDR anerkenne. Rusk betonte, daß die USA der 
Bundesregierung keine Blanko-Vollmacht für ihre Gespräche 
geben könnten, sondern Konsultationen erwarteten: „Berlin ist 
nicht verwundbar, weil es von den Vereinigten Staaten vertei-
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digt wird". Ruete ergänzt hierzu abschließend, daß Rusk laut 
Informationen aus seinem Mitarbeiterkreis gegenwärtig nicht 
die „Büchse der Pandora des Deutschlandproblems" öffnen und 
sich neben Vietnam nicht noch ein weiteres Problem aufhalsen 
wolle. 

429 13.12. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Böker S. 1649 
Böker informiert, daß der libanesische Präsident Hélou gegen-
über Vortragendem Legationsrat I. Klasse Gehlhoff am 7. De-
zember 1967 in Beirut den Wunsch nach Wiederaufnahme di-
plomatischer Beziehungen mit der Bundesrepublik geäußert 
habe. Gehlhoff habe erwidert, daß die Mehrzahl der arabischen 
Regierungen in dieser Angelegenheit bereits Kontakt zur Bun-
desregierung aufgenommen habe. Ihnen sei jedoch deutlich 
gemacht worden, daß für eine solche Normalisierung kein wirt-
schaftlicher oder politischer Preis gezahlt werde. Böker meint, 
daß wegen der innenpolitischen Spannungen im Libanon und 
dessen „diffiziler" Stellung in der arabischen Welt nicht mit ei-
ner baldigen positiven Entscheidung gerechnet werden könne. 

430 14.12. G e s p r ä c h des S t a a t s s e k r e t ä r s Duckwi t z m i t d e m S. 1652 
sowjetischen Botschafter Zarapkin 
Duckwitz übergibt dem sowjetischen Botschafter ein Aide-
mémoire zum Stand der Gespräche über einen Gewaltverzicht. 
Zu der darin enthaltenen Feststellung, daß die sowjetische 
Regierung bisher nicht von einer Einbeziehung der DDR „in 
entsprechender völkerrechtlicher Form" gesprochen habe, be-
merkt Zarapkin, die UdSSR habe ihren Standpunkt immer klar 
ausgedrückt. Auch der Austausch derartiger Erklärungen zwi-
schen der Bundesrepublik und der DDR habe zu den gleichen 
Bedingungen wie mit anderen sozialistischen Staaten zu erfol-
gen. Der Staatssekretär erinnert dagegen daran, daß Bundes-
minister Brandt zwar zu Gesprächen hierüber bereit sei. Der 
Charakter solcher Erklärungen müsse jedoch jeweils der „Struk-
tur der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den einzelnen Ländern Rechnung tragen". 

431 14.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete, S. 1654 
ζ. Z. Brüssel 
Ruete nimmt Stellung zum Schreiben des Präsidenten Johnson 
vom 11. Dezember 1967 an Bundeskanzler Kiesinger. Er be-
merkt, daß der amerikanische Entwurf vom 2. November 1967 
für Artikel III (Kontrollartikel) eines Nichtverbreitungsabkom-
mens im Vergleich zu den sowjetischen und britischen Vor-
schlägen der relativ beste sei. Der amerikanische Außenmini-
ster Rusk habe zudem gegenüber Bundesminister Brandt zu 
erkennen gegeben, daß er eine bessere Lösung nicht für mög-
lich halte. Während etwa der seitens der Bundesregierung vor-
getragene Wunsch nach befristeter Geltungsdauer unerwähnt 
bleibe, deute die Konzentration des Schreibens auf Artikel III 
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und die Verifikationsfrage darauf hin, daß die USA möglichst 
rasch mit der UdSSR zu einer Einigung über die noch offenen 
Punkte des Abkommens gelangen wollten. 

432 14.12. Botschafter von Walther, Moskau, an Staatssekretär S. 1656 
Duckwitz 
Walther äußert sich zum sowjetischen Memorandum vom 21. No-
vember 1967 über den Ausausch von Gewaltverzichtserklärun-
gen sowie zur sowjetischen Erklärung vom 8. Dezember 1967. 
Er weist darauf hin, daß die aus westlicher Sicht unvereinbar 
scheinende Kombination von vertraulichen Gesprächen und öf-
fentlichem Vorgehen vor dem Hintergrund der russisch-sowje-
tischen Mentalität sowie des Hangs zu Formalistik und Legali-
stik verstanden werden müsse. So verfolge das Memorandum 
zwar den Zweck, die Bundesregierung zu einer Änderung ihrer 
ostpolitischen Positionen zu bewegen. Mit den in der Erklärung 
vom 8. Dezember 1967 enthaltenen Angriffen gegen die Bun-
desregierung sei aber keineswegs beabsichtigt, dieses Ziel zu 
konterkarieren. Vielmehr meine die sowjetische Regierung, ei-
nen als bevorstehend empfundenen Kurswechsel in der Ostpo-
litik durch ein Ansprechen der Öffentlichkeit in der Bundes-
republik beschleunigen zu können. Nach Lektüre beider Texte 
sehe er seine Einschätzung bestätigt, daß die „Finnlandisie-
rung" der Bundesrepublik das „Endziel der Russenpolitik" sei. 

433 15.12. Ministerialdirektor Ruete, ζ. Z. Brüssel, an das S. 1659 
Auswärtige Amt 
Ruete berichtet über die Erörterung der Ost-West-Beziehungen 
auf der NATO-Ministerratstagung am 13./14. Dezember 1967. 
Der niederländische Außenminister Luns wies auf die große 
Bedeutung einer politischen Zusammenarbeit der NATO-
Staaten hin. Gerade dadurch könne der eigentliche Zweck der 
Allianz, eine Entspannung herbeizuführen, betont werden. Die 
kanadischen und dänischen Außenminister äußerten sich po-
sitiv über die bilateralen Kontakte der europäischen Bündnis-
partner zu den osteuropäischen Staaten. Martin erklärte, die 
NATO müsse in eine „dynamische Suche nach einer europäi-
schen Regelung" eintreten. Tabor regte an, die Funktion der 
NATO als „Werkzeug des Friedens" durch intensivere politi-
sche Konsultationen zu verbessern. Der amerikanische Au-
ßenminister Rusk führte aus, daß er diejenigen nicht verstehe, 
die aus Europa eine dritte Kraft zwischen den USA und der 
UdSSR machen wollten. Der Antagonismus dieser beiden 
Weltmächte sei doch gerade eine Folge der amerikanischen 
Entschlossenheit, die Sicherheit Europas wie auch anderer 
Gebiete zu gewährleisten. 

434 15.12. Botschafter Pauls, Tel Aviv, an das Auswärtige Amt S. 1665 
Pauls übermittelt die Einschätzung des israelischen General-
stabs, daß von der Mission des Sonderbevollmächtigten der 
UNO für den Nahen Osten, Jarring, keine Lösung des israe-
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lisch-arabischen Konfliktes zu erwarten sei. Vielmehr könne 
eine Entspannung allein durch einen Gesinnungswandel der 
arabischen Staaten erfolgen, der sich in deren Bereitschaft zur 
Aufnahme direkter Friedensverhandlungen mit Israel zeigen 
müsse. Andernfalls müsse mit einer weiteren militärischen 
Auseinandersetzung gerechnet werden. Ferner werde auf das 
Rüstungsungleichgewicht verwiesen, das vor allem durch so-
wjetische und französische Lieferungen an arabische Staaten 
entstehe, während israelische Bestellungen bereits bezahlter 
leichter Kampfflugzeuge in Frankreich nicht ausgeführt wür-
den. Der israelische Generalstab müsse sich daher energisch 
den noch so gut gemeinten Absichten von Politikern widerset-
zen, strategisch wertvolles Gebiet gegen zweifelhafte Friedens-
garantien zu räumen. 

435 15.12. Ministerialdirektor Ruete, z.Z. Brüssel, an das S. 1668 
Auswärtige Amt 
Ruete teilt mit, daß der NATO-Ministerrat am 13./14. Dezem-
ber 1967 wider Erwarten eine schnelle Einigung bezüglich der 
Studie über die zukünftigen Aufgaben der Allianz (Harmel-
Bericht) erzielt habe. Der französische Außenminister Couve 
de Murville habe sich schließlich bereit erklärt, den in seinen 
strittigen Abschnitten überarbeiteten Bericht anzunehmen und 
einer Veröffentlichung zuzustimmen. Es habe sich gezeigt, wie 
sehr die von Frankreich vorgebrachten Bedenken durch takti-
sche Überlegungen bestimmt gewesen seien. Der Vorgang be-
stätige auch den Eindruck, daß die französische Regierung zur 
Zeit einen Bruch mit der Allianz vermeiden wolle. 

436 15.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1670 

Ruete notiert, daß er den jugoslawischen Gesandten Lucie vom 
Beschluß des Bundeskabinetts in Kenntnis gesetzt habe, in 
Bonn Gespräche über die Wiederaufnahme diplomatischer Be-
ziehungen mit Jugoslawien aufzunehmen. Sollten die Verhand-
lungen erfolgreich verlaufen, wolle die Bundesregierung sehr 
schnell eine positive Entscheidung herbeiführen. Lucic habe 
die Vermutung geäußert, daß der unerwartete Besuch des Au-
ßenministers der DDR, Winzer, vom 11. bis 13. Dezember 1967 
in Belgrad auf die Sorge hindeute, daß der geplante Botschaf-
teraustausch zwischen Belgrad und Bonn die Beziehungen 
zwischen Belgrad und Ost-Berlin beeinträchtigen könnte. Er, 
Ruete, habe versichert, dies läge nicht in der Absicht der Bun-
desregierung. 

437 15.12. Botschafter Sachs, Brüssel (EG), an S. 1672 
Bundesminister Brandt 
Sachs faßt ein Gespräch von Brandt mit dem französischen 
Außenminister vom Vortag zusammen. Couve de Murville legte 
dar, daß Großbritannien zunächst die Voraussetzungen zur 
Gesundung der britischen Wirtschaft schaffen müsse, insbe-
sondere die Sanierung der Zahlungsbilanz und die Regelung 
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der Schulden gegenüber den Staaten des Sterlingblocks; erst 
dann könne ein Beitritt zur EG vollzogen werden. Deshalb wer-
de sich die französische Regierung auf der EG-Minister-
ratstagung am 18./19. Dezember 1967 in Brüssel gegen die 
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen aussprechen. Sie sei 
auch nicht zu Expertengesprächen mit Großbritannien oder 
auch nur zu exploratorischen Gesprächen der EG-Kommission 
bereit. Allerdings seien Zwischenlösungen auf dem industriel-
len und dem landwirtschaftlichen Sektor denkbar. Wenn die 
wirtschaftliche und finanzielle Situation eine britische Voll-
mitgliedschaft erlaube, würden die „echten" Beitrittsverhand-
lungen mit Großbritannien nur noch kurze Zeit in Anspruch 
nehmen. 

438 18.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1674 

Ruete vermerkt, daß die DDR nach dem Besuch des Staats-
ratsvorsitzenden Ulbricht am 11712. Dezember 1967 in der 
UdSSR in Verhandlungen mit der Deutschen Bundesbahn über 
den innerdeutschen Güterzugverkehr und mit dem Senat von 
Berlin über die bauliche Nutzung von Reichsbahngelände ein-
gewilligt und auf ihren hartnäckig vertretenen Aufwertungs-
forderungen nicht weiter bestanden habe. Er stellt fest, daß die 
DDR derzeit einerseits eine psychologische Einschüchterungs-
kampagne gegen die Deutschland- und Berlinpolitik der Bun-
desregierung verfolge, andererseits jedoch eine faktische Ver-
schlechterung im innerdeutschen Verhältnis oder gar militäri-
sche Vorbereitungen für eine krisenhafte Zuspitzung vermei-
den wolle. 

439 18.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Harkor t S. 1679 

Harkort informiert darüber, daß die zwischen dem Auswärti-
gen Amt und dem Bundesministerium für Verkehr (BMV) ab-
gestimmte Antwort auf die sowjetische Note vom 15. August 
1967 über die Aufnahme von Luftverkehrsverhandlungen auf 
Anraten des Botschafters von Walther nicht übergeben worden 
sei. Statt dessen habe der Botschafter im sowjetischen Au-
ßenministerium lediglich mündlich die Bereitschaft der Bun-
desregierung übermittelt, eine sowjetische Delegation in Bonn 
zu empfangen; Voraussetzung sei die sowjetische Bereitschaft, 
von dem Vorschlag einer Streckenführung über Eger Gebrauch 
zu machen. Gegenüber diesem Vorgehen habe das BMV jetzt 
Bedenken geäußert und auf einer schriftlichen Übergabe be-
standen. Harkort meint, daß tatsächlich Wert auf eine formge-
rechte Beantwortung gelegt werden solle, da sich das Auswär-
tige Amt andernfalls bei innenpolitischen Auseinandersetzun-
gen dem Vorwurf aussetzen würde, die Möglichkeit des Zu-
standekommens einer für beide Seiten wichtigen Luftver-
kehrslinie nicht genützt zu haben. Walther solle deshalb gebe-
ten werden, die Verbalnote nunmehr zu übergeben. 
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440 19.12. Gespräch des Bundeskanzlers Kiesinger mit dem S. 1681 
amerikanischen Botschafter McGhee 
McGhee versichert, daß die amerikanische Regierung die Be-
sorgnisse der Bundesregierung im Zusammenhang mit einem 
Nichtverbreitungsabkommen würdige und nicht auf eine Ent-
scheidung dränge. Kiesinger erläutert, daß die Bundesregie-
rung weiterhin für einen britischen EG-Beitritt eintrete, jedoch 
eine Krise der Gemeinschaft verhindern wolle. Ihre Marsch-
richtung sei deshalb, die „Englandfrage" auf der Tagesordnung 
des EG-Ministerrats zu halten und entsprechende Kompro-
mißvorschläge zu machen. Zur Ostpolitik führt der Bundes-
kanzler aus, daß das Bestreben nach einer Verbesserung des 
Verhältnisses mit „Deutschlands östlichen Nachbarn ein-
schließlich der Sowjetunion" nicht als „Rapprochement an Ruß-
land mit gleichzeitiger Entfernung von den Vereinigten Staa-
ten" verstanden werden dürfe. Auch eine Aufnahme diplomati-
scher Beziehungen mit Jugoslawien wäre keineswegs als Auf-
gabe der Hallstein-Doktrin zu werten. Der Botschafter erwi-
dert, daß die USA die Bundesregierung solange bei der Durch-
setzung ihres Alleinvertretungsanspruchs unterstützen wür-
den, solange diese selbst daran festhalte. 

441 19.12. Aufzeichnung des Botschafters Sachs, Brüssel (EG) S. 1684 
Sachs berichtet über ein Gespräch des Bundesministers Brandt 
mit seinen niederländischen, belgischen, italienischen und lu-
xemburgischen Amtskollegen im Anschluß an die EG-Mini-
sterratstagung in Brüssel. Luns schlug vor, daß die Fünf durch 
bilaterale Abkommen Großbritannien enger an den Kontinent 
binden sollten. Harmel regte an, die Bundesregierung solle die 
Initiative für ein weiteres Treffen der Fünf ergreifen. Fanfani 
warnte vor übereilten Schlußfolgerungen. Brandt äußerte ab-
schließend die Befürchtung, daß eine zu pessimistische Einstel-
lung Großbritannien weiter von Europa entfernen könnte. Zu-
dem könne es bedenkliche Folgen haben, wenn der „deutschen 
Jugend" angesichts eines ungelösten nationalen Problems zu-
sätzlich auch noch die Hoffnung auf die europäische Einigung 
genommen werde. 

442 20.12. Botschafter Sachs, Brüssel (EG), an das S. 1686 
Auswärtige Amt 
Sachs faßt den Verlauf der EG-Ministerratstagung am 18719. De-
zember 1967 in Brüssel zusammen. Der französische Außen-
minister Couve de Murville erklärte, daß vor der Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen die wirtschaftliche und monetäre Kon-
solidierung Großbritanniens gesichert sein müsse. Danach 
werde die Aushandlung eines Abkommens verhältnismäßig 
schnell gehen. Frankreich nehme daher nicht eine ablehnende, 
sondern nur eine abwartende Haltung ein. Couve führte weiter 
aus, daß die Gemeinschaft mit den Antragstellern nicht über 
deren Wirtschaftslage zu beraten habe. Während Artikel 237 
des EWG-Vertrags von 1957 lediglich Abkommen zur Anpas-
sung der Institutionen bzw. zur Festlegung von Übergangszei-
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ten vorsehe, zielten die von den übrigen EG-Partnern ge-
wünschten Verhandlungen auf gänzlich außerhalb des Ver-
trags liegende Themen. Die übrigen Delegationen vertraten 
den Standpunkt, daß ohne Verhandlungen mit Großbritannien 
weitere Fortschritte in der Beitrittsfrage nicht zu erzielen sei-
en. Die Minister kamen schließlich überein, in einer Schlußer-
klärung ihre Standpunkte festzuhalten und mitzuteilen, daß 
die Anträge auf der Tagesordnung des Rats blieben. Bundes-
minister Brandt bedauerte, daß der Weg für eine vertragsge-
mäße Behandlung der Beitrittsanträge nicht freigemacht wor-
den sei. 

443 21.12. Aufzeichnung des Ministerialdirektors Ruete S. 1695 
Ruete informiert darüber, daß sich die Vertreter der Drei 
Mächte sehr zufrieden über den Entwurf einer Antwortnote 
geäußert hätten, mit der die Bundesregierung auf die sowjeti-
sche Erklärung vom 8. Dezember 1967 über ein Anwachsen des 
„Neonazismus" in der Bundesrepublik reagieren wolle. Sie hät-
ten sich dafür ausgesprochen, diesen Text der sowjetischen 
Regierung einige Tage vor Übergabe ihrer eigenen Noten über-
geben zu lassen, zumal eine Zweiteilung der westlichen Ant-
worten die doppelte Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung 
wecken werde. Ruete paraphrasiert anschließend den Inhalt 
der untereinander abgestimmten Erklärungen der amerikani-
schen und der britischen Regierung. Darin sollten die sowjeti-
schen Beschuldigungen zurückgewiesen und ferner festgestellt 
werden, daß die 1945 abgeschlossenen Viermächtevereinba-
rungen keine Grundlage mehr für eine Einmischung in die in-
neren Verhältnisse der Bundesrepublik darstellen könnten. 
Die Bundesrepublik sei jetzt ein demokratischer Staat, von 
dem keine Bedrohung des Friedens in Europa ausgehe. Ruete 
regt abschließend an, die Antwortnote der Bundesregierung 
unverzüglich in Moskau zu übergeben. 

444 21.12. Aufzeichnung des Ministerialdirigenten Böker S. 1697 
Böker führt aus, daß der ägyptische Wirtschaftsminister ge-
genüber Bundesminister Wischnewski den Vorschlag unter-
breitet habe, die Abteilung für die Wahrnehmung der Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland bei der italienischen Bot-
schaft in Kairo auf Grundlage der Gegenseitigkeit durch einen 
höherrangigen Leiter aufzuwerten. Ferner habe Zaki signali-
siert, daß die ägyptische Regierung jetzt in schriftlicher Form 
ein politisches Signal der Bundesregierung erwarte. Böker 
meint, daß sich die Bundesregierung vor dem Hintergrund des 
Bestrebens der VAR, in absehbarer Zeit sowohl mit der Bun-
desrepublik als auch mit der DDR diplomatische Beziehungen 
ohne Risiko für sich selbst aufzunehmen, nicht auf solche 
„Ersatz-Botschaften" in Kairo und Bonn einlassen solle. Aller-
dings solle dem ägyptischen Wunsch nach stärkerer finanziel-
ler Beteiligung an Projekten der Technischen Hilfe entsprochen 
werden. 
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445 21.12. Botschafter Freiherr von Braun, New York (UNO), an S. 1700 
das Auswärtige Amt 
Braun faßt Gespräche mit dem rumänischen Außenminister 
Manescu sowie mit dessen Stellvertreter Malitza zusammen. 
Manescu bat, Bundesminister Brandt mitzuteilen, er möge auf 
dem beschrittenen Weg der Entspannungspolitik energisch 
fortschreiten und insbesondere den Dialog mit dem „anderen 
deutschen Staat" vorantreiben. Auch er, Manescu, halte die 
Mauer in Berlin für schlecht. Jedoch könne nur ein Entgegen-
kommen gegenüber der DDR, etwa in Form der Zulassung ei-
nes Beobachters bei der UNO, wirksam sein. Die UNO sei ein 
geeigneter Ort, um das Verhältnis zwischen beiden deutschen 
Staaten zu ordnen. In vorangegangenen Unterredungen führte 
Malitza dazu aus, daß im Unterschied zur Atmosphäre in der 
UNO direkte Gespräche zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR schwierig und vorbelastet seien. Es dürfe nicht vergessen 
werden, daß Antworten auf Schreiben der Bundesregierung 
nicht in Ostberlin, sondern in Moskau verfaßt würden. 

446 22.12. Aufzeichnung des Minister ialdirektors Ruete S. 1703 

Ruete erörtert konkrete Möglichkeiten der DDR und der 
UdSSR zur Störung und Behinderung von Berlin (West) und 
des Berlinverkehrs sowie notwendige Gegenmaßnahmen der 
Bundesrepublik und der Drei Mächte. Er vermerkt, daß weite-
ren verfassungsrechtlichen Schritten der DDR zur Untermaue-
rung ihrer Eigenstaatlichkeit zu begegnen sei durch Erklärun-
gen, die mit den Westmächten abgestimmt werden müßten. 
Die Gegenmaßnahmen im Falle der Behinderung des Zugangs 
nach Berlin (West) seien in entsprechenden Eventualfallpapie-
ren mit den drei Verbündeten bereits festgelegt. Dagegen habe 
eine gemeinsame Planung erst noch für den Fall stattzufinden, 
daß die DDR die bestehenden Vereinbarungen und Praktiken 
aufkündige, die sich auf das Währungsgebiet der DM-West be-
zögen. Schließlich seien in der DDR weitere Schauprozesse ge-
gen in der Bundesrepublik ansässige „Nazis in hohen Stellun-
gen" möglich. 

447 27.12. Aufzeichnung des Minis ter ia ldir igenten F r a n k S. 1706 

Frank resümiert ein Gespräch des Bundesministers Wisch-
newski mit dem algerischen Botschafter in Rom am 22. Dezem-
ber 1967 in Frankfurt am Main. Aid Challal teilte mit, daß sei-
ne Regierung ernsthaft die Normalisierung der Beziehungen 
zur Bundesrepublik anstrebe. Sie wolle ihre Verbindungen zu 
Europa nicht mehr so einseitig auf Frankreich ausrichten, son-
dern stärker auffächern. Der Bundesrepublik komme hier eine 
besondere Rolle zu. Algerien wünsche u.a. die Reaktivierung 
bestehender Verträge und den Abschluß eines Abkommens zur 
Investitionsförderung. Auch die Beschäftigung algerischer Ar-
beitnehmer in der Bundesrepublik sowie die Förderung des 
Tourismus solle Gegenstand von Expertengesprächen sein. Wisch-
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newski erklärte die Bereitschaft zur Wiederaufnahme des Ka-
pitalhilfeprogramms sowie zur Gewährung von Technischer 
Hilfe. Er wies aber da raufh in , daß die Beschäftigung ausländi-
scher Arbeitnehmer in den letzten zwei Jahren generell nach-
gelassen habe, weil die Bundesrepublik zur Zeit selbst eine 
gewisse Arbeitslosigkeit erlebe. 

448 27.12. Botschafter Strätling, Bukarest, an das S. 1709 
Auswärtige Amt 
Strätling berichtet über ein Gespräch mit dem Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Rumäniens. Ceausescu hob her-
vor, daß der Entschluß der Bundesregierung zur Wiederauf-
nahme der diplomatischen Beziehungen mit Jugoslawien zwar 
die Ernsthaftigkeit der neuen Ostpolitik unterstreiche. Aller-
dings sollte sie noch weiter gehen und die nach dem Zweiten 
Weltkrieg geschaffenen Realitäten anerkennen. Er äußerte 
sich besorgt über das Anwachsen der NPD in der Bundesre-
publik. Es sei unverständlich, daß sie nicht wie seinerzeit die 
KPD verboten werde. Strätling machte darauf aufmerksam, 
daß sich leider eine Entwicklung zu wiederholen scheine, die 
schon während der Weimarer Republik festzustellen gewesen 
sei. Damals hätten „ausländische Mächte und Presseorgane den 
demokratischen Kräften in Deutschland kein Vertrauen entge-
gengebracht und dadurch indirekt die verfassungsfeindlichen 
Kräfte unterstützt". Darauf erwiderte der Generalsekretär, daß 
heutzutage die Unterzeichnerstaaten des Potsdamer Abkom-
mens von 1945 eine „Aktivlegitimation" zur Verhinderung ei-
nes Wiederauflebens des Nationalsozialismus besäßen. Strät-
ling übermittelt abschließend den Eindruck, daß Ceausescu 
sich mit diesen Äußerungen einer Aufgabe habe entledigen 
wollen, die er am 14./15. Dezember 1967 in Moskau „wegen der 
Nichtübereinstimmung in anderen, die Bundesrepublik betref-
fenden Fragen" akzeptiert habe. 

449 28.12. Gespräch des Bundesministers Brandt mit dem S. 1713 
britischen Botschafter Roberts 
Roberts unterrichtet den Bundesminister darüber, daß die bri-
tische Regierung nicht mehr mit einem Beitritt zu den Euro-
päischen Gemeinschaften rechne, solange Staatspräsident de 
Gaulle im Amt sei. Da sie aber nicht solange warten wolle, 
schlage sie Konsultationen mit den Fünf über Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit in den technologischen, rüstungswirt-
schaftlichen, entwicklungs- und außenpolitischen Bereichen 
vor, die nicht von den Römischen Verträgen erfaßt würden. 
Brandt erwidert, daß er solche Verhandlungen für wenig aus-
sichtsreich halte. Stattdessen ergäben sich jeweils im Vorfeld 
der WEU-Ratstagungen Ansatzpunkte für Gespräche zwischen 
den Fünf und Großbritannien, da der französische Vertreter an 
den Vorbereitungen hierzu nicht teilnehme. Der Bundesmini-
ster fahrt fort, daß er an ein Verfahren denke, das in einer 
überschaubaren Zeit zur Mitgliedschaft Großbritanniens führe 

CLXXXIII 



Dokumentenverzeichnis für Band III 

und in der Zwischenzeit bereits Mitwirkungsmöglichkeiten 
an den Entscheidungen der Gemeinschaftsorgane schaffe. Die 
von Roberts angeregten „Aushilfskonstruktionen" könnten viel-
leicht eine gewisse psychologische Wirkung haben, während 
ein wirtschaftspolitisch durchschlagender Erfolg nicht zu er-
warten sei. 
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